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Über die Friedhöfe in Deutschland und besonders in den Neuen 
Bundesländern konnte man in den letzten vier Jahren häufiger 
Berichte in der Tagespresse oder in TV – Politmagazinen verfolgt 
werden1. Der Grund ist in der offensichtlich schwierigen Situation und 
deren Auswirkungen zu suchen, in der sich die Friedhöfe zur Zeit 
befinden2. 
Was Friedhofsverbände und Steinmetzinnungen schon lange 
diskutieren, holt nun auch die Landeskirchen und 
Friedhofsverwaltungen der Städte spürbar ein. 
Die Friedhöfe der ostdeutschen Großstädte leeren sich zunehmend. 
Die Gebühreneinnahmen reichen nicht mehr aus, um die Friedhöfe 
angemessen bewirtschaften zu können Die ostdeutschen Großstädte 
haben unter einem Einwohnerschwund zu leiden3 und zu alledem 
kommt auch noch das für die Friedhöfe gravierendste Problem: das 
veränderte Bestattungsverhalten. Selbst bei annähernd gleichen 
Bestattungszahlen wird immer weniger Fläche des Friedhofs in 
Anspruch genommen.4 Auch die Arbeitsgemeinschaft Friedhof und 
Denkmal (AFD) in Kassel unternimmt Forschungen, die den Wandel 
in der Bestattungskultur näher untersuchen sollen. Selbst in stark 
katholisch geprägten Gegenden, wie z. B. dem Kölner Umland, wird 
eine Tendenz zur Bevorzugung von flächenintensiven 
Bestattungsarten festgestellt5. Schaut man sich auf den 
ostdeutschen Friedhöfen auch nach umfangreichen Pflege- und 
Sanierungsarbeiten um, sei die Frage trotzdem gestattet: werden die 
Friedhöfe bald pleite sein? Ihre wirtschaftliche Zukunft ist zumindest 
sehr ungewiß. 
Die Auslastung der kirchlichen Friedhöfe liegt meist unter der nötigen 
Dichte, um sich selbst finanzieren zu können. Dringend notwendige 
Sanierungsmaßnahmen für die Einhaltung der Verkehrssicherheit, 
den Erhalt wertvoller und oft denkmalwürdiger Substanz, den Erhalt 
und die Pflege der Grünflächen und nicht zuletzt der für die 
Bestattung wichtigen Funktionseinheiten, können vor diesem 
Hintergrund nicht durchgeführt werden. 
Unsere Friedhöfe unterliegen einer Entwicklung, die auch den 
Umgang mit dem Tod oder den Toten in unserer Gesellschaft 
widerspiegelt. Das Zitat von Sedlmayer hat auch heute noch seine 
Gültigkeit: „Die Mißachtung des Menschen kommt nirgends so 
                                            
1 vgl. z. B. Magazin „Fakt“, MDR, Oktober 1997 
2 vgl. KOKENGE, H. / MIES, J.: Friedhofskonzeption Stadt Dresden. Dresden 1998 
3 vgl. Statistisches Jahrbuch Dresden, 1997 sowie Einwohnerprognose Stadt 
Dresden, Amt für Statistik (mdl.) 
4 SÖRRIES, R. in: Ashes to ashes, Fünf Friedhofskonzepte für Köln Kalk. Kassel 
1997, S.3  
„... Die gegenwärtigen Veränderung gängiger Bestattungs- und Friedhofskultur 
haben einschneidende Auswirkungen auf das Verhalten der Menschen, auf die 
Gestalt der Friedhöfe und die ökonomischen Grundlagen aller beteiligten 
Gewerbe... .“ 
5 mündliche Auskunft der Friedhofsverwaltung Köln - Melaten 
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drückend zum Ausdruck wie im Geist der Friedhöfe und 
Bestattungsbräuche moderner Großstädte...“6. Die bundesweit 
festzustellende Zunahme der anonymen Bestattungen in 































Abb. 1: Ausschnitt aus der Bild – Zeitung vom 11. Februar 1999 
 
Die Folgen sind klar: Friedhofsverwaltungen, vor allem die Konfes-
sionellen, sind gezwungen, weite Friedhofsbereiche aus der Bele-
gung auszugliedern oder sogar ganz aufzugeben. Dieser Trend ist 
jedoch kein Phänomen, das sich erst in letzter Zeit eingestellt hat. 
Vielmehr ist der Ursprung bereits in der Anlage der Friedhöfe und in 
den einige Jahrzehnte später zugelassenen Feuerbestattungen zu 
suchen7. Auch hier ist es ein ganzes Bündel von Gründen, die zu 
einem sich heute veränderten Bestattungsverhalten führten. 
                                            
6 SEDLMAYER, H.: Verlust der Mitte. Salzburg, 1948, S. 243 
„Die Mißachtung des Menschen kommt nirgends so drückend zum Ausdruck wie 
im Geist der Friedhöfe und Bestattungsbräuche moderner Großstädte; nirgends so 
kraß die absolute Kulturlosigkeit“. S. 243 
7 siehe S. 12, Entwicklung der Friedhöfe in den Großstädten in der ersten Phase 
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Wertempfinden, Mobilität der Gesellschaft und auch veränderte 
Familienstrukturen tragen zu einem Wandel der Bestattungskultur 
bei. 
Was letztlich bleibt, ist die Schließung oder Entwidmung der 
Friedhöfe. 
Betrachtet man den Umgang mit Friedhöfen zum Zeitpunkt der 
Aufklärung (Auslagerung der Friedhöfe aus den Städten, begründet 
durch Hygiene und Platznot), fällt auf, daß diese Flächen heute 
vollständig überbaut sind. Was also spricht gegen eine ähnliche 
Verfahrensweise, wo doch die Finanzierung zum Erhalt und Pflege 
fast leer stehender Friedhöfe nicht in das Budget der Länder und 
Kommunen passen will? 
Doch damit würden die Stadtteile ein gutes Stück ihrer Identität 
verlieren. Friedhöfe gehören noch immer zum letzten 
gesellschaftlichen Zeugnis der vorangegangenen Generationen.  
Vieles, was z. B. in den Weltkriegen zerstört wurde, ist gerade in 
Städten wie Dresden, deren Identität durch den 2. Weltkrieg stark in 
Mitleidenschaft gezogen wurden, heute nur noch auf den Friedhöfen 
personenbezogen greifbar. Neben den persönlichen Leistungen, 
dem Lebenswerk der Verstorbenen, bleiben von ihnen nur noch die 
Grabsteine, die eng mit der Geschichte eines Ortes oder des 
eigenen Lebens verbunden sind. Der Friedhof kann damit als das 
Spiegelbild unserer Gesellschaft gelten8. Überläßt man die derzeitige 
Bewirtschaftung und die verwaltungsmäßige Verfahrensweise der 
Friedhöfe dem Selbstlauf, kann das zum Verlust wertvoller 
Friedhofssubstanz und stadtteilprägendem kulturellen Erbe führen. 
 
Der Reiz der angesprochenen Themenbereiche liegt in seiner breiten 
Fächerung, denn das Forschungsgebiet Friedhöfe ist nicht einer 
bestimmten Fachrichtung zuzuschreiben. Friedhofsforschungen 
siedeln sich im Bereich der Ethik, der Ethnologie, der Soziologie, der 
Philosophie, der Theologie und nicht zuletzt auch der Architektur im 
weitesten Sinne an. So läßt es sich zu einem großen Teil auch der 
Landschaftsarchitektur und der Stadtplanung zuordnen9. Die 
vorliegende Arbeit versteht sich aus der Sicht eines 
Landschaftsarchitekten und widmet sich so Themenbereichen, die 
eng mit der Freiraumplanung verbunden sind. Friedhöfe werden hier 
unter anderem unter den Aspekten Fläche, Denkmalschutz, Erholung 
und ihrer über den ausschließlichen Zweck hinausgehenden Nutzung 
und Erlebbarkeit gesehen. Die Frage, welche städtebauliche 
Dimension oder Einfluß Friedhofsflächen in Zukunft in einer Stadt 
haben werden, wird in der Arbeit häufig auftauchen. Eine derartige 
                                            
8 BÄRBIG, K.: Sozialisierung des Bestattungswesens. Dresden 1921, S. 37 
„... Wunsch des Hinterbliebenen, Person und Wesen des Verstorbenen 
festzuhalten führte zur Entstehung des Grabdenkmals. Die Gemütstiefe eines 
Volkes findet nirgends innigeren Ausdruck als im Totenkult. Seine Ausdruckskultur 
ist das getreue Spiegelbild der Volksseele."  
9 vgl. DITTRICH, G. (Hrsg.): Der Friedhof ein Planungselement der 
Stadtentwicklung. Nürnberg 1975 
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Thematik wurde nach Kenntnis des Verfassers das letzte Mal vor 
rund zwanzig Jahren in dieser Art bearbeitet10. Die 




























Abb. 2: Überwucherte Grabstelle dessen Grabstein nach Ablauf der Ruhefrist nicht 
beseitigt wurde. 
 
Mit der Arbeit sollen Denkanstöße gegeben werden und auf das 
Problem des Verfalls an Friedhofskultur und damit an Verlust der 
Substanz von Stadtteilen aufmerksam gemacht werden. 
Besonderes Augenmerk wird dabei auf Großstädte11 gelegt, denn die 
vorausgehenden Recherchen12 ergaben, daß ländliche Friedhöfe 
von den angesprochenen Problemen nicht in der Art betroffen 
werden. 
 
Vorhandenes Quellenmaterial zu Friedhöfen existiert in reichhaltiger 
Form, weniger jedoch zum Umgang mit Friedhöfen oder 
Friedhofsflächen, wenn es um die Erstellung von Konzepten zur 
                                            
10 vgl. JENZ, H.: Der Friedhof als stadtgeographisches Problem. Berlin 1977 
11 100.000 bis 500.000 Einwohner, Einteilung laut statistischem Jahrbuch 
deutscher Gemeinden. 




weiteren Nutzung der Ensembles an sich oder der Grünfläche nach 
Entwidmung des Friedhofes geht. Hier ist man zur Zeit eher auf 
Beiträge von Praktikern aus der einschlägigen Fachpresse 
angewiesen, die versuchsweise realisierte Konzepte beschreiben.13 
Auch die Rechtslage in den einzelnen Bundesländern ist zum 
Zeitpunkt der Erstellung der Arbeit noch nicht abschließend geklärt 
und, soweit vorhanden, eher indifferent, was den Status oder den 
Umgang der Fläche nach einer Schließung angeht. Zum Teil sind 
auch noch die Gesetze der DDR in Kraft14.  
Daraus wird deutlich, wie dringlich sich dieser Aufgabe anzunehmen 
ist, vor allem, weil Friedhöfe zunehmend ein „Schattendasein“ in 
unserer Gesellschaft fristen.  
 
Diese Arbeit wendet sich aus Sicht des Verfassers vor allem an 
übergeordnete Planungsstellen, wie z. B.  Grünflächenämter und 
Friedhofsverwaltungen, denen so Methodiken an die Hand gegeben 
werden, mit denen eine Steuerung der Flächenproblematik 
ermöglicht wird. 
Das Ziel der Untersuchung ist es, die Situation der Friedhöfe in 
ostdeutschen Großstädten zu beschreiben und nach Lösungen zu 
suchen, wie man mit den komplexen Problemen in der 
Flächennutzung und Bewirtschaftung der Friedhöfe umgeht. Die 
Arbeit ist praxisorientiert und auf die direkte Anwendung 
ausgerichtet. Die langfristige Anwendung der vorgeschlagenen 
Verfahren soll zu einer „Entspannung“ auf den Friedhöfen in 
ostdeutschen Großstädten führen. 
 
 
                                            
13 Z. B. in : DFK 11/98 S. 13 – 28 
14 MINISTERRAT DER DDR: Verordnung über das Bestattungs- und 
Friedhofswesen vom 17.4.1980. Betrifft die Bundesländer Mecklenburg – 





2.1 Wissenschaftlicher Ansatz 
Die vorliegende Arbeit geht aufgrund eigener Beobachtungen und 
Expertenbefragungen von der erkannten Notwendigkeit aus, daß die 
wirtschaftliche, gesellschaftliche und planerische Situation der 
Friedhöfe in den Neuen Bundesländern grundlegend analysiert 
werden muß. 
Mittel zur Analyse ist die Literaturauswertung und eine 
Fragebogenaktion. Es werden Hypothesen aufgestellt, die durch die 
Auswertungen der Analyse bewiesen werden sollen. Die so 
bewiesenen Thesen zeigen einen Bedarf an differenzierten 
Verfahrensweisen auf, die auf die Situation der Großstadt - Friedhöfe 
in den Neuen Bundesländern zugeschnitten sind. 
Mit Hilfe dieser Verfahren können die noch näher zu beschreibenden 
Probleme künftig einer Lösung zugeführt werden. 
 
 
Es folgt die Aufstellung von Hypothesen die über die 
Datensammlung und Auswertung bewiesen werden sollen. 
 
2.2 Datensammlung  
Die Datensammlung gliedert sich in drei Bereiche: 
 
a) Literaturrecherche: 
• Auswertung von Beiträgen in Fachzeitschriften und Büchern 
• Auswertung anwendbarer Rechtssprechung 
• Auswertung von Fördermöglichkeiten 
 
b) Expertenbefragung über Fragebogen15 
• Erstellung eines Fragebogens 
• Daten werden im Hintergrund verwendet. Sie werden als 
Speicher im Hintergrund genutzt. Die vollständige 
Datensammlung befindet sich im Anhang. 
 
c) Einzelgespräche / Schriftverkehr 
• Kommen dann zur Anwendung, wenn keine Veröffentlichung für 
das Themengebiet zu erschließen ist. 
 
2.3 Datenauswertung 
Aus der Auswertung resultiert: 
• Beschreibung der Situation der Friedhöfe in den Neuen Ländern 
nach verschiedenen Untersuchungsbereichen 
                                            
15 Informationen zur Durchführung der Fragebogenaktion und zur Auswahl der 
Großstädte der Neuen Länder befinden sich im Anhang. 
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• Kristallisation von einzelnen Untersuchungsschwerpunkten: 
 
1. Einleitung und Erläuterung der besonderen Situation der 
Friedhöfe. 
 
2. Betrachtung der Friedhöfe als Fläche im Hinblick auf 
Bestattungsflächen sowie Grün- und Erholungsflächen. Vergleich 
unterschiedlicher Bemessungsgrundlagen zur Größe der 
Friedhöfe.  
 
3. Untersuchung der besonderen wirtschaftlichen Situation der 
Friedhöfe. Auswertung von Fördermöglichkeiten auf kommunaler 
und privater Ebene sowie Vorschlag neuer 
Bewirtschaftungsformen. 
 
4. Beispiele geschlossener Friedhöfe, deren Inhalte neu definiert 
wurden. Klärung unterschiedlicher Interessen an einem Friedhof. 
 
2.4 Lösungen 
Zur Lösung werden unterschiedliche Empfehlungen und Verfahren 
angeboten, die auf spezielle Teilprobleme im Unterhalt der Friedhöfe 
abgestimmt sind. 
 
Im Verlauf der Arbeit werden daraus 4 generell anwendbare 








3 Die Situation der Friedhöfe im Osten Deutschlands 
 
3.1 Entwicklung der Friedhöfe im Untersuchungsgebiet  
In diesem Abschnitt soll kurz auf die Entwicklung der Friedhöfe in 
den betrachteten Großstädten eingegangen werden. Die Darstellung 
erfolgt im Überblick, um eine ungefähre Orientierung und 
Einordnungsmöglichkeit geben zu können. Die Entwicklung läßt sich 
in drei Phasen gliedern, die eng mit der Geschichte Deutschlands 
verknüpft sind. 
 
3.1.1 Phase 1: Situation vor 1945 
Die Phase 1 kennzeichnet die Entwicklung und Entstehung von 
Friedhöfen, die für Gesamtdeutschland Gültigkeit hat. 
In ganz Deutschland ist der überwiegende Anteil an 
Bestattungsfläche in der zweiten Hälfte des 19.Jahrhunderts 
entstanden. In dieser Zeit haben sich besondere regionaltypische 
Friedhofsformen und Grabmalgestaltungen herausgebildet, die auch 
heute noch ablesbar sind. Mit dem Wachstum der Städte kam es in 
der Folge zu einer weiteren flächenmäßigen Ausdehnung der 
Friedhöfe (Viele Erweiterungsflächen stammen ebenfalls aus dieser 
Zeit.). Am Referenzbeispiel Dresden kann man erkennen, daß es 
zwischen 1835 und 1930 eine Verdreifachung in der Anzahl der 
Friedhöfe gab.  
 
Zeitausschnitt Anzahl Friedhöfe in 
der Stadt Dresden 
Anzahl 
Einwohner 
1835 12   58.000 
1875 16 177.000 
1880 18 220.818 
1890 22 276.522 
1900 36 396.146 
1910 37 548.308 
1930 40 580.000 
 




Einen besonderen Einschnitt für die weitere Entwicklung gab es um 
1905, als die Feuerbestattung zugelassen wurde.17 Das führte auf 
vielen Friedhöfen zur Einrichtung neuer Grabfelder für 
                                            
16 KOKENGE, H./ MIES, J.: Friedhofskonzeption Stadt Dresden. Dresden 1998, S. 
85 
17 Die rechtliche Zulassung, bzw. Akzeptanz der Feuerbestattung erfolgte in den 
einzelnen Landesteilen Deutschlands zwischen 1903 (Sachsen) und 1910. 
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Urnenbestattungen und mit den veränderten Ansichten der 
Architekten dieser Zeit ebenso zu neuen Gestaltungsformen. Ein 
gutes Beispiel ist dafür der Friedhof Tolkewitz mit Krematorium des 
Architekten Fritz Schuhmacher von 1903 in Dresden. 
 
Der Bedarf an Friedhofsfläche war in dieser Phase sehr hoch: das 
hängt einerseits mit den gesamten Lebensbedingungen in den 
Großstädten18 um diese Zeit zusammen, andererseits mit dem 
Bedarf an Friedhofsfläche für die Toten des 1. Weltkriegs (später 
auch des 2.). Man kann vor dem Hintergrund der hohen Belegung 
der Friedhöfe davon ausgehen, daß das die Zeit der besten 
Auslastung der zum Teil noch „jungen“ Friedhöfe war.  
Die hohe Belegungsdichte auf den Friedhöfen führte aber nicht 
gleichzeitig auch zu einer verbesserten Qualität in Gestaltung und 
Pflege. Vielmehr gab es aufgrund der Masse an Gräbern auch viele 
Friedhöfe, deren Pflege- und gesamtes Erscheinungsbild z. B. nicht 
den gewünschten Standards der zum Teil existierenden örtlichen 
„Verschönerungsvereine“ entsprach, die sich um die Gestaltung des 
Friedhofes oder des Ortes bemühten. Eine Folge davon war die 
Entwicklung von Gestaltungssatzungen für die Friedhöfe und später 
auch von Musterfriedhofsordnungen. 
Auswirkungen zeigte diese Phase auch für die stadtgeographische 
Bedeutung der Friedhöfe: aufgrund der hohen Gräberdichte ging der 
Anteil am Gesamtgrün19, der Bestandteil des städtischen 
Grünsystems ist, auf den Friedhöfen zurück. Zum Teil waren die 
Friedhöfe an der Grenze ihrer Aufnahmefähigkeit angekommen, so 
daß auch Flächen, die ursprünglich für das Gesamtgrün auf 
Friedhöfen angelegt wurden, nun für Bestattungszwecke genutzt 




3.1.2 Phase 2: Situation zwischen 1945 und 1990 
Der zweite Weltkrieg brachte die Teilung Deutschlands und damit die 
Entstehung der DDR. Innerhalb des sozialistischen Staates galt 
fortan ein neues Wertesystem, das bis heute deutliche Spuren auf 
den Friedhöfen hinterlassen hat. Die Veränderungen innerhalb dieser 
Phase waren bezogen auf Stadt- und Dorffriedhöfe20, 
unterschiedlich.  
Die Phase 2 ist der eigentliche Ausgangspunkt für die weiteren 
Entwicklungen und die daraus folgenden Auswirkungen. 
                                            
18 Die Lebensbedingungen waren geprägt durch die Industrialisierung, schlechte 
hygienische Standards und beengte Wohnformen. 
19 Der Grünanteil eines Friedhofes ist bestimmt durch den Friedhofstyp. Er umfaßt 
alle im Entwurf des Friedhofes als Grünflächen vorgesehene Teile der Anlage. 
Nicht eingeschlossen sind die Grablager. Anm. des Verfassers. 
20 Diese beiden Friedhofstypen unterscheiden sich vor allem durch ihren 
Benutzerkreis und die stadtgeographische Lage. 
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Der Bedarf an ausreichend zur Verfügung gestellter 
Bestattungsfläche hält zu Beginn der Phase 2 aufgrund der 
Kriegseinflüsse21 an.  
Die Friedhöfe gerieten in dieser Phase zunehmend unter politischen 
Einfluß, der per rechtlicher Verordnung über die Bestattungsgesetze 
und Musterfriedhofsordnungen, sowie über das Institut für 
Kommunalwirtschaft (IfK) durchgesetzt wurde. Der Einfluß bezog 
sich auf die Gestaltung der Friedhöfe und die rituellen Bräuche, die 
mit dem gesamten Friedhofs- und Bestattungswesen zusammen 
hingen22. Gleichzeitig änderte sich auch das Bestattungsverhalten 
der Ostdeutschen zunehmend. Neben der Werbung für 
Urnengemeinschaftsanlagen, die vom IfK durchgeführt wurde, waren 
außerdem auch viele Menschen von sich aus für diese neue 
Bestattungsform zu gewinnen. Dadurch entstand ein Effekt, der die 
Bevorzugung flächenintensiver Bestattungsformen noch 
beschleunigte. 
Weiterhin war für diese Phase prägend, daß die Planwirtschaft nicht 
den gewünschten Erfolg hatte. Dies führte zu einer allgemeinen 
Verschlechterung des baulichen Zustandes und des Pflegezustandes 
auf den Friedhöfen. 
Zugleich änderte sich auch die wirtschaftliche Situation der Friedhöfe 
deutlich: die allgemeinen volkswirtschaftlichen Bedingungen wurden 
auf das Gebührensystem der Friedhöfe übertragen. Spezielle 
Abrechnungssyteme sollten anstelle einer ausreichenden Gebühr 
dazu dienen, den Haushalt der Friedhöfe zu decken. 
Die Auslastung der Friedhöfe im Osten Deutschlands ging von 1960 
bis 1970 stetig zurück, wie Untersuchungen an Dresdner Friedhöfen 
ergaben. Außerdem geraten die Friedhöfe zunehmend in ein 
gesellschaftliches Abseits. Diese Beobachtung gilt wohl für den 
überwiegenden Teil der Friedhöfe in Deutschland. Unter Umständen 




3.1.3 Phase 3: Situation nach 1990 
Die Phase 3 kennzeichnet die Situation in den Neuen 
Bundesländern, wie wir sie heute vorfinden. Wie in vielen anderen 
Lebens- und Organisationsbereichen wurde auch über die Friedhöfe 
praktisch über Nacht ein komplett neues System gestülpt. Die bisher 
sowieso nicht nach marktwirtschaftlich orientierten Bedingungen 
                                            
21 Erneuter hoher Flächenbedarf durch die Toten des 2. Weltkriegs 
22 Ein extremes Beispiel ist dafür die Erweiterung des Chemnitzer Hauptfriedhofes 
aus den 70er Jahren. Auf diesem wurde eine große Urnengemeinschaftsanlage als 
vorbildliche Anlage des IfK gebaut. In dieser „Entsorgungsfläche“ wurde mit Hilfe 
von Baggern Gräben ausgehoben, die dann ein bis zwei mal pro Woche in 
Massenveranstaltungen für Urnenbeisetzungen benutzt wurden. Die 




arbeitenden Friedhofshaushalte übernehmen nur schleppend das 
aktuelle Gebührensystem. Dennoch müssen alle laufenden Kosten 
und reichlich anstehenden Reparaturen jetzt voll unter „westlichen“ 
Bedingungen abgerechnet werden. Eine kostendeckende 
Berechnung findet vor allem bei den konfessionellen Friedhöfen aus 
sozialen Gründen jedoch nicht statt, d. h. sie finanzieren eine 
Sozialanteil. 
Es kommt zu einer drastischen Verschlechterung der Situation der 
Friedhöfe angesichts der veränderten Kostensituation, weiterhin 
zurückgehende Bestattungszahlen und einem sich verstärkenden 
Trend zur anonymen Urnenbeisetzung. 
Die Verwaltungen sind nach neuer Gesetzgebung jetzt gezwungen, 
exakte Haushaltsberechnungen anzustellen. Besonders deutlich 
werden die sich daraus ergebenden Veränderungen in der Trennung 
des gewerblichen und hoheitlichen Bereichs.23 Die Verwaltungen 
spüren deutlich die hohen Defizite im Leistungsstandard aus nicht 
ausreichend kalkulierten Gebühren der vergangenen Jahre.  
Die Frage der Flächenbedarfsneuberechnung an Friedhöfen rückt 
weiter in den Vordergrund. Immer härter werdende Bedingungen, die 
mit den Sanierungsstaus und den oben skizzierten Bedingungen 
zusammenhängen, bringen vor allem kleine, konfessionelle 
Friedhofsverwaltungen an den Rand ihrer wirtschaftlichen 
Tragfähigkeit. 
Der Bedarf eines ganzheitlichen Ansatzes zur Reform der 
Organisationsstrukturen in einer stadtgebiets - übergreifenden Art 
wird deutlich. 
Es kristallisiert sich heraus, daß Lösungsansätze im Umgang mit 
nicht mehr benötigten Friedhofsflächen gebraucht werden. 
 
3.2 Veränderte Friedhofsgestalt 
Der folgende Abschnitt beschreibt die allgemein sichtbaren und 
gestalterischen Veränderungen auf den Stadtteil- und 
Hauptfriedhöfen in den Großstädten Ostdeutschlands. Betrachtet 
werden nicht spezielle Anlagen, sondern es werden vielmehr 
grundsätzliche Veränderungen und ein Gesamteindruck, der sich aus 
Literaturdurchsicht und Besuch zahlreicher Friedhöfe ergibt, 
beschrieben. Der beste Überblick über deutlich sichtbare 
Veränderungen konnten vom Verfasser in Berlin gewonnen werden.  
 
Goethe sagte über ein Friedhofsbild Ruysdaels24: "Die Grabmale 
deuten in ihrem zerstörten Zustande auf ein Mehr-als-Vergangenes; 
sie sind Grabmäler von sich selbst."25 
Goethes Beschreibung dieses Friedhofsbildes kann auch heute noch 
als symptomatisch für viele Bereiche der untersuchten Friedhöfe 
                                            
23 Vgl. Kapitel 5.1.1, S. 92 
24 Holländischer Landschaftsmaler 1600 bis 1670.  
25 In: BOLZ, N.: Die Zukunft des Gedenkens. In: WEBER, H. (Hrsg.): Orte der 
Erinnerung, der Friedhof im 21. Jahrhundert. Königswinter, 1997 
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gelten. Der Gesamtzustand, die Summe der Grabmale und einzelner 
Gebäude der Friedhöfe befinden sich häufig in einem 































Abb. 3: Stadtteilfriedhof in Leipzig. Der Betrachter spürt die geringe Wertschätzung 
dem Friedhof gegenüber. „Der Verfall ist allgegenwärtig“ 
 
 
Besonders deutlich wird das auf den großen Stadtteilfriedhöfen in 
den Großstädten Ostdeutschlands26. Ein Beispiel ist der Neue 
Annenfriedhof in Dresden: besonders auffällig ist an der Anlage der 
ruinöse Zustand der Eingangshalle sowie inhaltliche 
Veränderungen27 der Grabfelder. Prüfungen der Abteilung Baupflege 
                                            
26 MEINEL, S.: Moderne Zeiten. In: Naturstein, 5/96, S. 76:  
„Die staatlich reglementierten Preise, der Arbeitskräftemangel und die fehlende 
Technik waren neben der nur mangelhaft ausgeübten Aufsichtspflicht der 
Friedhofsträger Hauptursache für den Verfall vieler Friedhöfe, vor allem 
Stadtteilfriedhöfe in Ostdeutschland.“ 
27 Im Sinne vom Verlust der Gestaltungsaussage durch das Aufstellen billiger, 




der Landeskirche Sachsen ergaben, daß alleine denkmalpflegerische 
Sicherungsarbeiten den Betrag von 2 Mio. DM kosten würden28. Die 
Sanierung der gesamtem Anlage, nur unter dem Aspekt der 
Verkehrssicherung, dürfte ebenso teuer werden29. 
 
Derartige Anlagen sind zwar die Ausnahme im gesamten Gefüge der 
Friedhöfe in Großstädten, sie zeigen aber, welche Ausmaße der 
Verfall annehmen kann. Doch die ausbleibende Pflege und 
Sanierung der wesentlichen Bestandteile ist nur ein Aspekt bei der 
äußerlichen Betrachtung der Friedhöfe. Neben den Veränderungen 
im Gesamtbild haben sich auch wesentliche Änderungen der Inhalte 
und damit auch der Gestaltungen ergeben. Für die Inhalte war die 
Ideologie des szialistischen Staates verantwortlich. 
Zunächst wurde eine Veränderung der Bestattungsfeiern, Messen 
und anderer kultischer Handlungen der Kirche von der SED nicht 
gefordert.30  
Mit Beginn der 60iger Jahre wurde dann verstärkt Einfluß auf die 
gesellschaftlichen Ausdrucksformen genommen. 
Auf den Friedhöfen wurden die zunehmend wichtiger werdenden 
weltlichen Bestattungsreden mit einheitlichen Texten, Schmuck und 
Musik abgehalten. Musterreden finden sich in der dafür 
veröffentlichten Broschüre des IfK.31 Ein weiterer Aspekt sind die 
Empfehlungen des IfK zur Gestaltung von Friedhöfen. Die 
sozialistische Einheit sollte auch auf den Grabfeldern zu erkennen 
sein. Klassenunterschiede sollten in Gemeinschaftsgräbern 
aufgehen32 und hervorragende architektonische sepulkrale 
Errungenschaften wurden als „kulturelle Verfallserscheinungen der 2. 
Hälfte des 19. Jahrhunderts“33 gewertet. In den 
Musterfriedhofsordnungen der DDR wurden sie ebenfalls verboten.34 
 
Diese Veränderungen selbst nachzuvollziehen, macht eine einfache 
Probe im Hinblick auf gestalterische Veränderungen deutlich: der 
Versuch, einen traditionellen Friedhof zu beschreiben, gelingt zwar, 
er schlägt aber beim Vergleich mit dem aktuellen Bild eines Großteils 
unserer Friedhöfe fehl. 
 
                                            
28 Angaben der Friedhofsverwaltung und Auskunft der Landeskirche Sachsen. 
29KOKENGE, H. / MIES, J.: Friedhofskonzeption Stadt Dresden. Dresden 1998: 
Schätzungen im Rahmen der Friedhofskonzeption. 
30 DÄHN, H.: Konfrontation oder Kooperation. Opladen 1982, S. 98: 
„In den ersten 20 Jahren des Bestehens der DDR konnte die Kirche ungehindert 
alle als kultisch anzusehende Handlungen ausführen, dazu zählte auch die 
Ausübung von Bestattungsfeiern.“ 
31 IfK: Weltliche Bestattungsfeiern. Dresden 1979  
32 IfK: Gestaltung unserer Friedhöfe. Dresden, 1963, S. 22  
„In unserer sozialistischen Gesellschaftsordnung ist der Friedhof Begräbnisstätte 
für alle Glieder der Gesellschaft ohne Bevorrechtigung des Einzelnen.“ 
33 ebd. 
34 Musterfriedhofsordnung der DDR, vom 1.Januar, 1981; 5.1 „Eine Neuanlage 
oder Rekonstruktion von massiven Grüften oder Bauwerken zum Zwecke der 
Beisetzung ist nicht gestattet.“ 
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Der Versuch eignet sich zum Selbsttest: versuchen Sie einen traditionellen 
Friedhof zu beschreiben. Die Beschreibung könnte wie folgt lauten: „Der 
Friedhof hat eine Mauer. Innerhalb dieser Mauer reihen sich die gepflegten 
Gräber aneinander. Die einzelnen Grabstellen sind deutlich zu erkennen. 
Die Gräber sind teilweise bepflanzt. Zu den Gräbern gelangt man über 
gepflegte Wege. Man geht an Pflanzungen vorbei, die zum großen Teil aus 
Immergrünen bestehen....“ 
 
Diese Beschreibung eines imaginären Friedhofes scheint auf viele 
Friedhöfe anwendbar zu sein. Doch der Blick auf die ostdeutschen 
Großstadtfriedhöfe zeigt ein anderes Bild. 
Das liegt vor allem daran, daß sich die Struktur, also das 
Gestaltungsraster, verändert hat. Die Friedhöfe sind aufgrund 
veränderter Gräberzusammensetzung in vielen Grabfeldern 
kleinteiliger geworden. Ebenso unbeachtet bleiben in dem Versuch 
die Bereiche eines Friedhofes, die nicht mehr benötigt werden. Zum 
Teil sind sie bereits leergeräumt, zum Teil stehen aber immer noch 
die Gräber in dichtem Zusammenhang. Die inhaltliche Leere der 
Grabstellen wird aufgrund unterlassener Abräumarbeiten der 
Friedhofsverwaltung nicht deutlich.35  
Drastische Beispiele fanden sich dazu ebenfalls in Berlin: die 
Vegetation auf den Friedhöfen der Gizemaneh - Gemeinde 
(Friedhöfe Nordend) an der Blankenfelder Str. 45 – 55, in 1110 Berlin 
/ Niederschönhausen, befinden sich in weiten Teilen in einem 
Zustand, der nichts mehr mit einem gewöhnlichen Friedhof gemein 
hat. Weite Teile des Friedhofes sind nicht abgeräumt worden, die 
Spontanvegetation befindet sich bereits im Vorwaldstadium. Die 

















                                            
35 Inhaltliche Leere hat nach Meinung des Verfassers hier etwas mit dem 
Vorspiegeln falscher Tatsachen zu tun. Aus technisch – verwaltungsrechtlicher 
Sicht gehören diese Grabsteine schon lange beseitigt, da ihre 
Nutzungsberechtigung abgelaufen ist. Läßt man die Grabsteine dennoch an Ort 


























Abb. 4: Hauptweg auf dem Gizemanehfriedhof, zwischen unbelegten Grabfeldern 
 
Gegenteilige Beispiele, in denen nicht eine völlige Vernachlässigung 
der Fläche vollzogen sondern diese völlig ausgeräumt wurde, finden 



























3.2.1 Veränderungen durch das Bestattungsverhalten 
Wesentlichen Einfluß auf die veränderten Gestaltungsmuster nimmt 
das Bestattungsverhalten36.  
Den Trend zur anonymen Bestattung kann man bereits Anfang der 
siebziger Jahre ablesen. Der Verfasser geht davon aus, daß die 
anonyme Bestattung eher von Atheisten gewählt wird. 
Der DDR - Theologe KRETZSCHMAR untersuchte im Zeitraum von 
1950 - 1961 im Bereich der evangelischen Landeskirche Sachsen 
die institutionellen kirchlichen Amtshandlungen, zu denen neben der 
Taufe und Konfirmation auch Bestattungen gehören. 
KRETZSCHMAR konnte vor allem in der Beteiligung von 
Jugendlichen und Kindern einen Rückgang an der Christenlehre 
feststellen37. Unterschiede gab es dabei von der Land- zur 
Stadtbevölkerung, da die Gewohnheiten auf dem Land nicht in dem 
Maße abgelegt wurden (z. B bewegte sich die Taufziffer in 
Großstadtgemeinden am Ende der Untersuchungsperiode zwischen 
25...33%, in Kleinstadtgemeinden zwischen 60...70% und in der 
Dorfgemeinde zwischen 95...100%).38Ein weiterer Grund dafür, 
warum die Veränderungen auf Friedhöfen vor allem in den 
Großstädten ablesbar sind. 
Auch die Zahl der Gemeindemitglieder ging zurück, in großen 
Städten der sächsischen Landeskirche betrug sie 1960: 3,5 Mill. und 
in 1970: 2,7 Mill. Auch eine auf andere Orte der DDR ausgerichtete 
Befragung der Kirchgemeinden zeichnete ein ähnliches Bild, so 
verringerte sich z. B. die Zahl der Konfirmanden in Rostock von 
1959: 1.110 auf 302 im Jahr 196339. 
Damit stimmen die Beobachtungen des Theologen mit den 
Untersuchungen des Verfassers überein. Der Wandel in der 
Bestattungskultur, die auch als kirchliche Amtshandlung verstanden 
werden kann, vollzieht sich in den Städten stärker und spürbarer. 
Die weit verbreitete Konfessionslosigkeit der DDR – Bürger wird 
auch weiterhin dazu führen, daß eher eine weltliche Bestattung auf 
einem preisgünstigen kommunalen Friedhof bevorzugt wird. 
Ein Eingriff in die religiöse Ausbildung bedeutet auch einen 
„unterschwelligen“ Eingriff in das Bestattungsverhalten der Bürger.  
 
 
                                            
36 GROSSMANN, G.: Ostdeutschland: Probleme im Bestattungswesen. In: DFK 
7/94 S. 257 – 260: „1987 betrug der Anteil der Feuerbestattungen im DDR - 
Durchschnitt 65,1 Prozent der Gesamtbestattungen. Dabei war in den Südbezirken 
der prozentuale Anteil wesentlich höher, bedingt durch die höhere 
Krematoriumsdichte. 1986 in den Thüringer Bezirken Gera und Suhl bei 85,5 und 
88,2 Prozent, während es zum Beispiel im Bezirk Neubrandenburg nur 19,1 
Prozent waren." 
37 KRETSCHMAR in: DÄHN, H.: Konfrontation oder Kooperation. Opladen 1982, S. 
84 
38 ebd. S. 84 
39 ebd. S. 85 
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Eine tiefgründige Bindung zur eigenen Kirchgemeinde wird so über 
Generationen hinweg gelockert40. Ein Tatbestand, der heute durch 
den Rückgang an Bestattungen auf einigen konfessionellen 
Friedhöfen abzulesen ist. 
Heute sind es vermehrt wirtschaftliche Entscheidungen, die 
ausschlagebend für die Wahl einer Urnengrabstätte sind. Hinzu 
kommt der Wunsch alter Menschen, den Jungen nicht zur Last fallen 
zu wollen. Auch der Pflegeaspekt spielt eine Rolle: alte Menschen 
können die Vorstellung teilweise nicht ertragen, später ein 
ungepflegtes Grab zu haben. Die „Blümchenwiese“41 macht 
schließlich immer einen gepflegten Eindruck. Der eindeutige Trend 
zu Feuerbestattungen besonders im Osten Deutschlands, die 
Akzeptanz der anonymen Bestattung, führten bereits in der 
Vergangenheit zu Konflikten mit den Gestaltungsrastern auf den 
Grabfeldern42. Die staatliche Einrichtung zur Beratung und 
Unterstützung der Kommunen in der DDR in allen Fragen der 
Stadtbewirtschaftung, das Institut für Kommunalwirtschaft (IfK), gab 
verschiedene Veröffentlichungen heraus, die unter anderem zum Ziel 
hatten, den Gedanken der Urnengemeinschaftsanlagen zu 
verbreiten. Ein Ziel war der Versuch, UGA's, die dem Raster der 
kleinteiligen Stadtteil- oder Dorffriedhöfe widersprachen, in diese 
möglichst "schonend" einzufügen43. „Dem Wunsch nach einer UGA 
ist nachzugehen“ heißt es von der IfK44 zur Umgestaltung der 
Friedhöfe. Solche Anlagen findet man heute nicht nur auf den großen 
kommunalen Friedhöfen, sondern auch auf den kleinen 
Stadtteilfriedhöfen. 
Heute gilt nicht mehr das menschliche Maß als Grundeinheit für die 
Gestaltung der Grabfelder sondern nur noch die Fläche, die für eine 
Urnenbeisetzung benötigt wird. Vielfach ist der Versuch 
unternommen worden, in bestehende Grabfelder 
Urnenbeisetzungsflächen einzuordnen. Dadurch ändert sich das 
Verhältnis von Wegeflächen, Anzahl an Grabsteinen, der Anordnung 
des Gesamtgrüns und der gesamten Pflanzenstruktur auf den 
Gräbern. Der Friedhof erfährt dadurch strukturelle Änderungen, die 
sich nachhaltig auf sein gesamtes Erscheinungsbild auswirken. 
„Schauen wir uns in der Gegenwart um, so scheinen nach einer 
langen Zeit, in der die Art und Weise der Bestattung fest geregelt 
                                            
40 EV. AKADEMIE ISERLOHN: Die anonyme Bestattung als Herausforderung an 
die Friedhofsgestaltung. (Tagungsprotokoll) Iserlohn 1991, S.6: 
„Die atheistische Weltanschauung negiert jegliche Daseinsform jenseits des 
Todes. Es ist eine natürliche Entwicklung, daß sich viele alte DDR - Bürger für eine 
Einäscherung und Bestattung in einer UGA entschieden.“ 
41 Thüringer Ausdruck für Wiesenflächen einer Urnengemeinschaftsanlage. 
42 Der Hauptanteil großer Stadtteilfriedhöfe ist ,beginnend mit den Wellen der 
Stadtentwicklung, ab ca. 1870 als Friedhof für Erdbestattungen ausgelegt worden. 
43 IfK: Umgestaltung ländlicher Friedhöfe. Dresden 1979, S. 17: 
„Friedhof soll [...] nach modernen Gestaltungsprinzipien angelegt sein. Diese 
wiederum sind ableitbar aus den fortschrittlichen Technologien [...] sowie des 
kulturellen Niveaus der Gesellschaft“ 
44 ebd., S. 36 
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war, alle Normen und Grundsätze des Verhaltens in Auflösung 
begriffen“, schreibt SÖRRIES in einem Artikel zu Veränderungen auf 
den Friedhöfen45. 
Dieser Tatbestand wirkt sich solange nicht negativ (vom 
gartenästhetischen Aspekt aus gesehen) auf die Bestattungsplätze 
aus, wie den veränderten Inhalten entsprechende qualitätvolle 
Gestaltungsmuster entgegengesetzt werden.  
Doch die staatlich propagierten Urnengemeinschaftsanlagen 
erschöpften sich in der Anfangszeit (um 1970) auf die Anlage 
einfacher Rasenflächen mit einem zentralen Denkmal46. 
Die daraufhin in der DDR einsetzende Entwicklung47 wurde nicht nur 
durch die gewillte staatliche Lenkung begünstigt, sondern fand auch 
durch eine breite Unterstützung in der Bevölkerung ihren Rückhalt. 
HAPPE stellt dazu fest: „In den östlichen Bundesländern, wo sie 
(Beisetzungen in UGA’s, Anm. d. V.)  einst Ausdruck sozialistischer 
Bestattungskultur war, ist sie fest verankert.“48 Die fortschreitende 
Entindividualisierung unserer Gesellschaft begünstigt diese 
Bestattungsform zusätzlich. 
Das Auftauchen aus der schützenden Masse wird nur sporadisch 
gewünscht, die Bedeutung des Todes wird immer weiter zurück 
gedrängt. Kaum wird man einer Bestattung noch einen solchen 
Stellenwert beimessen, daß man sich für eine Grabanlage 
entscheidet, die dem „Pompe funeral“ gleichzusetzen wäre. 
Stattdessen kommt immer häufiger die Entscheidung für die einfache 
und nichtssagende Rasenfläche in Frage. Zum Teil werden die 
Gemeinschaftsanlagen dann noch auf den attraktivsten Friedhofstei-
len untergebracht. Geschickt nutzt man später die Kulisse 





                                            
45 SÖRRIES, R.: Der Ort wird immer unwichtiger. In: WEBER, H. (Hrsg.): Orte der 
Erinnerung, der Friedhof im 21. Jahrhundert. Königswinter 1997, S. 35 
46 KRAMER, M. in: EV. AKADEMIE ISERLOHN: Die anonyme Bestattung als 
Herausforderung an die Friedhofsgestaltung. (Tagungsprotokoll) Iserlohn 1991, 
S.6: „Der gestalterische Wesenskern der anonymen Bestattung, nämlich daß sie 
ohne Beeinflussung durch Dritte von den Friedhofsverwaltungen auf nur von Ihnen 
beeinflußbaren Flächen oder Anlagen vorgenommen werden können, prädestiniert 
sie geradezu aus der Sicht der Friedhofsverwaltungen zu einer in der DDR 
bevorzugten Bestattungsform. Flächenbewirtschaftung der DDR - Friedhöfe sollte 
dem geistigen Niveau der Arbeiter (Hiwi‘s, Ausreisewillige, soziale Randgruppen) 
angepaßt werden. Auch die UGA wurde dadurch beliebter, Gestaltung erschöpfte 
sich im Anlegen einfacher Rasenflächen. Rasenmähen war jedem Hiwi zumutbar.“ 
(KRAMER war Mitarbeiter im Institut für Kommunalwirtschaft, der von der DDR – 
Regierung zentralgelenkten Beratungsstelle für alle Aspekte der Freiraumplanung, 
Anm. d. Verf.) 
47 vgl. S.6 
48 HAPPE, B.: Anonyme Bestattung: Tote entschwinden dem Gedächtnis. In: DFK 
1/97 S. 72-76 
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So entstehenden ruhige Bilder, die zum Teil an Ausschnitte von 
Planungen aus Landschaftsparks des 19. Jahrhunderts49erinnern. 
Der Verlust prägender Grabmalkultur ist aber nicht nur eine Frage 
der Bestattungsform, sondern auch durch den Einfluß der 
Bestattungsunternehmen und nicht zuletzt durch den Geldbeutel der 
Betroffenen bestimmt. Ein Spaziergang über unsere Friedhöfe zeigt 
noch immer den schon so häufig an den Pranger gestellten industriell 
gefertigten Grabstein aus schwarzem schwedischem Granit in der 
Überzahl50. Unter anderem liegt das wohl nicht nur an dem günstig 
zu beziehenden Material, sondern auch daran, daß sich Trends auf 
Friedhöfen nur sehr schwer durchsetzen. Ruhezeiten von 20 bis 30 
Jahren lassen eben nur sehr träge geschmackliche Veränderungen 
zu. Selten sind auf den ostdeutschen Friedhöfen Mustergräber in den 
Eingangsbereichen anzutreffen, die geschmacksbildend auf die 
Besucher einwirken könnten. 
Hinzu kommt auch eine zunehmende Selbständigkeit in der 
Grabstellengestaltung. Obwohl es durch die Landeskirchlichen 
Verordnungen eindeutige Hinweise gibt, werden diese häufig nicht 
toleriert oder von den Verwaltungen durchgesetzt. In der Verordnung 
über das Bestattungs- und Friedhofswesen der DDR vom 17.4.1980 
heißt es: „Da das Bild eines Friedhofes in großem Umfang von den 
Inhabern der Nutzungsrechte an den Grabstätten durch deren 
Bepflanzung und Pflege geprägt wird, bedarf es der einfühlsamen 
Anleitung durch heimatliebende, verantwortungsbewußte 
gesellschaftliche Kräfte, um eine sozialistische Friedhofskultur in den 
Gemeinden durchzusetzen.“51 
Insgesamt kann also eine sich langsam nivellierende Friedhofskultur 
festgestellt werden.52 
Ebenso wird in unserer Gesellschaft immer häufiger darauf 
verzichtet, ein „Zeichen“ zu setzen. Genau das muß den dafür 
verantwortlichen Entscheidungsträgern aber zu denken geben, denn 
                                            
49 HAPPE, B.: Anonyme Bestattung: Tote entschwinden dem Gedächtnis. In: DFK 
1/97 S. 72-76: 
„Die großflächigen Rasenfelder nehmen dem Friedhof das Gesicht einer 
Totenstadt mit dem charakteristischen Gepräge der unterschiedlichen 
Grabanlagen und Grabarten, der unterschiedlichen Todesbilder, dem handwerklich 
bildnerischen Können und schließlich den intimen Ausdrucksformen des 
Schmerzes. Die einheitlichen Rasenflächen zeigen keine soziale Unterschiede und 
vermögen unsere Regungen von Pietät und Hingabe an die Toten nicht zu 
offenbaren." 
50 JORDAN, P.: Parkdenkmalpflege auf Friedhöfen - Beispiele: Hauptfriedhof und 
Jüdischer Friedhof Frankfurt/a. M. Hamburg 1992, S. 21: „Leider mußten wir 
feststellen: je jünger ein Friedhof ist, desto weniger bedeutende Grabsteine findet 
man.“ 
51 IfK, Musterfriedhofsordnung für die kommunalen Friedhöfe in der DDR auf der 
Basis der VO über das Bestattungs- und Friedhofswesen vom 17.4.1980 (GBl. I/18 
S. 159) 
52 vgl. SÖRRIES, R. auf der Fachtagung der AFD, im November 1998: „Die 
anonyme Bestattung entwickelt sich in ihren unterschiedlichen Varianten zu einer 
europäischen Norm, die keine kulturellen Eigenheiten mehr kennt. Mit dem 




der Friedhof kann als „Indikator des bürgerlichen Gemeinwesens“53 
gesehen werden. Am ehesten kommen dafür die Planungsstellen der 
Kirche und Kommune in Frage. Hier kann Aufklärungsarbeit hilfreich 
sein, die anstehende Trends verdeutlicht. Dazu gehören: 
• Aufbrechen bestehender Ordnungen trotz Gestaltungssatzungen 
auf Friedhöfen 
• Bevorzugung von kostengünstigen Grabarten 
• Umgestaltung von ganzen Friedhofsteilen 
• Auswahl von unauffälligen, geschmacksneutralen Grabmalen 
 
 
Prof. RICHTER war bereits 1997 der Ansicht, daß „sich nun Trends 
abzeichnen, die zu einem Umdenken der Friedhofsplanung führen 
können“54. Der Verfasser ist der Meinung, daß dieser Punkt nun 
erreicht ist. Die gewonnenen Erkenntnisse machen ein Umdenken 
zwingend notwendig, um die Friedhöfe nicht zu „leeren“ Speichern55 
des zu Erinnernden werden zu lassen. 
 
 
3.2.2 Veränderungen durch die politischen Wende 
Der politische Umschwung 1989 hat heute, 10 Jahre nach der 
„Wende“, seine Spuren auf den Friedhöfen hinterlassen. Ein 
Ausdruck von Gestaltung ist immer auch mit einer inhaltlichen 
Auseinandersetzung verbunden. Hat der Friedhof für die 
Ostdeutschen nach der Wende eine neue oder veränderte 
Bedeutung bekommen? 
Eine Einschätzung dazu kann nur nach persönlichem Dafürhalten 
des Verfassers geschehen, da dazu bisher keine Veröffentlichung 
gefunden werden konnte. Denkansätze dazu lassen sich in der Rolle 
und Bedeutung der Kirchen für die Ostdeutschen ablesen. Wie 
bereits festgestellt wurde, ist ein großer Teil der Bevölkerung keiner 
Kirche zugehörig. Die Bedeutung der Kirche als „internes“ und vom 
Staat „noch geduldetes“ Forum für einen Gedankenaustausch ist 
zurückgegangen. Die sowieso schon schwach besetzte evangelische 
Kirche, die den Hauptanteil der konfessionellen Zugehörigkeit in 
Ostdeutschland ausmacht, hat außerdem über einen 
Mitgliederschwund (Kirchenaustritte) zu klagen. Daraus kann 
                                            
53 SÖRRIES, R.: Der Einfluß Der Kommunen auf die Friedhofskultur. In: DFK 6/94, 
S. 208 - 213 
54 RICHTER, G.: Kulturraum oder ästhetischer Erlebnispark? In: WEBER, H. 
(Hrsg.): Orte der Erinnerung, der Friedhof im 21. Jahrhundert. Königswinter 1997, 
S.39 
55 HAPPE, B.: Anonyme Bestattung: Tote entschwinden dem Gedächtnis. In: DFK 
1/97 S. 72-76:  
„Um das zu Erinnernde über lange Zeit hinweg kommunizierbar zu machen, 
erfordert es einen externen Zwischenspeicher in Form von Zeichen, wie 




geschlossen werden, daß eine kirchliche Bindung an den Friedhof, 
wenn es diese gegeben hat, immer geringer wird. 
 
Die gleichfalls steigende Anhängerschaft der anonymen 
Bestattungen wird der Bedeutung des Friedhofes ebenfalls keinen 
neuen inhaltlichen Anschub geben. Die Nutzer der anonymen Gräber 
schätzen besonders die Tatsache, daß auch ohne ständige Besuche 
das Grab immer gepflegt ist. 
 
Insofern ist der Zeitschnitt „Wende“ für eine inhaltliche Neudefinition 
des Friedhofes nicht unbedingt geeignet. Die stetige Fortentwicklung 
des Friedhofscharakters in Ostdeutschland ist aber durch die Wende 
beschleunigt worden. Von den Teilnehmern des „Symposium zur 
Situation und Zukunftsentwicklung der Friedhöfe ostdeutscher 
Großstädte“56 wurde diese Vermutung bestätigt. 
 
3.2.3 Exkurs: Gestalterisch veränderter Friedhofstypen 
Die veränderte Gestalt der Friedhöfe wurde vom Verfasser auf verschiedenen 
Berliner Friedhöfen näher untersucht.  
 
Durch eine Analyse der Veränderungen im Erscheinungsbild der untersuchten 
geschlossenen Friedhöfe, konnten im wesentlichen zwei Typen ermittelt werden, 




• Der Raumeindruck wird „dichter“. 
• Die ursprüngliche Bepflanzung verändert sich aufgrund natürlicher Sukzession, 
z.B. durch sich rasch ausbreitenden Efeu, in ihrer Zusammensetzung. 
• Vergreiste Sträucher und Bäume sowie Wildaufwuchs charakterisieren die 
Fläche. Zum Teil erreicht die Vegetation ein vorwaldähnliches Stadium. 
• Die Pflege der Vegetation findet offensichtlich seit mehreren Jahren nicht mehr 
statt. 
• Grabsteine mit abgelaufenen Nutzungsrechten werden nicht abgeräumt. 
• Wege und Treppen befinden sich nicht mehr in einem verkehrssicheren 
Zustand.  
 
Folgende Gründe können zu den sichtbaren Veränderungen geführt haben: 
• Es sind keine finanziellen Mittel zur Pflege vorhanden57. 
• Es gibt kein Konzept zur Nachnutzung. 
• Der Eigentümer hat kein Interesse an der Fläche. 
• Der Friedhof ist aus anderen Gründen gesperrt. 
 
 
Der leere Friedhofstyp: 
Veränderungen : 
• Der Raumeindruck wird weiter. 
• Ehemalige Gräberfelder werden zu großen, unmaßstäblichen Rasenflächen 
zusammengefaßt. Die Anlage wirkt ausgeräumt. 
                                            
56 Veranstaltet vom Institut für Landschaftsarchitektur, TU Dresden und dem 
Verbraucherverein Aeternitas am 25. 3. 99 an der TU Dresden 
57 Hier muß zwischen der Zeit „abgelaufenes Nutzungsrecht“, und „bestehendes 
Nutzungsrecht“ unterschieden werden. 
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• Grabfelder sind nur noch an den Erschließungswegen zu erkennen. 
• Kleinteilige Bepflanzung, vor allem Staudenflächen, ist nicht mehr vorhanden. 
• Die Anzahl der Grabsteine verringert sich . 
 
Gründe, die zu den Veränderungen geführt haben: 
• Die Rücklagen aus Nutzungsgebühren reichen aus, um die Pflege durchführen 
zu können. 
• Der Friedhofsbetreiber versucht, die Pflegekosten durch gestalterische 






















Abb. 6: Ein „dichter Friedhofstyp“ : Grabsteine sind noch zu erkennen. 
 
 
3.3 Probleme der ostdeutschen Großstadtfriedhöfe 
Eine erste Frage, die sich mit der Absicht der Arbeit befaßt, lautet: 
„Warum gerade die ostdeutschen Friedhöfe?“. Im folgenden werden 
auf diese Frage, getrennt nach unterschiedlichen Aspekten, 
Antworten gegeben. Die einzelnen Untersuchungsbereiche stellen im 
weiteren Verlauf die Schwerpunkte der Arbeit dar. 
Die Notwendigkeit dieser Arbeit ist sicher nicht nur auf das Gebiet 
der ehemaligen DDR zu beziehen, wie viele Gespräche mit 
Verwaltern und Grünflächenamtsleitern großer westlicher Kommunen 
ergaben58. 
Die insgesamt bestehende Dringlichkeit bringt das Zitat von 
HAUSER sehr anschaulich zum Ausdruck: 
                                            
58 Gespräche wurden mit westdeutschen Kommunen im Jahr 1997 und 1998 
geführt. Folgende westdeutsche Kommunen gaben bei einem persönlichen 
Gespräch oder telephonisch zu Fragen des Fragebogens Auskunft: Hamburg, Kiel, 
Hannover, Stuttgart, Dortmund, Köln, Mainz, Kassel, München. 
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„Gemäß den Aussagen von Soziologen und Kulturanthropologen 
haben Sterben  und Tod in der westlichen Welt seit 1950 einen 
neuen Stellenwert. Der Tod, so wird gesagt, sei ausgebürgert; er 
werde, ähnlich wie früher die Sexualität, zu einem Tabu. Die 
öffentliche Zurschaustellung der Trauer gelte als morbid. Die Trauer 
sei eine Krankheit, wer sie zeige, lege Charakterschwäche an den 
Tag. [...] Weil der Tod einfach das Auslöschen bedeute, so erübrige 
sich eine aufwendige Ausstattung der Friedhöfe. Der Niedergang der 
Friedhofskultur sei vorprogrammiert.“59 
 
Im Wesentlichen müssen folgende Gesichtspunkte beachtet werden: 
 
1. Bestattungsverhalten 
2. Bedeutung der Grünflächen 
3. Gebühren 





Gründe für ein verändertes Bestattungsverhalten lassen sich viele 
finden. Die Kulturwissenschaftlerin B. HAPPE hat dazu ein 
Forschungsprojekt für die Arbeitsgemeinschaft Friedhof und 
Denkmal e. V. (AFD), Kassel, durchgeführt. In einer Auswertung 
schreibt HAPPE dazu: „Die Angst, in einem verwahrlosten Grab zu 
liegen und in der Öffentlichkeit als vergessen zu gelten, läßt viele 
Menschen die Konsequenz des Rückzuges in die Anonymität 
ziehen.“60 Eigene Befragungen des Verfassers auf Friedhöfen 
zeigten auch andere Ergebnisse: „Die 2000 DM für die Bestattung 
(Mehrkosten für eine Erdbestattung, Anm. d. Verfassers) gebe ich 
doch lieber meinem Enkel für den Führerschein. Da hat er doch mehr 
davon.“, so eine alte Dame auf einem Dresdner Friedhof. 
Wesentliche Unterschiede gibt es im Bestattungsverhalten der 
Ostdeutschen zu den Westdeutschen Bundesbürgern (siehe 
Diagramm 1 und Diagramm 2, S. 24). Bedingt durch den 
Krematorienausbau vor allem im Südosten Deutschlands und der 
damit zusammenhängenden Dichte an Krematorien, kam es ab 1905 
sehr schnell zu einer Verbreitung der Feuerbestattung. Der Anteil an 
Protestanten ist im Gebiet der ehemaligen DDR höher als in 
Westdeutschland. Die evangelische Kirche ist seit den Anfängen der 
Feuerbestattung diesem Gedankengut gegenüber aufgeschlossener 
als die katholische Kirche. Daraus folgt also ein höherer Anteil dieser 
Bestattungsform im Osten. Hinzu kommt die atheistische 
Weltanschauung vieler DDR – Bürger. Diese Weltanschauung 
negiert jegliche Daseinsform jenseits des Todes. So ist es eine 
                                            
59 HAUSER; A. Von den letzten Dingen. Zürich 1994, S. 283 
60 HAPPE, B.: Anonyme Bestattung: Tote entschwinden aus dem Gedächtnis. In: 
DFK 1/97 S. 72 - 76 
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natürliche Entwicklung, daß sich viele ehemalige DDR - Bürger für 
eine Einäscherung und Bestattung in einer UGA entscheiden61. 
Förderlich für die flächenintensivste Art der Feuerbestattung, nämlich 
die Bestattung in Urnengemeinschaftsanlagen, war die staatliche 
Propagierung durch die DDR - Regierung62. 
Die Bestattungskultur trägt wesentlich zur Auslastung, bzw. zur 
Inanspruchnahme von Bestattungsflächen bei. Die seit den 70er 
Jahren des 19. Jahrhunderts betriebenen Friedhofserweiterungen 
waren nicht für Urnengräber, sondern für Sarggräber ausgelegt. Die 
starke Verbreitung der Feuerbestattung in der DDR führte 
zwangsläufig zu einer unwirtschaftlichen Flächenauslastung. 
Zu den Beweggründen, die bei vielen Bürgern zu einer Entscheidung 
für diese Bestattungsformen geführt haben, gehört auch, daß die 
Feuerbestattung erheblich günstiger als die Erdbestattung sein kann. 
Dies trifft auf das gesamte Bundesgebiet zu.63 
Die hier dargestellten Aspekte stellen nur einen Ausschnitt der 
vielfältigen Unterschiede in der Bestattungskultur zwischen Ost und 






















                                            
61 vgl. EV. AKADEMIE ISERLOHN: Die anonyme Bestattung als Herausforderung 
an die Friedhofsgestaltung. (Tagungsprotokoll) Iserlohn 1991, S. 6 
62 EV. AKADEMIE ISERLOHN: Die anonyme Bestattung als Herausforderung an 
die Friedhofsgestaltung. (Tagungsprotokoll) Iserlohn 1991, S. 9  
„...UGA entstanden etwa ab Ende der sechziger Jahre bei uns. ...anfänglich völlig 
fehlende Gestaltung....1984 ca. 200 UGA’s in Betrieb.“ 
63 SÖRRIES, R.: Der Einfluß Der Kommunen auf die Friedhofskultur. In: DFK 6/94, 
S. 208 - 213 
„In München beispielsweise, aber sicher auch in anderen Städten, sehen sich die 
Bürger durch den steigenden Kostendruck immer mehr dazu veranlaßt, alte 









































Die in den Kommunen sehr politisch geführte Diskussion um die 
Grünflächen auf Friedhöfen, meist als „grünpolitischer Wert64“ 
bezeichnet, hat in den Neuen Bundesländern eine besondere 
Brisanz. Zur Zeit haben die Kommunen noch keinen genauen 
Überblick über die tatsächlich zu pflegenden Flächen. Die im Westen 
bisher zum Einsatz gekommenen unterschiedlichen Verfahren zur 
Berechnung dieser Werte sind im Osten zum Teil aufgrund fehlender 
Datenlage bisher nicht zur Anwendung gekommen. Der Verfasser 
konnte jedoch feststellen, daß in letzter Zeit verstärkt Bemühungen 
der Kommunen zu verzeichnen sind, um einen Überblick und eine 
Prognose über die Friedhofsflächen der Stadt zu gewinnen. 
Wie später noch aufgezeigt wird, hat eine erste Prüfung der 
leerstehenden Flächen in Verbindung mit den von den 
Friedhofsverwaltern angegebenen Grünflächen ein Ausmaß von 























Abb. 7: Wertvolle Grünflächen für den Naturschutz, die in einigen Jahrzehnten der 
ausbleibenden Pflege entstanden sind. 
 
An diese 60% der Flächen werden bestimmte Ansprüche gestellt. Sie 
sollen verkehrssicher sein, d. h. regelmäßige Kontrollen und 
Schneidearbeiten am Baumbestand sowie Sicherungsarbeiten an 
Wegen und Treppen sind notwendig. Die gartenästhetischen 
                                            
64 Grünanteil eines Friedhofes, der nicht dem eigentlichen Friedhofszweck dient, 
von dem aber Wohlfahrtswirkungen für die Allgemeinheit ausgehen. Nicht 
eingeschlossen sind begrünte Reserveflächen des Friedhofes. Vgl. auch 
KOKENGE / MIES „Friedhofskonzeption Stadt Dresden“, Dresden, 1998, S. 3, 
siehe auch Kapitel 4.2 
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Ansprüche an Grabfelder müssen laut den Friedhofsordnungen 
ebenfalls berücksichtigt werden. Daraus folgt, daß die meistens 
parkartigen Anlagen nach einem Pflegeplan gepflegt werden sollten. 
Hierfür sind je nach Größe des Friedhofes erhebliche Summen 
notwendig. An diese Mittel gelangt der Friedhof nur durch die 
Einnahmen aus Grabgebühren. In den Gebühren ist ein normaler 
Pflegeanteil mit eingerechnet65. Doch ein zu pflegender Grünanteil 
von 60% ist durch die Gebühreneinnahmen nicht zu bewerkstelligen. 
Die Kommunen beteiligen sich aber nicht an den entstehenden 
Kosten, obwohl die durch die Grünflächen ausgehende 
Wohlfahrtswirkung jedem Einwohner der Städte zugute kommt. 
 
3.3.3 Friedhofsmanagement und Gebühren 
Die Ausstattung der Haushalte mit Gebühren war und ist auch heute 
noch sehr unterschiedlich im Vergleich Ost – West66. Die größten 
Abweichungen hat es während der letzten Jahre der DDR – 
Regierung und dann später in den ersten Jahren nach der 
Wiedervereinigung gegeben. Auf diese Besonderheit wird in Kapitel 
5 noch genauer eingegangen. 
Es ist allgemein bekannt, daß die Gebühren großer westlicher 
Kommunen nicht kostendeckend erhoben werden67. Ziel ist meistens 
nur eine Deckung von 70%. Im Osten betrug die Deckung dagegen 
nur 20% (vgl. Kapitel 5.1). Eine allgemeine Verknappung der zur 
Verfügung stehenden Mittel muß zur Zeit in Gesamtdeutschland 
hingenommen werden. Während im Westen eher auf möglichst 
geringe Unterhaltskosten geachtet wird, müssen im Osten 
grundlegende Sanierungen finanziert werden68. Hinzu kommt ein 
Bestattungsverhalten der ostdeutschen Bürger, das vom 
Gebührenstandpunkt aus gesehen ebenfalls zu Problemen führen 
wird. Bei immer weniger Bestattungen auf gleichbleibend großer 










                                            
65 Der Pflegeanteil bezieht sich auf einen Friedhof mit gleichmäßig gepflegtem 
Park- und Gebäudebestand.  
66 vgl. Bund der Steuerzahler NRW e. V (Hrsg.) und Aeternitas e. V.: Friedhofs- 
und Bestattungsgebühren. Düsseldorf, 1998 
67 mdl. Auskunft verschiedener westdeutscher Großstädte. 
68 SEIDEL, I.: Finanznot macht vor Friedhofstoren nicht halt. In: DFK 1/94, S. 4 - 6 
„Die Gelder für den Grundstückserwerb sowie für die Anlage und Unterhaltung der 
Friedhöfe scheinen allerorts zu fehlen. Angesichts der knappen Finanzen sind 
deswegen vor allem wirtschaftliche Lösungen (Gestaltungen, Anm. d. V.) gefragt.“ 
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Diesen „Wettlauf“ werden die ostdeutschen Friedhöfe bei den 
derzeitigen eigenen Belastungen und den rechtlichen Bedingungen, 
die mit der Berechnung der Gebühren zusammenhängen, auf Dauer 
nicht standhalten69. 
Weiterhin ist festzustellen, daß es im Osten weniger 
Verwaltungsgemeinschaften mit einheitlichen Gebühren gibt. 
Besonders deutlich sieht man das in Städten mit einem hohen Anteil 
kirchlicher Friedhöfe, wie z. B. Chemnitz oder Dresden. Die Autarkie 
der einzelnen Kirchgemeinden drückt sich dann in einem 
Gebührenwust für ein und dieselbe Grabart aus70. Ein Phänomen, 




Die Finanznot oder besser gesagt der miserable Bauzustand auf 
vielen ostdeutschen Friedhöfen ist unübersehbar. Im Westen wurde 
dem Erhalt der Bausubstanz in wesentlich besserer Art und Weise 
nachgekommen. Die Verpflichtung dazu bestand seitens der Träger 
in beiden deutschen Staaten71. Dagegen ist auf den ostdeutschen 
Friedhöfen eindeutig verstoßen worden. Erhalten und Pflegen ist 
eine Pflicht, die sich aus den Gebührengrundsätzen ergibt. Das 
Versäumnis der dringend anstehenden Sanierungsleistungen hat 
viele Gründe. GROSSMANN aus Gotha äußert sich in dem Fachblatt 
„Deutsche Friedhofskultur“ in folgender Weise dazu: “Durch die 
Nichtnutzung bestehender Leichenhallen und eine entsprechende 
Vernachlässigung geriet ein Teil der Friedhofsgebäude in einen 
maroden Zustand. ...Somit besteht hinsichtlich Zustand und 
                                            
69 vgl. SEIDL / WEBER: Urnen- und anonyme Gräber machen Sparpaket 
erforderlich. In: DFK 4/97 S.214-216 
Die Autoren gehen von einer Zunahme der Urnenbestattungen aus. Modellhaft 
wird dabei der Verlauf der Auslastung des Friedhofes und seiner Gebühren 
berechnet. S. 215: “Deshalb reduziert sich der Belegungsanteil des 
Modellfriedhofes in diesen Jahren von 59% auf 47%. Wird als optimistische 
Variante angenommen, daß die Kosten der Gräber in diesen 20 Jahren nicht 
steigen, so erhöhen sich durch die sinkende Gesamtgrabfläche des Friedhofes die 
Kosten pro m2 und Jahr. [...] Für den Beispielfriedhof ergibt sich bei dem 
angenommenen Anstieg von Urnenbestattungen bei konstanten Bestattungszahlen 
ein deutlicher Rückgang der insgesamt eingenommenen Gebühren.“ 
70 vgl. KOKENGE, H. / MIES, J.:Friedhofskonzeption Dresden. Dresden 1998, 
Kapitel Betriebswirtschaftliche Betrachtungen. 
71 vgl. dazu MINISTERRAT DER DDR: Verordnung über das Bestattungs- und 
Friedhofswesen vom 17.4.1980: 
§9.3 „Für die Errichtung und Erhaltung der zum Betreiben eines Friedhofes 
erforderlichen Bauwerke und Anlagen sind die Rechtsträger bzw. Eigentümer 
verantwortlich" und 
GAEDKE, J.:Handbuch des Friedhof und Bestattungsrechts. Köln 1997, S. 57  
„Der Friedhofsträger hat den Friedhof und seine Einrichtungen nicht nur in 
ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten und schadhafte Bauwerke instand zu 




Ausstattung dieser Gebäude teilweise erheblicher Nachholbedarf.“72 
Der Aspekt der Nichtnutzung muß hier hinterfragt werden. Kann es 
der kirchlichen Gemeinde zugemutet werden in einer „maroden“ 
Leichenhalle eine würdige Abschiedsfeier für die Toten zu gestalten? 
Ist also der Verfall nicht schon früher dagewesen und die 
„Nichtnutzung“, eine Folge davon, die diesen noch verstärkt hat? 
 
Für die Friedhofsverwaltungen ist der Unterhalt, also die „fixen“ 
Unterhaltskosten, von erheblicher Bedeutung. 
Im Vergleich der unterschiedlichen Friedhofsträger bezüglich des 
Erhaltungszustandes der Bausubstanz schneiden die kommunalen 
Friedhöfe deutlich besser ab. Trotz der zu geringen Gebühren, die 
auf beiden Seiten bis 1990 erhoben wurden, befanden sich die 
Friedhöfe in kommunaler Trägerschaft in einem durchschnittlich 
besseren Zustand. Dieser Eindruck stellt sich vor allem bei der 
Begehung der Friedhöfe ein. Es ist zu vermuten, daß die 
Sanierungskosten nach einheitlichen Vorgaben innerhalb des 
Untersuchungsgebietes für die Kirche pro Friedhof höher anzusetzen 
sind, als bei der Kommune. Innerhalb der Friedhofskonzeption für 
Dresden konnte das z. B. für die Stadt Dresden nachgewiesen 
werden.73 
Von unterschiedlichen kirchlichen Friedhofsverwaltern war der 
Vorwurf der „Ungleichbehandlung“ seitens der Kommune zu hören. 
Unter anderem ging es dabei um versteckte Zuschüsse vor 1990, 
z.B. in Form von Arbeitseinsätzen, Material und Maschineneinsatz 
auf den städtischen Friedhöfen. Interviews mit kommunalen 
Friedhofsverwaltern bestätigten dies74. Beweise lassen sich dafür 
heute aber keine mehr finden. 
 
Offensichtlich fällt es einer großen, zentral gelenkten Organisation 
leichter, Schäden an Bauwerken und Denkmalen zu beseitigen. Das 
trifft heute auf die unterschiedlichen Verwaltungs- und 
Organisationsstrukturen der Städte genauso zu, wie auf die 
volkseigenen Betriebe zu DDR – Zeiten. 
Hinzu kommt, daß innerhalb der kommunalen Verwaltungen eher 
das nötige Know-how in den unterschiedlichen Verfahren zur 
Steuerung von Baumaßnahmen und Einwerbung von Fördergeldern 
bekannt ist. Dies ist bei den überwiegenden kleinen, kirchlichen 
Stadtteilfriedhöfen nicht immer der Fall, obwohl es auch auf Seiten 
der Kirche wieder gut sanierte Friedhöfe gibt. In diesem 
Untersuchungsbereich konnte die Feststellung gemacht werden, daß 
der „günstige“ Verlauf von Sanierungen kirchlicher Friedhöfe immer 
von Einzelpersonen abhängig ist. 
 
                                            
72 GROSSMANN, G.: Ostdeutschland: Probleme im Bestattungswesen. In: DFK 
7/94, S. 257 – 260 
73 Eigene, nicht veröffentlichte Untersuchung des Verfassers. 
74 Gespräch mit dem Leiter des städtischen Eigenbetrieb „Städtisches Friedhofs- 






















Abb. 8: Hauptweg auf einem konfessionellen Friedhof. Dieser Weg ist aufgrund 




Die Erhaltung einer denkmalgeschützten Grabstelle kann vom 
Aufwand her sehr unterschiedlich sein. Besondere Bedeutung hat 
hier der Einfluß der Musterfriedhofssatzung der DDR. Während der 
DDR – Zeit wurde dies unter der Maßgabe der 
Musterfriedhofsordnung entsprechend gehandhabt. Es wird zwar 
gefordert, Denkmale nicht zu entfernen, die Pflege oder Sanierung ist 
jedoch nicht ausdrücklich angesprochen75. Man kann davon 
ausgehen, daß der Friedhofsträger nicht in jedem Fall an 
umfangreichen Sanierungsarbeiten interessiert war. Den Nutzern war 
es in der DDR nicht immer möglich, die für diesen Zweck benötigten 
Technologien, Fachkräfte und Baustoffe zu beschaffen. Eine 
denkmalgeschütze Grabstelle war demnach für alle Beteiligten eine 
Belastung. Ihr Verfall wurde dementsprechend stillschweigend 
hingenommen. 
Vor diesem Hintergrund ist der überwiegende Teil der 
schutzwürdigen Grabstellen einzuordnen. Für den Erhalt einer über 
                                            
75 IfK, Musterfriedhofsordnung für die kommunalen Friedhöfe in der DDR auf der 
Basis der VO über das Bestattungs- und Friedhofswesen vom 17.4.1980 (GBl. I/18 
S. 159) 
„Grabmale und bauliche Anlagen, die künstlerisch oder geschichtlich als wertvoll 
anerkannt wurden und unter Denkmalschutz stehen oder als besondere Eigenart 
des Friedhofes gelten, werden durch die Friedhofsverwaltung registriert. Sie dürfen 
ohne Zustimmung des Rechtsträgers und des örtlichen Organs entsprechend dem 
geltenden Gesetz über die Denkmalpflege vom 19.6.1975 (Gbl. I/26) nicht entfernt 
oder verändert werden.“ 
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viele Jahre hinweg vernachlässigten Grabstelle benötigt man nicht 
selten einige 10.000 DM. Damit ist die Grenze des Zumutbaren für 
die meisten Nachkommen überschritten. 
Eigene Beobachtungen und die Diskussion mit Fachleuten haben 
ergeben, daß aufgrund unterschiedlicher wirtschaftlicher 
Bedingungen im Osten Deutschlands erheblich weniger Eingriffe als 
im Westen in die Denkmalsubstanz erfolgten. Vor allem große 
Erbbegräbnisstätten und Wahlgräber wurden aufgrund 
arbeitstechnischer Mängel76 nach Ablauf der Nutzungsfristen nicht 
beseitigt. Eine der Folgen ist, daß sich auf ostdeutschen Friedhöfen 




















Abb. 9: Wandstelle auf dem St. – Pauli Friedhof in Dresden, die Zeuge der 
reichhaltigen Grabgestaltung der Gründungszeit des Friedhofes ist. 
 
Wie die Umfrage bewiesen hat, sind in Ostdeutschland im Vergleich 
zu Westdeutschland mehr kirchliche als kommunale Friedhöfe 
vorhanden (Gemeint ist die Stückzahl, nicht die Fläche.). Daraus 
folgt, daß die höhere Anzahl an Denkmalen auf den kirchlichen 
Friedhöfen zu finden ist. 
In beiden Staaten wurden durch die Musterfriedhofsordnungen eine 
Vereinheitlichung der Friedhöfe angestrebt. Seit den zwanziger 
Jahren bemüht man sich auf nationaler Ebene um eine 
Vereinheitlichung des Erscheinungsbildes kommunaler Friedhöfe. 
Diese Bestrebungen nun, im Zweiten Weltkrieg unterbrochen und in 
den fünfziger Jahren von der Arbeitsgemeinschaft Friedhof und 
Denkmal von neuem aufgenommen und intensiviert, haben das 
schon erwähnte "Zwei - Felder - System" sowie Grabmalordnungen 
                                            
76 Fehlende technische Ausstattung und fehlende Arbeitskräfte. 
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in den meisten Kommunalfriedhöfen zur Folge77. Allerdings war im 
Osten der Einfluß der Kommunen auf die Gesamtzahl der Friedhöfe 
nicht so hoch wie im Westen.  
Deshalb findet man heute vor allem in den Großstädten der Neuen 
Bundesländer noch feiner strukturierte und ursprünglichere 
Friedhöfe. Den typischen westdeutschen Kommunalfriedhof mit 
seiner homogenen Gesamterscheinung findet man dagegen im 
Osten kaum. Diese Kleinteiligkeit war schon zu DDR – Zeiten stark 
gefährdet und ist es heute ganz besonders. 
3.4 Rechtliche Situation 
Ein umfassender Vergleich kann in diesem Abschnitt nicht geleistet 
werden. Vielmehr kommt es darauf an, die Gesetzgebung nach 
bestimmten Kriterien miteinander zu vergleichen. Die Suche nach 
den Kriterien wird durch die Frage nach dem Wandel in der 
Bestattungskultur bestimmt.  
In dieser Untersuchung sollen die Gesetze auf ihre Aussagekraft 
bezüglich Gestaltung sowie Schließung und die damit 
zusammenhängenden Richtlinien überprüft werden. Gleichzeitig 
bieten die vorhandenen Gesetze eine Sammlung möglicher Ansätze 
für die Lösung bestimmter Problembereiche, die sich im Verlauf der 
zu erwartenden Schließungen vor allem in den Neuen 
Bundesländern ergeben werden. 
Weiterhin wurde überprüft, ob die Flächen der Friedhöfe nach der 
Entwidmung von bestimmten Nutzungen ausgeschlossen sind oder 
nur eingeschränkte Nutzungen stattfinden können. Darüber hinaus 
wurden die Gesetzestexte nach Indizien für die Gestaltung von 
Friedhöfen analysiert.78 
Nach der Wiedervereinigung Deutschlands bleibt das zum Zeitpunkt 
der Vereinigung geltende Recht der DDR in den einzelnen 
Bundesländern in Kraft79. Zum Zeitpunkt der Untersuchung haben 
bisher nur die Bundesländer Berlin und Sachsen eigenständig 
aktuelle Gesetzgebungen verfaßt. Das Land Mecklenburg – 
Vorpommern will Anfang 1998 ein eigenes Landesgesetz erlassen. 
Die Gesetzgebung stellt sich zum Zeitpunkt der Untersuchung als 
sehr indifferent und in weiten Teilen nicht mehr zeitgemäß dar80. Zum 





                                            
77vgl. KRIEG, N.: Schon Ordnung ist Schönheit, Hans Grässels Münchener 
Friedhofsarchitektur (1894 - 1929) ein deutsches Modell?. (Diss.) München, 1990, 
S.225;. 
78 Die für diesen Abschnitt nutzbaren Gesetze sind in tabellarischer Übersicht im 
Anhang zusammen gestellt. 
79 vgl. Art. 9 Einigungsvertrag vom 31.8. 1990 (BGBl. II S. ) 




Folgende Untersuchungspunkte wurden gesetzübergreifend 
untersucht: 
 
• Schließung und Entwidmung von Friedhöfen 
• Folgenutzung von Friedhofsflächen 








Alle Bundesländer haben die Schließung von Friedhöfen geregelt. 
Die damit zusammenhängenden Richtlinien sind jedoch sehr 
unterschiedlich. Die Kompetenz der zuständigen Behörde ist 
ebenfalls sehr different. Nur bei drei Bundesländern werden 
bestimmte Gründe für eine Schließung gefordert81. Die am weitesten 
gehende Regelung hat Berlin getroffen. Hier heißt es: 
„Einvernehmen zur Schließung darf ohne zwingende Gründe nicht 
verweigert werden“82. 
Mit der Schließung von Friedhöfen oder Teilen von Friedhöfen sind 
die Nutzungsberechtigten, sofern sie über eine gelöste Grabstelle im 
Geltungsbereich der Schließung verfügen, direkt betroffen. Die 
abgeschlossenen Nutzungsrechte laufen mindestens über die Zeit 
der Ruhefrist. Durchschnittlich liegt diese bei ca. 20 bis 30 Jahren. 
Daraus resultiert, daß die Aufhebung des Friedhofes erst mit Ablauf 
der Ruhefristen erfolgen kann. Aus diesem Grund reagieren die 
Bundesländer bei anstehenden Schließungen so, daß der Ablauf 
sämtlicher Ruhefristen eingehalten werden sollte. Die Länder Baden 
- Württemberg, Hamburg, Rheinland – Pfalz und Sachsen lassen 
sich zumindest die Hintertüre der „zwingenden Gründe“ offen, wobei 
eine Schließung dann auch vor Ablauf der Ruhefristen durchgeführt 
werden kann83. 
 
3.4.2 Folgenutzung von Friedhofsflächen 
Zunächst sollte man hier unterscheiden in vorgeschriebene 
Nutzungen und freie Nutzungen. Friedhofsträger, bzw. Eigner der 
Flächen in den Ländern Berlin, Nordrhein – Westfalen und jene im 
Geltungsbereich der DDR – Gesetzgebung, unterliegen einer 
vorgeschriebenen Nutzung. Die Rechtsgrundlage in Nordrhein – 
Westfalen stammt jedoch aus dem Beginn des Neunzehnten 
Jahrhunderts und ist mit Recht zu hinterfragen. Die Eigentümer der 
                                            
81 Berlin, Bremen, Hamburg 
82 Berlin: Friedhofsgesetz vom 1.11.1995 (GVBl. S. 707), 1. Abschn. §3, (1) 
83 vgl. Tabelle im Anhang, S. 189ff 
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Friedhofsflächen in den übrigen Bundesländern können frei über die 
künftige Nutzung der entwidmeten Flächen verfügen. 
Die vorgeschriebene Nutzung ist als „Grünfläche“84 oder als 
„Grünanlage85 umschrieben. Gemeint sind damit öffentliche oder 
halböffentliche, parkartige Grünanlagen, bzw. kleinere Stadtparks. 
Die stadtökologische Wirkung der Friedhöfe wurde hiermit anerkannt 
und man ist sich zumindest über den Erhalt des zum Teil nicht 
unerheblichen Grünvolumens einig. Damit sind jedoch bestimmte 
Bedingungen an die Bewirtschaftung der Flächen geknüpft. Die 
damit auf den Eigentümer der Fläche oder die Kommunen 
zukommenden Belastungen sind nicht unerheblich. Derartige 
Grünflächen sind, auch wenn sie überwiegend extensiv gestaltet 
sind, nicht zum Nulltarif zu unterhalten. Noch völlig ungeklärt ist in 
diesem Zusammenhang der Erhalt von Denkmalen, die sich auf 
dieser Fläche befinden könnten. 
 
3.4.3 Aussagen zur Gestaltung 
Die Gesetzgebungen von Sachsen, Hamburg, Bremen, Baden – 
Württemberg und Bayern enthalten unterschiedlich differenzierte 
Aussagen zur Gestaltung der Friedhöfe oder der Grabfelder. Der 
Einfluß auf die Gestaltung erstreckt sich von der Beachtung 
großmaßstäblicher, städtebaulicher Belange, über den 
Denkmalschutz, bis hin zu kleinmaßstäblichen Hinweisen auf die 
Einfriedung oder einzelner Grabfelder. 
Die weitgehendsten Forderungen können Träger von Friedhöfen im 
Bundesland Bayern geltend machen. Hier sind besondere 
Gestaltungsbedingungen möglich, „wenn im Gemeindegebiet andere 
Friedhöfe oder Friedhofsteile zur Verfügung stehen, für die solche 
zusätzlichen Anforderungen nicht gelten“86. Vermutlich reagiert das 
Bundesland damit auf die besondere Rolle, die der Stadt München 
durch das Friedhofsreformwerk von Hans Grässel am Anfang 
unseres Jahrhunderts zuteil wurde87. Das zentralisierte Regelwerk 
der ehemaligen DDR beläßt es bei Aussagen zur Gestaltung bei 
einem lapidaren „Beisetzungen erfolgen grundsätzlich auf 
vorbereiteten Grabfeldern“88. Dem entgegen stehen jedoch 
Äußerungen des Instituts für Kommunalwirtschaft89. Unter anderem 
                                            
84 Berlin: Friedhofsgesetz vom 1.11.1995 (GVBl. S. 707), 2. Abschn. § 6 
85 DDR: Verordnung über das Friedhofs- und Bestattungswesen vom 17.4.1980 
(GBl. DDR S. 159), Durchführungsbestimmung zu § 9 Abschn.1: §12 (3) 
86 Bayern: Bestattungsgesetz i.d.F. vom 10.8.1994 (GVBl. S.610, 722, 496 und 
770), Abschn. 2 Art. 9, (3) 
87 siehe z. B. LINHOF, R.: Kultur der Münchener Friedhofsanlagen Hans Grässels. 
München 1918 
88 vgl. DDR: Erste Durchführungsbestimmung zur Verordnung über das Friedhofs- 
und Bestattungswesen vom 17.4.1980 (GBl. DDR S. 162), § 6 Abs. 1 (2) 




wird besonders hervorgehoben, daß Beisetzungen auf Friedhöfen 
nicht nur in Gräbern erfolgen, sondern ebenfalls in 
„Gemeinschaftsanlagen und Aschestreuwiesen“90. Die Verankerung 
dieser möglichen Bestattungsformen ist ein Indiz für den Einfluß, den 
die politische Führung auf die Gestalt der Friedhöfe nehmen wollte91. 
In Sachsen werden gestalterisch wirksame Hinweise in Bezug auf 
die Standort- und Abstandsregeln gegeben. Es wird beschrieben, in 
welcher Form eine Abschirmung zu den angrenzenden Bereichen 
einzurichten ist. Auf diesen Punkt wird in den übrigen 
Ländergesetzen verzichtet. Hinsichtlich moderner Anforderungen an 
einen Friedhof sollten hier jedoch weitergehende Hinweise 
aufgenommen werden. Dies gilt vor allem für die Bereiche, in denen 
sich Erholung und Trauerarbeit miteinander verzahnt. 
Bremen verfügt für die städtischen Friedhöfe, daß Gräber in „äußerer 
Gestaltung aufeinander und auf Gesamtgestaltung des Friedhof 
abzustimmen sind“92. 
Gestaltungsregeln werden aber nicht nur in den Ländergesetzen 
genannt, sondern sind auch Bestandteil der kommunalen und 
konfessionellen Musterfriedhofsordnungen93. 
Ist es in Zukunft denkbar, den Erhalt wesentlicher kultureller 
Bestandteile unserer Gesellschaft, dazu zählen eben auch Friedhöfe, 
mehr durch die Gemeinschaft stützen zu lassen?94 
 
Will man nämlich nicht alle schlecht ausgelasteten Friedhöfe 
schließen, muß man sich ernsthaft Gedanken über ihren Erhalt und 
ihre Pflege machen. 
 
3.4.4 Friedhofszweck 
Einige Bundesländer nennen außerdem den Zweck der Friedhöfe 
oder was sie zum Ausdruck bringen können. Das Land Hamburg 
bezeichnet seine Friedhöfe als „Totengedenkstätten“95, in Hessen 
dienen sie außerdem „der Pflege der Gräber und dem Andenken der 
                                                                                                               
„Voraussetzung (für eine gute Gestaltung, Anm. d. A.) ist eine gute Anordnung der 
Grabstätten im Feld, eine gute Durchgrünung desselben, eine Anpassung der 
Steine und Bepflanzung.“ 
90 DDR: Verordnung über das Friedhofs- und Bestattungswesen, vom 17.4.1980 
(GBl. DDR S. 162),§ 6 
91 Institut für Kommunalwirtschaft (Hrsg.): Gemeinschaftsanlagen. Dresden1977, 
S.5: „Neue Formen, der Entwicklung des Gemeinschaftslebens in der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft, der gemeinsamen Verantwortung für das Ganze und 
der gemeinsamen Arbeit an der Gestaltung der neuen sozialistischen Lebensweise 
müssen sich auch auf unseren Friedhöfen widerspiegeln.“ 
92 Bremen: Friedhofsordnung für stadteigene Friedhöfe vom 18. 12. 1990, § 12 
93 vgl. Friedhofsverordnung der evangelisch – lutherischen Landeskirche Sachsen, 
vom 15. Juni 1995, Anlage Nr. 1 und 2 
94 vgl. SÖRRIES, R. in einer Grundsatzrede auf der Fachtagung der AFD im 
November 1998 in Leipzig: „Kultur erfordert keine Subvention, sondern Investition, 
und die scheint in der Zukunft eher von privater Hand geleistet werden zu können. 
95Hamburg: Gesetz über das Leichen-, Bestattungs-, und Friedhofswesen i.d.F. 
vom 13.11.1995 (GVBl. S. 175, 290), § 17 
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Verstorbenen“96. Hiermit wird der vielfältige Zweck der Friedhöfe zum 
Ausdruck gebracht. Damit wird anerkannt, daß Friedhöfe mehr als 
nur einer sanitären Aufgabe, nämlich der Gewährleistung einer 
geordneten Bestattung dienen. Auf Friedhöfe wird neben diesem 
Aspekt ein ganzes Bündel von Aufgaben übertragen: sie sind 
Schnittstellen zwischen den Generationen, sie halten Erinnerungen 
an eine Person und ihr Lebenswerk wach und können Familien 
dauerhaft verbinden. Darüber hinaus dienen sie der heutigen 
Gesellschaft als vielfältiger Informationsträger über kulturelle und 
ortsspezifische Bräuche, handwerkliches Können, und sie sind "für 
die Gesellschaft insgesamt Kulturdenkmale, als Ensembles wie auch 
in Bezug auf einzelne ihrer Gräber und deren Zeichen"97. Der 
Formulierung des Friedhofzwecks in Gesetzen und Verordnungen 
sollte gerade in der heutigen Zeit eine besondere Bedeutung 
beigemessen werden.  
Im Sinne der engen Auffassung des Zweckes eines Friedhofes, kann 
man davon ausgehen, daß dieser lediglich als Bestattungsfläche zu 
dienen hat98. Einer Betrachtungsweise, die auch der modernen 
Gesellschaft gerecht wird, reicht diese Definition wohl nicht aus. Es 
ist unumstritten, daß Friedhöfe eine darüber hinausgehende Funktion 
in der Stadt erfüllen. Dies kommt in vielen wissenschaftlichen 
Arbeiten in unterschiedlicher Form zum Ausdruck99. 
Die Gesetzgebungen müssen diesbezüglich einen Rahmen setzen, 
der den künftigen Umgang mit den Bestattungsflächen regelt. Hierzu 
gehört eben auch, daß ein Friedhof mehr als nur eine 
Bestattungsfläche ist. 
 
Einzelne Länder haben in bestimmten Punkten recht weitreichende 
Regelungen getroffen. So ist z. B. das Bundesland Hessen das 
einzige, welches per Ministerialerlaß einen Flächenbedarf für 
Erdbestattungen festschreibt100. Der Wert von 4 m² pro Kopf der 
Bevölkerung für Erdbestattungen ist durchaus zeitgemäß und liegt 
eher an der unteren Grenze der zum Einsatz gebrachten Richtwerte 
im Südwesten der Bundesrepublik.  
                                            
96 vgl. Hessen: Gesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen i.d.F. vom 
4.11.1987 (GVBl. S. 199, 598, 109 und 193), § 3 
97 BOEHLKE, H.- K. zitiert in: GAEDKE, J.: Eine GmbH als Friedhofsträger? in: 
DFK 5/94, S.173-174 
98 GAEDKE, J.: Handbuch des Friedhofs- und Bestattungsrechts. Köln 1997, S. 84: 
„...; es ist auch nicht eigentliche Zweckbestimmung des Friedhofs, zu 
Spaziergängen oder Erholungszwecken zu dienen“ 
99 GAEDKE, J.: Handbuch des Friedhofs- und Bestattungsrechts. Köln 1997, S. 93: 
„Da Friedhöfe, vor allem in größeren Gemeinden und in den Städten, als 
öffentliche Grün- und Erholungsflächen ausgewiesen und unterhalten werden, 
kann der durch ihre Nutzung als öffentliche Parkanlage entstehende 
Kostenaufwand nicht den gebührenpflichtigen Friedhofsbenutzern angelastet 
werden. Diese Subventionierung aus allgemeinen Haushaltsmitteln ist von der 
Sache her nicht zu beanstanden, denn Friedhöfe dienen tatsächlich auch der 
Naherholung.“ 





Übereinstimmend ist die Zuständigkeit geregelt. Mit Ausnahme des 
Bundeslandes Berlin sind die Gemeinden, also die unteren 
Denkmalschutzbehörden, die ersten Ansprechpartner der 
Friedhofsträger. In Berlin sind es die den 23 Bezirken 
nachgeordneten Behörden. Darüber hinaus sind in Mecklenburg – 
Vorpommern, Sachsen und Sachsen – Anhalt ausdrücklich die 
Kirchen zu beteiligen, wenn sich das Denkmal im Eigentum der 
Kirche befindet. 
Friedhöfe gehören zumeist zu den Dingen, die mit untergeordneter 
Priorität innerhalb der kommunalen Verwaltungen bedacht werden. 
Das bedeutet i.d.R., daß im Arbeitsablauf der Unteren 
Denkmalschutzbehörden erst einmal Denkmale die Ertrag oder 
Gebrauchswert versprechen, erfaßt und bearbeitet werden101. 
Hieraus folgt, daß die Belange der Friedhöfe nur sehr schleppend 
bearbeitet werden. Andererseits ist die Erfassung als wesentliches 
Kriterium für den Schutzstatus keine Arbeit, die im „Vorbeigehen“ zu 
erledigen wäre. Eine Konsequenz daraus sollte sein, daß für 
Friedhöfe in Zukunft nicht die untersten Verwaltungsebenen 
zuständig sein sollten.  
 
Problem Sachgesamtheit: Kann der Friedhof als Ganzes geschützt 
werden oder sind nur einzelne Bestandteile schützbar? 
Der Begriff Sachgesamtheiten taucht nur im sächsischen (§ 2, Abs.1) 
und im thüringischen (§ 2, Abs.1) Denkmalschutzgesetz auf. 
Diese Definition trifft aber besonders auf Friedhöfe zu, da diese ein 
Kulturdenkmal „aufgrund eines übergreifenden Momentes mehrerer 
Objekte“102 bilden. In Sachsen kann der Schutzstatus 
„Sachgesamtheit“ auch als prophylaktische Maßnahme mit sofortiger 
Wirkung erlassen werden. Die Vorteile im Sinne des 
Denkmalschutzes liegen auf der Hand: es kann ein umfassender 
Schutzstatus erlassen werden, der die Friedhofsträger zwingt, jede 
Veränderung die die Gesamtheit betreffen, der Unteren 
Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Damit kann theoretisch 
verhindert werden, daß eine wertvolles Kulturgut verloren geht oder 
beeinträchtigt wird. Der Nachteil besteht ganz eindeutig darin, daß 
den Friedhofsträgern solange die Hände gebunden sind, bis der 
Schutzstatus dann wirklich überprüft und eventuell bestätigt wurde. 
In der Zwischenzeit sind Sanierungs- und Pflegemaßnahmen nicht 
im vollen Umfang möglich. Der Friedhofsträger ist in seiner 
Handlungsfähigkeit eingeschränkt und es werden Grabflächen 
                                            
101 So wurde z. B. in Dresden erst 7 Jahre nach der politischen Neuordnung der 
Unteren Denkmalschutzbehörde eine Stelle eingerichtet, die vorrangig Friedhöfe 
bearbeitet. 
102 vgl. Schreiben des Sächsischen Staatsministerium des Inneren vom 
29.10.1996, „Klärung des Begriffes „Sachgesamtheit“: „...Dieses übergreifende 
Moment kann sich aus einer Konzeption, Planung, Funktionszusammenhang oder 
einem erkennbaren Gestaltungsprinzip ergeben. ... Mit ihm wird die Mehrheit der 
Objekte zu einer Gesamtheit, bzw. einer Einheit zusammengefaßt.“ 
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Aus den bisher geschilderten Sachverhalten ergeben sich die 
folgenden Hypothesen, die im weiteren Verlauf der Arbeit belegt 
werden sollen: 
 
1. Die Bestattungen gehen in den Großstädten der Neuen 
Bundesländer zurück.  
 
2. Die Städte halten im allgemeinen zu viel Bestattungsfläche vor. 
 
3. Der Grad der Auslastung ist bei einigen Friedhöfen extrem niedrig 
 
4. Der Hauptanteil der ostdeutschen Friedhöfe besteht in seiner 
Charakteristik aus kleinen (max. 5 ha) Stadtteilfriedhöfen. Damit 
verbinden sich spezielle Vor- und Nachteile aus stadtplanerischer, 
sozialer und betriebswirtschaftlicher Sicht. 
 
5. Der Flächenanteil kommunaler Friedhöfe an der 
Gesamtbestattungsfläche der Stadt ist größer als der der kirchlichen 
Friedhöfe. 
 
6. Der Grünanteil der Friedhöfe liegt bei ca. 25%. Der durch 
ungenutzte Grabflächen tatsächliche Grünanteil liegt weit höher. 
 
7. Kommunale Verwaltungen geben in der Regel keine Zuschüsse 
an die Kirche. Der politische Wille der Kommunen zeigt eine geringe 
Motivation, „private“ Grünflächen zu pflegen. 
 
8. Die gesamt genutzte Bestattungsfläche einer Stadt kann kleiner 
sein als die gesamte Bruttofriedhofsfläche. Es kann Friedhofsflächen 
geben, die nicht mehr zu Bestattungszwecken genutzt werden, aber 
dennoch gleiche Betriebskosten verursachen. 
 
9. Die Belastung durch die Belange der Denkmalpflege ist für die 
einzelnen Friedhofsträger hoch. 
 
10. Die Verwaltungen schöpfen die Fördermöglichkeiten von Bund 
und Ländern meist nicht aus. 
 
11. Viele kirchliche Friedhofsträger haben aufgrund ihrer 
betriebswirtschaftlichen Struktur und Organisation Schwierigkeiten 
mit dem Unterhalt der Friedhöfe. 
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Um die Hypothesen zu beweisen wurde ein Fragebogen 
entwickelt.103 
Der Fragebogen besteht aus 19 Fragen die entweder durch 
ankreuzen oder der Nennung einer bestimmten Zahl zu beantworten 
sind. 
 
Die Fragebögen wurden in zwei Phasen versendet. Die erste Phase 
diente einer breiten Streuung: 
 
• Umfragen über den Deutschen Städtetag, Arbeitsgemeinschaft 
kommunaler Friedhofsverwalter, freiwillige Teilnahme, breite 
Streuung über das gesamte Bundesgebiet. 
• Umfragen an obere Kirchenbehörden (Landeskirchen, 
Bezirkskirchen), freiwillige Teilnahme, breite Streuung über das 
gesamte Bundesgebiet. 
 
Nach einer ersten Sichtung der auf freiwilliger Basis 
zurückgesendeten ausgefüllten Fragebögen wurden gezielt 
Grünflächen-, bzw. Friedhofsämter und Verwaltungen in Großstädten 
der Neuen Bundesländer angeschrieben. Zur Auswahl kamen Städte 
mit über 100.000 Einwohnern (Referenzstädte) in den Neuen 
Bundesländern, 
 
3.6 Zusammenfassung Kapitel 3 
Die Entwicklung der Friedhöfe im Untersuchungsgebiet läßt sich in 
drei Phasen gliedern: vor 1945, von 1945 bis 1990, nach 1990. 
Der überwiegende Anteil an Bestattungsfläche ist am Ende des 
19.Jahrhunderts entstanden. Berechnungsgrundlage für die Größe 
der Grabstelle war das menschliche Maß. 
Einen besonderen Einschnitt für die weitere Entwicklung gab es um 
1905 ,als die Feuerbestattung zugelassen wurde und sich damit die 
Grabrastergröße änderte. 
Die Phase 2 ist der eigentliche Ausgangspunkt für die weiteren 
Entwicklungen und die daraus folgenden Auswirkungen. Spürbare 
Mangelwirtschaft und zurückgehende Bestattungszahlen 
hinterlassen ihre Spuren. Hinzu kommen politisch motivierte 
gestalterische Veränderungen auf den Friedhöfen. 
Die aktuelle Phase kennzeichnet die derzeitige Situation, die 
besonders für Großstadtfriedhöfe aufgrund der marktwirtschaftlichen 
Bedingungen schwierig ist. Friedhofsverwalter haben über Jahre 
Fehler in der Belegung ihrer Friedhöfe gemacht: anstatt 
Konzentration fand ein Auseinanderziehen der Bestattungsflächen 
statt. 
Die Friedhöfe geraten zum Teil in die Nähe einer Insolvenz, sodaß 
die Frage der Flächenbedarfsneuberechnung an Friedhöfen weiter in 
den Vordergrund rückt. 
                                            
103 Weitere Informationen zur Umfrage befinden sich im Anhang der Arbeit 
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Der Flächenüberschuß ist noch nicht überall sichtbar und stellt sich 
vielfach rein rechnerisch dar. 
Die Analyse der derzeitigen Lage der Friedhöfe zeigt fünf 
Schwerpunkte, die in der vorliegenden Arbeit ausgewertet werden 
sollen. Es handelt sich dabei um Bestattungsverhalten, Grünflächen, 
Gebühren, Bausubstanz und Denkmalpflege. 
Das Bestattungsverhalten wurde durch recherchierte statistische 
Angaben und die Auswertung des Fragebogens analysiert. 
Erwartungsgemäß findet eine Begünstigung der Urnenbestattung in 
Deutschland statt. Die Anteile zwischen Erd- und Urnenbestattung 
sind in Ostdeutschland noch ausgeprägter: der Anteil der 
Urnenbestattung beträgt in Ostdeutschland über 89%. Verschiedene 
Untersuchungen haben die Gründe für diese Begünstigung 
aufgeklärt. In den letzten Jahren spielen soziale und wirtschaftliche 
Gründe dafür eine übergeordnete Rolle. Dies hat Auswirkungen auf 
die Friedhofsfläche bei der eine sich nivellierende Friedhofskultur 
ablesbar wird. 
Die Grünflächen unterliegen in diesem Zusammenhang ebenso einer 
Veränderung. Die Ausstattung an Strauch- und Staudenflächen wird 
je nach Pflegekonzept erheblich mehr oder wird völlig 
zurückgedrängt. Einen genauen Überblick über die zu pflegenden 
Flächen haben die Friedhofsträger nicht immer. Die in 
Westdeutschland verwendete Unterstützung in Form des 
„grünpolitischen Wertes“ findet in Ostdeutschland keine Anwendung. 
 
Das Untersuchungsgebiet der Finanzierung der Friedhöfe befaßt sich 
mit den Gebühren. Es wird deutlich, daß die existierenden 
Gebührenmodelle nicht in der Lage sind, die notwendigen 
Investitionen auf den Friedhöfen ermöglichen zu können. Der 
Gebührenzahler trägt zur Zeit die jahrzehntelangen Fehlplanungen 
und Bewirtschaftungsfehler der kommunalen und konfessionellen 
Friedhofsträger. 
Das weist auch auf die Lage der Bausubstanz hin: nicht selten sind 
Sicherungsarbeiten in Millionenhöhe zu tätigen. 
 
Die Substanzsicherung fällt zusammen mit der Denkmalpflege. 
Aufgrund unterlassener Pflegeleistungen und der Aufgabe größerer 
Bereiche auf Friedhöfen, läßt sich heutzutage ein reicher Bestand an 
Denkmalen auf den ostdeutschen Friedhöfen kartieren. Die Frage 
des Unterhaltes ist zwar rechtlich geregelt, dennoch fehlen die Mittel 
zur Umsetzung. 
Lösungsansätze können über eine den Friedhöfen angemessene 
Gewichtung herbeigeführt werden. Zum Teil sind dafür bestehende 
Normen (Rechtsgrundlagen) zu korrigieren. 
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4 Friedhöfe als Flächen im Stadtgrundriß 
 
Die Fragestellung der vorliegenden Forschungsarbeit beruht auch 
auf der Annahme, daß es zur Zeit einen zum Teil erheblichen 
Überhang an Friedhofsflächen gibt. 
In einigen Großstädten der Neuen Bundesländer ist das bereits 
durch eigenständige Prüfungen der Senats- oder 
Kommunalverwaltungen nachgewiesen worden, so z. B. in Berlin, 
Dessau und Dresden.104 
Im folgenden soll der Friedhofsflächenbedarf in den Großstädten der 
Neuen Länder näherungsweise ermittelt werden. Die Ausführungen 
sollen nicht dazu dienen grundsätzlich neue Formeln bzw. Methoden 
zu entwickeln, sondern aus den bestehenden Formeln und 
Richtwerten diejenigen herauszufiltern, die sich auf die Großstädte 
der Neuen Länder anwenden lassen. BRAAM und HARTUNG stellen 
dazu fest: „Der weite Streubereich einwohnerspezifischer Richtwerte 
läßt für die Wahl des „richtigen“ Richtwertes einen viel zu großen 
Spielraum“105. 
Der Deutsche Städtetag weist in seiner Konferenz der 
Gartenbauamtsleiter bereits 1960 auf „... die sparsame Verwendung 
von Grund und Boden für alle öffentlichen Aufgaben, unter anderem 
für das Friedhofswesen.“ hin106. Die wesentliche Bedeutung einer 
Bedarfsberechnung liegt auf der Hand: 
 
Grund und Boden ist die Ressource des eigenen Kapitals und stellt 
unter normal ausgelasteten Friedhöfen den limitierenden Faktor dar. 
Friedhofsflächen und die auf ihnen befindlichen baulichen 
Bestandteile unterliegen in jedem Fall einer Pflege und sind damit 
mehr oder weniger kostenintensiv. 
Das richtige Maß an Friedhofsfläche wird nach dem Gebührenrecht 
eingefordert, denn gegen Gebührenrecht verstößt, wer nachweislich 
zu viel Friedhofsfläche vorhält, bzw. bewirtschaftet107. 
Die Gebührenordnung eines Friedhofes ist dann rechtlich anfechtbar, 
wenn mehr Friedhofsfläche vorgehalten als tatsächlich benötigt wird. 
 
Um Transparenz und eine Vergleichbarkeit innerhalb der 
verschiedenen Rechenmodelle und Richtwerte herstellen zu können, 
werden diese anhand bestimmter Kriterien miteinander verglichen. 
Untersucht wird neben dem Ergebnis (in der Regel ein Richtwert) 
                                            
104 Mündliche Auskunft aus der Senatsverwaltung Berlin sowie vom 
Grünflächenamt Dessau 
105 BRAAM / HARTUNG: Friedhofsplanung. In: DAS GARTENAMT 9/77, S. 586 
106 BRAAM / HARTUNG: Friedhofsplanung. In: DAS GARTENAMT 9/77, S. 586 
107 z. B. Rechtsprechung OVG Lüneburg vom 08.08.1990, in DÖV 1991, S. 338: 
„Hinsichtlich der gebührenrechtlichen Auswirkungen sind die planerischen 
Entscheidungen über die vorzuhaltenden Flächenkapazitäten von hoher 
Bedeutsamkeit; denn nur dann, wenn in absehbarer Zeit mit einer vollen 
Auslastung der Friedhofsfläche zu rechnen ist, dürfen die Aufwendungen für die 
Bewirtschaftung der Flächen in die Gebührenkalkulation Eingang finden.“ 
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auch die Methode zur Berechnung (Formel) und die Möglichkeit der 
Anwendbarkeit in den Neuen Bundesländern.  
 
4.1 Aktuelle Formeln und Richtwerte  
Mit den Formeln und Richtwerten werden die Parameter erfaßt, die 
zur Berechnung der Größe von Friedhofsflächen notwendig sind. 
Hierzu gehören: 
 
Einwohnerzahl und Einwohnerprognose zum Zeitpunkt der 
Berechnung, bzw. die städtebauliche Entwicklung innerhalb des 
betrachteten Stadtteils. 
 
Ruhefrist: Dauer der Belegung eines Grabes. Diese wird durch die 
örtlichen Friedhofssatzungen geregelt. Sie differiert je nach Grabtyp 
und der Bodenbeschaffenheit eines Friedhofes. 
 
Häufigkeit einzelner Grabtypen: Je nach Anzahl der am meisten 
gewünschten Grabtypen (im Zusammenhang mit der gewünschten 
Bestattungsform) ergibt sich ein unterschiedlicher Flächenbedarf. Ein 
Familienwahlgrab ist mit z. B. 3x5m erheblich größer als ein 
Urnenreihengrab mit 1x1m Flächenbedarf. 
 
Rücklauf an Grabflächen: Je nach Grabtyp stehen dem Friedhof 
nach Ablauf der Ruhefristen wieder Flächen zu Neubelegung zur 
Verfügung. Eine dabei schwierig zu kalkulierende Komponente sind 
die Flächen von Wahlgräbern, da diese immer wieder neu belegt 
werden können (z. B. durch Zubettungen). 
 
Friedhofstyp: Die Einteilung von Friedhofstypen erlaubt 
Rückschlüsse auf die Grünanteile auf einem Friedhof. So ist z. B. ein 
Kirchhof weniger durchgrünt als ein Waldfriedhof108. 
 
4.1.1 Formeln 
Bei näherer Auseinandersetzung mit den Formeln wird deutlich, daß 
diese den Richtwerten vom Ansatz her überlegen sind. Die 
Verwendung von Formeln hat den Vorteil, daß in den 
Eingangsgrößen die Bestattungsgewohnheiten Berücksichtigung 
finden können. Fast alle beziehen sich auf das aktuelle 
Bestattungsverhalten. Erst in der Folge der Anwendung von Formeln 
ist es möglich, Richtwerte zu entwickeln. Darüber hinaus ist das 
Modell von HARTUNG / HERZ109 geeignet, das schwer bestimmbare 
Verhalten von Grabnutzern bezüglich der Verlängerung oder 
Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgräbern zu kalkulieren. 
 
                                            
108 Auf diesen Aspekt wird auf S. 42 noch näher eingegangen 
109 Die Quellenangaben zu allen im Abschnitt „Formeln“ (S. 38 – 44) verwendeten 
Autoren findet man in Tabelle 2, S. 44ff  
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Wesentliche Voraussetzung ist die Erfassung des bisherigen 
Grabnutzerverhaltens.110 Wie in den vorigen Kapiteln bereits 
festgestellt wurde, hat die Bevorzugung bestimmter Grabarten 
entscheidende Auswirkungen auf die Auslastung der Friedhöfe. 
BARTLOMIEJ verfolgt den Ansatz, von jedem Friedhof aus 
erreichbare Nutzer zu bestimmen und auf dieser Grundlage 
Bestattungsbezirke zu entwickeln. Das kann im Hinblick auf die zum 
Teil noch verbesserungswürdigen Organisationsstrukturen innerhalb 
der gesamtstädtischen Einheit von Kirche und Kommune von 
großem Vorteil sein. Ähnlich ist es bei FARCHER: er geht davon aus, 
daß eine Grabflächenprognose nur dann möglich ist, wenn die 
durchschnittliche Ruhezeit (Wahlgräberproblematik) aller Grabarten 
ermittelt werden kann. „Eine solche Prognose wäre dann wichtig, 
wenn durch Veränderung des Grabstellenangebotes oder durch 
Preisgestaltung mit niedriger durchschnittlicher Ruhezeit verstärkt 
abgegeben werden sollten, um den Gesamtgrabstellenbedarf zu 
senken.“111. Die Prognose wird anhand der Bestattungszahlen für 
jeden Friedhof getrennt berechnet. Es handelt sich nicht um eine 
Berechnung, die auf die gesamten Bestattungsflächen einer Stadt 
Anwendung finden kann. 
Einzig die Formel von LENDHOLT / HERBST ist derzeit sinnvoll 
anwendbar, da hier Eingangsgrößen gefordert werden, die leicht zu 
erfassen sind. Darüber hinaus hat das IfK diese Formeln in leicht 
abgewandelter Form benutzt. Aus diesem Grund besteht eine 
gewisse Erfahrung in der Anwendung. Mit Hilfe dieser Formel sind 
die Richtwerte von MÜHLNER und KRAMER errechnet worden. 
 
4.1.2 Richtwerte 
4.1.2.1 Friedhofsfläche pro Einwohner 
Bei diesen Richtwerten sind erhebliche Schwankungen festzustellen: 
BORCHARD gibt einen Bereich von 1,5 m² bis 10 m² an112. Der m2 – 
Wert ist recht abstrakt und in seinen Auswirkungen erheblich: die 
Entscheidung, diesen Wert um nur 1 m² zu vergrößern oder zu 
verringern, hat bei einer Stadt mit 250.000 Einwohnern die 
Konsequenz, daß 25 ha Friedhofsfläche fehlen oder zu viel 
vorgehalten werden. Für den Fall, daß 25 ha fehlen, würde das für 
                                            
110 Der Ansatz ist sehr gut, zur Zeit aber immer noch schwierig zu bewältigen, da 
für diese Art der Berechnung genaue Aufzeichnungen erforderlich sind. Derartige 
Aufzeichnungen müssen über einen längeren Zeitraum erfolgen um eine spätere 
Prognose zu ermöglichen. Modern organisierte Friedhofsverwaltungen, wie z. B. 
die des Friedhof Ohlsdorf in Hamburg, verfügen mittlerweile über 
Datenverarbeitungssysteme, die eine Abfrage und Aufzeichnung nach diesen 
Kriterien ermöglicht. Im Untersuchungsgebiet ist dem Verfasser nicht bekannt, das 
derartige Systeme bereits Anwendung finden. 
111 FARCHER: Mathematische Grundlagen zur Ermittlung des 
Friedhofsflächenbedarf, in: DAS GARTENAMT, 32/83, S.174 
112 Die Richtwerte reichen von 1,2 m2 bis 35 m2 pro Einwohner, Angaben von 
HARTUNG und HERZ, 1977 
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die Kommune bedeuten, Mehrkosten von ca. 4,2 Mio. DM 
einzuplanen, um ausreichend Friedhofsfläche erwerben zu 
können113. 
 
4.1.2.2 Bruttograbflächen – Wert 
Entscheidungen über die Anwendung der Bruttograbflächen - Werte 
sind aus ortsspezifischer Sicht sinnvoll: dieser Wert schließt neben 
Wirtschaftsflächen auch Flächen ein, die der Gestaltung (allgemeiner 
Grünanteil und „grünpolitischer Wert“) dienen. Damit läßt sich eine 
Ortstypik genau beschreiben und durch die Vorgabe auch 
erhalten.114 
KRUMME gibt in seiner Dissertation mit der Hilfe von 
Bruttograbflächen – Werten erstmalig Hinweise auf extrem 
flächenextensive Grabarten, die mit denen der 
Urnengemeinschaftsanlagen vergleichbar sind115. Die Methode von 
KRUMME kann sinnvoll auf die ostdeutschen Friedhöfe übertragen 
werden. Das setzt allerdings voraus, daß man sich einen Überblick 
über die Gestaltungspläne der wichtigen Friedhöfe verschafft. 
 
4.2 Vergleich von Formeln und Richtwerten 
Im Folgenden werden die aktuell verfügbaren Richtwerte und 
Formeln tabellarisch miteinander verglichen. 
Untersuchungskriterien sind: 
 
1. Größe des Richtwertes 
2. Möglichkeit der Differenzierung nach Grabtypen (Erfassung 
großer und kleiner Gräber) 
3. Beachtung des Gräberrücklauf nach folgender Fragestellung: 
„Wie viele Gräber stehen wann und in welcher Größe wieder zur 
Verfügung“ 
4. Wird das aktuelle Bestattungsverhalten beachtet? 
5. Wird die Formel oder der Richtwert in den Neuen Bundesländern 
nach Einschätzung des Verfassers empfohlen? 
 
 
Die Angaben werden in der Tabelle nur als Ergebnis wiedergegeben. 
Die Reproduktion der Formel, bzw. die Berechnungshintergründe der 
Autoren werden nicht näher beschrieben. Die Auswertung erfolgt 
direkt in der Tabelle. 
                                            
113 vgl. HARTUNG / HERZ in: LANDSCHAFT + STADT, 2/1977, S. 58: „Bei einem 
Grunderwerb von 6 ha entstünden Mehrkosten von ca. 1 Mio. DM.“ 
114 Beispielsweise ist es denkbar, daß damit einer allzu rationellen Gestaltung bei 
Urnengemeinschaftsanlagen gegen gesteuert werden kann. 
115 KRUMME, F.: Die Auswirkungen der Feuer- und der Erdbestattung auf den 
Flächenbedarf der Friedhöfe. Berlin 1968, S. 24 
Tabelle Richtwerte: „Gruppe 10: Aschengräber im architektonischen Grabfeld: 0,7 
bis 2 m² je Urnenplatz“ (wird als knapp bis nicht ausreichende Bruttograbgröße 
gewertet, Anm. d. Verf.) 
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1. Formeln       
LENDHOLD / 
HERBST117 
1970 - ja nein ja ja 
HARTUNG / HERZ118 1977 - bedingt ja ja bedingt 
BARTLOMIEJ119 1978 - nein ja nein nein 
FARCHER120 1983 - bedingt ja ja bedingt 
       
2. Richtwerte 
 
      
2.1 m² Friedhofsfläche 
pro Einwohner 
      
WOLF121 1926 4,0 nein nein bedingt nein 
REBSDAT122 1954 2,5  nein nein ja ja 
BALKE123 1962 8,5  nein nein nein nein 
MÜHLNER124 1972 2,8 – 4,3 ja nein ja bedingt 
BORCHARD125 1974 1,5 - 10 ja nein ja bedingt 
DITTRICH126 1975 1,8 - 6,8 ja nein ja bedingt 
HEPPERLE127 1975 
? 
4,05 nein nein bedingt nein 
DT. STÄDTETAG128 1981
129 
4,5 nein nein nein nein 
                                            
116 Möglichkeit der Bestimmung wieviel Wahlgräber verlängert, bzw. zurück 
gegeben werden. 
117 LENHOLD / HERBST, in: DAS GARTENAMT 9/77, S. 586 
118 HARTUNG / HERZ, in: LANDSCHAFT UND STADT 2/77, S. 58  
Die Verfasser schlagen den Versuch vor, zurücklaufende Grabstätten mit in die 
Flächenplanung einzubeziehen. 
119 BARTLOMIEJ in: DAS GARTENAMT, 7/78, S. 452  
„Friedhofsplanung mit Hilfe eines linearen Programmierungsmodells.“ 
120 FARCHER, in: DAS GARTENAMT, 32/83, S.168. 
121 WOLF: Der Friedhof als städtebauliches Problem. In:HIRZEL (Hrsg): Grab und 
Friedhof der Gegenwart. München, 1927, S. 54: 
Stadtbaurat WOLF (Dresden) geht davon aus, daß „... infolge der sicher zu 
erwartenden Zunahme der Feuerbestattung wird der Bedarf an Friedhofsflächen 
sich in Zukunft verringern.“ Berechnungen wurden von ihm auf der Grundlage einer 
Verteilung von 30 zu 70 Prozent (Feuer- zu Erdbestattung) angenommen. 
122 REBSDAT, A.: Über das Friedhofsproblem in der Großstadt: (Diss.) Hannover, 
1954 
123 BALKE, in: IfK (Hrsg): Erläuterung zu dem Tabellenwerk 
„Flächenbedarfsermittlung für die Neuanlage und Rekonstruktion von Friedhöfen 
unter besonderer Berücksichtigung von anteiligen Flächen für 
Urnengemeinschaftsanlagen auf der Grundlage von durchschnittlichen 
Bruttograbgrößen. Dresden, 1985, S. 10 
124 ebd. 
125 BORCHARD, in: DAS GARTENAMT, 9/77, S. 586 
126 ebd. 
127 unveröffentlichtes Manuskript, Arbeitspapier Grünflächenamt Stuttgart, 1995 
128 KRAMER, in: RICHTER: Handbuch Stadtgrün. München 1981, S. 242 
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KRAMER130 1985 1,77 – 
3,19 
ja nein ja ja 
KOKENGE / MIES131 1998 2,5 ja nein ja ja 
 
2.2 Bruttograbfläche132       
KRUMME133 1964 3 - 26 ja nein ja bedingt 
MÜHLNER134 1972 1,5 – 6,4 ja nein ja ja 
FARCHER135 1983 3,7 bedingt nein ja bedingt 
 
Tabelle 2: Eignungsprüfung von Formeln und Richtwerten 
 
Bezogen auf die Fragestellungen zeigt sich die unterschiedliche 
Zielrichtung der Autoren. Die Bewertung durch den Verfasser erfolgt 
allein danach, ob die in Ostdeutschland identifizierten Probleme bei 
Anwendung der Formeln / Richtwerte gelöst werden können. Die 
Auswertung der Tabelle hat außerdem gezeigt, daß Richtwerte nicht 
einfach übernommen werden können, sondern auf ihre 
Anwendbarkeit vor Ort überprüft werden müssen. Hilfreich ist es, 
wenn nachvollziehbar ist, wie die Richtwerte entstanden sind. 
Geeignet erscheinen auch solche Modelle, die eine Streuung der m² 
- Werte zulassen (z. B. MÜHLNER oder KRAMER). Hier können 
eigene langjährige Erfahrungen der Kommunen mit in die 
Berechnung eingebracht werden. 
Für die DDR hat die Ermittlung von KRUMME bereits 
aussagekräftige Werte erzielt, zumal er bereits tabellarisch eine 
Abstufung vornimmt und den Anteil von Urnenbeisetzungen 
progressiv mit einbezieht. In der Anwendung zeigte sich jedoch die 
Formel von LENDHOLDT / HERBST diesen Richtwerten überlegen. 
Die Begründung ist in der Anpassung einzelner Bestandteile der 
Formel an die örtlichen Verhältnisse zu suchen136. 
 
                                                                                                               
129 RICHTER, G.: Handbuch Stadtgrün. München 1981, S. 242  
130 IfK (Hrsg.), Tabellenwerk „Flächenbedarfsermittlung für die Neuanlage und 
Rekonstruktion von Friedhöfen unter besonderer Berücksichtigung von anteiligen 
Flächen für Urnengemeinschaftsanlagen auf der Grundlage von durchschnittlichen 
Bruttograbgrößen. Dresden, 1985, S. 10 Verwendung der Werte von KELLER und 
MÜHLNER. 
131 KOKENGE, H. / MIES, J.: Friedhofskonzeption Dresden. Dresden 1998, S. 43 
132 Wert, der neben dem Flächeninhalt des Einzelgrabes auch anteilig 
Versorgungsflächen und Grünanteile enthält 
133 s. o. 
134 s. o. 
135 s. o. 
136 Z. B. enthält die Formel einen Faktor, der die spezifischen Grabartenanteile 
berücksichtigt. Außerdem kann die Bruttofriedhofsfläche entsprechend der 
Grünausstattung der ortstypischen Friedhöfe angepaßt werden. 
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4.3 Unterteilung in Friedhofstypen 
Eine exakte Anwendung der Formeln und Richtwerte ist nur dann 
möglich, wenn man sich mit den örtlichen Verhältnissen vertraut 
macht. Zu den wichtigsten Kriterien gehört neben der Häufigkeit 
verschiedener Bestattungsarten (Quantifizierung der Grabarten) der 
Friedhofstyp. Die Typeneinteilung erlaubt einen Überblick über den 
wahrscheinlichen Grünanteil137 auf den Friedhöfen. Im Rahmen 
eines Friedhofsgutachtens für die Stadt Dresden138 ermittelte der 
Verfasser unterschiedliche Grünanteile, getrennt nach 
Friedhofstyp139. Dies sind im Einzelnen: 
 
• Hauptfriedhof / Waldfriedhof: Grünanteil 12 bis 65 Prozent der 
Friedhofsfläche 
• Stadtteilfriedhof: Grünanteil 5 bis 12 Prozent der Friedhofsfläche 
• Kirchhof: Grünanteil 0 bis 1 Prozent der Friedhofsfläche 
 
Als ein Ergebnis der Umfrage fand eine Einordnung nach den oben 
genannten Friedhofstypen statt. 
 
 
                                            
137 Grünanteil bezeichnet hier ausschließlich den nicht belegbaren Flächenanteil, 
der beim Entwurf des Friedhofes als Schmuckfläche oder Rahmenpflanzung 
vorgesehen war. 
138 KOKENGE,H. / MIES, J. Friedhofskonzeption für die Stadt Dresden. Dresden, 
1998, S. 39 
139 Die Werte kamen durch einen Vergleich von insgesamt 42 Friedhöfen in 
Großstädten aus dem gesamten Bundesgebiet zustande. Zu den Friedhöfen lagen 



















Die beiden Diagramme zeigen die Verteilung unterschiedlicher 
Friedhofstypen bezogen auf Ostdeutschland und den gesamten 
Untersuchungsbereich. 
Der Friedhofstyp „Stadtteilfriedhof“ ist erwartungsgemäß am 
häufigsten vertreten. 
Unterschiede zwischen Ostdeutschland und dem gesamten 
Untersuchungsbereich gibt es in Bezug auf die Anteile der 
Hauptfriedhöfe und Kirchhöfe. 
In Ostdeutschland werden in den Großstädten fast ¼ der Kirchhöfe 
noch als Bestattungsplätze genutzt. Der Anteil der großen 
Hauptfriedhöfe ist etwas geringer. Diese wurden vor allem in den 
20er und 30er Jahren entworfen, stellen aber nicht den Haupttyp der 
deutschen Friedhofsformen dar. 
 
Das Diagramm erlaubt im Zusammenhang mit den 
Typeneinteilungen140 folgende Interpretation: 
• Durch den Überhang an Stadtteilfriedhöfen liegt der 
überwiegende Grünanteil der ostdeutschen Friedhöfe zwischen 5 
und 12 Prozent der Friedhofsfläche. 
• Der festgestellte Flächenüberhang ist vor allem bei 
Stadtteilfriedhöfen zu minimieren. 
• Der hohe Anteil ortsbildprägender Kirchhöfe ist eine sepulkrale 
Besonderheit in ostdeutschen Großstädten. Der enge innere 
Zusammenhang von Begräbnisriten und dem „locus sacer“141 




















                                            
140 Vgl. vorige Seite 
141 lat.: heiliger Ort 
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4.4 Bestimmung des Flächenbedarfs 
Die vorangehende Untersuchung hatte das Ziel geeignete Formeln 
und Richtwerte herauszufiltern. Es konnte festgestellt werden, daß 
die Formel von LENDHOLDT / HERBST am besten auf die 
ostdeutschen Verhältnisse anzuwenden ist. 
Stichprobenartig wurden mit der Formel verschiedene Städte 
getestet und aus den Ergebnissen Richtwerte berechnet:  
 
Stadt Flächen-









in m² / EW 
Berlin 1.267,84 3.562.000 748,02 2,1 
Chemnitz 77,01 240.000 36,31 1,5 
Dresden 182,6 430.000 112,42 2,6 
Erfurt 71,29 200.000 53,71 2,6 
Frankfurt / O. 65,40 75.000 36,50 4,8 
Jena 27,00 95.000 33,19 3,4 
Leipzig 156,50 450.000 118,53 2,6 
     
Durchschnitt    2,8 
 
Tabelle 3 : Richtwertprognosen für ausgewählte Großstädte in den Neuen 
Bundesländern 
 
Der Vergleich der ostdeutschen Großstädte zeigt Schwankungen 
zwischen 1,5 m² (Chemnitz) und 4,8 m² (Frankfurt / O) 
Friedhofsfläche pro Einwohner. Daran lassen sich die üblichen 
regionalen Präferenzen ablesen. In Chemnitz bevorzugen über 70 
Prozent der Einwohner eine Bestattung in einer 
Urnengemeinschaftsanlage, in dem überwiegend katholisch 
geprägten Frankfurt / O. sind es nur 17 Prozent. 
Der Durchschnittswert liegt bei 2,8 m² Friedhofsfläche pro Einwohner 
in den Großstädten der Neuen Bundesländer. Betrachtet man die 
Anzahl der Feuerbestattungen insgesamt, so haben Erhebungen des 
Deutschen Städtetages ergeben, daß der Anteil der 
Feuerbestattungen an den Gesamtbestattungen in den Neuen 
Bundesländern bei über 70 Prozent liegt.142 Die Zeitschrift DAS 
BESTATTUNGSGEWERBE dazu: „Während 1995 hier 71,2 % der 










                                            




Die stichprobenartige Berechnung des Flächenbedarfs deutet an, 
was der Verfasser eingangs der Untersuchung bereits vermutete: 
im Osten Deutschlands wird zum Teil erheblich zuviel 
Friedhofsfläche vorgehalten. 
Um das zu beweisen, wird die aktuelle Bevölkerungszahl mit dem 





















Diagramm 5: Bestattungsflächen der Großstädte in den Neuen Ländern 
 
Das Diagramm gibt einen Überblick über die Situation der 
Bestattungsflächen in den wichtigsten Städten der Neuen Länder, 
ohne Berlin. Berlin stellt in seiner Zusammensetzung der Flächen 
einen Sonderfall dar. Die Stadt verfügt zur Zeit über Friedhofsflächen 
(rund 1200 ha), die insgesamt 80% der Bestattungsflächen der 
Großstädte in den Neuen Ländern abdecken würde (rund 1500 ha). 
 
Das Diagramm ist geordnet nach Städten, die zur Zeit (Stand Herbst 
1998) die meisten Friedhofsflächen vorhalten.  
Insgesamt werden nur bei den Großstädten rund 380 ha 
Friedhofsfläche, mit Berlin sogar 780 ha zuviel vorgehalten. Diese 
Fläche würde ausreichen, um eine Stadt mit 3 Millionen Einwohnern 
mit ausreichend Friedhofsfläche zu versorgen. 
 
Der Mittelwert der zur Zeit vorgehaltenen Bestattungsflächen beträgt 
ca. 70 ha, das Bestattungsflächen - Soll beträgt ca. 45 ha. 
Die durchschnittliche Abweichung vom Bestattungsflächen - Soll 


































































Das Diagramm erlaubt folgende Interpretation: 
 
• Am Ende des 20sten Jahrhunderts werden in Ostdeutschland 
rund 1/3 des Bestandes an Friedhofsfläche in den Großstädten 
nicht mehr benötigt. 
• Durch eine seit 50 bis 60 Jahren ausgebliebene bedarfsgerechte 
Steuerung der Friedhofsflächen ist heute in jeder Großstadt 
Ostdeutschlands ein „Flächenvolumen“ aufgelaufen, das 
kurzfristig nicht auf ein normales Maß zurückgefahren werden 
kann. 
• Städte wie z. B. Cottbus, Dessau und besonders Frankfurt a. O. 
müssen dringend ihre Grünflächenpflege und Erhaltung den 




Eine weitere Möglichkeit die Flächensituation der 
Untersuchungsstädte näher darzustellen, besteht in der Analyse des 
Flächenüberhangs. Sinnvoll ist die Darstellung eines relativen 
Wertes, um eine Vergleichbarkeit der Städte untereinander zu 
ermöglichen. Dafür muß der Flächenüberhang (bisher wurde er als 
ha – Angabe berechnet) in Prozent – Werten angegeben werden. 
Ansonsten würde z.B. Berlin eine Sonderstellung mit rund 1270 ha 
Bestattungsfläche und einer Abweichung von rund 400 ha 
einnehmen (der Mittelwert der ostdeutschen Großstädte liegt bei 
rund 45 ha). 
Das Diagramm „Überhang an Friedhofsfläche“ zeigt die Abweichung 
von der zur Zeit benötigten gesamten Bestattungsflächen in der 









































































Die 0% - Marke kennzeichnet den optimalen Zustand: es ist nur so 
viel Bestattungsfläche vorhanden, wie tatsächlich benötigt wird. 
 
Grundlage für die Bestimmung der Abweichung ist der Richtwert, der 
am Beginn dieses Abschnitts ermittelt wurde. Er beträgt 2,8 m² 
Bestattungsfläche pro Einwohner. 
Dieser Richtwert deckt sowohl eine Sicherheitspuffer, wie auch einen 
relativ hohen Grünanteil ab144. Er ist deshalb vergleichbar, weil er 
stark auf die Art der Bestattung Rücksicht nimmt. Diese ist innerhalb 
der Großstädte der Neuen Länder vergleichbar. 
 
Folgende Interpretation läßt das Diagramm zu: 
• Der Mittelwert liegt bei 33%. 
• Die Summe der prozentualen Abweichung beträgt rechnerisch 
rund 500% mehr als das Soll. Das entspricht etwa rund 780 ha 
(ohne Berlin sind es rund 380 ha) zuviel an vorgehaltener 
Bestattungsfläche. 
• Angesichts dieser hohen Abweichung muß dringend das 
Friedhofsflächenmanagement der Großstädte überprüft werden. 
Die Friedhofsgebühren der untersuchten Städte sind aus diesem 
Grund anfechtbar. 
• Eine Abweichung von 25% muß als obere Grenze gelten. 
• Die Ausdehnung und die Gestalt der Friedhöfe in ostdeutschen 
Großstädten entsprechen nicht mehr den aktuellen 
Erfordernissen. 
• Es fehlt eine umfassende Prüfung des Bedarfs an Friedhofsfläche 
und die daraus resultierenden Maßnahmen. 
 
4.4.1 Friedhofsflächen kommunaler und kirchlicher Träger 
Wer übernimmt die Verantwortung für die pietätvolle „Entsorgung“ 
der Toten einer Stadt? 
Man könnte annehmen, daß dies derjenige ist, der die meisten 
Flächen dafür zur Verfügung stellen kann. Nach der res mixtae145 
haben beide Anbieter ein Recht auf die Bestattung der Toten. Für 
viele Christen ist es ein Selbstverständnis, daß die Verantwortung 
von der Kirche übernommen wird. Friedhof, Tod und Trauerarbeit 
gehören für viele Gläubige immer noch zu den typischen Aufgaben 
der Kirche und nicht zu denen der Kommune146. Doch diese Aufgabe 
                                            
144 Indiziert wird der Grünanteil über die ausreichend bemessene Bruttograbfläche. 
145 BLASCHKE, K.: Das Friedhofswesen. Kiel 1987, S.3: 
„Das Friedhofs- und Bestattungswesen ist ein Beispiel der sogenannten res 
mixtae, für die sich Kirche und Staat in gleicher Weise verantwortlich fühlen.“ 
146 NORDELBISCHES KIRCHENAMT „Richtlinien für Friedhöfe in kirchlicher 
Trägerschaft in der Nordelbischen Ev. - Luth. Kirche" vom 20. Februar 1987 
(GVOBl. S. 51),  
„§1 Für Christen sind Friedhöfe Stätten der Verkündung des Glaubens an die 
Auferstehung. Sie weisen hin auf Gottes Ruf zum ewigen Leben und geben 




ist per Landesgesetz147 den Gemeinden, bzw. Städten 
zugesprochen. Es liegt im eigenen Ermessen der Kommunen 
darüber zu entscheiden, ob diese Aufgabe nun eigenständig, mit 
Hilfe der kirchlichen Friedhöfe oder ganz in die Hand der Kirche 
gelegt wird148. 
Für den Fall, daß die Kirche Monopolfriedhöfe149 betreibt, existieren 
eindeutige rechtliche Regelungen, für alle Zwischenstufen liegt es im 
Ermessen der zuständigen Amtsleiter der Kommunen, in welcher 
Form die Kirche offiziell mit einbezogen und unterstützt wird150. Diese 
Form der “Zusammenarbeit“, bei der wesentliche Bestattungszahlen 
auch von den kirchlichen Friedhöfen getragen werden, ist diejenige, 
die am weitesten vebreitet ist. SPERLING schreibt dazu: „Es ist eine 
bemerkenswerte Tatsache, daß das kirchliche Friedhofswesen trotz 
der Schwierigkeiten, denen die Kirchen während der Herrschaft des 
DDR - Regimes ausgesetzt waren, [...] sich die traditionelle 
Verantwortung der Kirchen, die Totenfürsorge auf eigenen 
Friedhöfen wahrzunehmen, erhalten hat“151.  
Eine echte Zusammenarbeit bedarf bestimmter Regelungen. Bis auf 
eine Ausnahme unter den ostdeutschen Großstädten gibt es so 
etwas nicht152. Da zur Zeit noch keine übergreifende Regelungen 
existieren, ist die Kooperation zwischen Kirche und Kommune von 
Einzelpersonen abhängig. Hierin ist auch ein Schlüssel für die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zu sehen. Unter anderem gehört 
dazu auch der Bereich der Zuschüsse, wie im Kapitel „Subventionen 
für Friedhöfe“ noch festgestellt wird. 
Im Extremfall kann es so zu einer vollständigen Außerachtlassung 
der kirchlichen Friedhöfe durch die Kommune kommen153. 
Für die Beurteilung der tatsächlichen Situation, in welcher Weise die 
Kirche Aufgaben der Kommune übernimmt, sind Angaben über 
Flächenverhältnisse und Bestattungszahlen nötig. 
Derartige Angaben konnten im Verlauf der Umfrage jedoch nur von 
den Kommunen geliefert werden. Die Kirche konnte keine 
zuverlässige Daten anbieten. Das liegt einerseits an der eingangs 
                                            
147 z. B. in Sächsisches Bestattungsgesetz vom 8.7.1994 (GVBl. S. 1321) 
148 GAEDKE, J.: Handbuch des Friedhof und Bestattungsrechts. Köln 1997, S. 11: 
„Den Kirchen wurde in der Verordnung zwar das Eigentum an ihren Friedhöfen 
gewährleistet, hinsichtlich der Verwaltung und des Betriebs ihrer Friedhöfe waren 
sie jedoch weitgehendst von der Zustimmung oder dem Einvernehmen der Städte, 
Gemeinde oder Kreise abhängig.“ 
149 Sie übernimmt in dem Fall Aufgaben der Kommunen. 
150 vgl. GAEDKE, J.: Handbuch des Friedhof und Bestattungsrechts. Köln 1997, S. 
34  
Kirchliche Friedhöfe - sowohl die mit Monopolcharakter als auch diejenigen ohne, 
sind eigene Angelegenheit der Kirche, während die kommunalen Friedhöfe zu den 
gemeinsamen Angelegenheiten von Staat und Kirche gehören. 
151 SPERLING, E.: Gewährleistung: Staatskirchenverträge der neuen 
Bundesländer. In: DFK, 8/94, S. 290 
152 Ein Teil der kirchlichen Friedhofsträger der Stadt Leipzig haben sich zu einer 
Verwaltungsgemeinschaft zusammengeschlossen. 
153 Diese Tatsache wurde durch Interviews bei den Friedhofsverwaltungen der 
Städte Chemnitz und Zwickau deutlich. 
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erwähnten ineffizienten Struktur und andererseits an der 
Eigenständigkeit der einzelnen Kirchengemeinden154. Einziger 
zuverlässiger Ansprechpartner waren bei den Umfragen die 
Verwaltungsstellen für die kommunalen Friedhöfe. Aussagen über 
kirchliche Friedhöfe konnten lediglich bezüglich vereinfachter 
Flächenangaben155 gemacht werden, nicht aber über differenzierte 
Angaben zu Grünflächen oder absolute Bestattungszahlen. 
 
Folgendes Ergebnis zur Flächenverteilung ergab sich anhand der 
Umfrage: 
Bundesweit befinden sich die meisten Bestattungsflächen im 
Eigentum der Stadt. Bei den untersuchten Städten macht das einen 
Anteil von 79 Prozent aus. Auf den Osten bezogen sieht das 
Ergebnis anders aus: hier sind nur 67 Prozent im Eigentum der 





















Diagramm 7: Eigentumsverhältnisse an Bestattungsflächen 
 
Eine Erklärung für die ungleichen Flächenverteilungen ist in der 
geographischen Ausbreitung der Säkularisierung von Friedhöfen 
durch verschiedene  Gesetze zwischen 1804156 bis 1918 zu suchen. 
Seit 1873 gibt es in Preußen und Sachsen keine einheitliche 
                                            
154 So ist z. B. die technische Ausstattung der kirchl. Friedhofsverwaltungen noch 
nicht so gut ausgebaut wie die der Kommunen 
155 Von den differenziert gestellten Fragen des Fragebogens konnte nur die 
Angabe der Bruttofriedhofsfläche verwertet werden. Meistens wurde diese Zahl 
dem Verfasser von der ebenfalls angesprochenen Stadtverwaltung mitgeteilt. 
156 Im Jahr 1804 wurde von Napoleon I. das „Decret imperial sur les sepultures“ 
erlassen. Dadurch erfuhr das Begräbniswesen eine einheitliche Regelung und es 
kam zu wesentlichen Verbesserungen der hygienischen Auflagen. Dieses Dekret 























Regelungen, wer für die Anlage von Bestattungsplätzen zuständig 
ist. 
Nachdem am 16. 04. 1873 dem Landeskonsistorium Dresden durch 
das Kirchengesetz die Anlage neuer kirchlicher Gottesäcker als 
Ersatz für die aus hygienischen Gründen zu säkularisierenden 
Bestattungsplätze gestattet wurde157, reagierte die Landeskirche 
darauf in einer Entscheidung vom 13.07.1873: „Die Aufgabe der 
kirchlichen Gemeinden und der kirchlichen Behörden, für 
Gottesäcker zu sorgen, ist eine unbedingte und die Übertragung 
derselben [...] auf politische Gemeinden, kann seitens der kirchlichen 
Oberbehörde nur unter ganz besonderen Verhältnissen zugelassen 
werden“ 158. Die Auslegung dieses Gesetzes ist bis 1918 unverändert 
geblieben und die bürgerlichen Gemeinden waren im Prinzip von 
dem gesundheitlich und städtebaulich wichtigen Aufgabengebiet des 
Bestattungswesens ausgeschlossen. In diesen Zeitraum fällt die 
Neuanlage der meisten Friedhöfe. Dadurch erklärt sich die hohe 
Anzahl kirchlicher Friedhöfe in den sächsischen Großstädten. Auch 
HAPPE stellt dazu fest: „Oftmals lassen deshalb schon allein die 
Formulierungen in den Gesetzesverordnungen zur Abschaffung des 
Kirchenbegräbnisses (also die Anlage von neuen Friedhöfen, Anm. 
d. Verf.) an ihrer Ernsthaftigkeit zweifeln“.159 
 
 
Dieses Flächenverhältnis impliziert auch weitere 
Interpretationsmöglichkeiten:  
• Eine Steuerung des Flächenmanagement ist bezogen auf 
Ostdeutschland schwierig, da sich ein hoher Flächenanteil im 
Besitz der eher „unbeweglichen“ Kirchen befindet. 
• Der Überhang an Flächenbesitz der Kommunen ermöglicht es, 
bei deren Friedhöfen anzusetzen und damit eine „kurzfristigere 




Grünflächen auf Friedhöfen bestehen aus verschiedenen Anteilen. 
Friedhöfe werden zum Teil bestimmt durch ihr „Rahmengrün“. Dieses 
wird gebildet durch große Alleen, Randbepflanzungen und 
Schmuckbeete an den Eingangsbereichen. Dieser Grünanteil hat von 
der stadtklimatischen Wirkung her gesehen die größte Bedeutung. 
Für diesen Grünanteil werden Friedhöfe zum Teil von der Kommune 
unterstützt, da sie ein wesentlicher Bestandteil der städtischen 
                                            
157 BRIX (Hrsg): Handwörterbuch der Kommunalwissenschaften. Jena 1918, S. 
365  
In der Gesetzesvorlage blieben jedoch konkurrierende Rechte der Gemeinden 
unberührt. 
158 ebd. 
159 HAPPE, B.: Die Entwicklung der deutschen Friedhöfe von der Reformation bis 
1870. Tübingen 1991, S. 24 
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Grünsysteme sind. Dieser Wert wird häufig als „grünpolitischer“ Wert 
bezeichnet. 
Weiterhin spielen auch die Grünanteile eine Rolle, die durch die 
bepflanzten Gräber zustande kommen. 
Ein weiterer Grünanteil, der auch im folgenden näher betrachtet 
werden soll, sind solche Grünflächen, die zur Zeit deshalb „grün“ 
sind, weil sie nicht als Bestattungsfläche genutzt werden. Dieser 
Grünanteil wird hier „Nettogrünfläche“ genannt. 
 
4.5.1 Unterscheidung von Grünanteilen 
Um die Größe solcher Flächen bestimmen zu können, sollten die 
verschiedenen Grünanteile auf den Friedhöfen näher betrachtet 
werden. Durch eine genaue Feststellung der Grünanteile läßt sich 
die zu pflegende Fläche näherungsweise bestimmen. 
In der Bewertung der Grünanteile von Friedhöfen kann in drei 
unterschiedliche Grünanteile unterschieden werden:  
 
• Nettogrün 
Beschreibt den Grünanteil der Friedhöfe, der sich durch 
unbelegte Friedhofsflächen (Nettofriedhofsflächen) ergibt.  
• Grünpolitischer Wert 
Stellt den Wert dar, der um die gestalterischen Grünanteile, 
bzw. die Grünanteile, die sich aus den Friedhofstypen in den 
Städten ergeben, ergänzt sind. 
• Gesamtgrün 
Stellt die Addition aus Nettogrün und dem grünpolitischen 
Wert dar. Das ist der tatsächliche Grünwert, mit dem der 
Friedhofsträger in objektiver Weise rechnen muß. 
 












































































Der bisher angegebene Grünanteil für Zuschüsse oder 
Erholungswerte liegt erheblich über dem Wert, der bisher zur 
Berechnung genutzt wurde. 
Will man die „grünen“ Friedhöfe erhalten, sollte der Nettogrünwert 
festgeschrieben werden, bzw. auch ein anderes politisches 
Bewußtsein gegenüber der Leistungsfähigkeit von Friedhöfen in 
Bezug auf Erholung und Naturhaushalt entwickelt werden. 
 
Der Flächenüberschuß stellt sich in den meisten Fällen rein 
rechnerisch, also zunächst nicht sichtbar dar. Typisch ist, daß sich 
die Grabfelder ungesteuert ausdünnen, bzw. wenig attraktive 
Flächen immer weniger genutzt werdenWEIß dazu: „Der Friedhof 
verliert leider immer mehr sein Gesicht als Kulturstätte, da von den 
Rund 900 durchgeführten Bestattungen im Jahr auf dem Friedhof in 
den letzten Jahren ca. 800 Urnenbeisetzungen in 
Urnengemeinschaftsanlagen erfolgten. Nur rund 60 Erdbestattungen 
pro Jahr in Wahlgrabstätten verzeichnet die Statistik und erklärt die 
„Friedhofslöcher einem Schweizer Käse ähnelnd“ 160. Das Problem 
liegt häufig darin, daß viele Friedhofsverwalter diese Entwicklung auf 
den eigenen Flächen nicht korrekt steuern. Das Gegenteil ist der 
Fall: anstatt Maßnahmen zu ergreifen, die in Richtung maximaler 
Auslastung des Friedhofes gehen, versuchte man ebenfalls UGA’s 
auf dem eigenen Friedhof zu integrieren, um auch einen Anteil an 




















Abb. 10: Situation auf einem geschlossenen Friedhof in Leipzig. Deutlich sind 
große weite Flächen zu erkennen die jetzt in die Pflege genommen werden 
                                            
160 WEIß, H.-H.: Schwierige Friedhofssituation in den Neuen Bundesländern. In: 
DFK 6/91; S. 205 (Beschrieben wird hier die Situation in der Kreisstadt Zeitz in 




müssen. Die Abfallbehandlung ist nicht zufriedenstellend, die Gräber sind weit über 
den Friedhof verteilt. 
Vielfach hätten die Friedhofsverwalter schon viel eher die Initiative 
ergreifen müssen, um bewußt bestimmte Bereiche auf dem Friedhof 
aus dem aktuellen Grabflächenangebot heraus zu nehmen. Die 
dadurch gewonnenen Vorteile liegen nicht nur beim 
Friedhofsbetreiber, sondern auch beim Nutzer: kürzere Wege zum 
Grab, die Grabflächenpflege kann intensiver ausfallen und das 
Friedhofsbild wird verbessert. 
 
Eine der wesentlichen Veränderungen bei der künftigen Bewirt- 
schaftung der Friedhöfe wird sein, daß immer mehr Flächen mit in 
die Pflege genommen werden müssen, die nicht mehr mit Gräbern 
belegt sind. Dieser Zustand ist jedoch nicht neu. Im Prinzip kann man 
davon ausgehen, daß diese Entwicklung mit der starken Verbreitung 
der Urnengemeinschaftsanlagen in den 70er Jahren begonnen hat. 
 
4.5.2 Bedeutung für die Erholung 
Spricht man Menschen auf Friedhöfe an und läßt sie diese Orte 
beschreiben, wird man im wesentlichen folgende Antworten 
bekommen: 
• Der Friedhof ist der Ort, an dem wir unsere Toten würdevoll 
bestatten. 
• Es ist ein Ort der Ruhe und Besinnung. 
• Seine Gestaltung entspricht diesen Grundsätzen. 
 
Schwieriger wird dann die Beantwortung der Frage der „Bedeutung“ 
dieser Flächen für einen selbst161. Hier wird meistens klar erkannt, 
daß diese Flächen auch noch andere Aufgaben haben: neben der 
ökologischen Bedeutung und die des Naturhaushaltes in unseren 
Städten, erleben wir die Friedhöfe auch als Orte der Entspannung 
und Erholung. 
 
"Eine Friedhofskunst, die nur auf Naturschwärmerei aufgebaut ist, 
die nur auf die Herstellung lauschiger Plätze abzielt, auf dem 
Gottesacker die Aufstellung von Brutkästen und gottweiß was 
anderem verlangt, eine Friedhofskunst, die aus dem Ruheplatz der 
Toten einen Ruheplatz für die Lebendigen, für Dienstmädchen und 
Soldaten, für erholungsbedürftige Großstädter macht, verfälscht den 
Charakter und Zweck des Gottesackers.", so zitiert GRÄSSEL162 den 
Verfasser von „Friedhofsanlage und Friedhofskunst"163, dem 
                                            
161 Siehe auch Kapitel „Rechtliche Rahmenbedingungen, „Friedhofszweck‘“ 
162 Stadtbaurat in München Anfang unseres Jahrhunderts und Mitbegründer der 
Friedhofsreformbewegung. 
163 BAUER, L.: Friedhofsanlage und Friedhofskunst. Mönchen - Gladbach, 1916 
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Standardwerk für Friedhofsbetreiber nach der Jahrhundertwende164. 
GRÄSSEL verfolgt neue Gedankengänge im Zusammenhang mit 
Friedhöfen: Strenge und Morbidität werden allgemeingültigen 
Ansprüchen von Erholungssuchenden weichen. 
Mit der Öffnung des Münchener Südfriedhofes, der an Beliebtheit 
auch heute noch nichts verloren hat, „plaziert“ Grässel dann eine 
völlig anders geartete Grünfläche im Stadtgrundriß der Großstadt. 
Der Architekt war sich darüber bewußt, welche Bedeutung eine 
solche Grünfläche für die Bevölkerung haben kann. KRIEG deutet in 
Ihrer Dissertation zur Reformbewegung den landschaftlichen 
(Südfriedhof) in folgender Weise: „[...]- Friedhof als 
Naherholungspark, jetzt nicht mehr nur für eine aufgeklärte Elite, 
sondern, im Zuge der Urbanisierung, für alle Großstädter“165. 
Aus heutiger Sicht hat sich diese Entwicklung fortgesetzt. Es wird 
nicht nur der große Zentralfriedhof in der Stadtrandlage zur 
Naherholung genutzt, sondern auch der Stadtteilfriedhof in der 
Nachbarschaft. Diese Feststellung belegen die Beobachtungen auf 
unterschiedlichen Friedhöfen in Ostdeutschland. Bei dem Besuch 
zahlreicher Friedhöfe konnten verschiedene Beobachtungen 
festgehalten werden: 
• Die überwiegende Anzahl an Personen ist weiblich. 
• Die Mehrzahl der Personen ist (dem Anschein nach) über 50 
Jahre alt. 
• Kinder sind selten auf Friedhöfen anzutreffen 
• Jugendliche sind häufig auf geschlossenen Friedhofsteilen 
anzutreffen, wenn diese schlecht einzusehen sind. 
• Junge Erwachsene und Personen mittleren Alters halten sich 
häufig in den Pausenzeiten oder in der Freizeit zur ruhigen oder 
aktiven166 Erholung auf Friedhofsflächen167 auf. 
Ebenso nennt der „Freizeitforscher“ OPASCHOWSKI in seiner 
Studie zur Pädagogik und Didaktik der Freizeit den Friedhof als ein 
„häufiges Ziel“ zum Aufenthalt im Freiraum in Innenstadtlagen168. 
GAEDKE, der Verfasser des Handbuches für Friedhofs- und 
Bestattungsrecht, weist ebenfalls darauf hin, daß den Friedhöfen 
mittlerweile noch andere Aufgaben zugewachsen sind als die der 
reinen Bestattungsfunktion169. Er bezieht sich dabei auf die 
„Multifunktionalität“, die ein Friedhof hat. Die Verankerung der 
                                            
164 GRÄSSEL,H. in: KRIEG, N.: Schon Ordnung ist Schönheit, Hans Grässels 
Münchener Friedhofsarchitektur (1894 - 1929) ein deutsches Modell? (Diss.) 
München, 1990 
165 ebd. S. 67 
166 Nur auf solchen Friedhöfen, auf denen teilweise die sportliche Betätigung 
gestattet ist. Beispielsweise auf den Hauptwegen des Friedhofes Ohlsdorf in 
Hamburg oder des Chemnitzer Hauptfriedhofes. 
167 Diese Friedhofsflächen liegen meistens auf Friedhofsteilen, auf denen sich nur 
noch wenige oder keine Gräber mehr befinden. Vermutlich, weil der Tod dann nicht 
mehr so präsent ist. 
168 vgl. OPASCHOWSKI, H.: Pädagogik und Didaktik der Freizeit. Opladen 1990 
169 vgl. GAEDKE, J.: Handbuch des Friedhofs- und Bestattungsrechts. Köln, 1997, 
S. 84, Fußnote 33. 
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Multifunktionalität des Friedhofes in den Bestattungsgesetzen würde 
den Friedhofsbetreibern ebenfalls eine wichtige Argumentationshilfe 
sein, wenn es darum geht eine „starke“ Position gegenüber den 
Stadträten zu bekommen. Gleichzeitig bedeutet das für die Betreiber 
aber auch, daß der Verkehrssicherung eine noch größere Bedeutung 
beigemessen werden muß, d. h. die Unterhaltskosten des Friedhofes 
werden auch aus diesem Grund weiter steigen.  
Dieser Tatsache wird in Zukunft bei der Bewirtschaftung des 
Friedhofes eine größere Bedeutung beigemessen werden müssen. 
 
Es ist insbesondere der Genuß von Stille, sowie die 
Auseinandersetzung mit kulturhistorischen Werten der Stadt oder 
Region, die den Aufenthalt auf Friedhöfen so attraktiv machen.  
 
In der Friedhofskonzeption für Dresden konnten z. B. 16 Friedhöfe 
festgestellt werden, die ein hohes Erholungspotential besitzen. Das 
entspricht über 30 Prozent der Friedhöfe170. Daneben wurde für 21 
Friedhöfe eine „Bedeutung aus kulturhistorischer Sicht“ 
festgestellt171. Die Häufigkeit, mit der Friedhöfe auch aus kulturell – 
touristischer Sicht besucht werden, ist außerordentlich groß. 
Friedhöfe sind insofern Museen vergleichbar. Ihre Bedeutung, die an 
der Zahl der Museumsbesucher festgemacht werden kann, ist in den 
letzten Jahren gestiegen. Dazu schreibt BOLZ in der Schrift „Zukunft 
des Gedenkens“: „...einen ähnlichen Bedeutsamkeitszuwachs 
erwarte ich für die Friedhöfe des 21. Jahrhunderts. Friedhof und 
Museum sind die bedeutsamsten Plätze der Erinnerungskultur“172. 
Auf der Grundlage dieses Erinnerungsspeichers lassen sich auch 
neue Modelle für die Bewirtschaftung und inhaltliche Definition 
verschiedener Friedhöfe entwickeln.  
 
Daneben sind eine ganze Reihe von weiteren Gründen zu nennen, 
die dem Friedhof trotz festgestellter „Sinnlosigkeit“ eine Perspektive 
und eine wichtige Bedeutung innerhalb der Städte geben. Dies 
können unter anderem sein: 
Steigender Freizeitkonsum innerhalb unserer Gesellschaft, die auf 
der Suche nach speziellen Angeboten ist. Ein übertragbares Beispiel 
dafür ist das zur Bar und Restaurant umgebaute alte Krematorium in 
Hamburg, das mittlerweile eine feste „Institution“ im Hamburger 
Nachtleben darstellt173. 
Menschen, deren Bewegungsradius eingeschränkt ist, „gestreßte“ 
Angestellte mit einem geringen Zeitbudget, oder z. B. junge Mütter, 
suchen die Erholung um die Ecke. Der als Stadtteilpark 
umfunktionierte Friedhof bietet sich dafür an. 
                                            
170 KOKENGE, H. / MIES, J.: Friedhofskonzeption Stadt Dresden. Dresden 1998, 
S. 22 
171 ebd., S 37 
172 BOLZ, N.: Die Zukunft des Gedenkens. In: WEBER, H. (Hrsg): Orte der 
Erinnerung, der Friedhof im 21. Jahrhundert. Königswinter, 1997, S. 21 
173 in: „Hamburger Abendblatt“, Nr. 195, vom 22. 08. 1998 
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Die steigende Verdichtung der Innenstädte und gleichzeitig die 
stadtplanerischen Bestrebungen mehr Leben in die Innenstädte zu 
holen, bedingt auch die Verfügbarkeit von ausreichend Grünflächen, 
bzw. den Bedarf an mehr Erholungsflächen. Dabei ist es auch von 
Bedeutung, welche Qualität die Flächen besitzen. Ein aufgelassener 
Friedhof bietet alle erdenklichen Möglichkeiten, als Ausgangspunkt 
für einen Stadtteilpark zu dienen. 
Auch der Trend zu anonymen Bestattungsformen liefert Argumente 
für die Erholungsnutzung auf Friedhöfen. SÖRRIES stellt fest, „[...], 
daß Abschiednehmen und Trauerarbeit für viele Menschen 
keineswegs mehr an ein konkretes Grab oder an den regelmäßigen 
Besuch einer Grabstätte [...] gebunden ist“174. Das legt die 
Vorstellung nahe, daß der Besucher über den Friedhof spaziert 
(sofern man noch an diesen Ort gebunden ist) und dabei an die 
Person denkt, die hier „irgendwo“ bestattet wurde. Der Friedhof wird 
damit in seiner gesamten Größe zum Park der Erinnerung, im Ansatz 
ähnlich, wie die Landschaftsparks des 18. Jahrhunderts. 
 
Das stellt auch JENZ in ihrer stadtgeographischen Dissertation fest: 
„Die vermehrte Anlage von landschaftsgebundenen Friedhöfen läßt 
allerdings nicht nur auf die Erholungsbedürftigkeit der Großstädter 
schließen, sondern auch auf eine geänderte Einstellung der 
Menschen zum Tode.“175 
 
Von Bedeutung ist auch der Anteil, den Friedhöfe an den 
Erholungsflächen in einem Stadtteil einnehmen können. Kleine 
Stadtteilfriedhöfe schneiden dabei schlechter ab als große 
Waldfriedhöfe. Diese sollte man aufgrund der Größe ihrer Fläche in 
Relation zu den Stadtteilen jedoch nicht mit berücksichtigen. Im 
Mittel konnte bei der Dresdner Untersuchung ein Anteil von immerhin 
5 bis 6 Prozent am Erholungsflächenbedarf der Stadtteile festgestellt 
werden176.  
 
Ein interessanter Ansatz liegt im Nebeneinander von Park und 
Trauerraum. Denn wenn man schon feststellt, daß Friedhöfe neben 
ihrer eigentlichen Zweckbestimmungen doch den Ansatz der 
Multifunktionalität erfüllen, muß man sich besondere Gedanken über 
die Gestaltung machen. RICHTER führt im Zusammenhang mit 
veränderten Gestaltungsprinzipien dazu aus: „[...] veränderte und 
neue Gestaltungsmittel wie andere Bepflanzungsideen, Einsatz von 
Wasser und Außenmöbeln (Sitzgelegenheiten, Kommunikations- und 
                                            
174 SÖRRIES, R.: Der Ort wird immer unwichtiger. In: WEBER, H. (Hrsg.): Orte der 
Erinnerung, der Friedhof im 21. Jahrhundert. Königswinter, 1997 
175 JENZ, H.: Der Friedhof als stadtgeographisches Problem der Millionenstadt 
Berlin. Berlin 1977, S.63 
176 vgl. KOKENGE, H. / MIES, J.: Friedhofskonzeption Stadt Dresden. Dresden 
1998, S. 22 
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Treffpunkte) sowie Informations- und Beratungsgelegenheiten [...] 
müssen auf dem Friedhof der Zukunft untergebracht werden“177. 
 
Als sichere Erkenntnis kann man also mittlerweile davon ausgehen, 
daß Gründe für den Friedhofsbesuch auch Erholungsaspekte sind. 
Die Bedeutung des Friedhofes für die Bevölkerung liegt längst nicht 
mehr nur darin, einen Ort für die Toten und für die Bestattung zu 
haben, sondern der Friedhof scheint eine größere Rolle im Leben der 
Städter zu spielen, als bisher angenommen wurde. Wahrscheinlich 




4.6 Zusätzliche Aufwendungen der Friedhofsnutzer 
Zunächst könnte man eine Art „volkswirtschaftlichen Schaden“ 
unterstellen, der dadurch zustande kommt, daß Flächen gepflegt 
werden, die eigentlich niemandem nutzen178. 
Die Auswirkungen auf die Pflegekosten sind nicht unerheblich. Geht 
man von einem Pflegesatz von 2,21 DM / m² / Jahr 
Friedhofsfläche179 aus, würden beispielsweise in einer Stadt wie 
Dresden, mit einem Flächenüberhang von zur Zeit ca. 70 ha, rund 
1,5 Mio. DM an Pflegekosten anfallen, die aus dem gesamten 
Friedhofsgebührenaufkommen der Stadt Dresden finanziert werden 
müssen. 
Unter Nutzung der Werte aus Tabelle 16 im Anhang180 kann man 
eine Hochrechnung anstellen, wieviel Pflegekosten für unbenötigte 
Friedhofsflächen alleine in den Großstädten der Neuen Länder 
anfallen: ohne Berlin sind es jährlich ca. 8,4 Mio. DM (= 380 ha), mit 
der Hauptstadt sogar 17,2 Mio. DM (= 780 ha) Pflegekosten. 
 
Betreibt man diese Rechnung noch weiter, kommt man zu einem 
Ergebnis, wie hoch jede Bestattungsgebühr theoretisch mit 
Pflegekosten belastet ist: wiederum am Beispiel der Stadt Dresden, 
in der 1996 absolut 6.481 Bestattungen anfielen, ergibt sich ein 
„unnützer“ Pflegewert pro Bestattung von ca. 240 DM. Hinzu kommt 
der in der Bestattungsgebühr enthaltene Zinssatz für die Verzinsung 
von Grund und Boden. Üblicherweise werden dafür von den 
Friedhofsverwaltungen 6 bis 8 Prozent181 angesetzt. Rechnet man 
„konservativ“, also so, daß so gut wie kein Gewinn anfällt, muß man 
                                            
177 RICHTER, G.: Kultraum oder ästhetischer Erlebnispark? In: WEBER, H. (Hrsg.): 
Orte der Erinnerung, der Friedhof im 21. Jahrhundert. Königswinter 1997, S. 39 
178 Der indirekte Nutzen liegt selbstverständlich auf Seiten des Naturhaushaltes 
und bei den Einwohnern der Stadt, darauf wird später genauer eingegangen. 
179 Pflegesatz anhand aktueller Preisspiegel für Pflegeangebote von 
Friedhofsgärtnern für den Bereich Grünflächenpflege / Grabdauerpflege; Stand 
10/98, Mischpreis aus Entwicklungspflege für Pflanzflächen und Rasenflächen.  
180 S. 171, Spalte „Differenz in ha“ 
181 Mdl. Auskunft AETERNITAS e. V. 
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3,5 bis 4 Prozent ansetzen. Nach Auskunft182 der Abteilung 
Bewertung der Stadtsparkasse Dresden wird Grünland (entspricht 
Friedhofsland) mit 10 DM / m² bewertet. Bei einem Flächenüberhang 
von 70 ha entstehen, weiter am Dresdner Beispiel gerechnet, Kosten 
für Zinsen in Höhe von 280.000 DM. 
Damit ergibt sich eine zusätzliche Belastung in Höhe von 43,75 DM 
pro Bestattung in Dresden. Die Dresdner Friedhofsnutzer müssen 
also mit rund 280 DM ungesteuerte Planung und Mißwirtschaft 
stützen. 
































Gesamtkosten 1.780.000 9.920.000 20.320.000 
Bestattungszahlen 6.481 ca. 30.231 ca. 71.141 
Kosten pro Nutzer 274,64 323,74 285,62 
    
Durchschnitt ca. 294 DM   
 
Tabelle 4: Übersicht über den ermittelten Mehraufwand im gesamten 
Untersuchungsbereich 
 
Genau an diesem Punkt wird meistens eine sehr politische 
Diskussion über die Anteile der Grünpflege, die dem öffentlichen 
Grün zugerechnet werden muß, geführt. Der Leiter des Arbeitskreis 
Kommunale Friedhofsverwalter ZAGAR in der DFK dazu: „In der 
Regel findet eine Gebührenexplosion statt, wenn das Grün, aus 
meiner Sicht rechtswidrig, in die Gebührenkalkulation mit einbezogen 
wird“183. 
Die Bewirtschaftung der ungenutzten Flächen erfolgt tatsächlich aus 
dem hoheitlichen Haushaltsanteil der Friedhöfe. Einen Zuschuß 
bekommen die Friedhofsträger in Dresden (wie auch in den meisten 
anderen Großstädten) nur sachbezogen, d. h. auf speziellen Antrag 
hin für z. B. Renovierung der Leichenhalle. Demzufolge werden 
Planungsfehlleistungen von den Friedhofsträgern tatsächlich aus der 
Tasche der Grabstellennutzer finanziert. Die AETERNITAS e. V. 
stellt ebenfalls fest: „Ein Fehler ist es, wenn der Gebührenhaushalt 
durch die Kosten für das Unterhalten der Friedhofsgrünflächen mit 
Parkfunktion belastet ist“184. 
                                            
182 Auskunft Stadtsparkasse Dresden, Abteilung Bewertung, erteilt am 08.02.99. 
183 ZAGAR, M.: Gebührenkalkulation im Bestattungswesen. In: DFK 12/95, S. 428 
184 AETERNITAS e. V.: Der Friedhof als Geldquelle. In: G&Vplus 1 /97, S. 11 
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Werden Grünflächen von der Bevölkerung nicht angenommen, liegt 
das aufgewendete Kapital für Grunderwerb, Planung und Bau brach. 
Zusätzlich müssen laufend weitere Fehlinvestitionen für Pflege und 
Unterhaltung erbracht werden. 
Bei Friedhöfen kann man zwar davon ausgehen, daß Kosten für 
Planung und Bau nach durchschnittlich 120 Jahren Betriebszeit 
abgeschrieben sind, doch Unterhalt und Pflege bleiben. Darüber 
hinaus entsteht auch dem Eigentümer ein Schaden. Seine Kapital - 
Ressource (Grund und Boden) würde, wenn der Friedhof bereits in 
Teilen oder ganz geschlossen wäre, ungenutzt im Stadtgrundriß 
Unterhaltungskosten verbrauchen. 
Darüber hinaus geht ein nicht zu unterschätzender Ort der 
Kommunikation bzw. möglicher künftiger Sozialfunktion185 verloren. 
 
4.7 Zusätzliche Aufwendungen der Betreiber 
Die Forderungen des Gesetzgebers an die zuständigen Behörden, 
bzw. Besitzer und Nutzer der Denkmale sind sehr differenziert. Der 
Anspruch reicht von der Erhaltungspflicht im Rahmen des 
Zumutbaren186 bis zur Erstellung von Denkmalpflegeplänen187 und 
Denkmaltopographien188. Teilweise ist eine systematische Erfassung 
direkt gefordert189. 
Alle betrachteten Bundesländer haben in ihren Denkmalpflege-
gesetzen als „Gegenstand“ oder „Begriffsbestimmung“ Friedhöfe im 
engeren oder weiteren Sinne erfaßt. In Berlin, Mecklenburg – 
Vorpommern, Sachsen und Sachsen – Anhalt sind Friedhöfe oder 
Grabanlagen direkt erwähnt190. In den übrigen Gesetzen lassen sie 
sich als solche interpretieren: „Selbstdarstellung früherer 
Gesellschaftsformen“191 oder „unbewegliche und bewegliche 
archäologische Sachzeugen“192. 
 
Damit ist die Sicherung von Friedhofsbestandteilen oder der 
gesamten Anlagen als „Quellen und Zeugnissen menschlicher 
Geschichte und prägende Bestandteile der Kulturlandschaft“193 
gewährleistet. Die Herangehensweise der einzelnen 
Ländergesetzgebungen ist dennoch unterschiedlich. Einerseits 
                                            
185 in Abhängigkeit möglicher Nachnutzungen. 
186 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmale im Lande Mecklenburg – 
Vorpommern i.d.F. vom 30.11. 1993 (GVBl. S. 975), § 6 
187 so in Brandenburg: Denkmalschutzgesetz § 7, Sachsen – Anhalt: 
Denkmalschutzgesetz § 8 und Thüringen: Denkmalschutzgesetz § 3 
188 Berlin: Denkmalschutzgesetz § 5 
189 ebd. 
190 vgl. z. B. Gesetz zum Schutz von Denkmalen in Berlin (DSchG Bln) 24.4.1995 
(GVBl. S. 274), §2 (4) 
191 Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale im Land Thüringen 
(ThDSchG, GBl. S. 17) vom 7.1.1992, §2 (6) 
192 Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz – SächsDSchG i.d.F. vom 
4.7.1994 (GVBl. S. 1261), § 5 (5) g) 
193 Brandenburg: Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz – Bbg DSchG i.d.F. 
vom 4.1.1995, § 1 Grundsätze 
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gehören Friedhöfe zu aussagekräftigen Beispielen früherer Kultur-, 
Handwerks- und Lebensformen, andererseits werden sie 
(entsprechend der Nutzungsepochen) auch als Bodendenkmale und 
archäologische Sachzeugen eingeordnet. Damit wird die insgesamt 
vielfältige Bedeutung der Grabanlagen deutlich. 
Das Aufstellen von Denkmalpflegeplänen und Denkmaltopographien 
ist eine qualifizierte Facharbeit, die in kurzer Zeit nicht leistbar ist. Die 
Unteren Denkmalschutzbehörden sind vor allem darum bemüht, 
zuerst die wirtschaftlich nutzbaren Objekte zu bearbeiten. Die 
Erstellung von Denkmalpflegeplänen und Topographien müssen 
meistens an sachverständige Büros vergeben werden, da die 
Behörden nicht mit genügend Arbeitskräften ausgestattet sind. Die 
dafür benötigten Mittel können in den meisten Fällen jedoch nicht 
aufgebracht werden. 
Ein Kulturdenkmal steht immer im Zusammenhang mit dem 
umgebenden Raum. So ist der Erhalt des Denkmals auch an den 
Erhalt der Umgebung geknüpft. Im sächsischen 
Denkmalschutzgesetz ist dem in § 12 Rechnung getragen194. 
Auf Friedhöfen sind es häufig Feierhallen oder repräsentative 
Eingangsbauwerke, die unter Denkmalschutz stehen. Der Erhalt der 
Gebäude ist demnach auch an den Erhalt der sie umgebenden 
Friedhofsfläche geknüpft. 
Die Möglichkeit, einen vorläufigen Schutz des Friedhofes oder 
einzelner Teile dessen zu erlassen, besteht neben Sachsen auch in 
Thüringen und Brandenburg. 
Es ist zu prüfen ob das nicht in den anderen Bundesländern 
ebenfalls möglich ist. Ggf. auf Grundlage einer 
Durchführungsbestimmung. Der schnelle Schutz ist wichtig, um den 
Bestand erst einmal zu sichern. Innerhalb der Fristen, in der der 
vorläufige Schutz besteht195 (für die Eintragung in die Denkmalliste 
bleiben 6 Monate Zeit, danach erlischt der Schutzstatus), müssen die 
notwendigen Denkmalerfassungen nach den vorgegebenen 
Richtlinien196 erfolgen. Diese qualifizierte Facharbeit ist in dieser Zeit 
durch die hohe Belastung der Denkmalbehörden kaum leistbar. 
Dadurch werden einerseits große Unsicherheiten beim 
Friedhofsträger ausgelöst: er/sie ist sich im Umgang mit den 
Objekten nicht im Klaren und andererseits wird durch den 
„schwebenden“ Schutzzustand Belegungsfläche blockiert. Diese 
nicht nutzbare Fläche wird durch den Gebührenzahler mit 
vorgehalten und finanziert. 
 
                                            
194 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Kulturdenkmale im Freistaat Sachsen 
i.d.F. vom 4.7.1994 (GVBl. S. 1261),§ 12 (2)  
„Bauliche oder garten- und landschaftsgestalterische Anlagen in der Umgebung 
eines Kulturdenkmales, soweit sie für dessen Erscheinungsbild von erheblicher 
Bedeutung sind, dürfen nur mit Genehmigung ... beseitigt oder verändert werden.“ 
195 In Brandenburg nach § 10 Denkmalschutzgesetz i.d.F. vom 22.7.1991, in 
Thüringen nach § 6 Denkmalschutzgesetz i.d.F. vom 7.1.1992 
196 z. B „Denkmalerfassungsbogen“ der Unteren Denkmalschutzbehörde Dresden 
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4.8 Mögliche Auswege 
4.8.1 Entwicklung eines Pflegeplans 
Für den Erhalt und die Entwicklung der Friedhöfe hat ein 
Pflegekonzept grundlegende Bedeutung197. Dieses fehlt nach 
Kenntnis des Verfassers vor allem bei den kirchlichen 
Stadtteilfriedhöfen in den ostdeutschen Großstädten. Die Situation in 
Kleinstädten dürfte nicht viel besser sein.  
Erst mit dem Vorliegen eines Pflegeplanes ist ein zielgerichteter 
Arbeitseinsatz auf dem Friedhof möglich. Auf dieser Grundlage kann 
über den Einsatz investiver Mittel entschieden werden. Der Vorteil für 
die Betreiber liegt in der leichteren (kostensparenden) 
Bearbeitbarkeit der Flächen. Die Pflegeeinsätze werden auf genutzte 
Grabfelder konzentriert, Randbereiche können einer extensiven 
Pflege zugeführt werden. 
Je nach Pflegekonzept der ungenutzten Randbereiche können dort 
die Pflegegänge auf 2 Einsätze pro Jahr heruntergefahren werden. 
Auch SEIDL äußert sich 1994 in einem Artikel der DFK dazu: „Die 
Gelder für den Grundstückserwerb sowie für die Anlage und 
Unterhaltung der Friedhöfe scheinen allerorts zu fehlen. Angesichts 
der knappen Finanzen sind deswegen vor allem wirtschaftliche 
Lösungen (Gestaltungen) gefragt“198. 
Auch die Verfolgung der Ziele des Natur- und Denkmalschutzes ist 
auf dieser Grundlage möglich. 
Friedhöfe spielen im Gefüge der Stadtteile eine wichtige Rolle. Sie 
können durch ihren Pflegezustand zu einem guten oder weniger 
guten Image des Stadtteils beitragen. Deutlich wird das an 
Wettbewerben, wie z. B. „Unser Dorf soll schöner werden“. Prof. 
SÖRRIES hierzu: „[...], daß bei derartigen Wettbewerben die Anlage 
und Gestaltung eines Friedhofes ein Kriterium bei der Beurteilung 
darstellt. Längst haben auch die großen Kommunen die 
Vermenschlichung unser Städte und Stadtteile tatkräftig voran 
gebracht. Fußgängerzonen, Stadtteilsanierungen und 
Restaurierungen historischer Bausubstanz legen von einer 
erfolgreichen bürgernahen Arbeit Zeugnis ab. Die Friedhöfe bleiben 
oftmals außen vor“199. Zur Zeit fehlt es vor allem an geeigneten 
Konzepten. Aus diesem Grund muß eine Hilfestellung angeboten 
werden, die Grundlagen klärt. Diesen Beitrag soll die vorliegende 
Arbeit leisten. 
                                            
197 JORDAN, P.: Parkdenkmalpflege auf Friedhöfen - Beispiele: Hauptfriedhof und 
Jüdischer Friedhof Frankfurt/a. M. Hamburg 1992, S. 33: 
„Das Ziel ist es, daß die baulichen Bestandteile nicht verloren gehen und der 
pflanzliche Besatz auf Dauer so erhalten wird, daß der Friedhof in seiner 
ursprünglichen Gestaltung weiterhin erkannt werden kann.“ 
198 SEIDEL, I.: Finanznot macht vor Friedhofstoren nicht halt. In: DFK 1/94, S. 4-6 




4.8.2 Eindeutige Flächenzuordnung 
Aus der Sicht des Stadt- und Grünplaners, der das Wohl der 
Grünanlagen im Blick hat, kann zumindest festgestellt werden, daß 
es bisher wenigstens gelungen ist, gepflegte oder weniger gepflegte 
Grünflächen vorzuhalten, auch wenn das bisher nicht regelkonform 
war. 
Dieser grundsätzlich als positiv zu bewertende Aspekt sollte im 
Vordergrund der Betrachtungen stehen200. 
Hält man an einer Friedhofsnutzung fest, müssen einerseits 
Grabflächen und andererseits parkartige Grünflächen 
zusammengefaßt werden. Dadurch ist eine saubere Trennung von 
Flächen mit Friedhofszweck und Flächen mit parkartigem Charakter 
möglich201. So können exakt Flächen ausgewiesen werden, die 
eindeutig dem Allgemeinwohl zugerechnet werden können. Im Falle 
einer Zuschußregelung für den öffentlichen Grünanteil werden diese 
Flächen in ihm mit eingebracht. Damit sind die Voraussetzungen 
geschaffen, eine sauber abzurechnende Zuschußregelung zu 
entwickeln. 
Soll diese Regelung greifen, muß sich eine Kommune aber auch 
dazu entscheiden, für den Erhalt ihrer Friedhöfe, also ihrer eigenen 
Kulturgeschichte, einen höheren Beitrag als bisher anzuerkennen. 
 
4.8.3 Erhalt über das Grünpotential 
Die Recherche bei Großstädten über die Form von Zuwendungen für 
Friedhöfe zeigte, daß Friedhöfe für ihren öffentlichen Grünanteil 
unterstützt werden, nicht aber für ihren Denkmalwert202.  
Es liegt auf der Hand, diesen Aspekt in Zukunft stärker zu betonen. 
In den Vordergrund kann dann die Betrachtung des „grünen“ Wertes 
der Friedhöfe treten. Auch hier bietet es sich an, eine hierarchische 
Ordnung nach Kriterien des Grünpotentials zu entwickeln. 
Das Ergebnis ist eine Anzahl von Friedhöfen in dicht bebauten 
Kernzonen der Städte, bei denen man einen nachweislichen Beitrag 
zum Grünsystem der Stadt feststellen kann203. Diese „Grünanlagen“ 
mit Friedhofs- und Erholungszweck können von privater Hand 
gepflegt werden. Eine unter Aufsicht der Kommune und Träger 
stehende privatwirtschaftlich arbeitende Gesellschaft wäre für die 
Pflege verantwortlich204. 
                                            
200 Unerwähnt blieb bisher auch das auf den Friedhöfen befindliche „Kulturgut“, in 
Form der Denkmale und Grabsteine. 
201 An dieser Stelle sind vor allem die Friedhofsverwalter gefordert, die zügig auf 
ein solches Konzept hinarbeiten müssen. 
202 Vgl. Teil „Zuschußregelungen der Kommune“ 
203 Diese Friedhöfe übernehmen durch ihre zentrale Lage automatisch auch einen 
hohen Anteil am Gesamtbestattungsaufkommen der Stadt. 
204 vgl. BUND DEUTSCHER STEUERZAHLER e. V (Hrsg.) und AETERNITAS e. 
V.: Friedhofs- und Bestattungsgebühren. (Studie) Düsseldorf 1998; S. 101  
„Die Grünflächenpflege auf den Friedhöfen ist im übrigen keine Aufgabe, die 
vordringlich in öffentlicher Regie stattzufinden hat. Die Pflege kann im Gegenteil 
auf Betriebe des Friedhofs- sowie Garten- und Landschaftsbaus übertragen 
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Ein weiterer positiver Nebeneffekt kann der Erhalt von Arbeitsplätzen 
sein, die in der Friedhofspflege aufgehen. Es ist damit zu rechnen, 
daß der Personalbestand auf den vielen Stadtteilfriedhöfen langfristig 
nicht gehalten werden kann. 
Möglich ist auch, daß die Friedhöfe unter dem Aspekt „Grün“ in 
gemeinschaftliche Verwaltung zusammengefaßt werden. Das fordert 
auch der Verwaltungsfachmann und Grünflächenamtsleiter a. D. der 
Großstadt Köln, STRUNDEN in der Friedhofsentwicklungskonzeption 
für die Stadt Dresden 1998: „...Haushaltsverantwortung, 
betriebswirtschaftliches Management und ein Controlling – Verfahren 
sind an zentraler Stelle gefordert. Idealziel wäre sicher ein 
Friedhofsträger (Friedhofsträgerverband) = eine Gebühr.“205 
 
4.8.4 Erhalt über einen Kulturbeitrag 
Denkbar ist es, mit Hilfe einer hierarchischen Ordnung, die man an 
der Grünausstattung, dem Erholungswert und einer 
denkmalpflegerischen Wertung festlegt, bestimmte Friedhöfe 
herauszufiltern, deren Fortbestand in Zukunft durch jeden Nutzer 
mitgetragen wird. Innerhalb der sich in einer fortschreitenden 
Nivellierung befindlichen Friedhofslandschaft ist es künftig nicht mehr 
selbstverständlich, eine reichhaltige Grün- und Denkmalausstattung 
auf den Friedhöfen vorzufinden. Wer auf einem „hochwertigen“ 
Friedhof seine Angehörigen bestatten möchte, muß einen 
Kulturbeitrag für die Dauer der Nutzung hinterlegen206. Dieser in der 
Bestattungsgebühr enthaltene Beitrag kann nach Ablauf der 
Nutzungsrechte zurückgezahlt werden, der nächste Nutzer füllt den 
„Grün- und Denkmalfonds“ wieder auf. Aus diesem Fonds können 
die benötigten Mittel für erhöhten Schutz- und Pflegebedarf 
entnommen werden207. 
Eine weitere Möglichkeit kann darin bestehen, den Kulturbeitrag an 
die Friedhofsbenutzungsgebühr anzuhängen. Damit ist eine 
Rückzahlung jedoch nicht möglich. 
In diesem Zusammenhang muß auch auf die soziale Komponente 
bei der Friedhofsbenutzung hingewiesen werden: dieses Modell ist 
insofern zu rechtfertigen, als es allgemein üblich ist, daß auch für 
beste Wohnlagen höhere Preise verlangt werden. Für sozial weniger 
                                                                                                               
werden, wenn diese dieselben Leistungen preisgünstiger erbringen. 
Voraussetzung für die Vergabe ist eine exakte Kostenrechnung im Rahmen eines 
Verwaltungscontrollings, die dem Gemeinde- bzw. Stadtrat die Möglichkeit eines 
Kosten- und Leistungsvergleiches mit privaten Anbietern ermöglicht.“ 
205 in: KOKENGE, H. / MIES J.: Friedhofskonzeption für die Stadt Dresden. 
Dresden 1998, S. 49 
206 vgl. ebd.: „Sich eine Grabstätte auf einem kulturell und kulturgeschichtlich 
bedeutenden Friedhof leisten zu können, wird zu einer Entscheidung individuellen 
Wollens und Vermögens.“ 
207 Durch den Nachweis der besonderen Bedeutung verschiedener Friedhöfe für 
das Wohl aller und den Nachweis der kulturellen Bedeutung für die Stadt 
rechtfertigen „sachliche Gründe“ die unterschiedliche Beurteilung der Benutzung 
(durch unterschiedliche hohe Gebühren) verschiedener Friedhöfe in einer Stadt. 
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gut gestellte Personen werden Flächen bereitgestellt, die zwar nicht 
an exponierter Stelle liegen, aber dennoch eine hohe Qualität 
aufweisen.  
 
4.9 Herauslösen der Friedhöfe aus dem Stadtgrundriß 
Die abschließende und sicher eindeutigste Lösungsmöglichkeit ist 
die Minimierung von gewidmeten Friedhofsflächen. Betrachtet 
werden muß die gesamte Bandbreite der Möglichkeiten: es ist jede 
Lösung zwischen Stadtpark und Gewerbe möglich. Daneben kommt 
es in jedem Falle zu einem Substanzverlust an Friedhofskultur, der 
nicht auszugleichen ist. 
Ansatz für ein Flächenmanagement bei dieser Möglichkeit müssen 
die Einzugsgebiete der betrachteten Friedhöfe sein und nicht nur die 
Stadtverwaltungsgrenze. Die Entwicklung der 70er Jahre in den 
Großstädten im westlichen Bundesgebiet zeigte eine „Stadtflucht“208 
der Anwohner. Dieses Phänomen ist gegenwärtig (neben anderen 
Gründen) auch in den Großstädten im Osten der Bundesrepublik für 
die abnehmende Einwohnerzahl verantwortlich. Die Folge war, daß 
Flächenplanungen der Großstädte überdimensioniert ausfielen und 
Friedhofserweiterungen aus dieser Zeit bis heute nicht in Anspruch 
genommen wurden und werden209. 
Im Vordergrund der Betrachtung soll hier der Erhalt der Grünfläche 
stehen. Daher bietet es sich an, unter bestimmten Bedingungen den 
Friedhof als Stadtteilpark umzugestalten. 
 
4.9.1 Szenario 1: Vom Friedhof zum Stadtteilpark 
Bei diesem Szenario geht man davon aus, daß der Friedhof nach der 
Schließung als Grünfläche erhalten bleibt. Der Friedhof verliert seine 
Zweckbestimmung und wird als öffentlicher Park genutzt. 
Voraussetzung ist, daß dieser Friedhof nachweisbar ein wichtiger 
Bestandteil der Erholungsflächen in diesem Ortsteil ist210. Oder es 
wird, wie z. B in Berlin, generell davon ausgegangen, daß nach der 
Festlegung der Schließung ein Stadtteilpark aus dem Friedhof 
entwickelt wird211. 
                                            
208 Der Begriff beschreibt den Wunsch nach einem Haus im Grünen, die Stadt wird 
lediglich zum Arbeiten aufgesucht. 
209 Mündl. Auskunft Grünflächenamt Dortmund 
210 vgl. Kapitel „Verfahren zur Schließung“, hier wird eine Grünflächennutzung 
vorgeschlagen, wenn ein Defizit im Stadtteil besteht. 
211 Berlin: Gesetz über die landeseigenen und nicht landeseigenen Friedhöfe 
Berlins (Friedhofsgesetz) i. d. F. vom 1.11.1995 (GVBl. S. 707), §6 „Der 
Friedhofsentwicklungsplan enthält die nach Schließung und Aufhebung 
beabsichtigte Folgenutzung, wobei grundsätzlich die Folgenutzung als Grünfläche 
vorzusehen ist. Eine spätere bauliche oder sonstige, mit der ehemaligen 
Friedhofsnutzung nicht harmonisierende Nutzung ist aus Gründen der Pietät 
grundsätzlich nicht zulässig. Eine andere Folgenutzung kann nur aus zwingendem 




Dieses Modell kann landläufig als die klassische Nachnutzung für 
einen Friedhof gesehen werden. Es wird zudem nicht besonders 
überraschen, sich für eine solche Möglichkeit zu entscheiden. Die 
Mehrzahl der untersuchten Nachnutzungen von Friedhöfen war die 
Einrichtung von Stadtparks.  
Einen Unterschied machen Friedhöfe, die vor dem 19. Jahrhundert 
geschlossen wurden. Sie sind meistens überbaut worden. 
Hygienische Bestimmungen führten in den meisten Fällen zur 
Verlegung der Friedhöfe vor die Tore der Stadt. Die dicht an den 
Kirchen, also im Stadtzentrum befindlichen Flächen wurden dann 
später überbaut. Nachvollziehbar ist das z. B. bei der Betrachtung 
historischer Karten. Dieser Prozeß, nämlich die Überbauung von 
Friedhofsflächen, kann vor dem historischen Hintergrund als „normal“ 
betrachtet werden. Im Gegenteil wird die Einrichtung einer 
Grünfläche auf einem ehemaligen Friedhof eher eine Besonderheit 
darstellen. Sichtbar sind solche kleinen Grünflächen noch als Relikte 
kleiner Friedhöfe an alten Dorfkirchen. Hier wurde die Fläche 
aufgrund des Schutzes der Friedhofsmauer und der engen 
Benachbarung der Kirche nicht einer Überbauung zugeführt. 
 
4.9.2 Friedhof als Stadtpark 
1. Friedhöfe sind Orte der Ruhe. Ihr Baumbestand, Hecken und 
Mauern tragen dazu bei, daß man ein Gefühl der Geborgenheit hat. 
Diese Vorzüge sprechen für den Erhalt einer alten Friedhofsfläche. 
Auch Gaedke schreibt in seinem Handbuch: „Alte Friedhöfe in eng 
bebauten Ortsteilen können nach ihrer Entwidmung mit ihrem alten 
Baumbestand zu idealen Grünflächen umgewandelt werden“212. 
Hinzu kommt die Anzahl an Grabmalen und besondere 
Pflanzenzusammensetzungen, die in der Summe ein spezielles 
Ensemble ergeben. Diese Qualität zu erhalten ist ebenfalls ein Grund 
dafür, einen Stadtpark auf einem nicht mehr benötigten Friedhof 
einzurichten. Die Ensemble – Wirkung bzw. – Bestandteile zu 
untersuchen ist auch bei Friedhofspflegewerken einer der ersten 
Analysepunkte. 213 
 
2. Für viele Menschen und besonders für die Vertreter der Kirche 
bleiben Friedhöfe immer Flächen, auf denen Menschen ihre letzte 
Ruhestätte gefunden haben. Der sichtbare Grabstein ist nur ein Teil 
der Grabstelle, der auch nach Ablauf der Ruhefrist beseitigt werden 
muß. Das Grab besteht aber nicht nur aus einem Grabstein, die 
                                            
212 GAEDKE, J.: Handbuch des Friedhof und Bestattungsrechts. Köln 1997, S 45  
„Der Friedhof ist vom Standpunkt der Planung aus gesehen eine Freifläche.“ 
213 JORDAN, P.: Parkdenkmlapflege auf Friedhöfen - Beispiele: Hauptfriedhof und 
Jüdischer Friedhof Frankfurt/a. M. Hamburg 1992, S. 12 :„Zu einem Friedhof 
gehören in erster Linie die Grabdenkmale, die die Geschichte dieser Stadt und 
ihrer Persönlichkeiten widerspiegeln, aber auch Gestaltungsprinzipien, 




Ruhestätte an sich bleibt erhalten. Die Ruhestätte wird besonders bei 
Erdgräbern in dieser Hinsicht eine größere Bedeutung haben. Auch 
GAEDKE ist der Meinung, daß nicht alle Nachnutzungen mit einem 
Friedhof vereinbar sind: „Ihre öffentliche Zweckbestimmung als 
Ruhestätte der Toten verlangt [...] eine Sonderstellung214“. Ähnlich 
der Wertschätzung, den z.B. Juden ihren Toten und der 
Friedhofsfläche beimessen215, wird man davon ausgehen, daß nach 
dem Friedhof nur eine angemessene Nutzung in Frage kommt. Wie 
auch immer die Nutzung im Einzelnen aussieht, muß sie in einem 
würdevollen Rahmen stattfinden. Eine parkartige Fläche ist dafür 
eine gute Ausgangsbasis. 
 
3. Ein Friedhof ist nach seiner Schließung (und vor allem nach der 
Entwidmung) eine gewöhnliche Grünfläche. Diese Fläche kann nach 
speziellen Bedürfnissen der Anwohner oder Nutzer des 
Stadtquartiers umgestaltet werden. Geht man davon aus, daß der 
ehemalige Friedhof keinen hochwertigen Bestand an Grabmalen hat, 
so daß diese nach der Schließung nicht erhalten werden müssen, 
bleiben keinerlei Vorgaben zu beachten. Der Freiflächenplaner hat 
auf einer „einfachen“ Grünfläche die besten Voraussetzungen für 
spezifische Fachplanungen. 
 
4. Die vollständige Schließung einer Friedhofsfläche ist vor dem 
Hintergrund einer wirtschaftlichen Rechnung und gegenüber dem 
Gebührenzähler eine korrekte Lösung. Anstatt eine verkleinerte 
Fläche mit einem hohen Organisationsaufwand und Personalbestand 
weiter zu pflegen, gelangt man so zu einem sauberen Abschluß. 
Problematisch bleibt aber die anschließende Bewirtschaftung der 
Fläche. Diese Frage muß vor dem Schließen eines Friedhofes 
geklärt sein. Näheres dazu in Kapitel 5.4.1. 
 
5. Durch die komplette Schließung und nach dem Verstreichen einer 
angemessenen Frist bleibt theoretisch keine „ethische“ Belastung der 
Flächen mehr übrig. Dadurch ist eine weitestgehende Nutzbarkeit 
der Flächen gegeben. Durch die Vermeidung eines 
„Nutzungsausschlusses“ sind auch alle Finanzierungsmöglichkeiten 
offen. Insbesondere privates Sponsoring, das nur ganz bestimmte 
Interessen verfolgt, wird dadurch nicht ausgeschlossen. 
 
6. Der Bestand an Grünflächen in Großstädten ist nicht dauerhaft 
gesichert. Nach § 34 BauGB existieren eine Reihe von Regelungen, 
die in der Lage sind, die Schutzfunktionen für Grün- und Freiflächen 
auszuhebeln. Friedhöfe genießen jedoch aufgrund ihrer Widmung 
einen besonders widerstandsfähigen Schutzstatus. Dadurch sind sie 
prädestiniert für einen Bestand an Freiflächen, der über sehr lange 
                                            
214 vgl. GAEDKE, J.:Handbuch des Friedhof und Bestattungsrechts. Köln 1997, S. 
22 
215 Jüdische Gräber haben ewiges Ruherecht. 
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Zeiträume gesichert werden kann216. Daher erscheint es sinnvoll, 
weiterhin in Friedhofsflächen zu investieren, wenn die Nachnutzung 
im Auge behalten wird. Außerdem besteht die Möglichkeit die 
Friedhofsfläche zusätzlich unter Naturschutz zu stellen, wenn die 
notwendigen Voraussetzungen dafür gegeben sind217. 
 
7. Friedhofsflächen liegen häufig in zentralen Innenstadtlagen. Sie 
sind durch den ÖPNV gut angebunden und verfügen darüber hinaus 
auch über Parkplätze und zum Teil einen anderweitig nutzbaren 
Gebäudebestand. Hinzu kommt die Erschließung mit Wasser, 
Abwasser und Elektrizität. Das alles macht Friedhöfe zu 
wirtschaftlich hochwertigen Standorten. Die Überlegung einer 
teilweisen Überbauung der Fläche liegt nahe. Das Beispiel 
Apostelfriedhof (ein teilweise überbauter Friedhof in Berlin, vgl. 
Kapitel 5.4.2) zeigt, daß durch die Erbpachtregelung genügend Mittel 
aus der Bebauung einer Fläche in den Friedhofshaushalt fließen 
können, um weite Teile des Friedhofes zu sanieren. Auch bei der 
Aufgabe des Friedhofszwecks können die Mittel für die gewünschte 
Umgestaltung verwendet werden. Denkbar ist es, daß in einem Teil 
der neuen Bebauung Funktionen untergebracht werden, die eng mit 
der Nachnutzung der Friedhofsfläche zusammenhängen. 
 
8. Eine weitere Frage im Zusammenhang mit Schließungen bedarf 
der Klärung: soll ein Friedhof nach erfolgter Schließung seine 
Widmung als Friedhof verlieren, also entwidmet werden oder soll er 
den Status „Friedhofsfläche“ behalten? 
Dieser Fragestellung ist in der Jurisprudenz in sofern nachgegangen 
worden, als man untersucht hat, welche rechtlichen Eigenschaften 
eine entwidmete Friedhofsfläche besitzt. Insbesondere GAEDKE hat 
sich mit dieser Frage beschäftigt und ist im wesentlichen zu dem 
Schluß gekommen, daß Friedhofsflächen nach erfolgter Entwidmung 
„normale“ Flächen sind, die dem Sachenrecht zuzuordnen sind218. 
Mit diesen Flächen kann ein normaler Geschäftsverkehr betrieben 
werden219. Werden Friedhofsflächen nicht entwidmet, ist ein Verkauf 
nur an Personen des öffentlichen Rechts möglich, da der Betrieb von 
Bestattungsflächen nicht von Privatpersonen durchgeführt werden 
darf. 
                                            
216 Davon ist man auch bei der Vergabe von Wahlgrabstätten für Familien für die 
Dauer von 99 Jahren ausgegangen. 
217 Gaedke, J.: Handbuch des Friedhof und Bestattungsrechts. Köln 1997, S. 26 
218 ebd., S. 65 „Durch die Entwidmung wird der Friedhof dagegen seiner 
Bestimmung, als Ruhestätte der Toten zu dienen, gänzlich entzogen und einer 
anderen Verwendung zugeführt. Die Entwidmung ist also eine Verfügung über den 
Bestand des Friedhofes, ein gestaltender Verwaltungsakt, durch den der Friedhof 
seinen Charakter als öffentliche Begräbnisstätte völlig verliert, seine volle 
Verkehrs- und Verwendungsfähigkeit wiedererlangt und somit auch anderen 
privaten oder öffentliche Zwecken zugeführt werden kann. [...] Entwidmung setzt 
vorherige Außerdienststellung voraus.“ 
219 vgl. Gaedke, J.: Verkauf von Friedhofsflächen möglich? In: DFK 2/97, S. 109 
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Eine Entwidmung der Friedhofsfläche ist also nur dann nötig, wenn 
die Nachnutzung nur mit einem Eigentumswechsel möglich ist. In der 
Regel kann man davon ausgehen, daß dies bei einer „grünen“ 
Nachnutzung nicht der Fall ist. 
 
Potentiale Konflikte / Defizite 
  
Ethische Gesichtspunkte sprechen für 
eine parkartige Nachnutzung. 
Die Akzeptanz einer 
Friedhofsschließung ist sehr gering. 
Hier muß immer mit Problemen bei der 
Bevölkerung gerechnet werden. 
 
Erhalt einer Grünfläche, da in Städten 
Grün- und Erholungsflächen in der 
Regel ein knappes Gut darstellen. 
 
Zur Zeit besteht wenig Akzeptanz 
gegenüber der Finanzierung 
geschlossener Friedhofsflächen. 
Ein vollständig geschlossener Friedhof 
kann alle Nutzungsmöglichkeiten einer 
Freifläche bieten. 
 
Blockade hochwertigen Baulandes in 
besten Innenstadtlagen. 
Komplette Schließung eines Friedhofes 
bietet die wirtschaftlich beste Lösung 
für Gebührenzahler. 
 
Der Kosten- / Nutzenvergleich ist am 
besten, wenn der Friedhof in Teilen 
überbaut wird. 
Für die Einrichtung eines Stadtparks 





Tab. 5: Gegenüberstellung Potentiale und Konflikte Szenario 1 
 
4.9.2.1 Durchsetzbarkeit von Friedhofsschließungen 
Die Akzeptanz einer Friedhofsschließung bei der Bevölkerung ist 
sehr gering. Dies zeigten Ergebnisse aus Dortmund, Wien und auch 
aus der Gemeinde Elstertrebnitz, Bundesland Thüringen. In 
letztgenanntem Beispiel kam es zu einigen Kirchenaustritten, 
nachdem der Pfarrer sein Friedhofsland als Bauland in Folge 
mangelnder Auslastung verkauft hatte220. In den Städten Dortmund 
und Wien wurde seitens der Bevölkerung durch einen 
Bürgerentscheid bewirkt, daß der Beschluß, einige Friedhöfe in der 
Stadt zu schließen, wieder rückgängig gemacht werden mußte221. 
Die Leiter der Friedhofsabteilungen waren über diesen Entschluß 
selbstverständlich „nicht gerade glücklich“, da die Finanzierung der 
Flächen zu diesem Zeitpunkt (und wohl auch heute) noch nicht 
geklärt waren. 
 
                                            
220 vgl. BILD Februar 1999, S. 9 




Aus diesem Grund muß man bei einer beabsichtigten Schließung die 
Bevölkerung auf die bevorstehenden Veränderungen schon weit im 
voraus informieren.222  
 
4.9.2.2 Beispiel für Szenario 1: Alter Friedhof Schkeuditz bei Leipzig 
 
Der Alte Friedhof Schkeuditz liegt in bzw. am Rand eines 
städtebaulichen Sanierungsgebietes in Schkeuditz bei Leipzig. 1976 
wurde im Rahmen einer städtebaulichen Konzeption beschlossen 
den Friedhof für Erdbestattungen zu sperren. Bereits 1966 hatte man 
festgestellt, daß der Friedhof in keiner Weise mehr den 
Anforderungen an würdevolle Trauerfeiern genügt. 
1991 wurde das angrenzende Plattenbaugebiet wieder zum 
Sanierungsfall. Glücklicherweise wurde die Grenze des 
Sanierungsgebietes um den Friedhof herum gezogen, so daß dieser 
Bestandteil des Sanierungsgebietes wurde223. Hinzu kam die 
Bereitstellung von Fördergeldern für die Sanierung von Parkanlagen 
im Rahmen der städtebaulichen Erneuerung in den Neuen 
Bundesländern. Durch schnelles Handeln der Stadt Schkeuditz kam 
es zu einem Förderantrag, der noch im selben Jahr224 positiv 
beschieden wurde. Durch die außergewöhnlichen politischen 
Umstände hatte die Stadt Schkeuditz das Glück, eine Förderung von 
100 Prozent zu erhalten. Nach längeren Verhandlungen mit der 
evangelischen Kirche zur Übereignung von Grund und Boden konnte 
schließlich ein Vertrag unterzeichnet werden, bei dem nicht nur 
Eigentumsfragen geklärt wurden, sondern auch wesentliche 
Gestaltungsmerkmale, zu sanierende Objekte und inhaltliche 
Nutzungen der Objekte und Flächen beschrieben wurden. Dazu 
gehörten unter anderem: 
 
• Wiederherstellung einer Umfassungsmauer 
• Erhaltung des alten Baumbestands 
• Wiederherstellung der ehemals vorhandenen Wege 
• Sanierung, bzw. Neubau der Kapelle 
 
Umbau und Sanierung erfolgten in der Zeit von 1993 bis 1995225. Der 
neu entstandene Stadtpark erhielt anläßlich des Wettbewerbs 
                                            
222 Nach dem Verfahren „Schließung“ werden die Besucher des Friedhofes durch 
Plakate und Schilder, die sich auf dem Friedhof im Eingangsbereich befinden auf 
die Maßnahmen vorbereitet. Die Kirchgemeinde kann ihre Mitglieder durch 
Mitteilungen in Kirchgemeindeblättern, durch den Pfarrer und ähnlich informieren. 
Auch das Amtsblatt einer Stadt könnte dazu dienen. In verschiedenen 
Veranstaltungen können die Anwohner sich an den Gestaltungsideen beteiligen. 
223 vgl. Kapitel „Fördermöglichkeiten“, der Verfasser stellte bereits fest, daß der 
Friedhof ebenfalls Fördermittel erhält, wenn er Bestandteil des Sanierungsgebietes 
wird. D. h. auf der Plangrundlage wird der kennzeichnende Grenzverlauf außerhalb 
des Friedhofes gezogen. 
224 z. Zt. beträgt die Verfahrensdauer etwa 1 Jahr 
225 Lageplan auf S. 197 
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„Gärten in der Stadt“226 1996 den ersten Preis. Der stellvertretende 
Bürgermeister von Schkeuditz lobte den Landschaftsarchitekten227: 
„[...], das er es geschafft habe aus einer Fläche ohne Verweilqualität 






















Abb. 11: Die zur Spiel-/Lernstätte und Ausstellungshalle umgebaute Feierhalle auf 
dem Friedhof Schkeuditz. 
 
Während einer Begehung auf der Fläche 1998, 3 Jahre nach 
Fertigstellung, konnten folgende Beobachtungen gemacht werden: 
 
• die Fläche befand sich in einem guten Pflegezustand 
• es waren keine Spuren von grobem Vandalismus zu sehen 
• es existierte ein enger Kontakt zwischen genutzten Gräberflächen 
und Freizeitflächen229 
• der Park war offensichtlich in das Leben der Kinder und 
Jugendlichen aus der Nachbarschaft integriert230 
• der Park übernahmt mit seiner neu aufgebauten Feierhalle 
wichtige soziale Funktionen 
 
                                            
226 Ausgelobt durch das Land Sachsen 
227 Landschaftsarchitekturbüro Seelemann, Markkleeberg (bei Leipzig) 
228 aus Leipziger Volkszeitung vom 30.4.1996 
229 Zu Freizeitflächen werden vom Verfasser gestaltete Sitzplätze, 
Kinderspielplätze und multifunktionelle Flächen in der Nähe des Gebäudes 
gezählt. 
230 Diesen Eindruck erweckten Kinder und Jugendliche, die dazu vom Verfasser 
während ihres Aufenthalts, bzw. Spiels befragt wurden. 
 
 75 
Die in Schkeuditz verfolgte Lösung ist nach Meinung des Verfassers 
aus folgenden Gründen als modellhaft im Sinne des beschriebenen 
Szenarios anzusehen: 
• Die Stadt hat erkannt, daß ein Friedhof ein hohes 
Erholungspotential besitzt und ist gewillt die damit verbunden 
Kosten zur Umgestaltung zu tragen. 
• Der Park dient als öffentliche Grünfläche in der direkten 
Benachbarung einer Wohnsiedlung mit hoher Dichte. Das Defizit 
an nutzbaren Grünräumen konnte durch die Einbeziehung der 
Friedhofsfläche verringert werden. Das Angebot an 
differenzierten Erholungsräumen wurde mit der Umgestaltung 
und Wiedernutzbarmachung erheblich gesteigert. 
• Es findet eine indirekte Trennung zwischen gepflegten 
Gräberflächen und Aufenthaltsbereichen statt. Der gute 
Pflegezustand einiger Gräber läßt darauf schließen, daß es von 
Seiten der Grabnutzer keine Vorbehalte gegenüber einem 
benachbarten Sandkasten gibt. Dadurch läßt sich die 
Multifunktionalität der Fläche nachweisen. 
• Die Feierhalle wurde durch einen neuen Funktionsbau, in 
Anlehnung an die ursprüngliche Gestaltung, ersetzt. Die Nutzung 
der Feierhalle war vor dem Wiederaufbau in den 
Gestaltungsgrundsätzen festgehalten worden. Die Nutzung hat 
eindeutig soziale Funktionen, die sich an den Ansprüchen der 
Bewohner und Nutzer orientiert. Durch den Einbezug eines 
Gebäudes in die Nachnutzung, ist ein breiteres Angebot im 
„Freiraumprogramm“ möglich. In diesem Zusammenhang können 
größere Flächen mit dem Gebäude durch das 
Nutzungsprogramm verbunden und mitgestaltet werden. 
• Es wurde Wert auf die Wiedererrichtung der Friedhofsmauer und 
der Tore gelegt. Der Park bekommt dadurch einen schützenden 
Charakter und ist bei Dunkelheit abschließbar. Dieser Aspekt ist 
für ältere Menschen von Bedeutung. Außerdem wird dadurch das 
Inventar des Parks besser vor Vandalismus geschützt. 
• Für die Nachnutzung wurde vorher mit allen Beteiligten nach 
Gestaltungsleitlinien gesucht, die vertraglich festgehalten wurden. 
Der Vertrag wurde von allen Ausschüssen der 
Stadtverordnetenversammlung getragen. 
• Die Umgestaltung wurde durch ABM – Maßnahmen vorbereitet. 
Dadurch war eine Kostensenkung möglich. Für die 
Umbauarbeiten wurden Fördermittel in Anspruch genommen. 
 
4.9.3 Szenario 2: Einrichtung einer musealen Friedhofsfläche 
Grundsätzlich geht es hier um den möglichst weitgehenden Erhalt 
der Denkmal- und Friedhofssubstanz. Anwendung kann das 
Szenario 2 nur dort finden, wo bereits ein hoher Denkmalwert 
festzustellen ist. Meistens stehen diese Friedhöfe bereits als 
Sachgesamtheit unter Denkmalschutz. Diese Situation ist in einigen 
Großstädten vorzufinden: eine schon seit langer Zeit geschlossene 
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Friedhofsanlage soll so rekonstruiert werden, daß die ursprünglichen 
Gestaltungsgrundsätze wieder ablesbar sind und damit der Friedhof 
wieder erlebbar wird. 
Derartige Friedhöfe gibt es in der Bundesrepublik viele. Sie besitzen 
häufig einen Sympathievorschuß durch die Bevölkerung231: das 
bedeutet, diese Friedhöfe haben trotz ihres schlechten 
Pflegezustandes oder ihrer Unzugänglichkeit ein positives Image. 
Zum Teil handelt es sich um Anlagen, die auch in Stadtführern 
Erwähnung finden.  
 
Bei einer kulturhistorisch hochwertigen Fläche gibt es 
unterschiedliche Ansatzpunkte, wie mit dem Friedhof im weiteren 
verfahren werden könnte: 
 
1. Der Friedhof bleibt geschlossen (im Sinne des Friedhofszwecks) 
und wird als „Skulpturenpark“ oder Lapidarium der Friedhöfe der 
Stadt genutzt. 
 
2. Der Friedhofsbetrieb wird nach und nach wieder aufgenommen. 
 
 
4.9.3.1 Friedhof als Skulpturenpark: 
1. Diese Lösungsmöglichkeit setzt verschiedene Handlungen und 
Festlegungen voraus. Um eine Finanzierung der Rekonstruktion oder 
Instandsetzung der Fläche in Angriff nehmen zu können, ist die 
„Denkmalfähigkeit“ der Fläche nachzuweisen. Hierzu muß eine 
Bestandserfassung der Fläche erfolgen, die dann durch die 
Denkmalschutzbehörde bewertet wird. Danach kann die Eintragung 
in die Denkmalliste der Stadt erfolgen. Für Friedhöfe ist es 
empfehlenswert eine Eintragung als Sachgesamtheit232 festzulegen. 
Meistens wird gemeinsam mit der Erfassung eine 
denkmalpflegerische Zielstellung erarbeitet, die auch Pflegehinweise 
für die einzelnen Friedhofsbestandteile enthält. Dieses Pflegewerk ist 
dann der „Fahrplan“ für die nächsten Jahre. 
Bei historischen Friedhöfen, auf denen keine Begräbnisse mehr 
stattfinden, gibt es bei vielen Besuchern keinen Wunsch zur 
Veränderung des derzeitigen Zustandes. Vielmehr besteht Einigkeit 
darüber, den Friedhof als öffentliche Parkanlagen zu erhalten und die 
inzwischen malerisch aus dem Grün herausragenden Grabsteine zu 
pflegen. Je nach Grabdichte wird man aber entscheiden müssen, ob 
                                            
231 Beispiele in Ostdeutschland sind dafür z. B. der Eliasfriedhof in Dresden oder 
der Dessauer Begräbnisplatz in Dessau. Vielerorts zählen auch jüdische Friedhöfe 
dazu. 
232 vgl. Kapitel „Rechtliche Rahmenbedingungen“. Hierdurch kann erwirkt werden, 
daß nicht nur einzelne Grabsteine den Schutz, also später auch eine Förderung, 
erhalten, sondern alle Bestandteile eines Friedhofes. Dazu zählen Vegetation, 




einige Grabfelder in Ihrer Aussage noch ergänzt werden können, d. 
h. hochwertige Grabsteine von anderen Flächen hierher zu bringen 
sind. 
 
2. Der Skulpturenpark oder Grabsteinpark knüpft eng an die 
Stadtgeschichte an. Er wird zum Zeugnis der Personen, die eine 
Stadt oder den Stadtteil geprägt haben. Friedhöfe sind traditionell 
























Sind auf einem Friedhof nur noch wenige historische Grabsteine 
erhalten, können diese in einem Bereich zusammengestellt werden 
und damit eine Art Freilichtmuseum bilden. PICK schreibt dazu: „ Die 
Grabmäler würden auf diese Weise ihren lokalen Bezug erhalten und 
ihren Zeugnischarakter deutlicher machen, als wenn sie, wie so oft, 
verloren zwischen den Scheußlichkeiten der neuen Grabmalkultur 
stehen. [...].darüber hinaus wäre es möglich die Ensemblewirkung zu 
erhöhen, indem Lücken zwischen historischen Grabanlagen mit 
denkmalwerten Grabsteinen geschlossen werden.“233 Ein solcher 
Prozeß der Umsetzung wird sich über einen langen Zeitraum 
hinziehen und nicht zu einem plötzlichen Bruch im vorhandenen Bild 
führen. 
3. Museale Flächen können bei richtiger Pflege einen hohen Wert vor 
dem Hintergrund von Natur- und Biotopschutz erhalten. Es ist 
möglich, ganze Grabfelder so zu pflegen, daß ein Maximum an 
                                            
233 PICK,G.: Gedanken zur Erhaltung historischer Friedhöfe in Münster. In: 
DETHLEFS, S.: Zur Geschichte der Friedhöfe und des Bestattungswesens in 
Münster. Regensburg Münster 1991, S. 97  






Vegetation erhalten bleibt. Für diese Flächen muß eine sorgsame 
Abstimmung mit der Denkmalschutzbehörde erfolgen, damit keine 
wertvollen Grabsteine verloren gehen. Dennoch muß man auch 
seitens der Behörden darüber nachdenken, ob „man nicht auch 
etwas in Schönheit sterben lassen könnte“234. Die Anwendung der 
Denkmalschutzgesetze muß nach Meinung des Verfassers 
hinsichtlich ihrer Durchführung in Bezug auf Friedhöfe überprüft 
werden235.  
Der hohe Biotopwert besteht darin, daß neben den Skulptur- oder 
Schauflächen bewußt bestimmte Bereiche ausgegrenzt werden, die 





















Abb. 13: Negativbeispiel für eine Stadtparkgestaltung in Chemnitz, in der 




4. Bestehende Friedhofsparks verfügen in der Regel über einige 
wenige authentische Grabsteine, die meistens etwas „verloren“ in 
den Randbereichen der Flächen stehen. Daran ist vielleicht noch die 
Herkunft der Fläche abzulesen, eine entschiedene 
Gestaltungsaussage oder Idee wird damit aber nicht getroffen. 
Ein Skulpturen- oder Grabmalpark erfüllt ganz andere Aufgaben und 
besitzt auch andere gestalterische Inhalte: 
                                            
234 Prof. P. BURMAN von der Universität York auf einem Vortrag anläßlich der AFD 
– Tagung im Oktober 1998 in Leipzig. 
235 vgl. Kapitel „Denkmalpatenschaften“: Bei Friedhöfen ist es unmöglich alles 
erhalten zu wollen, auch wenn der Eigentümer dazu verpflichtet wäre. Auch hier 
sollte eine Abstufung in der Erhaltungswürdigkeit entwickelt werden, die es erlaubt, 
sich noch einige Generationen an den Restbeständen der Grabmalkunst zu 




• Historischer Speicher im Verbund der Museen 
• Stellmöglichkeit für Skulpturen der Museen oder 
Hochschulen, die bisher aus Platzgründen keine 
Beachtung finden konnten 
 
5. Der hohe Wert der Anlage könnte aus Angst vor Vandalismus oder 
Abnutzung bei übermäßigem Gebrauch zu Skepsis in der Pflege und 
Schutz der Anlage führen. Beobachtungen und Gespräche, die bei 
ähnlichen Situationen in Wien zu diesem Thema geführt wurden, 
hatten jedoch ein anderes Ergebnis: Friedhofsflächen befinden sich 
ähnlich wie die kleinen Wiener „Beserlparks“ (Stadtteilparks) in 
direkter Benachbarung zu den umgebenden Wohnhäusern. Wie in 
einer Art Nachbarschaftsschutz achten die Anwohner auf Sicherheit 
und Ordnung in den Parks. Die Flächen unterliegen einem sehr 
hohen Nutzungsdruck, dennoch kommt es nicht zu größeren 
Schäden durch Vandalismus. Ein weiterer Grund zur Sicherheit der 
Anlage besteht in ihrer Abschließbarkeit. Auch in Wien sind die 
kleinen Stadtteilparks von Zäunen umgeben und werden bei 
Dunkelheit verschlossen. Aussagen der Nachbarn bestätigen, daß es 
dadurch kaum zu nächtlichen Störungen oder Übergriffen kommt. 
Friedhöfe verfügen genauso über eine gute Abgrenzung in Form der 
sie umgebenden Mauer. 
 
6. Der Anschluß der Friedhöfe an das öffentliche Verkehrsnetz ist 
meistens ausreichend gewährleistet und sie können gut in das 
Freizeitangebot der Stadt eingebunden werden. Ein solcher Park 
kann als fester Programmpunkt bei speziellen touristischen 
Programmen eingeplant werden. Denkbar ist auch daß sie damit in 
einen eventuell bestehenden Verbund der städtischen Museen mit 
übernommen werden können. 
Gemeinsam mit dem Gebäudebestand lassen sich vor dem 
Hintergrund des Grabmalparks besondere Veranstaltungsflächen für 
Theater- oder Konzertaufführungen unter freiem Himmel oder in der 
Feierhalle schaffen. 
Es ist durchaus denkbar, daß der Friedhof damit wieder zu einem 















Potentiale Konflikte / Defizite 
  
Erhalt „malerischer“ Grabfelder 
 
Zum Teil aufwendige Pflege 





Pflegemöglichkeit für Naturschutzflächen 
 
 
Besondere Gestaltungsmöglichkeiten im 
Verbund mit Informationsquellen 
 
 











Tab. 6: Gegenüberstellung Potentiale und Konflikte Szenario 2 
 
4.9.3.2 Wiederaufnahme des Friedhofbetriebs: 
So widersinnig es klingt, es wird sich aber langfristig lohnen, eine 
unter Denkmalschutz stehende, geschlossene Friedhofsanlage 
wieder seiner eigentlichen Zweckbestimmung zuzuführen. 
Das erscheint vor allem dann sinnvoll, wenn es sich um ein 
Denkmalensemble handelt, dessen Struktur noch gut zu erkennen ist 
und dessen Bestand an Einzeldenkmalen noch relativ groß ist. In 
solchen Fällen scheidet die Skulpturenpark- oder Lapidariumslösung 
aus. Dieses Verfahren läßt sich an Hand vieler anderer Beispiele 
übertragen. Eine Reihe von ungenutzten Schloß- oder Gutsanlagen 
konnte in den letzten Jahren wieder „belebt“ werden, indem sie 
entweder eine neue Funktion erhielten oder zu exklusiven 
Wohnstandorten umgebaut wurden. Für diese Denkmale gilt 
genauso wie für Friedhöfe: solange ein Denkmal genutzt wird, ist 
seine Pflege und meist auch der Erhalt gesichert. Der 
Landschaftsarchitekt SPRINGER äußerte sich dazu anläßlich einer 
Tagung des Nordelbischen Konvents in Kiel 1981: „Zur Vorbereitung 
sollten möglichst quartiersweise die Flächen gesperrt werden, damit 
eine schrittweise Sanierung erfolgen kann“236. Daraus folgt, daß die 
Konzentration auf wenige Teilbereiche einen Handlungsrahmen 
vorgibt, der vor allem für den Träger finanzierbar ist. Denn was nützt 
das beste Projekt, wenn der neben der Förderung zu erbringende 
Eigenanteil nicht zu bewältigen ist. 
Möglich kann es in den nächsten Jahren auch sein, daß das 
Friedhofswesen eine neue Gesetzgebung im Zuge der europäischen 
Anpassungen erhält. Ein erheblicher Schritt könnte die Zulässigkeit 
von privat betriebenen Friedhofsanlagen sein. Damit wird einer 
                                            
236 SPRINGER, E.: Der kirchliche Friedhof. In: Schriftenreihe Nordelbischer 
Konvent, Heft 20, Ev. Presseverband Nord e. V. Kiel, 1981, S. 20 
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Weiterentwicklung der denkmalgeschützten Anlagen eventuell 
geholfen. Nach Auskunft von Bestattungsunternehmen237 hat man 
„längst schon Übernahmepläne in der Tasche“. Es ist denkbar, daß 
auf diese Weise „Premiumfriedhöfe“ in einer Stadt geschaffen 
werden können. Als normal wird es angenommen, wenn 
Grundstückspreise oder Mieten in vorzüglichen Wohngegenden 
überdurchschnittlich hoch sind. Warum soll das nicht für Friedhöfe 
und ihre Nutzungsgebühren gelten? Solange es sicher gestellt ist, 
daß auch sozial vertretbare Bestattungen in zumutbarer Entfernung 
vom Wohnort angeboten werden können, ist die Einrichtung 
besonderer Friedhöfe denkbar. Die Privatisierung der 
denkmalgeschützen Anlagen durch ein Bestattungsunternehmen 
kann eine Möglichkeit sein, das gesamte Ensemble zu erhalten 
 
Ein Beispiel ist der Dessauer Begräbnisplatz. Das Angebot von 
Bestattungsflächen in Relation zu Belegung und Leerstand sind nach 
Auskunft des Grünflächenamtes jedoch andere, als hier im 
Hintergrund der gesamten Untersuchung stehen238. Auffällig ist die 
Tatsache, daß man sich nicht entschlossen hat, eine neue 
Friedhofsfläche auszuweisen, sondern die alte Friedhofsanlage 
wieder zu rekonstruieren. Auf der Campo Santo – Anlage werden 
heute wieder Urnenbeisetzungen durchgeführt. Die Finanzierung der 




Befindet sich in einer Stadt ein Friedhof von hohem Denkmalwert 
muß nach geeigneten Mitteln gesucht werden, um diesen zu 
erhalten. Ist die Anlage bereits geschlossen, lassen sich eine Reihe 
von Möglichkeiten finden, seine Bedeutung für die Stadt und die 
Bevölkerung zu stärken. Für den Erhalt der Anlage kann auch die 
Wiederaufnahme des Friedhofbetriebs in Betracht gezogen werden.  
 
4.9.3.3 Beispiel für Szenario 2: Kirchhof Loschwitz in Dresden 
Das Beispiel des Kirchhofes Loschwitz zeigt anschaulich in welcher 
Weise Denkmalpflege auf dem Friedhof und kulturelle Nutzung der 
Kirche in Einklang gebracht werden. Der rekonstruierte Kirchhof wird 
wieder zu einer Versammlungsfläche auf der man sich trifft und 
soziale Kontakte innerhalb der Gemeinde gefördert und gepflegt 
werden. 
Er entstand um 1710 und ist seit 1905 geschlossen. Der Kirchhof 
wird in der Zeit von 1998 bis 2002 rekonstruiert239. Für diese Arbeiten 
sind verschiedene Fördermittel miteinander vernetzt worden. 
                                            
237 Gespräch mit Bestattungsunternehmen ANTEA im März 1999 in Dresden 
238 Nach Auskunft aus Dessau berechnet man den Bedarf an Bestattungsfläche 
dort sehr großzügig. Dadurch ergibt sich eine insgesamt hohe Auslastung und 
auch die Notwendigkeit der Einrichtung neuer Flächen. 
239 Lageplan des Kirchhofes im Anhang. 
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Die Rekonstruktion des Kirchhofes gliedert sich in den Wiederaufbau 
der durch den zweiten Weltkrieg zerstörten Loschwitzer Kirche ein. 
Die Barockkirche240 steht mitten in einem Denkmalschutzgebiet der 
Stadt Dresden und stellt heute ein Zentrum kultureller Aktivitäten im 
Stadtteil Loschwitz dar. 
 
Rückblick: 
Im Jahr 1968 startete man Aufräumarbeiten auf dem seit der 
Bombardierung verlassenen Kirchhof. Nach den freiwilligen 
Arbeitseinsätzen konnte seit 22 Jahren der Kirchhof das erste Mal wieder 
ungehindert betreten werden. Zu diesem Zeitpunkt stellte man 
umfangreichere Beschädigungen an verschiedenen Grabdenkmälern 
fest241. In den folgenden Jahren begannen engagierte Mitglieder der 





























Abb. 14: Zustand des Kirchhof Loschwitz 1998 
 
Besonderheit des Kirchhofes: 
Seine Besonderheit besteht darin, daß dies eine der wenigen original 
erhaltenen Kirchhofsanlagen Sachsens aus dem 18. Jahrhundert ist. 
                                            
240 Erbaut 1705 bis 1710 nach Plänen von George Bähr. 
241 Insbesondere Verluste durch Vandalismus und Diebstahl.  
242 Die für die denkmalpflegerische Zielstellung notwendige Erfassung wurde durch 
Hr. Münzner geleistet.  
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Die Neuanlage eines solchen Friedhofstypus war zu dieser Zeit eher 
eine Seltenheit. Unter dem Eindruck der im 18. Jahrhundert 
allgegenwärtigen Reformen wurden mehr architektonische 
Friedhofsanlagen als Kirchhöfe entworfen. Eine weitere Besonderheit 
stellt die Bestattung der Reihe nach auf Kirchhöfen dar. Hier durch 
eine maximale Platzausnutzung vorgegeben, stehen die Gräber in 
hoher Dichte Seite an Seite. Gartenästhetische 
Gestaltungsprinzipien spielten bei Kirchhöfen normalerweise keine 
Rolle. Vermutlich ist es aber nicht nur Platznot, sondern ebenfalls der 
Einfluß einer beginnenden technischen Rationalität, die auch den 
Binnencharakter der Friedhöfe nachhaltig beeinflußte. 
Beisetzungen auf dem Kirchhof fanden bis 1905 nur noch in 
bestehenden Familienbegräbnisstätten statt243. Im Jahr 1905 wurde 
der Kirchhof geschlossen, seine Widmung als heiliger Ort nach 
Ablauf der letzten Ruhefrist jedoch nicht aufgehoben. 
 
1995 wurde von der unteren Denkmalschutzbehörde eine 
denkmalpflegerische Zielstellung formuliert und vom Landesamt für 
Denkmalpflege am 07. 01. 1996 durch Hr. Prof. H. Magirius bestätigt. 
 
Strategie zur Subventionierung der Maßnahmen: 
Mit der Einweihung der Loschwitzer Kirche 1995 befindet sich jetzt 
die Kirche wieder in einem guten Zustand. Eine Einheit von Kirche 
und Kirchhof, die für einen Kirchhof typisch ist und an diesen Ort 
gehört, konnte man 1998 nicht mehr erleben. Aus diesem Grund 
entschloß sich die Gemeinde Mitte 1998, ihre Kraft und finanziellen 
Mittel verstärkt in die Rekonstruktion und Instandsetzung des 
Kirchhofes Dresden – Loschwitz zu stecken. 
Dadurch wurde der Kirchhof Loschwitz zum Testfall für den 
Verfasser. Es wurden Förderanträge244 bei der Bundesstiftung 
Umwelt und beim Regierungspräsidium Sachsen245 gestellt. 
Folgende Zielstellung stand im Vordergrund: 
Die Einheit von Kirche und Kirchhof soll wieder erlebbar werden und der 
Bestand soll gesichert werden. Es soll vermieden werden, dem Kirchhof 
ein unnatürlich „geputztes“ Aussehen zu geben. 
Die Situation eines in großen Teilen abgeräumten Kirchhofes erfordert es, 
sich bei der Instandsetzung und Rekonstruktion möglichst eng an die 
Dokumentation und Befunde zu halten und andererseits sind dabei alle 
beteiligten Gewerke auf eine möglichst Hand in Hand gehende 
Zusammenarbeit angewiesen.  
Das dahinter stehende wissenschaftliche Konzept verfolgt einerseits 
den modellhaften Einsatz im Umgang mit neu entwickelten 
Konservierungsmitteln am Cottaer Sandstein und andererseits ein 
geschlossenes Konzept bei dem alle Mitwirkenden zu einer 
grundlegenden Lösung der Instandsetzung eines Kirchhofes 
                                            
243 Auf dem Friedhof wurden für den Ort, bzw. für die Residenzstadt Dresden 
bedeutende Persönlichkeiten beigesetzt. Dies war ein weiterer Grund für die 
Bedeutung des Kirchhofes für Dresden und ganz besonders für den Stadtteil 
Loschwitz. 
244 Aktenzeichen 15725, Bewilligung am 11. 12. 1998  
245 Aktenzeichen 53-2552-62/98-P-6, Bewilligung im Juli 1999 
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beitragen. Das Bewußtsein um die Stadt- und Landschaftspflege 
kann so als kleines Modell für Dresden stehen. 
Der Verfasser fand im Landesamt für Denkmalpflege 
wissenschaftliche Unterstützung246 in der Ausarbeitung der 
restauratorisch-konservatorischen Zielstellung, die für die Deutsche 
Bundesstiftung Umwelt erforderlich war247. 
Dadurch konnte einerseits die Deutsche Bundesstiftung Umwelt für 
das Projekt gewonnen werden, da hier neue Wege in der 
Sandsteinkonservierung beschritten wurden248. Andererseits hatte 
das Land Sachsen ein Interesse am Kirchhof da er eine 
Besonderheit für den sächsischen Raum darstellt und er ein Ort 
öffentlichen Interesses darstellt. Die Förderfähigkeit war durch die 
Vorlage der denkmalpflegerischen Zielstellung gegeben. 
Für den Erhalt der Fördergelder mußte die Kirchgemeinde Loschwitz 
einen Eigenanteil der Gesamtsumme erbringen249. Durch den 
Gesamteigenanteil von rund 250.000 DM entschloß sich die 
Gemeinde die Ablaufpläne für alle gewünschten Arbeiten möglichst 
lang zu strecken. Der geplante Bearbeitungszeitraum betrug 4 Jahre. 
So hatte die Gemeinde die Chance in diesem Zeitraum Spenden 
einzusammeln und Einnahmen aus dem Haushalt dafür zu 
erwirtschaften. 
Weiterhin bemühte sich der Verfasser auch die Personalkosten bei 
der Durchführung einfacherer Arbeiten zu senken. Durch Kontakte 
über das Arbeitsamt konnte schließlich ein Vertrag mit einem Verein 
zur Ausbildung im Garten- und Landschaftsbau geschlossen werden. 
Dieser Verein erhält Fördergelder durch das Arbeitsamt die für die 
Ausbildung der Arbeitslosen oder Umschüler verwendet werden. 
Dadurch konnten die Herstellungskosten der Friedhofsanlage für das 
Gewerk Garten- und Landschaftsbau um 60% Prozent gesenkt 
werden250. 
                                            
246 Durch Hr. Dr. Kiesewetter 
247 Der Erhaltungszustand der einzelnen Bildwerke ist unterschiedlich, zum Teil 
waren jedoch so starke Verwitterungserscheinungen eingetreten, daß dringend 
restauratorische, bzw. konservatorische Maßnahmen erforderlich waren, um den 
Bestand zu sichern. Der Hauptanteil der Epitaphe besteht aus dem relativ weichen 
„Cottaer“ Sandstein. Diese Gesteinsarten werden durch Salzbildung und 
Salzeinlagerung sowie durch thermisch - hygrische Prozesse an ihrer Oberfläche 
zersetzt. 
Neben mechanischen Beschädigungen (Risse, Abbrüche) sind narbenartige 
Auswitterungen, oberflächenparallele Schalenbildungen und absandende Bereiche 
zu verzeichnen. Die Intensität der Verwitterungsschäden ist soweit fortgeschritten, 
daß eine erneute freie Exposition der Bildwerke erst nach gründlicher 
Konservierung bzw. konstruktiver Sicherung möglich war. 
248 Bei der Applikation von Konservierungsmitteln gibt es wegen des 
Quellverhaltens der Tonminerale wiederkehrende Probleme, die bisher nicht 
vollständig gelöst sind.  
249 Von der Bundesstiftung Umwelt wurden 165.000 DM an Zuschuß bewilligt, der 
Eigenanteil betrug rund 110.000 DM. Vom Land Sachsen wurden 122.000 DM 
bewilligt, der Eigenanteil für diesen Zuschuß beträgt ca. 140.000 DM. 
250 Diese Einsparungen kamen unter anderem auch dadurch zustande, da der 




Eine weitere Hilfe waren Zivildienstleistende die begleitende 
Facharbeiten ausführten. 
Insgesamt wurden gemeinsam mit der Kirchgemeinde und dem 
Verfasser fünf Fördermöglichkeiten (privat und öffentlich) miteinander 




















Abb. 15: (Gleicher Bildauschnitt wie Abb. 14) Zustand des Kirchhofes während der 
Bauphase 2000, zur Zeit noch unbepflanzt, einzelne Epitaphe befinden sich noch 
beim Restaurator 
 
Das Ergebnis zeigt sich heute in der wiederhergestellten Einheit von 




4.10 Zusammenfassung Kapitel 4 
Friedhöfe sind aufgrund ihrer Beschaffenheit in verschiedener Art 
und Weise als Fläche zu analysieren. Sie werden vom Verfasser als 
Bestattungsfläche, als Grünfläche und als stadtplanerisch relevante 
Fläche untersucht. 
Die wesentliche Argumentation der vorliegenden Arbeit geht davon 
aus, daß es einen Flächenüberhang gibt. Dies wird hier 
nachgewiesen. 
Die Relevanz dieser These bezieht sich vor allem auf die 
Gebührenberechnung und die Bewirtschaftung des Friedhofes. 
Der Verfasser vergleicht die bisher bekannten Formeln und 
Richtwerte auf ihre Anwendbarkeit in den Neuen Bundesländern. 
Das Ergebnis sagt aus, daß die Formel von LENDHOLDT / HERBST 
dafür am besten geeignet ist. Die Analyse der Bruttograbflächen – 
Werte erlaubt eine genaue Aussage, welche Friedhofstypen zur Zeit 
am meisten Fläche vorhalten. 
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Mit Hilfe der oben genannten Formel wurden stichprobenartige 
Berechnungen zur Friedhofsfläche in Großstädten durchgeführt und 
aus den Ergebnissen ein Richtwert berechnet. 
Mit diesem Richtwert von 2,8m² kann der Flächenüberschuß in 
verschiedener Form beschrieben werden. Das Ergebnis zeigt, daß 
zur Zeit ca. 1/3 der vorgehaltenen Friedhofsfläche nicht benötigt wird. 
Das entspricht rund 780 ha. Es wird ein tolerabler Grenzwert von 
25% ermittelt. 
 
Bei der Analyse fallen einzelne Städte besonders auf. Hier besteht 
kurzfristiger Handlungsbedarf. Die Gründe liegen vor allem in einer 
nicht bedarfsgerechten Steuerung der Grabflächen. 
Die Friedhofsgebühren dieser Städte sind damit anfechtbar. 
 
Die Analyse der Grünflächen auf Friedhöfen zeigt, daß diese in drei 
Anteilen betrachtet werden müssen. Neben dem schon erwähnten 
grünpolitischen Wert, der auch als Rahmengrün bezeichnet wird, 
wird vom Verfasser der Begriff „Nettogrün“ für aktuell nicht 
verwendete Grabflächen verwandt. Die Addition dieser Werte ergibt 
das „Rahmengrün“. 
Die Berechnung dieser Werte für die einzelnen Städte geschieht 
anhand der Daten der Umfrage. Das Ergebnis zeigt, daß der bisher 
angenommene Werte von durchschnittlich 2,5m², zur Unterstützung 
der Friedhöfe durch Kommunen, erheblich zu gering sind. 
Dies ist unter anderem durch eine bessere Steuerung unbelegter 
Flächen oder durch neue Gestaltungsformen möglich. 
 
Weiterhin wurde die Bedeutung für die (Nah-) Erholung analysiert. 
Befragungen und Recherchen ergaben ein Nutzerprofil der 
Friedhöfe. Fachleute weisen ebenfalls auf eine Multifunktionaltät der 
Anlagen hin. Daraus sollte eine stärkere Unterstützung der Friedhöfe 
und auch rechtlich wirksame Änderungen abgeleitet werden. 
Besonders für die Bewirtschaftung der Friedhöfe kann das in Zukunft 
von Belang sein. 
Stadtplanerische Überlegungen weisen dem Friedhof eine 
wesentliche Bedeutung im Verbund der städtischen Grünsysteme zu. 
Diese Funktion hat ein Friedhof auch in aufgelassener Form. Neue 
Nutzungsformen in der Bestattung können auch wieder der 
Gesamtanlage zu Bedeutung verhelfen. 
Der Friedhof gewinnt damit eine Bedeutung wie die 
Landschaftsparks des 18. Jahrhunderts. 
 
Der Verfasser untersucht außerdem die Gebührenrelevanz nicht 
benötigter Friedhofsflächen. Das Ergebnis zeigte, daß die Pflege 
aller Flächen aus dem hoheitlichen Haushaltsanteil der Friedhöfe 
entnommen werden. Der ermittelte „volkswirtschaftlichen Schaden“ 
beträgt in der Beispielstadt Dresden durchschnittlich 380 DM pro 
Bestattung. Die Auswirkungen sind aber noch größer, da für Grund 
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und Boden aufgewendetes Kapital brach liegt und auch eine 
anderweitige Nutzung wohl nicht in Sicht ist. 
Ein Großteil der Flächen steht unter Denkmalschutz. Der Verfasser 
untersucht die allgemeinen Forderungen und Verpflichtungen seitens 
des Gesetzgebers, bzw., des Trägers. Die Bestimmungen der DDR 
werden der heutigen Situation zugrunde gelegt. 
Das Ergebnis zeigt heute einen Verfall, der von den Nutzern kaum 
gestoppt werden kann. 
Auch die genaue Kartierung der Denkmale ist mittelfristig nicht zu 
bewältigen. Eine schnelle und gezielte Hilfe bleibt demnach fast 
immer ausgeschlossen. Die zum Teil recht weit reichenden 
Schutzbestimmungen, die auch prophylaktisch erlassen werden, 
rufen bei den Friedhofsträgern Unsicherheiten hervor. Außerdem 
werden Flächen blockiert, die evtl. bewirtschaftet werden könnten. 
 
Der Verfasser beschreibt verschiedene Modelle, die anhand der 
Analyse der Friedhöfe und der Anwendung bereits bestehender 
Regelungen zum Unterhalt der Friedhöfe angewendet werden 
können. 
Abschließend wird ein naheliegendes Szenario diskutiert: die 
Schließung einer Friedhofsanlage mit dem Ziel einer späteren 
Grünnutzung. Der Erfolg einer solchen Lösung wird durch ein 
aktuelles Beispiel unterstrichen. 
Anknüpfend an die zum Teil reichhaltige Ausstattung mit Denkmalen 
auf den Friedhöfen wird ein weiteres Szenario entworfen, das 
speziell auf die Belange denkmalgeschützter Grabsteine eingeht. 
Verschiedene Verfahrensweisen mit Vor- und Nachteilen werden den 
Diskussionen zu Grunde gelegt. Auch dieses Szenario wird anhand 
eines Beispiels anschaulich beschrieben. 
Eine vollständige Schließung einer Friedhofsfläche wird die 
Anwohner des Stadtteils zunächst empfindlich berühren. Durch eine 
komplette Verfügbarkeit der Flächen lassen sich jedoch 
Nachnutzungen realisieren, die in der Summe mehr Vorteile für die 
Bevölkerung bieten, als eine Bestattungsfläche. 
Die Finanzierung solcher Flächen ist nicht unproblematisch, stellt 
aber vor dem Hintergrund exakter Haushalts- und 
Gebührenrechnungen eine vernünftige Lösung dar.  
 
4.10.1 Zusammenfassende Empfehlungen: 
 
• Der festgestellte Flächenüberhang ist vor allem bei 
Stadtteilfriedhöfen zu minimieren. 
 
• Kurzfristig sollte eine Senkung der Pflegekosten angestrebt 
werden. Dies ist unter anderem durch eine bessere Steuerung 




• Die Durchsetzungskraft der Behörden in Bezug auf 
gesamtstädtische Planung sollte anhand des Berliner Beispiels 
überall gestärkt werden. 
 
• Neben der meistens mit einer Grünanlage umschrieben 
Folgenutzung sind auch Aussagen zu weiteren Nutzungsformen, 
zur Überbauung oder ähnlichem in die Gesetzestexte mit 
aufzunehmen. 
 
• Die überwiegend weitgefaßten Aussagen zur Gestaltung sind auf 
den Friedhöfen im Untersuchungsgebiet nicht immer erkennbar. 
Die Verwaltungen sollten sichere Gestaltungssatzungen erlassen, 
die den modernen Erfordernissen angepaßt sind. Darüber hinaus 
sollte die Möglichkeit eingeräumt werden, individuelles 
Totengedenken unter bestimmten Voraussetzungen zuzulassen. 
 
• Die Definition des Friedhofszweck orientiert sich nicht mehr an 
der Art und Weise wie sie tatsächlich genutzt werden. Der Wert 
der Flächen als Erholungsräume in Großstädten sollte stärkere 
Beachtung finden. Dadurch wäre eine bessere Förderung der 
Flächen möglich. 
 
• Für die Finanzierung der Grünflächen ist es unerläßlich, daß 
Grabflächen, bzw. parkartige Grünflächen für sich auf einem 
Friedhof zusammengefaßt werden. Durch diese Trennung ist es 
möglich dem Allgemeinwohl zuzuordnenden Flächen zu nennen 
und bei den Kommunen einzufordern. Eine Abstufung für 
unterschiedliche Pflegesätze ist anhand einer Analyse des 
„Grünwertes“ der Friedhöfe möglich. 
 
• Der Erhalt der Kulturdenkmale kann z. B. über einen „Grün- und 






Friedhofsmanagement soll hier nicht umfassend beschrieben 
werden, sondern in dem Rahmen, der für den Inhalt der Arbeit von 
Bedeutung ist. 
Im Vordergrund stehen Betrachtungen über unterschiedliche 
Systeme der Bewirtschaftung der Friedhöfe, die Betrachtung der 
aktuellen Situation sowie mögliche Verfahren zur Vereinfachung bzw. 
zum Umgang mit der jetzigen Situation.  
Vorab muß festgestellt werden, daß die Bewertung von 
Verwaltungsrecht, Verordnungen und auch die Einschätzung 
bestimmter betriebswirtschaftlicher Kennwerte hier aus der Sicht 
eines Landschaftsarchitekten geschehen. Das heißt, es wird eine 
Interpretation der „in situ“ anzutreffenden Bedingungen anhand 
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bestimmter Kriterien, die einen Vergleich zwischen Kirche und 
Kommune zulassen, vorgenommen. Dies sind: 
 
1. Bewirtschaftung von Friedhöfen in der DDR 
2. Entwicklung nach 1990 hinsichtlich verwaltungsrechtlicher 
Veränderungen 
3. Nutzung der Friedhöfe im Vergleich der unterschiedlichen 
Friedhofsträger 




5.1 Bewirtschaftung von Friedhöfen vor 1990 
Die Friedhöfe in der ehemaligen DDR hatten nicht nur mit den 
normalen Problemen, die sich bei der Bewirtschaftung eines 
Friedhofes einstellen, zu kämpfen, sondern auch mit denen, die auf 
das wirtschaftliche und politische System der DDR zurückzuführen 
sind.  
Es dürfte hinlänglich bekannt sein, daß es in der DDR große 
Schwierigkeiten in der Materialbeschaffung und Herstellung gab. Die 
Auswirkungen der Planwirtschaft waren, wie in vielen Sektoren, auch 
in der Bauwirtschaft zu spüren. 
Das Gespräch mit einigen Friedhofsverwaltern und 
Friedhofsmeistern auf großen Friedhöfen251 brachte dazu einige 
anschauliche Beispiele.  
Ausschlaggebend waren allerdings nicht nur die direkte Arbeit und 
Bewirtschaftung auf dem Friedhof, sondern es war auch das 
gesamte gebührenpolitische System, das in der DDR bei derartigen 
öffentlichen Einrichtungen zur Anwendung kam. 
Ziel war es dabei, alle Bürger mit den für die Grundversorgung 
wichtigen Dingen zu erschwinglichen Preisen zu versorgen. Zu 
diesem Zweck wurden bestimmte Preise, Mieten, etc. staatlich 
subventioniert. Das betraf nicht nur die Grundnahrungsmittel, 
sondern auch Wohnungsmieten oder eben die Gebühren auf 
Friedhöfen. 
In diesem Kapitel werden die für die Friedhöfe damals fest 
vorgegebenen Randbedingungen näher untersucht. Im Vordergrund 
der Betrachtung stehen dabei Auswirkungen, die noch bis heute 
spürbar sind. 
 
Die Voraussetzung für die Bewirtschaftung eines Friedhofes 
basierten auch in der DDR auf Gebühren, die den hoheitlichen Teil 
des Friedhofes finanzieren sollten. 
Der allgemeine bauliche Zustand und der Pflegezustand stellte sich 
im Jahr 1989, rückblickend bis 1945, auf den untersuchten 
                                            
251 Gespräche dazu wurden mit den Friedhofsverwaltungen in Dresden geführt. 
(Neuer Annenfriedhofe (14,3 ha), Johannisfriedhof (24,6 ha) und St. Pauli – 
Friedhof (11 ha)). 
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Friedhöfen am schlechtesten dar. Die Auswirkungen der bis dahin 
aus den unterschiedlichsten Gründen unterlassenen Sanierungs- 
und Pflegeleistungen hatten zu diesem Zeitpunkt die höchste 
Abweichung vom normalen Zustand. 
Aus diesem Grund wurden Haushaltspläne der Friedhöfe in den 
Jahren 1987 bis 1989 untersucht252, um feststellen zu können, ob die 
vorgegebene Gebühr zur Bewirtschaftung des Friedhofes 
ausreichend war. 
Nach Auskunft der Verwaltungen waren die Gebühren, die in dieser 
Zeit verlangt werden durften, seit 1945 nicht mehr verändert worden. 
Selbst diese Gebühren entsprachen Berechnungen, die in den 
dreißiger Jahren angefertigt wurden. 
Die an den Bürger weitergegebene Gebühr entsprach dabei nicht der 
Gebührenhöhe, die der Friedhof am Ende des Jahres abrechnen 
konnte. Es war Ziel der Politik der DDR, derartige Gebühren zu 
stützen. Für jede Bestattung auf dem Friedhof bekam der Träger am 
Ende des Jahres einen Zuschuß, gestaffelt nach der Art der 
Bestattung. Für die anteilig am meisten vertretenen Bestattungsarten 
wurden diese Zuschüsse ermittelt253. Für Erdbeisetzungen waren es 
durchschnittlich 53 M, für Urnenbeisetzungen waren es 
durchschnittlich 12 M. Diese Zuschüsse standen den geforderten 
Gebühren gegenüber und mußten miteinander verrechnet werden. 
Bei normalen Beisetzungen (Berücksichtigung der Nutzung der 
Feierhalle, Blumenschmuck, etc.) kann man von folgenden 
















331M 53M 16% 384M 
Urnen-
bestattung 
230M 12M 5% 242M 
 
Tabelle 7: Gebühren, die durchschnittlich für eine Bestattung verlangt, bzw. 
bezuschußt wurden. Die Gebühr bezieht sich auf Angaben, die bei 
unterschiedlichen Friedhöfen ermittelt wurden. 
 
Aus den Statistiken der Bestattungen in der DDR geht hervor, daß 
die Bestattungsart Urnenbeisetzung in Urnengemeinschaftsgräbern 
anteilig am meisten vertreten war.  
Hieraus ist ersichtlich, wie gering die Unterstützung der Friedhöfe 
ausfiel. 
 
Eine weitere Betrachtungsebene bezieht sich auf entgangene 
Unterhaltungskosten für den Gesamtfriedhof, die durch zu geringe 
Gebühren zu DDR - Zeiten angefallen sind. Dieser den 
                                            
252 Die Friedhofsverwaltungen waren im übrigen erst seit 1970 dazu verpflichtet, 
Haushaltspläne zu führen. 
253 Einsicht in Haushaltspläne verschiedener Dresdener Friedhöfe 
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Friedhofsverwaltungen entgangene Gebührenanteil ist heute für 
unterschiedliche Mißstände auf den Friedhöfen der ehemaligen DDR 
verantwortlich: 
• Der Unterhalt der Friedhöfe war zu DDR – Zeiten alleine mit 
Bestattungsgebühren nicht möglich. 
• Sanierungsleistungen müssen auf den Friedhöfen ausgeführt 
werden, die schon zu DDR – Zeiten hätten behoben werden 
sollen. 
• Gräber müssen zu aktuellen betriebswirtschaftlichen 
Bedingungen gepflegt werden, deren Gebühr schon zu DDR – 
Zeiten dafür nicht ausreichend war. 
• Friedhöfe können nicht vor dem Jahr 2009 geschlossen werden, 
da noch nicht ausreichend Gebühren für die Pflege der 
Gesamtanlage nach der Schließung (bis zum Ablauf der letzten 
Ruhefrist) aufgelaufen sind (vgl. Diagramm 9, S. 93). 
 







Die Friedhofsverwaltungen waren erst seit Mitte der 70er Jahre 
verpflichtet Haushaltspläne aufzustellen und zu führen.  
Eine Trennung in gewerblichen und hoheitlichen Bereich gab es 
nicht. Für eine bessere Vergleichbarleit wurden die Haushaltspläne 
aufgeschlüsselt. 
In Dresden wurden bei 4 Friedhöfen, davon 1 kommunaler, 
Haushaltspläne in verschiedenen Zeitschnitten untersucht254. Es war 
nicht möglich bei allen Friedhöfen Haushaltspläne zu identischen 
Zeitschnitten aufzufinden. Untersucht wurde die Zeitspanne 
zwischen 1957 und 1959 sowie 1987 bis 1989255. Der letzte 
Zeitabschnitt dürfte dabei wohl die größten Auswirkungen auf den 
Betrieb der Friedhöfe nach der Wende haben. 
In der Auswertung zeigte sich, daß regelmäßig die Deckung des 
gesamten Haushaltes nicht erzielt werden konnte, wenn dafür alleine 






                                            
254 Exemplarisch für die verschiedenen Haushaltspläne wurde ein 
Beispielhaushaltsplan im Anhang in allen Positionen wiedergegeben. 
255 Diese Zeitabschnitte kennzeichnen unterschiedliche Phasen in der DDR. 
Zwischen 1950 und 1970 entwickelte sich die Wirtschaft der DDR positiv. Gegen 
Ende der 80er Jahre kehrte sich dieser Trend ins Gegenteil. 
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 Friedhof 1  Friedhof 2  Friedhof 3  






























1957   63 28   
1959   65 28   
1986 61 22,5     
1987      39,4 
1988   50,87 27,2 45,2 30,8 
1989 62,9 19,7 48 29,29 52,3 38,9 
 
Tabelle 8: Prozentualer Anteil von Friedhofshaushalten in der Teilung zwischen 
hoheitlichem und gewerblichem Anteil in der Zeit zwischen 1957 und 1989 
 
Mit den Bestattungsgebühren wurde nur eine Deckung von 19,7% 
bis 39,4% (z.B. im Fall des Johannisfriedhofs und Neuer 
Annenfriedhof) erzielt. 
Das kann als deutliches Indiz für eine zu geringe Bemessung der 
Gebühren angesehen werden. Die Bemessungsgrundlage für die 
Gebühren bezieht sich wohl auf einen Zeitraum, der vor 1945 
anzusetzen ist. Die genaue Datierung für die Berechnung der 
Gebühren liegt dem Verfasser nicht vor. Während der Regierungszeit 
der DDR sind die Gebühren relativ konstant geblieben. 
Eine Deckung des Jahreshaushaltes mußte also anderweitig 
organisiert werden. Ein gebräuchliches Mittel dafür war z. B. die 
Produktion von Sommerblumen, die auf dem Friedhof verkauft 
wurden (große Wirtschaftsflächen auf den Friedhöfen stammen aus 

















Diagramm 9: Beispiel für den Aufbau eines Friedhofhaushaltes in der DDR 1989256 
 
                                            
256 Quelle: Mittelwert aus Daten der Tabelle 6 
W e ite re  
E in n a h m e n
1 7 %
H o h e it l ic h e r 
B e re ic h
2 0 %
G e w e rb lic h e r 




Hier gab es nach Meinung des Verfassers keine Regelung, die eine 
Kumulierung von Einnahmen aus dem reinen Bestattungsbereich 
und dem gewerblichen Bereich verhindert hätte. 
Der nach aktueller Rechtsprechung als „gewerblicher Bereich“ 
bezeichnete Anteil am Gesamthaushalt der Friedhöfe betrug 
immerhin bis zu 63 Prozent. 
 
5.1.2 Gebührendefizit 
Die benötigte Gebühr läßt sich näherungsweise über den folgenden 
Rechenansatz bestimmen: 
 
• Anzahl der Bestattungsfälle im betreffenden Jahr ermitteln. 
• Wert durch den Gesamthaushalt dividieren. 
• Ergebnis zeigt die tatsächlich zu verlangende (durchschnittliche) Gebühr. 
• Gebührendifferenz ermitteln und mit der Anzahl der Bestattungsfälle 
multiplizieren. 
















Friedhof 1        
1989 446 1.002.570,00 2.247,91    361,00    1.886,91    841.564,00    
1987 478 907.261,00 1.898,04    361,00    1.537,04    734.703,00    
       
Friedhof 2       
1988 280 339.905,00 1.213,95    190,00    1.023,95    286.705,00    
1959 330 163.801,00 496,37    190,00    306,37    101.101,00    
       
Friedhof 3       
1989 694 307.101,00 442,51    145,00    297,51    206.471,00    
1988 636 331.000,00 520,44    145,00    375,44    238.780,00    
1987 706 304.611,00 431,46    145,00    286,46    202.241,00    
       
    Summe  2.611.565,00    
    Mittelwert  652.891,25    
 
Tabelle 9 Berechnung des Gebührendefizits von 3 Testfriedhöfen 
 
Führte der Friedhof 1 beispielsweise 1989 446 Bestattungen durch, 
die eine Ruhezeit von 20 Jahren haben, werden diese Gräber noch 
bis 2009 gepflegt. Für ein Haushaltsjahr entsteht dem Friedhof nach 
obiger durchschnittlicher Berechnung ein Defizit von ca. 841.564.- 
DM. 
Insgesamt kann diesem Friedhof ein Defizit bis zu 19 
Haushaltsjahren entstehen (19 x 841.564.- DM). Das obige Beispiel 
(Bestattung ab 1989) belastet den Friedhof noch 19 weitere 
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Diagramm 10: Defizit aus entgangenen Gebühren für den Beispielfriedhof 1 
 
Das Diagramm zeigt das Gebührendefizit eines Beispielfriedhofes in 
Dresden. Zur Vereinfachung wird davon ausgegangen, daß der 
Defizitwert jedes Jahr annähernd gleich bleibt. 
Eine Ungenauigkeit ergibt sich durch die schon zu DDR – Zeiten 
geringe Auslastung. Auch heute wird in den seltensten Fällen die 
exakte Gebühr zur Deckung des Haushalts erhoben. Dadurch ergibt 
sich auch heute eine Unterdeckung. 
 
Dieser Rechenansatz ist zwar stark vergröbert und zeigt keine 
Aufschlüsselung in Kostenarten-, Kostenstellen- und 
Kostenträgerrechnung. Einige der zwingend notwendigen 
Eingangswerte zur Berechnung einer „echten“ Friedhofsgebühr zu 
DDR – Zeiten lassen sich nicht einwandfrei nachvollziehen. 
Zu diesem Zweck wurden die Verwalter der Testfriedhöfe in Dresden 
aufgefordert, die kalkulierten Kosten für eine Grabherstellung im Jahr 
1989 zu berechnen. Das Ergebnis stimmt jedoch nicht mit ihren 
Haushaltsangaben für das entsprechende Jahr überein. 
Um das gesamt entstandene Defizit näherungsweise zu 
beschreiben, ist diese Art der Rechnung dennoch ausreichend. 
 
 
5.2 Vergleich unterschiedlicher Friedhofsträger 
Beiden „Anbietern“ liegen zur Zeit noch ganz unterschiedliche 
Verwaltungs- und Betriebsstrukturen zu Grunde. 
In der DDR waren es auf kommunaler Seite häufig volkseigene 
Betriebe und auf kirchlicher Seite waren die Friedhöfe den 















































































Nach der Wende sind die kommunalen Friedhöfe in sehr 
differenzierte Verwaltungsformen übergewechselt. Zum Teil werden 
sie in den Grünflächenämtern als eigene Abteilung geführt, teilweise 
sind sie eigenständige Ämter oder es sind Eigenbetriebe der 
Kommunen geworden. 
 
Betrachtet man die Veränderungen auf Seiten der Kirche, lassen sich 
wirklich „neue“ Ansätze nur schwer erkennen. Wohl sind einige 
Neuregelungen, die bis auf die Friedhöfe hinuntergreifen257, erlassen 
worden258, doch Wege zu marktwirtschaftlich orientierten und 
effizient geführten Friedhofsverwaltungen sind nicht erkennbar. Die 
dem Verfasser bekannten kirchlichen Friedhofsverwaltungen sind im 
Vergleich zu den kommunalen nicht annähernd so leistungsfähig. 
Dies trat besonders deutlich bei der Beschaffung von Daten, die zum 
Vergleich der beiden „Anbieter“ dienen sollten, zu Tage. Es war nicht 
möglich, von einer oder wenigen zentralen Stellen einen Überblick 
über friedhofsrelevante Daten (z. B. Brutto- oder Nettofriedhofsfläche 
aller kirchlichen Friedhöfe einer Stadt) zu bekommen. 
 
Würde man die Friedhofslandschaft der ostdeutschen Großstädte 
nur oberflächlich betrachten, käme man zu folgendem Ergebnis: 
 
Seit der Wiedervereinigung gibt es in den Großstädten der 
Neuen Länder zwei sehr unterschiedliche Anbieter von 
Gräbern: einerseits sind es die kommunalen Friedhöfe, die im 
Osten häufig die günstigeren Gebühren aufweisen und deren 
Anlagen sich in einem durchschnittlich besseren Zustand 
befinden. Andererseits sind es die kirchlichen Friedhöfe; diese 
sind häufig dichter über die Stadt verteilt, verfügen über 
durchschnittlich traditionellere Gräber mit einem hohen 
Bestand an Denkmalen und haben neben höheren Gebühren 
meistens auch die sanierungsbedürftigeren Gebäude. 
 
Vor 1990 traf man auf ähnliche Zustände, mit dem Unterschied, daß 
der ganze Sektor des betriebswirtschaftlichen Handelns 
ausgeschaltet war.  
 
5.2.1 Konkurrenz der Friedhofsträger 
Außerhalb nicht friedhofsspezifisch beschäftigter Kreise dürfte es 
weitgehend unbekannt sein, daß es in einigen Städten259 mittlerweile 
                                            
257 Der Verfasser geht davon aus, daß die Friedhofsverwaltungen neben 
kirchlichen Kindergärten als unterste „Einheiten“ gelten können. 
258 Darunter vor allem haushalterische Bestimmungen, die Gebührenerhebung und 
Haushaltsführung regeln (z. B. das in der Ev. – Luth. Landeskirche Sachsen zur 
Verwendung kommende „Bad - Oyenhauser Modell“) und Bestimmungen, die 
gegenseitige Rechte und Pflichten auf dem Friedhof regeln. 
259 Vor allem in Chemnitz, Dresden und Leipzig 
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zu einem ernst zu nehmenden Konkurrenzkampf zwischen den 
einzelnen Friedhöfen, bzw. Friedhofsträgern gekommen ist. 
Die Konkurrenzsituation soll in diesem Kapitel verdeutlicht werden. 
Dies geschieht anhand von Aussagen von Fachleuten, 
vergleichbaren Kriterien innerhalb der Großstädte, der gezielten 
Kombination von Kennwerten ausgesuchter Städte und anhand von 
Veröffentlichungen. 
Die Gespräche mit Friedhofsverwaltern brachten folgendes Ergebnis: 
meistens wird die Situation aus der Sicht der kirchlichen Verwalter so 
bewertet, daß kommunale Friedhöfe über verdeckte Zuschüsse260 
oder offene Zuschüsse261, die auch in der Vergangenheit an der 
Tagesordnung waren, günstigere Gebühren anbieten können262:  
 
„Die machen doch Dumping – Preise. Da ist es ja kein 
Wunder, daß hier niemand mehr kommt. Vor allem weil es für 
die Leute zum Heidefriedhof (städtischer Zentralfriedhof, Anm. 
d. Verf.) nicht viel weiter ist.“263 
 
Dem Vorwurf des Friedhofsverwalters ist in soweit Recht zu geben, 
daß tatsächlich eine ernst zu nehmende Differenz innerhalb 
vergleichbarer Gebühren besteht. Die Begründung ist nicht 
beweisbar. Vielmehr sind es Kriterien einer effizienten 
„Betriebsführung“ und die „Grundausstattung“ der Friedhöfe, die zu 
Abweichungen in der Gebührenkalkulation führen. 
Im Vergleich dazu stellt sich die Situation in den großen Städten der 
westlichen Bundesländer anders dar. Eine Konkurrenz baut sich hier 
zu Gunsten der Kirchgemeinden auf, die zum Teil die Gebühren der 
Kommunen deutlich unterbietet: „Manch eine Kirchgemeinde bietet 
die gleichen Leistungen – sei es aus Pietät oder sei es, daß sie 
geringere Personal- und Sachkosten hat – preisgünstiger an“264. 
Darüber hinaus kommt es ebenso zu Konkurrenzsituationen, wenn in 
den Nachbargemeinden der Großstädte gut erreichbare Friedhöfe 
liegen, die wesentlich günstigere Gebühren erheben können. 
Derartige Beobachtungen wurden vor allem in Leipzig und Halle 
gemacht265. 
                                            
260 Material- und Maschineneinsatz 
261 Z. B. in Berlin: die Gebühren werden auf den landeseigenenen Friedhöfen nicht 
in voller Höhe kalkuliert, der Rest (nach Angaben der Senatsverwaltung ca. 15 
Prozent) wird vom Senat getragen. 
262 Gespräch mit dem Friedhofsverwalter, Hr. Teuchert, St. Markus – Friedhof in 
Dresden – Pieschen (kirchlich) im Herbst 1997 und Hr. Greischen, Süd – Friedhof 
in Leipzig (kommunal). 
263 ebd., Aussage von Hr. Teuchert. 
264 Aus: DER STEUERZAHLER 11/95, in DAS BESTATTUNGSGEWERBE    
12/95 : Krasse Unterschiede bei den Bestattungsgebühren. S. 723 
265 Auskunft darüber erteilte z. B. Hr. Hasse, Landschaftsarchitekt in der 
Friedhofsverwaltung Leipzig: „Der Friedhof Lützen, im Landkreis Weißenfels, (Land 
Sachsen – Anhalt, Stadtgrenze Leipzig, Anm. des Autors), bietet Bestattungen zu 
Dumpingpreisen an: eine einfache Bestattung in einer UGA kostet auf dem 
Friedhof Lützen nur ca. 300DM, auf den kommunalen Friedhöfen der Stadt Leipzig, 
wird für die selbe Leistung mehr als das doppelte verlangt.“ Nachforschungen bei 
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Die Konkurrenzsituation unter den „Anbietern“ stellt sich dann ein, 
wenn ein Überangebot an Bestattungsflächen bei einer hohen 
Anzahl an Friedhöfen existiert. Dies ist in allen ostdeutschen 
Großstädten der Fall.  
Für eine Meßbarkeit der Konkurrenz stehen im wesentlichen die 
folgenden beschriebenen Faktoren zur Verfügung. 
 
5.2.1.1 Bestattungszahlen in Relation zur Anzahl der Friedhöfe. 
Anhand des Vergleiches der Anzahl der Friedhöfe unterschiedlicher 
Friedhofsträger, der Bestattungszahlen und der Fläche der Friedhöfe 
pro Träger, kann die Konkurrenz verdeutlicht werden. Die folgende 
Tabelle gibt einen Überblick über ausgesuchte Großstädte der 
Neuen Bundesländer. Berücksichtigt wurden nur noch Städte, bei 















Friedhöfe / ha 
Dresden 3418 38 Stck. / 114 
ha 
3010 4 Stck. / 65 ha 
Leipzig 2500 16 Stck. / 38 
ha 
3700 6 Stck. / 118 
ha 
Chemnitz 210 18 Stck. / 36,6 
ha 




Nicht bekannt 5 Stck. / 34 ha 696 3 Stck / 32 ha 
 
Tabelle 10: Städtevergleich hinsichtlich Konkurrenz, Stand 1997 
 
Besonders deutlich treten die Städte Dresden und Leipzig hervor. 
Die Bestattungszahlen der Anbieter sind relativ ausgeglichen, bei 
sehr ungleichen Flächenverhältnissen. Es ist zu vermuten, daß 
jeweils der Anbieter mit dem größten Flächenüberhang in den 
Gebühren am stärksten nachgeben muß266, um sich am Markt 
behaupten zu können. 
 
5.2.1.2 Auslastung der Friedhöfe. 
Unter Auslastung versteht man die aktuelle Belegung der 
verfügbaren Grablager. Bei dieser Untersuchung geht es nicht um 
einzelne Friedhöfe, sondern darum, einen Überblick über die 
durchschnittliche Situation einer Großstadt zu bekommen. 
Das Maximum der Auslastung (entspricht 100 Prozent) stellt die 
annähernd komplette Belegung aller Friedhöfe einer Stadt dar. 
                                                                                                               
der Friedhofsverwaltung ergaben, daß ca. 30 Prozent der Bestattungen auf dem 
Friedhof Lützen von außerhalb kommen. Es ist zu vermuten, daß der Stadt Leipzig 
damit ca. 80 Bestattungen pro Jahr verloren gehen. 





















Diagramm 11: Durchschnittliche Auslastung aller Friedhöfe 
 
Das Diagramm läßt folgende Aussagen zu: 
• Die durchschnittliche Auslastung liegt bei ca. 54 Prozent. 
• Die Standardabweichung liegt bei 25 Prozent. 
• Eine maximale Auslastung hat die Stadt Halle mit 99 Prozent. 
• Die minimale Auslastung hat die Stadt Dresden mit 35 Prozent. 
 
Bezieht man die Ergebnisse des Diagramms auf die 
Konkurrenzsituation in Großstädten, so ist diese wohl nur dort 
vorhanden, wo eine Auslastung unter 50 Prozent festzustellen ist. 
Man kann dann von einer „Konkurrenz“ sprechen. Werte, die sich 
über dieser Marke einsortieren, sind als normal zu bezeichnen. Eine 
Konkurrenz ist über dem Wert von 50 Prozent der Auslastung nicht 
ablesbar. 
 
5.3 Subventionen für Friedhöfe  
5.3.1 Rechtliche Grundlagen 
Welche Verpflichtungen haben die Kommunen gegenüber 
konfessionellen Friedhofsträgern allgemein? 
 
Das Bestattungsgesetz des Landes Sachsen nimmt dazu eindeutig 
Stellung: sofern für Gemeindemitglieder in zumutbarer Entfernung267 
kein gemeindeeigener Friedhof vorhanden ist, müssen sich die 
Gemeinden an dem Kostenaufwand der nichtgemeindlichen Träger 
angemessen beteiligen268. 
                                            
267 Entspricht ca. 20 min Reisezeit, Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln 
vorausgesetzt. 
268 Sachsen: Sächsisches Bestattungsgesetz (SächsBestG) i. d. F. vom 8. Juli 





































































Um zu unterstützende Friedhöfe ausweisen zu können, muß von den 
einzelnen Stadtteilen ausgehend die Erreichbarkeit der 
konfessionellen Friedhöfe und der gemeindeeigenen Friedhöfe 
ermittelt werden. Untersuchungsgegenstand muß dabei die Reisezeit 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln sein.  
 
Es ist davon auszugehen, daß bei näherer Untersuchung in 
verschiedenen Städten die Erreichbarkeit von Friedhöfen innerhalb 
der zumutbaren Entfernung nicht gewährleistet ist. In Dresden 
konnte eine Anzahl dieser Friedhöfe ermittelt werden269. Diese 
Friedhöfe liegen außerhalb des Einzugsradius der kommunalen 
Friedhöfe. Von diesen Friedhöfen wurde bisher eine stärkere 
Beachtung bei der Zuschußregelung nicht durchgesetzt, wie 
mündliche Auskünfte ergaben. 
Im Gespräch mit Friedhofsverwaltungen in den Großstädten wurde 
deutlich, daß die Verwalter in der Regel nicht darüber informiert sind, 
ob Ihnen ein Zuschuß zusteht. 
 
Einen weiteren Ansatzpunkt für eine Unterstützung der 
konfessionellen Friedhöfe liefert GAEDKE: „Entspricht der kirchliche 
Friedhof nicht mehr den Verhältnissen und schafft die 
Kirchengemeinde von sich aus keine Abhilfe oder ist die 
Kirchengemeinde infolge finanzieller Nöte nicht mehr in der Lage, 
den bestehenden Friedhof zu unterhalten oder zu erweitern, so hat 
die politische Gemeinde die Pflicht, die Sorge für das 
Friedhofswesen aus Gründen des Gemeinwohls in eigene Hände zu 
übernehmen“270. 
Hierauf aufbauend sollten Regelungen getroffen werden, ob die 
konfessionellen Friedhöfe dann unterstützt werden oder kommunale 
Friedhöfe erweitert, bzw. aufgewertet werden. 
Abschließend bleibt zur Zeit festzuhalten, daß die Mehrzahl der 
ostdeutschen Kommunen keine ausreichende Unterstützung für die 
konfessionellen Friedhöfe leisten. 
 
 
5.3.2 Zuschußregelungen der Kommune 
In der Umfrage wurden Daten zur aktuellen Situation der Subvention 
von Friedhöfen gesammelt. Die Sinnfälligkeit von Zuschüssen liegt 
auf der Hand, denn der hohe Anteil der Nettogrünflächen wird von 
den Friedhofsträgern selbst gepflegt. Nachweisbar ist seine 
Bedeutung für den Bedarf an Grünflächen in einer Stadt. Teilweise 
honorieren das die Kommunen durch die Feststellung eines 
„grünpolitischen Wertes“. Dieser Wert ist bundesweit nicht einheitlich 
und abhängig von den jeweiligen Bestimmungen des 
                                            
269 vgl. KOKENGE, H. / MIES, J.: Friedhofskonzeption für die Stadt Dresden. 
Dresden 1998, S. 32 
270 GAEDKE, J.: Handbuch des Friedhof und Bestattungsrechts. Köln 1997, S. 31 
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Stadtparlaments. Dieser Zuschuß fließt von der Kommune den 
kirchlichen Friedhofsträgern zu.  
Durch die bisher gewonnenen Erkenntnisse wurde bereits deutlich, 
wie stark besonders die kirchlichen Friedhofshaushalte belastet sind: 
sie sind häufig aus eigener Kraft nicht in der Lage, dringend 
anstehende Reparatur- und Instandsetzungsarbeiten auszuführen.  
 
Die folgenden Diagramme geben einen Überblick über die aktuelle 
Subventionspolitik der deutschen Kommunalverwaltungen 
gegenüber konfessionellen Friedhofsträgern. 
 
5.3.2.1 Angaben von ostdeutschen Kommunen 
Eine Subventionierung von konfessionellen Friedhöfen seitens der 
Kommune findet in 20 Prozent aller befragten Großstädte statt. Das 
ist deutlich mehr, als es im Westen Deutschlands der Fall ist. 
Dennoch ist dieser Wert als außerordentlich gering einzuschätzen, 
da es in der Regel auch keinen Zuschuß für den öffentlichen 
Grünanteil gibt. 
Nach Auskunft des Verfassers ist dieser Wert bis zum Jahresende 
1998 bei den meisten Städten nicht ermittelt worden. 
 
5.3.2.2 Angaben von westdeutschen Kommunen 
Die direkte Subventionierung der konfessionellen Friedhöfe in 
Westdeutschland fällt sehr gering aus. Einen Zuschuß erhalten die 
konfessionellen Friedhöfe in der Regel über den Ausgleich des 
öffentlichen Grünanteils, soweit dieser Posten von den Kommunen 
genehmigt wird. Die Verfahren dazu sind in Deutschland nicht 




 Zuschüsse in % der 
befragten Kommunen 










Durchschnitt 13 87 
 




Die Zusammenstellung der Ergebnisse verdeutlicht den 
deutschlandweiten Trend: von Seiten der Kommune findet nur eine 
sehr geringe Unterstützung kirchlicher Friedhöfe statt271. 
 
5.3.3 Vergabe von Subventionen 
Von den Verwaltungsstellen wurden zur Vergabe von Subventionen 
an kirchliche Friedhofsträger folgende Angaben gemacht272: 
 
• Chemnitz: „Es werden pauschal Zuschüsse gewährt, in 
Abhängigkeit der Haushaltssituation des Amtes.“ 
• Dresden: „Zuschüsse werden auf Anträge der 
Friedhofsverwaltungen gewährt. Die Entscheidung darüber findet 
nach Vorlage der Friedhofskonzeption an Hand der „Wertigkeit“ 
der Friedhöfe statt. Die Höhe der Zuschüsse ist abhängig von der 
zur Verfügung stehenden Gesamtsumme.“ 
• Jena: „Zuschüsse für Grabpflege von Ehrenbürger, die auf 
konfessionellen Friedhöfen bestattet sind.“ 
• Leipzig: „Projektbezogene Zuschüsse für Finanzierung von z. B. 
Sanierungsarbeiten.“ 
• Zwickau: „Projektbezogene Zuschüsse, z. B. für den Neubau 
einer Leichenhalle.“ 
 
Das Ergebnis zeigt Übereinstimmungen in der Methode der 
Gewährung: 
• Es besteht kein Anspruch auf einen Zuschuß. 
• Die Höhe des Zuschusses ist abhängig von der allgemeinen 
Haushaltssituation. 
• Überwiegend gibt es nur einen Zuschuß für konkrete 
Maßnahmen. 
• Neben den „projektbezogenen“ Zuschußregelungen werden 
außerdem Zuwendungen für die Grabpflege verdienstvoller 
Bürger der Stadt an die Friedhöfe weitergegeben. 
 
 
Laut Auskunft werden von den Friedhofsverwaltungen formlose 
Anträge an die Grünflächenämter gestellt, in denen das Vorhaben 
näher beschrieben wird. 
Die Auswahl, welcher Antragsteller zum Zuge kommt, kann allein in 
der Regelung der Stadt Dresden überzeugen: hier bezieht man sich 
in der Auswahl auf eine „Wertigkeit“ der Friedhöfe untereinander, die 
in einem unabhängigen Gutachten erarbeitet wurde273. Dadurch wird 
                                            
271 Nicht mit eingeflossen ist in das Untersuchungsergebnis der Faktor öffentlicher 
Grünanteil. Zu vermuten ist, würde man diese mit in das Ergebnis einbeziehen, 
daß der prozentuale Anteil der „Zuschüsse an konfessionelle Friedhöfe“ steigt. 
272 Mündliche Auskunft der zuständigen Ämter. 
273 KOKENGE, H. / MIES, J.: Friedhofskonzeption für die Stadt Dresden. Dresden 
1998, S. 59 
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ein zu breites Streuen der Steuergelder vermieden und auf Dauer 
nachhaltig eingesetzt. 
Abzulehnen ist es, wenn kein System für die Auswahl zur Verfügung 
steht. Die Mittel werden dann uneffektiv über die Stadt verstreut. Es 
ist nicht möglich, ausgewählte Friedhöfe zu unterstützen, damit sich 




Auf der Grundlage ausreichend dimensionierter kommunaler 
Friedhofsflächen ist die Kommunalverwaltung in der Ausübung der 
Pflichtaufgabe nach den Bestattungsgesetzen der Länder274 
weitestgehend autark. 
Das läßt den Schluß zu, daß vor dem Hintergrund der angespannten 
Haushaltssituation die Bereitstellung von Mitteln zur Unterstützung 
von „fremden“ Bestattungsflächen nicht erfolgt. 
 
 
5.3.4 Zuwendungen mit Landesmitteln 
5.3.4.1 Denkmalschutzförderungen 
Alle Bundesländer haben in ihren Gesetzen zum Denkmalschutz 
Möglichkeiten zur Förderung des Schutzes denkmalwerter Anlagen 
enthalten. Nach den Regelungen der Ländergesetze können 
Friedhöfe, Grabfelder oder Grabsteine unter Denkmalschutz gestellt 
werden. Damit besteht grundsätzlich die Möglichkeit, auch 
Fördermittel für den Erhalt der Denkmale zu beantragen. 
In den neuen Bundesländern (hierauf beschränkt sich die 
vergleichende Untersuchung), gibt es außer in Berlin und 
Brandenburg weiterführende Richtlinien, in welcher Art und Weise 
Förderungen gewährt werden können. Diese werden im folgenden 
kurz erläutert. 
Die bei den notwendigen Arbeiten am Friedhofsinventar und seinen 
Gebäuden eventuell anfallenden Arbeiten, wie z. B. Renovierung, 
Restaurierung, Sanierung, usw.275, sind in den zuwendungsfähigen 
Maßnahmen aller Bundesländer enthalten. Darüber hinaus sind auch 
die für die Vorbereitung der Maßnahmen benötigten Gutachten und 
Pflegepläne förderbar276. Theoretisch sind Fördermittel also auch für 
die Friedhöfe verfügbar. 
                                            
274 Bereitstellung von ausreichend Bestattungsfläche 
275 vgl. Verwaltungsvorschrift – Denkmalförderung Sachsen, vom 20.12.1996, 
Sächs.Abl. Nr. 43, 1997 S. 1088 Punkt 2. ff 
276 z. B. Thüringen: Denkmalpflegerichtlinie Thüringer Ministerium für Wissenschaft 
und Kunst vom 1.1 1993 (MBI. TH, S. 9, Nr.1/1993) 
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An der Spitze möglicher Zuwendungen steht das Land Sachsen – 
Anhalt, das bis zu 90% bezuschußt277, wenn es sich um nicht 
nutzbare Denkmale (z.B. Grabsteine) handelt. In der Regel liegt die 
Höhe der Zuwendungen für denkmalpflegerisch begründeten 
Mehraufwand bei 50%. Die Untergrenze der möglichen 
Zuwendungen liegt bei 3000 DM für natürliche Personen, für 
kommunale Gebietskörperschaften (Friedhöfe) bei 10.000 DM. In 
Mecklenburg – Vorpommern liegen die Untergrenzen erheblich 
höher. Dort wird eine Förderung erst ab 10.000 DM bei natürlichen 
Personen und bei Personen des öffentlichen Rechts ab 20.000 DM 
ermöglicht. Festzustellen ist also, daß eine Förderung immer an eine 
Eigenbeteiligung gebunden ist. Die Möglichkeiten für Friedhofsträger, 
eine solche Förderung in Anspruch zu nehmen, sind jedoch als 
begrenzt einzuschätzen. Um die Fördermittel beantragen zu können, 
ist die Finanzierung der Eigenbeteiligung nachzuweisen. Aus den 
Gebühreneinnahmen können sie jedoch nicht entnommen werden, 
da denkmalpflegerische Arbeiten keinen gebührenfähigen Aufwand 
darstellen. Die Schwierigkeit für die Friedhofsträger liegt eben in der 
Bereitstellung dieser Mittel. Da sie gesetzlich verpflichtet sind, 
kostendeckend zu arbeiten, besteht in der Regel nicht die 
Möglichkeit, auf größere Summen zurückgreifen zu können. Auch 
der Hinweis auf einen Anteil der Friedhofsgebühren, der später für 
Sanierungen verwendet werden soll278 (eben um größere Mißstände 
erst gar nicht aufkommen zu lassen), ist vor dem Hintergrund der 
gesamtwirtschaftlichen Situation und den unterbliebenen 
Sanierungsleistungen in der DDR - Zeit, so nicht anwendbar. 
Kostendeckende Gebühren sind gegenwärtig aus verschiedenen, u. 
a. sozialen Gründen nicht zu erheben. Dazu äußerte sich auch die 
Untere Denkmalschutzbehörde in Dresden anläßlich einer 
Fachtagung zu Friedhöfen, an der auch das Landesamt für 
Denkmalpflege beteiligt war: „Es gibt unseres Wissens keinen 
regulären Weg, über den der überwiegende Teil dieses stark 
gefährdeten Bestandes an historischen Grabdenkmalen gesetzlich 
geschützt und erhalten werden kann, [...] Dies (die Bereitstellung des 
Eigenanteils, Anm. d. Verf.) ist bei Grabdenkmalen regelmäßig 
außerhalb des Zumutbaren, weil für die Eigentümer, das sind bei 
älteren Grabmalen meist die Friedhofsträger, die Objekte keinerlei 
Gebrauchs- und Ertragswert besitzen279.“ 
                                            
277 Sachsen-Anhalt: Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen zur Erhaltung und 
Pflege von Kulturdenkmalen vom 27.9.1996 (MBI. LSA Nr. 47/1996, S. 1889, Pkt. 
5.4 c) 
278 z. B. „Reparaturkosten“, diese entsprechen bei 5% der jährlichen 
Erschließungskosten und einer Nutzungsdauer von 20 Jahren z. B. 371DM pro 
Grab. Von dieser Summe, die noch mit allen Grablagern zu multiplizieren ist, 
müssen aber auch alle anderen anfallenden Reparaturen bestritten werden. vgl. 
SEIDL, G.: Modell zur Berechnung von Grabgebühren. Königswinter 1996, S.4 
279 Mündliche Auskunft während der Fachtagung am 25. 3. 1999 in Dresden, 




Der gangbare Weg der Ausschöpfung anderer Förderungen wird 
einzig vom Land Thüringen angeregt: neben Zuwendungen der 
Unteren Denkmalschutzbehörde oder kommunaler Zuwendungen, 
sollten vor allem Dorferneuerungsmittel und Zuwendungen 
gemeinnütziger Vereine und Stiftungen ausgeschöpft werden280.  
 
5.3.4.2 Städtebauliche Förderprogramme 
Mit Hilfe von Städtebaulichen Förderprogrammen können Teile von 
Friedhofsanlagen gefördert werden. Nach Auskunft des Sächsischen 
Innenministeriums281 ist das dann möglich, wenn sich der Friedhof 
am Rand von Sanierungsgebieten (dann jedoch nur zu 50%) oder 
sich in einem solchen Gebiet befindet. In der Entscheidung für eine 
Förderung ist es von Nutzen, wenn sich ein öffentliches Interesse an 
dem zu fördernden Objekt nachweisen läßt. Feierhallen sind 
Einrichtungen des Gemeinbedarfs und genießen daher öffentliches 
Interesse. Hinzu kommt, daß Feierhallen in der Regel von der 
Kommune unterhalten werden müssen. Das erhöht die 
Wahrscheinlichkeit einer Förderung. 
Kirchliche Einrichtungen werden jedoch nur nach (besonderer) 
Prüfung gefördert, da Kirchen durch Ihr eigenes Steueraufkommen in 
der Lage sein sollten, für die Sanierung selbst zu sorgen282. 
Beispielsweise ist in einer kleineren Gemeinde im Erzgebirge eine 
Friedhofshalle mit städtebaulichen Mitteln saniert worden, weil sie 
später als Ausstellungshalle oder Galerie für die Gemeinde genutzt 
werden sollte. Rechtsgrundlage war dafür das Förderprogramm 
„Städtebauliche Entwicklung“283. 
Eine ähnliche Vorgehensweise ist außerdem mit den Mitteln des 
„Städtebaulichen Denkmalschutzes“284 möglich. 
 
Ein gutes Beispiel hierfür ist die Rekonstruktion der „Gruftstraße“ auf 
dem Thornaer Friedhof in Bautzen. Die Fördermaßnahme ist 
insgesamt noch nicht abgeschlossen und wird abhängig von der 
Höhe der Rücklagen der Friedhofsverwaltungen bis zum Abschluß 
der Gesamtmaßnahme jährlich neu beantragt.  
Dazu wurde ein Gespräch mit Herrn Gruhl, Gebäudeverwalter der 
Kirchgemeinde St. – Petri, Bautzen in Bautzen am 3. April 1998 
geführt. Hr. Gruhl stellte seit 1992 alle Förderanträge für den 
Friedhof Thorna. Gegenstand der Diskussion sollten die Probleme 
und Hindernisse sein, die aus Sicht der Friedhofsverwalter 
auftauchen können. In vielen Gesprächen mit verschiedenen 
                                            
280Thüringen: Vorläufige Richtlinie für die Bewilligung von Zuwendungen für 
Denkmalschutz und Denkmalpflege (Denkmalförderungsrichtlinie) i. d. F. vom 
1.1.1993 (MBI. TH Nr. 1/1993, S. 9, Pkt. 4.4) 
281 Gespräch mit Hr. Irmler im Sächsischem Innenministerium, im März 1998 
282 ebd. 
283 Sachsen: Verwaltungsvorschrift Städtebauliche Entwicklung (VwV-StBauE) vom 
25.11. 1997 (Sächs. ABl.1997, S. 1200ff) 
284 Sachsen: Verwaltungsvorschrift Städtebauliche Entwicklung (VwV-StBauE) vom 
25.11. 1997 (Sächs. ABl.1997, S. 1200ff) 
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Friedhofsverwaltern oder Friedhofsmeistern stellte sich nämlich 
heraus, daß der Weg der Antragstellung nur ungern beschritten wird.  
Verdeutlicht wurde diese Tatsache auch durch Aussagen von Fr. Dr. 
Windelband, Referat Städtebauliche Denkmalpflege im 
Regierungspräsidium Dresden. In ihrem zuständigen Bereich 
(Ostsachsen) „werden bei weitem nicht alle Fördermöglichkeiten 
ausgeschöpft. Am Ende des Jahres bleiben immer noch Gelder 
über“285. 
 
Verfasser: Welcher Art ist die von Ihnen für den Thornaer Friedhof in 
Anspruch genommene Förderung? 
Hr. Gruhl: Eine Förderung geschieht durch die Erthaltungssatzung in 
Bautzen. Die höchste Förderung läßt sich über das Programm 
„Städtebauliche Erneuerung“ erzielen. Die Kummulation mehrere 
Förderungen ist jedoch nicht erlaubt. 
 
Verfasser: Wie hoch ist die durch die Fördermaßnahme erreichte 
Bruttoförderung? 
Hr. Gruhl: Zur Zeit wird eine Förderung von ca. 33 – 35% der 
Gesamtsumme erzielt: d. h. die gesamte Bausumme (entspricht 
100%) wird zu rund einem Drittel gefördert, wenn der höchste 
Fördersatz von 60 Prozent für den denkmalpflegerischen 
Mehraufwand beantragt wird. Die Förderung bezieht sich nur auf den 
denkmalpflegerischen Mehraufwand, nicht auf andere Bauleistungen. 
Dieser Wert hat sich seit Anfang 1992 verschlechtert, damals waren 
es noch ca. 43%286.  
 
Verfasser: Was ist bei der Ausschreibung oder Vergabe von 
Bauleistungen bei Denkmalen zu beachten? 
Hr. Gruhl: Bei der Restauration der Denkmale hat es sich gezeigt, 
daß eine Kontinuität in der Vergabe der Bauleistungen zu einem 
guten Ergebnis führt. Die einmal beauftragte Firma hat sich dann 
bereits in die besonderen Gegebenheiten der Anlage eingearbeitet. 
Meistens ist eine komplette Restauration nicht möglich, da die dafür 
benötigten Mittel nicht auf einmal zur Verfügung stehen. Daraus 
resultiert eine häufige Beauftragung der Firmen. 
 
Verfasser: Was sind ihrer Meinung nach die größten Probleme oder 
Hemmnisse in der Antragstellung? 
Hr. Gruhl: Als besonders problematisch haben sich am Anfang 
folgende Punkte herauskristallisiert: 
• Die Bewältigung des Antragsverfahrens. 
• Die Spezifikation des Mehraufwandes 
• Das Einholen der Angebote (im Normalfall geschieht das von 
Laien, die bisher keine Erfahrung im Ausschreiben von 
Bauleistungen haben). 
                                            
285 Gespräch im Regierungspräsidium Dresden, im April 1998 
286 Das hängt mit der Einschätzung der zuständigen Sachbearbeiter zusammen. 
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• Die fachgerechte Fotodokumentation 
• Das Einhalten der Fristen.  
Die Frist ist zur Zeit auf den 30. September datiert. Zu diesem 
Termin muß der sachlich richtige Antrag vorliegen. Wird der Antrag 
erst im September abgegeben, ist man in der Regel nicht mehr in der 
Lage, die noch fehlenden Unterlagen bis zum Ablauf der Frist 
beizubringen. Es hat sich als günstig erwiesen, eine Beantragung 
schon vor Beginn der Sommerferien zu beginnen. 
Eine Förderung kann auch nur mit dem vorliegenden 
Denkmalpflegerischen Zielplan bearbeitet werden. 
Die Formulierung der denkmalrechtlichen Genehmigung / 
Zielstellung muß vorliegen.  
 
Verfasser: Bestehen heute immer noch Probleme bei der 
Beantragung oder hat sich ein gewisser „Fahrplan“ eingeschliffen? 
Hr. Gruhl: Im sechsten Jahr nach Aufnahme der Beantragungen hat 
sich nun eine Routine eingestellt. Dazu wird mit der unteren 
Denkmalschutzbehörde Hand in Hand gearbeitet. Die zuständige 
Sachbearbeiterin kümmert sich um alle gutachterlichen Belange, der 
Gebäudeverwalter organisiert das Angebotsverfahren. 
 
Verfasser: Worauf glauben Sie, ist der schlechte Gesamtzustand der 
baulichen Anlagen auf Friedhöfen zurück zu führen? 
Hr. Gruhl: Der schlechte Gesamtzustand der Friedhöfe (DDR) ist auf 
eine allgemeine Mangelwirtschaft der Baumaterialien zurück zu 
führen. Benötigte „Kapazitäten“ mußten schon im Vorwege beantragt 
werden. Zur Verfügung standen sie dennoch nicht. Eine absichtliche 
Einschränkung wird bezweifelt. 
 
Anders stellt sich der Sachverhalt in großen Städten dar. Hier ist der 
Druck auf Förderprogramme im Zusammenhang mit Denkmalschutz 
erheblich höher. Den größten Anteil machen dabei im Stadtgebiet 
Dresden Anträge von Investoren aus, die sich um die Sanierung 
denkmalgeschützter Villen bemühen. Zur Situation im Stadtgebiet 
Dresdens wurde ein Gespräch mit Fr. Gersonde, Referat 
Städtebaulicher Denkmalschutz, Regierungspräsidium Dresden, 
geführt. 
Hieraus ergab sich, daß nur ein kleiner Teil der Friedhöfe überhaupt 
Anträge stellt.  
Die Bewertung der Anträge geschieht nach zwei unterschiedlichen 
Verfahren: 
1. Alle Anträge werden durch einen internen Bewertungsbogen 
miteinander vergleichbar gemacht. Mit Hilfe des Bewertungsbogens 
kann festgestellt werden, welche Wertigkeit die Denkmale haben und 
ob es Möglichkeiten zur späteren Bewirtschaftung gibt. 
2. Es wird ein Arbeitspapier benutzt, in dem eine Beispielsammlung 
des denkmalbenötigten Mehraufwandes für Bau-, Kunst- und 




Für den Fall, daß mehr Friedhöfe Förderanträge stellen als Mittel zur 
Verfügung stehen, „ist es nur sehr schwer eine Wertigkeit der 
Friedhöfe untereinander zu ermitteln“287. 
Die Situation in der Vergabe von Fördermitteln für den Stadtbereich  
ist zur Zeit sehr angespannt, da alle verfügbaren Mittel durch 




Im Rahmen der Naturschutzgesetzgebung können Friedhöfe als 
geschützte Landschaftsbestandteile unter Schutz gestellt werden. 
Insbesondere gilt das für die Punkte 2. und 5. des §22 
Naturschutzgesetz Sachsen288. Im Kommentar zum 
Bundesnaturschutzrecht werden unter § 18, Abs. 1, Abschn. 6 „[...] 
insbesondere auch innerhalb der Siedlungsbereiche, Friedhöfe [...] 
geschützt werden.“ 
Mit dieser Konsequenz wurden nach Erkenntnis des Autors bisher 
noch keine Schutzanträge gestellt. Ähnlich der Verfahrensweise der 
unteren Denkmalschutzbehörde289 können Friedhöfe so den 
Schutzstatus „Geschützter Landschaftsbestandteil“ erlangen. Ist der 
Schutzstatus bestätigt worden, können nun ebenfalls Fördermittel für 
die Förderung von Maßnahmen der Biotop- und Landschaftspflege290 
in Anspruch genommen werden. Auf diese Art und Weise können die 
notwendigen Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen am Großgrün auf 
Friedhöfen gefördert werden. 
Die Ausstattung des Landes Sachsen mit Fördermitteln für den 
Naturschutz wird von der unteren Naturschutzbehörde Dresden 
jedoch als äußerst gering eingestuft, da die Mittel nicht einmal für 
Naturschutzgebiete 1. Grades ausreichen 291. Hinzu kommt, daß in 
der Bewertung der förderungswürdigen Objekte „geschützte 
Landschaftsbestandteile“ an letzter Stelle eingeordnet werden. 
Eine weitere wesentliche Verbesserung für die Friedhofsanlagen liegt 
im Erlangen des Schutzstatus an sich. Die prognostizierte 
Schließung vieler Friedhöfe wird zweifelsohne bei verschiedenen 
Trägern den Wunsch der Vermarktung oder Verkauf der Fläche 
hervorrufen. Ist die Fläche dann später erst einmal entwidmet, kann 
der Besitzer komplett über sie verfügen. Bei innerstädtischen 
Friedhöfen, die in besonders dicht bebauten Quartieren liegen, 
                                            
287 Auskunft Fr. Gersonde, Referat Städtebaulicher Denkmalschutz, 
Regierungspräsidium Dresden, April, 1998 
288 Sächsisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (SächsNatschG) 
i. d. F. vom 16. Dezember 1992 (GVBl. S. 571) 
289 Prophylaktische Unterschutzstellung, indem alle Friedhöfe Dresdens zunächst 
als „Sachgesamtheit“ unter Schutz gestellt wurden. 
290 Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und 
Landesentwicklung für die Förderung von Maßnahmen der Biotop – und 
Landschaftspflege, der Biotopgestaltung und des Artenschutzes im Freistaat 
Sachsen vom 28.Juli 1994 (Sächs.Abl. Nr. 44 ) 
291 Gespräch mit Hr. Wolff, Untere Naturschutzbehörde, Dresden im April 1998 
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würde ein Verlust der Grünfläche gleichzeitig auch einen Verlust an 
Lebensqualität des Quartiers bedeuten. Ist die Fläche jedoch ein 
geschützter Landschaftsbestandteil, widersteht sie eher anderen 
planungsrechtlichen Absichten. 
 
5.3.5 Förderung mit privaten Mitteln 
5.3.5.1 Denkmalpatenschaften 
Der Begriff „Denkmalpatenschaften“ wurde 1981 von BEINES, 
Stadtkonservator der Stadt Köln zum ersten Mal verwendet. 
Allgemein sind mit den Patenschaften Willenserklärungen von 
Bürgern gemeint, die sich für ein kleineres oder größeres Denkmal 
einsetzen wollen. Die Denkmale müssen nicht unbedingt ganze 
Wohnhäuser sein, es kann sich um unter Denkmalschutz stehende 
kleine Wegekreuze, Wasserpumpen, Pflanzflächen oder ähnliches 
handeln. 
Im Falle der Übernahme einer Denkmalpatenschaft im 
Zusammenhang mit Friedhöfen verbirgt sich meistens folgende 
Vorgehensweise hinter dem Begriff: Ein Bürger erklärt sich bereit, 
eine Grabstätte in Pflege zu nehmen, ohne daß er das Grab zur Zeit 
benötigt. Er läßt die Grabstätte auf seine Kosten in Ordnung 
bringen292, der Friedhofsträger verpflichtet sich seinerseits dem 
Bürger eine Option auf dieses Grab aufrecht zu erhalten. Eine 
Gebühr für die Stelle fällt erst dann an, wenn ein Todesfall eintritt und 
das Grab dann für eine Beisetzung genutzt wird. 
 
Diese Möglichkeit, denkmalwerte Grabsteine in der Nutzung zu 
„recyclen“, ist vor allem auf westdeutschen Friedhöfen verbreitet. 
Der Aufwand, eine Grabstätte wieder instand zu setzten, kann sehr 
unterschiedlich sein: „Es sind sämtliche Investitionen denkbar, die 
von der Wurzelbürste bis zu einem Einfamilienhaus reichen“, so Dr. 
BEINES auf einem Vortrag der AFD im Herbst 1998.  
Erfahrungen in Köln haben gezeigt, daß die durchschnittlichen 
Restaurierungskosten bei etwa 2000 DM liegen. Diese Summe ist 
geringer als die Neuanschaffung eines teilmaschinell hergestellten 
Grabsteines. Unter diesem Aspekt spricht einiges für eine 
Patenschaft, denn ein handwerklich ordentlich gemachtes Holzkreuz 
oder ein Grabstein liegen durchschnittlich bei 3000 bis 4000 DM. 
Der beispielsweise im sächsischen Raum hauptsächlich zur 
Verwendung kommende „Cottaer“ Sandstein zeigt jedoch 
Schadbilder, die mit einer Wurzelbürste alleine nicht behoben 
werden können. Restaurierungskosten sind hier sicherlich erheblich 
                                            
292 So gilt zum Beispiel im Frankfurter Patenschaftsvertrag nach §1,Abs.1 
„[...],übernimmt der Pate die Verpflichtung, auf seine Kosten diese denkmalwerte 
Grabstätte[...] einschließlich der denkmalwerten baulichen und gärtnerischen 
Anlagen zu restaurieren und instandzuhalten.“, in: FRIEDHOFSKULTUR, 
November 1998, 88. Jahrgang. 
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höher anzusetzen. Erfahrungswerte aus dem übrigen Teil der Neuen 
Länder liegen zur Zeit noch nicht vor. 
Genau in diesem Punkt zeigt das Kölner Modell für die Neuen 
Ländern seine Schwachpunkte. Der überwiegende Anteil der 
Bevölkerung wird sich aus finanziellen Gründen keine exklusive 
Denkmal – Grabstätte leisten können, wenn er damit gleichzeitig 
verpflichtet wird, diese zu restaurieren. Ein weiteres Hemmnis stellt 
außerdem die Bevorzugung von Urnengemeinschaftsanlagen dar, 
bei der ein Einzelgrabmal nicht benötigt wird. 
Aber dennoch: ein großer Prozentanteil der Bevölkerung im Osten 
wünscht Wahlgrabstätten293. Dieses Klientel stellt die künftigen 
Ansprechpartner bei der Suche nach Denkmalpaten dar. Sich für die 
Pflege eines Grabsteines zu entscheiden, macht nur dann Sinn, 
wenn dieser über mehrere Generationen erhalten bleibt. 
 
In Ostdeutschland muß deshalb das Modell der Patenschaften 
progressiv angegangen werden: 
Bei der Bewertung von Grabdenkmalen muß eine Klassifizierung 
entwickelt werden, die etwas über vor- und nachrangigen Schutz 
aussagt294. 
 
Vorrangiger Schutz bedeutet: 
 
• Der Grabstein stellt ein außerordentlich wertvolles und 
einzigartiges Zeugnis seiner Zeit im historischen wie auch im 
handwerklich – künstlerischen Sinne dar. Der 
Erhaltungszustand des Grabsteines ist sehr schlecht, der 
weitere Verfall muß dringend gestoppt werden. 
 
Nachrangiger Schutz bedeutet: 
 
• Der Grabstein stellt ein wertvolles Zeugnis im handwerklich – 
künstlerischen Sinne dar. Der Erhaltungszustand ist noch gut.  
 
 
Der Vorteil abgestufter Schutzkategorien besteht darin, daß 
„nachrangig“ eingestufte Grabsteine kurzfristig von den 
Verwaltungen wieder vergeben werden können, ohne von den neuen 
Nutzern vier- bis fünfstellige Beträge für eine Restaurierung 
einzufordern. 
                                            
293 KOKENGE, H. / MIES, J.: Friedhofskonzeption für die Stadt Dresden. Dresden 
1998, S. 39 
„Aufteilung der Grabarten in Dresden 1996: 41% wünschten eine Bestattung im 
Wahlgrab.“ 
294 So ist z. B die bestehende Klassifizierung nach der geltenden 
Friedhofsverordnung der Ev. – Luth. Landeskirche vom 09.05.1995, Anlage 2, 
Punkt 1. „Schwerpunkte der Erhaltungswürdigkeit“ in diesem Zusammenhang als 
nicht ausreichend zu betrachten. 
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„Vorrangig“ zu schützende Denkmale können daher meist nur 
zahlungskräftigen Kunden angeboten werden.  
In Konflikt mit dem Denkmalschutzgesetz gerät man deshalb nicht, 
weil nach §8 SächsDSchG, eine Erhaltungspflicht nur im Rahmen 























Abb. 16: Grabfeld auf dem Alten Annenfriedhof in Dresden, das durch 
Patenschaften wiederbelebt werden könnte 
 
 
Derartige Schutzkategorien erfordern ein Umdenken im denkmal- 
pflegerischen Sinne: es geht um eine dem Friedhof als inhaltlich sehr  
nahestehende Betrachtungsweise im Erhalt der Denkmale. Die 
Vergänglichkeit alles irdischen ist auf einem Friedhof mehr als 
deutlich. Was spricht also dagegen, den Verfall in Szene zu setzen 
und auf natürliche Art und Weise in den Friedhof mit einzubeziehen, 
denn auch der Verfall eines Grabsteines gehört zum Bild des 
traditionellen Friedhofes. 
Ein im handwerklich – künstlerischen Sinne als „nachrangig“ 
eingestuftes Denkmal, dessen Verfall schon soweit fortgeschritten 
ist, daß auch konservatorische Maßnahmen nicht mehr helfen, kann 
vergeben werden, ohne daß sich der neue Nutzer um hohe Kosten 
bei der Übernahme des Denkmals sorgen muß. Der Vorteil liegt auf 
der Hand: diese Grabstätte wird für den Paten sogar günstiger, weil 
kein neuer Grabstein angeschafft werden muß. 
                                            
295 Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz (SächsDSchG) i.d.F. vom 
4.4.1994 (GVBl. S. 1261) 
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Dieser Typ Grabstein fällt auf den besichtigten Friedhöfen meistens 
nicht nur durch seinen hohen Grad an Verfall auf, häufig sind die an 
das Grab angrenzenden Flächen verwildert und ungepflegt. 
Die Auswirkungen für den Friedhofsbetreiber sind in der Praxis 
weitaus höher einzuschätzen. Häufig ist nicht nur ein Grabstein vom 
Denkmalschutz „betroffen“, sondern es sind ganze Grabfelder. 
Nutzungsberechtigte sind nicht in Sicht und das bedeutet, will man 
dieses von der Substanz her sehr schöne Grabfeld ordentlich 
pflegen, stehen dafür im hoheitlichen Teil des Friedhofshaushaltes 
keine Mittel zur Verfügung. Kann man jedoch neue Nutzer für diese 
Grabstellen finden, löst sich das Problem der Pflege automatisch. 
Dadurch rückt das Grabfeld wieder in die gutgepflegte 
Gesamterscheinung des Friedhofes. 
Der Friedhofsbetreiber ist für den Erhalt der Denkmale dann 
zuständig, wenn keine Nutzungsberechtigten mehr ausgemacht 
werden können. Die Kosten für eine Rekonstruktion, bzw. 
Konservierung erreichen häufig Summen, die über 10000 DM liegen. 
Der Betreiber hat im Grunde keine Möglichkeiten diesen 
Verpflichtungen nachzukommen, wenn er durch geschickte 
Haushaltsführung nicht beim Jahresabschluß ein ständiges Plus 
erwirtschaften kann. Trotz Überschuß handelt er aber auch dann 
illegal. Hat sich jedoch erst einmal ein „Pate“ gefunden, so ist der 
Friedhofsbetreiber einen Teil seiner Sorgen los. Genau hier besteht 
eine weitere Möglichkeit der Modifizierung in der Handhabung von 
Denkmalpatenschaften: 
 
Der Friedhofsbetreiber muß alles daran setzen, die unter 
Denkmalschutz stehenden Grabsteine und Grabanlagen wieder einer 
Nutzung zuzuführen. Beträgt der Rekonstruktionsaufwand für diese 
Gräber eine deutlich höhere Summe als die Nutzungsgebühr der 
Grabstätte für eine Nutzungsperiode, so muß dem Paten dadurch ein 
Anreiz geschaffen werden, indem für ihn die erste Nutzungsperiode 
gebührenfrei ist. 
Der Pate kann für seine Bereitschaft, Kulturgut zu erhalten, nicht 
auch noch mit hohen Nutzungsgebühren bestraft werden. 
Neben diesem Anreiz besteht außerdem die Möglichkeit, 
Restaurationskosten steuerlich geltend zu machen. Das ist, wie 
Nachforschungen des Verfassers ergeben haben, noch weitgehend 
unbekannt. 
 
5.3.5.2 Werbung für Patenschaften 
Der Friedhofsbetreiber hat vielfältige Möglichkeiten, auf den Bestand 
an Grabmalen aufmerksam zu machen. 
Grundlegender Bestandteil der Vermittlung von Patenschaften ist ein 
Katalog, der alle vermittelbaren Denkmalstellen enthält. Große 
Friedhofsverwaltungen können ihr elektronisches 
Grabvergabesystem mit einem Bildband koppeln, der alle 
denkmalwerten Grabstellen erhält. 
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Auch der Hinweis auf die betreffenden Grabstellen direkt vor Ort ist 
wesentlich. In der Regel fällt die verfügbare Grabstelle nicht auf. Sie 
ist „mitgepflegt“ worden und abgelaufene Nutzungsrechte können 
nicht immer aus den Inschriften abgelesen werden. Dem 
Friedhofsbesucher oder potentiellen Nutzer einer Grabstätte wird 
daher das Grab nicht auffallen. Aus diesem Grund müssen die 
nutzbaren Grabstellen mit einem Schild gekennzeichnet werden296. 
Wie dies auch häufig bei stadtplanerisch relevanten 
Investitionsobjekten der Fall ist, wünscht der Geldgeber eine „sehr 
gute“ Lage. Auf den Friedhof bezogen bedeutet das, soll die 
denkmalwerte Grabstelle erhalten bleiben, muß man unter 
Umständen das Zugeständnis machen, den Grabstein auf dem 
Friedhof in die „erste Reihe“ zu verlegen. Ein Vorgehen, dem 
Denkmalschützer und Kunsthistoriker nicht immer zustimmen 
können. Auf diese Art und Weise konnten seit 1996 jedoch 2 
Patenschaften auf dem Südfriedhof Leipzig vergeben werden. 
 
5.4 Überbrückung von Subventionsengpässen 
Angesichts der Haushaltssituation der Kommunen, die nicht selten 
Defizite in Millionenhöhe aufweisen, muß man sich im klaren sein, 
daß kurzfristig eine Hilfestellung von der Kommune nicht zu erwarten 
ist. 
Da die betrachteten Flächen aber eindeutig dem Grünsystem der 
Städte zuzuordnen sind297, muß eine Abstimmung gemeinsam mit 
den Kommunen über das weitere Vorgehen getroffen werden. 
In der Umsetzung bieten sich sehr differenzierte Möglichkeiten an, 
die anhand unterschiedlicher Betrachtungsrichtungen erläutert 
werden sollen. 
Aus der Sicht des Gebührenzahlers steht es außer Frage, daß den 
allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungshandelns gefolgt werden 
muß.298 Das heißt, die oben beschriebenen Probleme müssen 
kurzfristig einer Lösung zugeführt werden. 
Kurzfristige Lösungen müssen stufenweise, aber zielgerichtet 
verfolgt werden. In diesem Fall heißt das Ziel „Minimierung der 
Unterhaltskosten“.  
 
                                            
296 Die Kennzeichnung bereits vergebener Patenschaften wird auf dem Friedhof 
Hamburg – Ohlsdorf mit einer kleinen Plakette in der Pflanzfläche durchgeführt. 
297 Auch im Flächennutzungsplan der Städte werden sie als „Öffentliche 
Grünfläche mit besonderer Bestimmung“ geführt 
298 Hier insbesondere der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne: 
vgl. DRIEHAUS, H. – J.: Einführung in das allgemeine Verwaltungsrecht. S. 46 §8, 
I (3)  
„Der Grundsatz der Angemessenheit .... verbietet Maßnahmen, die zu dem 
beabsichtigten Erfolg erkennbar außer Verhältnis stehen.“ Die Maßnahme ist hier 




Bei der Betrachtung nötiger Finanzierungen sind für die Friedhöfe 
künftig folgende Fragen zu lösen: 
 
1. Wie können die Kosten während der Zeit der Schließung gesenkt 
werden? 
2. Wie finanziert man die Umgestaltung und Nachnutzung? 
3. Wie finanziert man den Erhalt der Denkmale? 
 
Für den Friedhofsträger gilt, daß eine Vernetzung der möglichen 
Unterstützungen über die für den Friedhof günstigste Form der 
Nachnutzung erreicht werden muß. Vor diesem Hintergrund sind die 
im folgenden näher erläuterten Finanzierungsmodelle zu sehen. 
5.4.1.1 Übergangszeit 
Mit der förmlichen Festlegung der Schließung vermindert sich die 
Anzahl der Gräber Jahr für Jahr. In dem Maße, in dem sich weniger 
Gräber auf dem Friedhof befinden, verringert sich auch der Etat des 
Friedhofes. Unter normalen Umständen werden die 
Friedhofsverwaltungen dadurch nicht vor allzu große Probleme 
gestellt. Die Gebühr für die Gräber wird im allgemeinen für die Dauer 
der Ruhezeit im voraus erhoben. Laut Gebührenordnung wird für den 
Unterhalt des Friedhofes jährlich nur 1/20 der Grabgebühr 
verbraucht. Der Friedhofshaushalt müßte also bis zum Ablauf aller 
Ruherechte noch Mittel zur Verfügung haben. Soweit die bisherige 
Sichtweise der Dinge. 
Die Kontrolle auf den Friedhöfen, die bisher schon geschlossen sind, 
sprechen eine deutlich andere Sprache: offensichtlich reichen selbst 
die Mittel zur Pflege nicht aus. Betrachtet man die Leistungen, die mit 
den restlichen Grabgebühren erbracht werden müssen, sieht man 
deutlich, daß dies nicht funktionieren kann. 
Die Verwaltungen müssen bis 2009 theoretisch ein Defizit von 
mehreren Millionen Mark kompensieren299. 
Für die Friedhofspflege heißt das, daß nur noch ein Minimum 
geleistet werden kann. Instandsetzungsarbeiten an Wegen und 
Treppen oder Baumschnitt sind nicht finanzierbar. 
Eine Weiterbeschäftigung der (notwendigen) Arbeitskräfte ist nicht 
nur durch die Schließung des Friedhofes in Frage gestellt. 
Der Rückbau des Friedhofes geschieht häufig wenig organisiert: 
Grabsteine werden z. B. nur umgeworfen, um keine 
Standsicherheitsgefährdung mehr darzustellen, doch das Entfernen 
der Grabsteine unterbleibt, bzw. geschieht nicht kurzfristig, obwohl 
dieser Posten meistens in der Grabnutzungsgebühr enthalten ist.  
Ähnlich wird mit anderen die Verkehrssicherheit gefährdenden 
Bauteilen auf den Friedhöfen verfahren: so kann man beobachten, 
daß einsturzgefährdete Friedhofsmauern zwar eingerissen, die 
                                            
299 Siehe Diagramm 9 
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Einzelbestandteile aber nicht richtig entsorgt werden und so das 
Erscheinungsbild des Friedhofes erheblich stören. 
Auf sächsische Rechtsgrundlagen bezogen wird damit gegen das 
Bestattungsgesetz und der Friedhofsverordnung der Ev. – Luth. 
Landeskirche verstoßen. In beiden Regelwerken wird von 
„Menschenwürde, sittlichen Vorstellungen“300, bzw. von „der 
sichtbaren Liebe des Menschen“301 in Bezug auf die äußere Gestalt 
der Friedhöfe gesprochen. Denn solange der Friedhof noch seine 
Zweckbestimmung erfüllt (d.h. bis zum Ablauf des letzten 
Ruherechts), haben die Grabnutzer ein Anrecht auf eine ordentliche 
Gestalt im oben angesprochenen Sinne. 
Hinzu kommt, daß für die Gebührenberechnung der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit gilt: das heißt, die aus den Mitteln der Gebühren 
zu unterhaltenden Flächen, Gebäude, Fuhrpark usw. müssen in ihrer 
Größe und Unterhaltungsaufwand der Größe des Friedhofs, bzw. der 
Anzahl wahrscheinlich anfallender Bestattungen angepaßt sein. Bei 
normalem Betrieb des Friedhofes kann man annehmen, daß dies 
auch überwiegend der Fall ist. 
In eine Schieflage gerät das Gebührenmodell allerdings, wenn es z. 
B. gilt, mit 50 Gräbern einen Friedhof zu unterhalten, dessen 
Kapazität 1000 mal so groß ist. 
 
5.4.1.2 Finanzierungsstrategie 
Für die Friedhofsbenutzung muß eine neue Finanzierungsstrategie 
entwickelt werden. Dies bedeutet im Einzelnen: 
 
Verwaltung: 
Bevor die Schließung für eine Friedhof angeordnet wird, muß sich 
der Träger „Partnerschaften“ suchen, mit dem Ziel einer 
gemeinsamen Flächenverwaltung und –Bewirtschaftung. Nach dem 
Motto „ein Wirtschaftsinstrumentarium für mehrere Friedhöfe“. Bevor 
solche Partnerschaften nicht entstanden sind, darf die 
Aufsichtsbehörde der Schließung nicht zustimmen. 
 
Straffung der Personalkosten: 
In der Regel ist der Anteil der Personalkosten, auf den gesamten 
Friedhofshaushalt bezogen, am höchsten. Die für den Friedhof 
anfallenden Arbeitsstunden von Verwaltung und gewerblicher 
Tätigkeit müssen bei einer Schließung kurzfristig herunter gefahren 
werden. 
Dieser notwendige Schritt muß künftig in den Arbeitsverträgen im 
Zusammenhang mit unabwendbaren Schließungen verankert 
werden. 
 
                                            
300 Sachsen: Sächsisches Bestattungsgesetz (SächsBestG) vom 08.07.1997 
(GVBl. S.1321)  § 1, Abs.2 




Pflege des Friedhofs: 
Die Arbeiten auf dem Friedhof können aus der oben skizierten 
Partnerschaft heraus ausgeübt oder an private Anbieter vergeben 
werden. Die Extensivpflege wird kostenmäßig eine Zeit lang erfaßt 
werden, dann können gleichzeitig Angebote über dieselbe Leistung 
eingeholt werden. Das Ergebnis wird eine Senkung der Pflegekosten 
sein. 
 
5.4.1.3 Finanzierung der Umgestaltung und Nachnutzung 
Hier ist ein Höchstmaß an Kreativität gefragt. Die Möglichkeiten der 
Finanzierung hängen eng mit dem zu realisierenden Leitbild 
zusammen und müssen auf den Einzelfall zugeschnitten sein. 
Dennoch kann man generell zwei unterschiedliche Ausgangspunkte 
unterscheiden: 
• anschließende parkartige Nutzung, ohne Einbezug von 
Gebäuden oder 




Eine grundsätzliche Folgenutzung als Grünfläche ist z. B. in Berlin 
per Gesetz vorgesehen. D. h., es besteht ein öffentliches Interesse 
an der Erhaltung der Grünfläche. Der konfessionelle Friedhofsträger 
muß sich also frühzeitig bemühen, in Verhandlung mit der Stadt oder 
Gemeinde zu treten, um die eigenen Flächen anzubieten. Der 
Zustand der Flächen bei Übergabe muß vorher geklärt sein, bzw. es 
kann während der letzten Ruhefrist auf diesen Zustand hingearbeitet 
werden. 
Für den konfessionellen Friedhofsträger stellt die gesetzliche 
Festlegung eine Hilfestellung dar, um die anfallenden Kosten der 
Nachnutzung nicht selbst tragen zu müssen.302  
Die Eigentumsverhältnisse brauchen sich für diesen Zweck nicht 
ändern. 
Für die kommunalen Friedhöfe gilt das nicht, da sie bereits in 
städtischem Eigentum sind. 
Insbesondere kommen für eine Finanzierung in diesem Fall 
Fördermittel in Frage.303 Einschränkungen werden durch die für 
Friedhöfe verfügbaren „Fördertöpfe“ gemacht: in der Regel kommt 
Förderung über städtebauliche Sanierungsmaßnahmen oder 
Denkmalförderung in Frage. D. h., das Umfeld des Friedhofes muß 
ein förmlich ausgewiesenes Sanierungsgebiet sein, bzw. der 
Friedhof oder bestimmte Teile müssen unter Denkmalschutz stehen. 
Eine weitere Möglichkeit zur Mittelbeschaffung besteht in der 
Gründung von Bürgerinitiativen, die Eigenleistungen für den Friedhof 
erbringen. 
                                            
302 Letzten endes werden damit jedoch nur Argumentationshilfen geschaffen, um 
die Finanzierung auf die öffentliche Hand zu verlagern. 
303 Siehe hierzu Kapitel „Fördermöglichkeiten für Friedhöfe“ 
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Konzepte aus öffentlich geförderter Arbeit: 
Die beste Chance im Bewältigen der Baufinanzierung besteht zur 
Zeit304 in der Inanspruchnahme von Konzepten zur öffentlich 
geförderten Arbeit. Friedhöfe eignen sich auf Grund ihrer nicht 
gewerblich orientierten Zweckbestimmung als Einsatzfeld für 
Arbeitskräfte aus den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Bereich 
Naturschutz- und Landschaftspflege. Hinzu kommt das oben 
angesprochene öffentliche Interesse an den Flächen. Sie dienen 
auch nach der Aufgabe des Friedhofszwecks dem Allgemeinwohl in 
verschiedener Hinsicht305. 
Mit Hilfe eines solchen Konzepts können z. B. freigesetzte 
Arbeitskräfte aus dem Friedhofsbereich in ein neues 
Arbeitsprogramm überführt werden. 
Darüber hinaus kann z. B. über ein Jugendprogramm306 eine Form 
von überbetrieblicher Ausbildung im Garten– und Landschaftsbau mit 
Unterstützung der ortsansässigen ausbildenden Betriebe geschaffen 
werden. Dadurch werden nicht nur Arbeitsplätze erhalten, sondern 
auch neue Ausbildungsplätze geschaffen. Der Arbeitsumfang wird 
aber kaum mehr als 1 – 2 Jahre Arbeit (je nach Anzahl der 
Arbeitskräfte) ausmachen. 
Die dem Friedhofsträger oder neuen Pächter entstehenden Kosten 
sind sehr gering: pro Kopf fallen etwa 1500 DM / Jahr an.307 
Auch die Einrichtung von Zivildienststellen ist möglich. Zur Zeit 
existiert in Deutschland ein Defizit an Zivildienststellen. Die 
Entscheidung für eine Tätigkeit in der Natur wird von vielen 
Antragstellern gegenüber sozialen Einsatzgebieten bevorzugt.308 Für 
den Friedhofsträger bestehen beim Einsatz von Zivildienstleistenden 
auch andere Vorteile: dem Träger bekannte (z. B. aus der Jungen 
Gemeinde), handwerklich begabte junge Männer können 
angeworben werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, in 
einem Vorstellungsgespräch den für eine längere Zeit am Ort 
arbeitenden Zivildienstleistenden auszusuchen. 
 
Nutzung unter Einbezug des Gebäudebestandes: 
Weitere Finanzierungsmöglichkeiten ergeben sich, wenn der 
Gebäudebestand eines Friedhofes mit einbezogen werden kann. 
Im Vergleich bisher abgeschlossener Friedhofsumgestaltungen hat 
sich gezeigt, daß Baukörper (vor allem Feierhallen) meistens der 
Ausgangspunkt für bestimmte Nutzungsformen waren309. In 
gestalterischer und funktioneller Hinsicht lassen sich größere 
Bereiche der Umgebung des Gebäudes den neuen Funktionen oder 
                                            
304 Abhängig von den politischen Richtlinien. 
305 Ökologische Vorteile, Klima, Soziale Kontaktpunkte, etc. 
306 Programm zur Verhinderung von Jugendarbeitslosigkeit und Schaffung von 
Ausbildungsplätzen, läuft z. B. seit Oktober 1998. 
307 Auskunft DSA (Dienstleistung für Struktur und Arbeitsmarktentwicklung), 
Tätigkeitsbereich Arbeitsamt Dresden, Februar 1999. 
308 Auskunft Bundesamt für Zivildienst, Köln, Januar 1999. 
309 Beispiel Gebäude : Nikolai – Friedhof mit Grassi – Museum, Beispiel Feierhalle: 
Alter Schkeuditzer Friedhof mit „Art – Kapella“. 
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„Inhalten“ zuordnen. So können größere Bereiche themengebunden 
beplant werden: beispielsweise ist an ein Ausstellungsgelände für 
Skulpturen, einen Café - Bereich oder ein Spielfeld für Kinder, 
Jugendliche oder Senioren zu denken. 
Das Gebäude kann, je nach denkmalpflegerischen Bestimmungen, 
für bestimmte Nachnutzungen umgebaut und saniert werden. Zum 
Teil ist auch ein Abbruch des Gebäudes und anschließender 
Wiederaufbau in den ursprünglichen Maßen denkbar. 
 
Für derartige Umnutzungen lassen sich leichter Finanzierungspartner 
für die Umsetzung einer Planungsidee begeistern, da ihnen mit den 
Gebäudefunktionen Möglichkeiten zur Selbstverwirklichung oder des 
sich selbst Einbringens geboten werden.  
Ein Kunst - Verein kann z. B. viel besser seine Ziele verfolgen, wenn 
es Möglichkeiten für Ausstellungen gibt.  
 
Noch leichter zu realisierende Marketingkonzepte bieten sich an, 
wenn die Fläche des Gebäudes und der Baukörper selbst aus dem 
Friedhof ausgegliedert werden können. 
Zum Teil befinden sich Gebäude direkt auf der Friedhofsgrenze, die 
auch von außen, bzw. direkt über die Eingangsbereiche des 
Friedhofsgeländes zu betreten sind. Die flächenhafte Ausgliederung 
bietet bessere Möglichkeiten zur gewerblichen Nutzung. Gebäude 
der Friedhofsverwaltung können zu Büros oder Wohnungen 
umgebaut werden, Betriebsgebäude zu Lagerräumen. 
In Köln ist beispielsweise ein ehemaliges Wirtschaftsgebäude eines 
Friedhofes, das Bestandteil der Friedhofsmauer ist, für eine 
Lagerhalle eines Handwerksbetriebs umgenutzt worden.310 Die Form 
der Nutzung ist der Halle von außen nicht anzusehen. Der 
Unterschied besteht jetzt darin, daß der Besucher eine gut gestaltete 
Friedhofshalle im Grenzbereich des Friedhofs vorfindet. Auch das 
Straßenbild ist dadurch wieder hergestellt. 
 
Möglichkeiten für die Kirche, auf dem Friedhof karitative Projekte 
umzusetzen gibt es ebenfalls. Die in kirchlichem Eigentum 
befindliche Fläche kann eine neue christliche Bedeutung bekommen. 
Die christlichen Gemeinden können damit Werbung für die Kirche 
machen und Programme christlicher Nächstenliebe durchführen. 
Hinzu kommt, daß dadurch weitere Fördermittel erschlossen werden 
können. Denkbar ist zum Beispiel eine Anlaufstation für Obdachlose 
oder ein Therapiezentrum für Suchtgefährdete. Selbst der gesamte 
Ablauf der Bauarbeiten auf dem ehemaligen Friedhof kann in eine 
therapeutische Maßnahme eingebunden werden.311 
 
                                            
310 Der Betrieb (eine Malerfirma) erklärte sich bereit, die Außengestaltung und 
Sanierung des Gebäudes nach denkmalpflegerischen Vorgaben durchzuführen. 
311 Projekt mit Häftlingen in Berlin. 
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5.4.1.4 Finanzierung der Denkmale 
Bei der Denkmalfinanzierung muß man in drei unterschiedliche 
Bereiche differenzieren: 
• das Gartendenkmal (ganze Partien des Friedhofes), 
• die Grabsteine oder 
• Gebäudeensembles. 
 
Der Schutzstatus ist für die Einwerbung von Fördergeldern von 
großem Vorteil, wie bereits ausgeführt wurde. Das Gartendenkmal 
und Grabsteine können nur bei bestehendem öffentlichen Interesse 
wieder hergerichtet werden. Der denkmalpflegerische Mehraufwand 
für die Rekonstruktion beträgt 100 Prozent, weil sich kein 
anderweitiger Nutzen, als das (begründete) öffentliche Interesse aus 
z. B. einem Grabstein ziehen läßt. Dieses Kriterium ist wichtig für den 
Entscheid über die Höhe der Zuwendung. 
Die Denkmalförderung kann als Anschubfinanzierung für das Projekt 
verwendet werden. Z. B. zeigte sich bei der Rekonstruktion eines 
denkmalgeschützen Kirchhofes in Dresden312, daß die 
Förderfähigkeit und auch der Förderwille der Behörden damit stieg, 
als der erste Zuschuß gegeben wurde313. Dieser Schneeballeffekt 
wird durch eine rege Öffentlichkeitsarbeit gesteigert. 
Auf dem Friedhof Ohlsdorf in Hamburg ist ein weiterer Weg der 
Präsentation und damit öffentlichkeitswirksamen Arbeit für wertvolle 
Epitaphe begangen worden: verschiedene Grabsteine, die vorher auf 
unterschiedlichen Friedhöfen vor den Toren Hamburgs standen, sind 
in einem eigens dafür hergerichteten, unbelegten Grabfeld in der 
Nähe des Haupteingangs aufgestellt worden.314 Die Grabsteine 
haben einen thematischen Zusammenhang und verschaffen dem 
Interessierten einen Überblick über eine bestimmte Form der 
Grabmalkunst. 
Die grundsätzliche Entscheidung: „Darf der Grabstein umgesetzt 
werden?“ muß dann gefällt werden. Nach Ansicht des Verfassers ist 
dem zuzustimmen, da nur so den verstreut über dem Friedhof 
liegenden wichtigen Grabsteinen eine breite Beachtung der 
Öffentlichkeit zukommt. 
Dem entgegen zu halten wäre, daß (bei ausreichender Anzahl) der 
Grabsteine eine Art „Denkmalweg“ für den Friedhof entworfen 
                                            
312 Kirchhof Dresden Loschwitz, Rekonstruktionsbeginn Sommer 1998. 
313 Doppelte Förderung wird von den Behörden ausgeschlossen. Bei Friedhöfen 
zeigt die praktische Erfahrung des Verfassers jedoch, das diese sehr wohlwollend 
behandelt werden. Wahrscheinlich hängt das auch mit dem Fördervolumen für 
Friedhöfe zusammen, das auf die insgesamt zur Verfügung stehenden Fördermittel 
gesehen sehr gering ausfällt. 
314 vgl. FREIE U. HANSESTADT HAMBURG, Umweltbehörde in Zusammenarbeit 
mit der staatlichen Pressestelle (Hrsg.): Hauptfriedhof Ohlsdorf im Wandel der Zeit. 
Hamburg 1989, S. 31  
„Im Freilichtmuseum des Heckengartens stehen die künstlerisch und 
kulturhistorisch bemerkenswerten Grabzeichen der alten Friedhöfe vor den Toren 
der Stadt. Sie wurden hier zur Erinnerung an die hochstehende Grabmalkultur im 
alten Hamburg aufgestellt“. 
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werden kann, an dem der Besucher im Vorbeigehen auch weitere 
schöne Grabsteine sehen kann.315 Als letzten Ausweg für den Erhalt 
der Grabsteine bietet sich immer noch das Umsetzen auf andere 
offene Friedhöfe an. 
Das Finanzierungsmodell für Grabsteine in Form von Patenschaften 
ist bereits im Kapitel „Förderung mit privaten Mitteln“ erläutert 
worden. 
Die Revitalisierung der denkmalgeschützten Gebäude ist praktisch 
nur dann möglich, wenn ein Interesse an der Nachnutzung besteht. 
Lassen sich Friedhofsgebäude auch anderweitig nutzen, können, wie 
oben ausgeführt, verschiedene Finanzierungsstrategien entwickelt 
werden. 
 
5.4.2 Szenario 3: Vom Friedhof zum Bauland 
Wer kann sich auf einem Friedhof anstatt Gräbern, Bäumen und 
Wegen einen Parkplatz oder Bebauung vorstellen? Doch wo sind die 
frühen Bestattungsflächen in unseren historischen Stadtkernen 
geblieben? Sie lagen in unmittelbarer Umgebung zu den Kirchen. 
Heute, nach rund 200 Jahren, sind diese Flächen überbaut. Zum 
Beginn unseres Jahrhunderts könnte wieder eine ähnliche 
Entwicklung einsetzen: nach vielen Gesprächen mit Friedhofsträgern 
wurde deutlich, daß der Wunsch besteht, Friedhofsflächen zu 
veräußern. Ohne Unterstützung der Kommunen, ohne ausreichende 
Auslastung der Friedhofsflächen und ohne verfügbare Arbeitskräfte 
befinden sich vor allem die konfessionellen Friedhofsträger in einer 
ausweglosen Situation. Was liegt näher als sich des Problems 
Friedhof zu entledigen. 
Ein Schritt, der schon von einigen Berliner Friedhofsträgern ernsthaft 
erwogen wurde. So existieren Vorstellungen, Teile des Friedhofes 
mit einem Hotel und einem Krematorium zu überbauen316. Andere 
Träger regten beispielsweise die Idee einer Wohnbebauung in der 
Nähe des Flugplatz Berlin Tegel an317. Zur Umsetzung dieser Ideen 
ist es bisher noch nicht gekommen. Doch das Beispiel des Zwölf – 
Apostel – Friedhofs zeigt, daß tatsächlich eine Möglichkeit besteht, 
Teile des Friedhofes zu überbauen, ohne daß der Betrieb des 
Friedhofes einen Schaden nimmt. 
Einen Friedhof zu überbauen heißt auch, daß man bereit ist die 
Flächen für immer aufzugeben. Dieser Schritt muß also wohl 
überlegt sein und es muß der richtige Friedhof dafür ausgewählt 
werden. 
                                            
315 In dieser Form z. B. auf dem Friedhof „Cemiterio dos prazeres“ in Lissabon: 
Dort wird dem Besucher, durch ein Faltblatt geführt, auf verschiedenen Wegen, die 
Stadtgeschichte Lissabons näher gebracht. 
316 Diese Überlegungen wurden aus dem Grund angestellt, daß viele Trauergäste 
von weit her gereist sind und mindestens eine Nacht am Zielort bleiben. Die 
Bestrebungen zum Bau eines Krematoriums können nur in einem weit gefaßten 
Planungsverbund geschehen. Gehen sie von nur einem Träger aus, sind sie eher 
unrealistisch. 
317 Mündliche Auskunft Senatsverwaltung Berlin. 
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5.4.2.1 Friedhof als Bauland 
 
1. Friedhöfe liegen zum Teil in verdichteten Innenstadtbereichen, 
stellen aber nicht unbedingt die einzige Grünfläche in der Umgebung 
dar. Besonders die Randbereiche von Friedhöfen sind oft 
prädestiniert dafür, überbaut zu werden. Auf ihnen können 
Baulücken geschlossen werden, ohne daß die komplette Fläche 
verloren geht. 
 
2. Mit der Möglichkeit der Erbpachtregelung hat die Kirche ein 
Instrument langfristig bestimmte Flächen aus ihrem Bestand 
auszugliedern, ohne die Eigentumsrechte zu verlieren. Denn genau 
daran könnten die Vorstellungen der einzelnen konfessionellen 
Verwaltungen gegenüber der Dienstaufsichtsbehörde, der 
Landeskirche, scheitern318. Die Erbpacht regelt die Möglichkeit der 
Ertragsgewinnung aus dem Flächenbestand ohne den Verlust an 
Eigentum. Hinzu kommt, daß es nicht sinnvoll ist Friedhofsland zu 
verkaufen. Der daraus erzielte Gewinn ist denkbar gering, da trotz 
bester Innenstadtlagen nur „Grünlandwerte“ erzielt werden 
können319. 
 
3. Durch die Verpachtung fließen dem Friedhofsträger, bzw. der 
Kirchgemeinde Mittel zu, die zweckgebunden wieder in die 
Friedhofsfläche investiert werden können. Will man Teile des 
Friedhofes umgestalten, hat man so das Startkapital oder den 
Eigenanteil dazu. 
 
4. Durch ein Funktionsgebäude auf einem Friedhof kann die Qualität 
der Fläche gesteigert werden. Der planerische Ansatz ist es, besser 
eine sinnvolle Bebauung zu genehmigen, als eine wertvolle 
Stadtfläche auf Dauer in schlechtem Zustand zu haben. Der Friedhof 
erfährt damit eine deutliche Imageverbesserung bei der Bevölkerung 
und kann damit wieder zum gern besuchten Ort werden. 
Bei einer sinnvollen Bebauung auf Friedhöfen im Sinne der Kirche, 
ist z. B. an Asylantenwohnheime, Kinder-, Seniorenheime, etc. zu 
denken. Diese Sichtweise wird zur Zeit auch vom Konsistorium der 
Ev. Kirche Berlin – Brandenburg vertreten320. Durch Baumaßnahmen 
auf dem Friedhof lassen sich meistens erheblich bessere 
Nutzungsmöglichkeiten umsetzen. Einfaches Beispiel ist es, aus 
einer Feierhalle ein Café, Ausstellungszentrum oder einen 
Stadtteilladen321 zu machen. Dafür kann es notwendig sein die Halle 
abzureißen und wieder neu in veränderter funktionellerer Form zu 
errichten .322 
                                            
318 Siehe Finanzierungsmöglichkeiten 
319 vgl. Kapitel Anstehende Reformen in der Bewirtschaftung der Friedhöfe. 
320 Aussage von Fr. Dr. Schnell und Hr. Werthmann bei einem Gespräch im 
Konsistorium im Sommer 1998. 
321 Mit dem Hintergrund sozialer Aktivitäten. 
322 vgl. Kapitel „Finanzierung der Umgestaltung und Nachnutzung“ 
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5. Bebauung auf einem Friedhof heißt nicht, daß der gesamte 
Friedhof in seiner Ausdehnung verloren geht. Vielmehr ist an eine 
Teilüberbauung im Sinne eines Lückenschlusses gedacht. Möglich 
wäre auch der Aus- ,Um- oder Neubau der Feierhalle. Um von 
vornherein „ethischen“ Diskussionen aus dem Weg zu gehen, muß 
man sich bei den Planungen auf Flächen beschränken, auf denen 
noch nie oder in den letzten 50 Jahren nicht mehr bestattet wurde323.  
6. Es ist möglich bestimmte Flächen, die später einer Bebauung 
zugeführt werden sollen, als Grundstück aus dem Friedhof 
auszugliedern. Die Abtrennung braucht durch gestalterische 
Vorgaben nicht sichtbar zu werden. Z. B. sind Gebäude, die baulich 
in direktem Kontakt mit der Friedhofsmauer stehen, problemlos 
auszugrenzen, ohne daß dadurch ein optischer Eingriff entstehen 
würde. Eine weitere Möglichkeit ist es, sich die 
zwiebelschalenartigen Erweiterungen der Friedhöfe der letzten 150 
oder 200 Jahren zu Nutze zu machen324. Dies kommt einem 




















Abb. 17:Funktionsgebäude innerhalb der Friedhofsfläche, das leicht auszugliedern 
sein könnte. 
 
7. Zur Zeit besteht auf dem Immobilienmarkt für 
Denkmalpflegeobjekte ein Interesse an besonderen oder 
ausgefallenen Gebäuden. Dazu zählen auch Feierhallen oder 
besondere Friedhofsgebäude. Zu diesem Ergebnis kam der 
                                            
323 Diesen Rat gab auch Hr. Dr. Büchner, Leiter der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Umweltschutz und Technologie, Berlin, auf dem Symposium der 
TU Dresden, im März 1999. 
324 vgl. JORDAN, P.: Parkdenkmalpflege auf Friedhöfen - Beispiele: Hauptfriedhof 
und Jüdischer Friedhof Frankfurt/a. M. Hamburg 1992, S. 23  
„Das Erhalten der Mauern ist von großer Wichtigkeit, denn nur an ihnen kann man 
ablesen, wie der Friedhof sich "zwiebelschalenartig" mit immer wieder neuen 
Schichten versehen hat und wie er langsam gewachsen ist.“ 
 
 122
Verfasser nach Kontakten auf der Denkmalbörse, die anläßlich der 
Denkmalmesse in Leipzig325 organisiert wird und Gesprächen mit 
verschiedenen Immobilienhändlern. Das bedeutet, daß man bei 
entsprechender Bündelung der Interessengruppen und 
Finanzierungsmöglichkeiten, zur Zeit gute Aussichten auf ein solches 
Vorhaben hat. 
 
8. Umsicht ist im Umgang mit Kriegsgräbern erforderlich. Bei einer 
Überbauung können Kriegsgräber mit ihrem „ewigem“ Ruherecht ein 
Problem darstellen. Die Lage dieser Grabflächen kann unter 
Umständen so ungünstig für Bauflächen sein, daß man theoretisch 
kein Gebäude errichten kann. In der Praxis ist es aber nicht unüblich, 
Kriegsgräber umzubetten. Nach Auskunft des Volksbunds Deutsche 
Kriegsgräberfürsorge werden in Deutschland und ganz Europa 
laufend Umbettungen durchgeführt. Für den Bereich Sachsen sind 
die Zielvorstellungen den Entscheidungsstellen in Chemnitz 
vorzustellen326.  Aus ethischen Gründen steht dem also nichts im 
Wege. Dennoch muß man es vom Ziel und Zweck der Bebauung 
abhängig machen, ob man diesen Schritt gehen möchte. 
 
Nachteile: 
Friedhöfe unterliegen wie auch andere Flächen in der Stadt den 
Gesetzmäßigkeiten der Bauleitplanung. Letztenendes entscheidet 
die Stadt- oder Senatsverwaltung über Bautätigkeiten anhand der 
vorliegenden Bebauungs- oder Flächennutzungsplanung. Hat der 
bauwillige Friedhofsträger nicht das „Glück“, daß sein Friedhof in 
einer Baulücke liegt oder die Stadt in dem Viertel nachverdichten 




Potentiale Konflikte / Defizite 
  







Kriegsgräber erfordern besondere 
Umsicht 
Über den Pachtertrag lassen sich 
Mittel zur Umgestaltung und 
Finanzierung des Eigenanteils 
gewinnen 
 
Abhängigkeit von Bauleitplanung 
                                            
325 Gespräche mit der Firma Miller & Partner GmbH auf der Denkmal 98 im Herbst 
1998 in Leipzig 
326 Nach Auskunft von Hr. Poleschner, dem Leiter der Dresdner Stelle des 
Volksbund Deutscher Kriegsgräberfürsorge. Die Aufwendungen betragen zur Zeit 
pro Kriegstoter ca. 1.000 DM. Aktuelles Beispiel dazu ist Leipzig Plagwitz. Hier gibt 
es Vorstellungen den Friedhof zu verkleinern. Um die Flächen abgrenzen zu 
können, müssen Kriegsgräber umgebettet werden. Diesen Planungsideen steht 
man sehr aufgeschlossen gegenüber. 
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Potentiale Konflikte / Defizite 




Verkauf der Flächen ist nicht sinnvoll, da 
man nur Grünlandpreise erzielen kann 
Neue kirchliche Aufgabenfelder 
 
 
Flächennutzungen die noch nie für 




über die Ausgliederung von Teilflächen
 
 






Tab. 12: Gegenüberstellung Potentiale und Konflikte Szenario 3 
 
5.4.2.2 Beispiel für Szenario 3: Zwölf – Apostel Friedhof in Berlin 
 
Der Zwölf – Apostel Friedhof befindet sich in zentraler Lage im 
Stadtteil Berlin – Schöneberg an der Kolonnenstraße. Schöneberg 
gehört wie viele andere Berliner Stadtteile zu den Stadtvierteln der 
Gründerzeit. Der Friedhof liegt inmitten eines großen Baublocks. 
Gegenüber des Friedhofes befindet sich die Kirche der 
evangelischen Apostel – Gemeinde. Die Blockrandbereiche sind zum 
teil gewerblich genutzt. Die Kolonnenstraße ist weitestgehend 
lückenlos bebaut. 
Der Friedhof befand sich bis in die 80er Jahre in einem schlechten 
Pflegezustand. Das Verwaltungsgebäude war sanierungsbedürftig, 
ebenso weite Bereiche der umgebenden Mauer. Darüber hinaus 
mußte der Hauptzugangsweg saniert werden. Die Kirchengemeinde 
faßte den Entschluß, einen Bauantrag beim Bezirksamt zu stellen, 
der zum Inhalt hatte, einen Teil der Fläche des Friedhofes zu 
bebauen. Die ins Auge gefaßte Fläche war eine Schmuckfläche des 
Friedhofes, die noch nie für Bestattungszwecke genutzt wurde. Diese 
Schmuckfläche bildete gleichzeitig den Zugang zum Friedhof und 
grenzte direkt an die Kolonnenstraße. Diese Fläche stellte eine 
Baulücke in der Straße dar. Die Intention der Kirchgemeinde war es, 
mit Hilfe der Pachterträge aus der Bebauung den eigenen Haushalt 
wieder so aufzufüllen, daß die dringend anstehenden Reparaturen 
ausgeführt werden konnten327. 
Diese Baulücke war der Verhandlungsvorteil der Kirchengemeinde. 
In Gesprächen mit dem Konsistorium der Ev. – Luth. Kirche Berlin – 
Brandenburgs wurde deutlich, daß das Verhandlungsziel nur deshalb 
erreicht werden konnte, weil die Bebauungsvorschläge mit den 
                                            
327 Dem Verfasser ist bekannt, daß dazu grundsätzlich die Einnahmen aus 
Gebühren genutzt werden sollten.  
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Zielen des Bezirksamtes übereinstimmten. Der Lückenschließung 
wurde seitens des Bezirksamtes zugestimmt.  
 
Mit Hilfe eines Erbpachtvertrages wurde das Bauvorhaben dann mit 
öffentlichen Mitteln realisiert. Die Nutzung des neu entstandenen 





















Abb. 18: Durchblick durch die geschlossene Baulücke. Der Blick richtet sich auf 




Nach Auskunft der Friedhofsverwaltung verläuft die Nutzung im 
Einklang mit dem Eingangsbereich des Friedhofes nicht völlig 
störungsfrei. Das liegt unter anderem daran, daß die 
Eingangsflächen auch gleichzeitig Spielflächen für Kinder darstellen. 
 
Aus Sicht des Verfassers ist das Modell aus folgenden Gründen gut 
anwendbar: 
• Durch den Erbpachtvertrag gelingt es, einen Teil der Fläche zu 
bewirtschaften. Mit diesen Einnahmen können 
Sanierungsmaßnahmen auf dem Friedhof durchgeführt werden. 
Die Folge ist ein höherer Pflegezustand und damit wahrscheinlich 
auch eine größere Beliebtheit bei der Bevölkerung. Damit ist es 
möglich, die Anzahl der Bestattungen langfristig zu heben. 
• Durch den Vertrag ist die Nutzung vorher festgeschrieben. Das 
hat zur Folge, daß alle Beteiligten die für sich beste Position 
vorher aushandeln können328. 
                                            
328 Siehe Kapitel „Interessengruppen“ 
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• Die Erbpachtdauer kann individuell vereinbart werden. Das 
bedeutet für die Kirche, daß die Verfügbarkeit von Grund und 
Boden langfristig gesichert bleibt.  
• Durch die Art und Weise, bzw. durch den Charakter der Nutzung 
kann die Kirche eine für sie inhaltlich nahestehende (karitative) 
Nutzungsform vorgeben. Damit kann die Kirche, bzw. die 
Kirchengemeinde indirekt Werbung betreiben und so auf 
dringende Bedürfnisse in der Bevölkerung reagieren (in diesem 




Die Bebauung eines Friedhofes oder von Teilflächen führt zum 
vollständigen Verlust hochwertiger Freiflächen. Friedhöfe, die für 
eine Bebauung in Frage kommen, befinden sich zur Zeit in einem 
schlechten Zustand. Durch die vorsichtige Einfügung oder 
Ergänzung von Baukörpern, die gleichzeitig spezielle Funktionen 
übernehmen können, besteht die Möglichkeit, die gesamte Anlage 
wieder aufzuwerten. Das kann auf das gesamte Stadtquartier, in dem 
sich der Friedhof befindet, ausstrahlen (Wie auch im Beispiel 
Schkeuditz, bei dem ein Freizeitangebot für Kinder in einem 
Gebäude auf dem Friedhof untergebracht werden konnte). Darüber 
hinaus kann aus dem Ertrag der Erbpachtregelung ein Teil der 
Renovierungskosten der gesamten Maßnahme getragen werden. 
Vor diesem Hintergrund ist eine Überbauung eher ein Gewinn als ein 
Verlust darstellen. 
 
5.4.3 Szenario 4: Friedhöfe in Teilen schließen 
Die Besonderheit einer teilweise geschlossenen Friedhofsanlage 
besteht vor allem darin, daß hier ein direktes Nebeneinander von 
Leben und Tod, von fröhlichen Besuchern und Trauernden 
konstruiert wird. 
Die Beachtung aktueller Entwürfe für Friedhöfe, sowie die 
Bevorzugung anonymer Bestattungsarten scheinen dieser 
Nutzungsform für Friedhöfe eine gute Chance zu geben. 
Die Entscheidung, einen Friedhof nur teilweise zu schließen, wird 
jedem Friedhofsverwalter eine scheinbar leichte Aufgabe sein, sind 
doch die Einschnitte in Personalbestand, Arbeitsabläufe und 
Veränderungen im Friedhofshaushalt scheinbar nicht so groß. 
Aus der Sicht der Gebührenzahler muß bei einer Teilschließung 
jedoch sehr korrekt vorgegangen werden. Jeder Quadratmeter der 
rechnerisch durch Pflege und Unterhalt anfällt, muß schließlich aus 
der Grabüberlassung erwirtschaftet werden. 
Aus der Sicht stadtplanerisch verantwortungsvoller Überlegungen 
fällt die Entscheidung für eine Teilschließung ebenfalls leicht. Eine 




5.4.3.1 Friedhof als Stadtpark und Bestattungsfläche 
1. Die Grünfläche geht nicht verloren, da sie langfristig nicht für eine 
komplette Bebauung oder eine anderweitige Nutzung zur Verfügung 
stehen kann. Die Leiterin des Friedhofsamtes der Stadt 
Neubrandenburg, LÜDTKE, brachte es auf dem Symposium in 
Dresden329 zur Thematik Friedhofsschließungen auf den Punkt: 
„Man überlegt intensiv, wie man die zur Zeit überreichlich im Angebot 
befindliche Friedhofsfläche minimieren kann. Das bedeutet 
letztenendes den Verlust einer offenen Grünfläche. Aber anderswo 
versucht man ständig, gegen Straßenbau und fortschreitende 
Versiegelung anzukämpfen.“ 
Sich von einem Friedhof zu trennen, bedeutet den Verlust einer 
Freifläche. 
Diese Überlegung sollte auch bei allen anderen Szenarien im 
Vordergrund stehen: Grünflächen bedürfen allgemein eines 
Schutzes. Sie sind leichter dem Spiel der „freien Kräfte“ am Markt 
ausgesetzt, als z. B. Bauland330. Friedhofsflächen gibt es nur in 
endlicher Menge. Sie sind aufgrund ihrer Bedeutung wertvoll. Den 
Schutzstatus der Widmung aufzuheben muß also wohl überlegt sein. 
 
2. Die auf statistischen Angaben der Bevölkerungsentwicklung 
beruhenden Planungen sind nicht immer zutreffend, da nicht alle 
Parameter über Jahre hinweg genau eingeschätzt werden können. 
Die Bautätigkeiten in verschiedenen Stadtteilen können z. B. nicht 
immer mit aller Schärfe vorhergesagt werden. Das bedeutet, daß 
auch der Bedarf an Friedhofsfläche in einem Stadtteil für einen 
Zeitabschnitt von 20 bis 40 Jahren nicht genau vorher gesagt werden 
kann. Die sich zur Zeit in den großen Städten abzeichnenden 
Bewegungen hin zum Stadtrand oder ins Grüne zeigen, wie 
veränderbar der Flächenbedarf sein kann331. 
Eine neue Flächenwidmung für einen Friedhof stellt für die 
Kommunen einen großen Aufwand dar und Bedarf einer langfristigen 
Planung332. Aus diesen Gründen muß also eine Überlegung 
hinsichtlich einer kompletten Aufgabe einer Friedhofsfläche genau 
hinterfragt werden. Unter Umständen ist die minimale 
Aufrechterhaltung einer Friedhofsfläche günsti als die komplette 
Neuanlage in einem anderen Stadtteil. 
                                            
329 Veranstaltet vom Institut für Landschaftsarchitektur, TU Dresden und dem 
Verbraucherverein Aeternitas am 25. 3. 99 an der TU Dresden. 
330 Siehe auch Szenario 1, Pkt. 6 
331 Im Ruhrgebiet wurden derartige Erfahrungen in den 70er Jahren gemacht. Viele 
Friedhofserweiterungsflächen die im Umfeld der Stadtrandgebiete angelegt 
wurden, werden heute nicht mehr gebraucht. Nach Auskunft des Leiter der 
Friedhofsabteilung Dortmund besteht dort z. B. das Problem der 
Friedhofsüberhangflächen genau darin. 
332 Für die Neuanlage solcher Flächen müssen im Vorfeld alle nötigen 
Planungsphasen der Bauleitplanung beachtet werden. Hinzu kommen einige Jahre 




Eine näherungsweise Berechnung an Testfriedhöfen333 zu dieser 
Fragestellung ergab folgende Gegenüberstellung: 
 
Neuanlage  Pflege  
    
Ankauf Grund und 
Boden334 








ca. 5.000 DM 
  gesamt ca. 50.000 DM 
    
  20 Jahre Pflege ca. 1 Mio. DM 
gesamt ca. 2,04 Mio. DM 40 Jahre Pflege ca. 2 Mio. DM 
 
Tabelle 13: Kostenvergleich zwischen Neuanlage und Pflege für Friedhöfe 
 
Die Gegenüberstellung zeigt, daß erst bei einer ca. 40jährigen Pflege 
dieselben Unkosten erreicht werden, die man für eine komplette 
Neuanlage benötigt. Theoretisch spricht das Berechnungsmodell 
zunächst für die Pflege. Doch die Pflegekosten müssen vom 
Friedhofsbetreiber bereitgestellt werden. Für konfessionelle 
Friedhofsträger ist das meistens nicht möglich. 
Eine Chance besteht aber darin, daß man die öffentliche Nutzbarkeit 
der Fläche deutlich erhöht und so die Pflege an die der kommunalen 
Grünflächen anschließen kann. 
3. Die Nutzbarkeit einer geschlossenen Friedhofsfläche für die 
allgemeine Bevölkerung steigt. Ein Friedhof wird häufig aufgrund 
seines negativen Image gemieden. Hinzu kommt das Verbot 
sportlicher Betätigung, Kinderspiel oder anderer beliebter Tätigkeiten 
im Freiraum, die sich mit den Friedhofsordnungen meistens nicht 
vereinbaren lassen. Der teilgeschlossene Friedhof bietet Flächen, die 
zum Beispiel dicht von bewohnten Häusern umschlossen sein 
können. Bisher haben Anwohner diese Flächen nur eingeschränkt 
(eben zur ruhigen Erholung) nutzen können. Das kann bei 
vorausschauender Planung erheblich verbessert werden. Aus einem 
Friedhof eine öffentliche Grünfläche zu machen, bedarf jedoch eines 






                                            
333 Berechnungsgrundlage waren verschiedene Neuplanungen zwischen 1996 und 
1999 in Süd - Westdeutschland. Die Berechnung geht von einer kompletten 
Neuanlage auf unerschlossenem Gebiet aus. Für die Neuanlage ist der Verfasser 
von einem 20.000 m² großen Friedhof in Stadtrandlage ausgegangen. 
334 Bodenpreis Grünland = 8DM / m² 
335 bezogen auf 20.000m² Friedhofsfläche, Pflegekosten ca. 2,20 DM / m² / Jahr 























Abb. 15: Nebeneinander von Trauer und Kinderspiel: Das in Nutzung befindliche 
Grab ist gegen die Sandspielfläche abgeschirmt. Der Friedhof wird multifunktionell 
genutzt. 
 
Für den Gestalter der neuen Parkfläche ist in dieser Hinsicht auf 
besondere Bedingungen zu achten: Trauernde dürfen nicht gestört 
werden, Besucher der Erholungsfläche sollten den besonderen Ort 
spüren. Größere Beachtung muß auf die Ausbildung einer Grenze 
zwischen „Trauerfeld“ und „Spielfeld“ gelegt werden: sie muß 
transparent genug sein, um einen Austausch zu ermöglichen und 
Kontakte nicht zu verhindern, sie muß aber auch genug abschirmen, 
um den Trauernden ausreichend Intimität und Rückzugsmöglichkeit 
zu gewähren. Eine gegenseitige Störung wird so im voraus 
vermieden. 
Der geschlossene Friedhofsteil sollte, wenn es sinnvoll ist, mit neuen 
Zugängen versehen werden. Die Erholungsmöglichkeiten für die 
Anwohner steigen damit enorm an. Dieser Friedhof wächst und 
schrumpft über eine Erweiterungsfläche mit den Bedürfnissen seines 
Quartiers.  
Wird dieses System über eine lange Zeit hinweg angewendet, kann 
man von einem „atmenden“ Friedhof sprechen. 
 
Monofunktional genutzte Freiflächen stellen in der Nutzung und 
Bewirtschaftung allgemein ein Problem dar. Die Multifunktionalität 
einer teilweise geschlossenen Friedhofsanlage steigt mit der 
Schließung (siehe 3.). 
Durch eine klare Trennung zwischen Parkteil und Friedhofsteil lassen 




Flächenberechnungsmethoden337 zur Bestimmung des öffentlichen 
Grünanteils leicht nachweisen. Die Kommune kann sich bei dieser 
Nachweisbarkeit des öffentlichen Nutzens gegenüber 
konfessionellen Friedhofsbetreibern nicht mehr so leicht aus der 
Verantwortung ziehen. 
Weiterhin ist die Finanzierung der Flächen unterschiedlich. Die 
Friedhofsfläche wird aus den Gebühren der Friedhofsnutzer 
bewirtschaftet, die öffentliche Grünfläche muß sich anders 
finanzieren. 
 
5. Eine Form der Teilschließung oder Ausgliederung kann auch darin 
bestehen, daß ein größerer zusammenhängender Teil eines 
Friedhofes in ähnlicher Weise, nämlich als Bestattungsplatz aber mit 
spezieller Ausrichtung, genutzt werden könnte. Verbreitet ist bisher 
die Bereitstellung von Grabflächen für Muslime. Nach Auskunft 
verschiedener Leiter von Friedhofsämtern ist man froh, so eine 
Nutzung für die reichlich zur Verfügung stehenden Flächen finden zu 
können. 
Auf dieser Basis kann aber auch über neue Friedhofsformen 
nachgedacht werden. Vorstellbar sind Flächen, deren Nutzung 
außerhalb der üblichen Bestattungsnormen ablaufen könnte. In 
unserer modernen Gesellschaft finden sich viele Trauernde, die mit 
den streng geregelten Normen der üblichen Grabmalvorschriften und 
Verhaltensregeln auf Friedhöfen nicht zurecht kommen. Denkbar ist 
auf diesen Friedhofsteilen, daß man besondere Bestattungsriten 
oder Grabformen zulassen könnte. Denkbar ist auch die Einrichtung 
besonderer „Räume“ durch landschaftsarchitektonische 
Maßnahmen, in denen auf bisher unübliche Art und Weise bestattet 
werden kann. In einem Gespräch mit SCAMATOLSKI, Verfasser 
eines Friedhofskonzeptes für die Stadt Berlin, wurde über 
Möglichkeiten der Anlage von „Multi – Kulti – Friedhöfen“ 
nachgedacht. Hier könnten alle Religionsgemeinschaften, (soweit sie 
das untereinander vertreten können) ein Anrecht bekommen ihre 
Toten zu bestatten. Weiterhin wäre es möglich, den Trauernden 
durch die Bereitstellung von abgetrennten Bestattungsplätzen Raum 
für ganz persönliche Ausdrucksformen zu geben. Ob mit oder ohne 
Grabzeichen, mit Bepflanzung, Kunststoffplatten oder mit 
künstlerischer Installation, alles soll erlaubt sein, um der persönlichen 
Trauersprache alle Ausdrucksformen zu ermöglichen. Vielleicht ist es 
auch der „Disney – Friedhof“, der bewußt die Verwendung von 
kitschigen Plastikgrabbeigaben in Form von Bildern, Puppen oder 
anderen Andenken zuläßt. 
 
Gegenüberstellung der wichtigsten Argumente für oder gegen die 
Teilschließung: 
                                            
337 vgl. SENGEBUSCH, K.: Ansätze zur Neuberechnung des öffentlichen 
Grünanteils im Landesbetrieb Friedhöfe, Hamburg. (unveröffentlichte Hausarbeit 





Potentiale  Konflikte / Defizite 
  
Die Friedhofsfläche bleibt in der 
gewohnten Entfernung für die Bürger 
des Stadtteiles. 
Die Betreibung eines verkleinerten 
Friedhofes ist aus gesamtstädtischer 
Sicht unwirtschaftlich. 
 
Der Friedhof behält zu einem Teil seine 
originäre Zweckbestimmung. 
 
Der Friedhof verliert an Substanz und 
damit auch an Charakter. 
Der Friedhof verfügt über eine 
gesicherte Möglichkeit der 
Finanzierung. 
Für den Unterhalt des Parkteiles muß 
unter Umständen ein Sponsor 
gefunden werden. 
Die Einrichtung einer Grünfläche „für 
alle“ entspricht am ehesten dem Trend 
in Bezug auf Bestattungswünsche und 
multifunktional orientierte Grünflächen. 
 
Die Einrichtung eines Parks ist 
aufgrund eines u. U. hohen 
Denkmalbestand auf der Gesamtfläche 
nicht die beste Alternative. 
Für den Stadtteil kann eine dringend 
benötigte Grünfläche eingerichtet, bzw. 
erhalten werden. 
 
Das Nebeneinander der 
unterschiedlichen genutzten Flächen 
kann zu Konflikten führen. 
Wichtige „Zeugen“ der Stadtgeschichte 
bleiben zumindest mit ihrer Ruhestätte 
der Gegenwart erhalten (sofern ihr 
Grabmal als Denkmal erhalten wird). 
 
Zunächst kann eine solche Nutzung 
Ablehnung (vor allem bei dem älteren 
Teil der Bevölkerung und eventuell bei 
der Kirche) hervorrufen. 
Bei diesen Stadtteilparks handelt es 
sich um „sichere“ Grünflächen, da sie 
ebenfalls eingezäunt sind und bei 




Es besteht ein Finanzierungsvorteil, da 
Parkflächen extra ausgewiesen werden 
und so z. B über den grünpolitischen 




Tab. 14: Gegenüberstellung Potentiale und Konflikte Szenario 4 
 
5.4.3.2 Vorbereitungen zur Teilschließung 
Alle Szenarien müssen weit im Vorfeld der ersten Aktivitäten auf dem 
Friedhof diskutiert werden. Die Umsetzung dieser oben 
beschriebenen Möglichkeiten sollen hier näher erläutert werden338. 
 
1. Auf dem Friedhof muß die geeignete Fläche für den Stadtteilpark 
gefunden werden. Wesentliche Kriterien dafür sind unter anderem: 
- Lage der Zugänge zu benachbarten Grünzügen. Können 
bestehende Zugänge genutzt werden oder müssen neue eingerichtet 
werden? 
- Wie sieht die aktuelle Belegung auf dem Friedhof aus? Welche 
Lagen sind besonders beliebt und welche nicht? Wo bestehen 
                                            
338 Zu beachten ist in diesem Zusammenhang auch das Kapitel 6.4. 
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bereits größere Lücken in den Grabfeldern. Wo ist ein besonders 
empfindlicher339 Bestand an Grabsteinen? 
- Zusammenarbeit mit der Bevölkerung: die Anwohner und häufigen 
Besucher des Friedhofes sollten in die Planung mit einbezogen 
werden. Sie besitzen häufig eine ausgezeichnete Kenntnis über 
„ihren“ Friedhof und können wertvolle Hinweise zu 
Planungsansätzen geben. Besondere Vorlieben oder gern besuchte 
Plätze lassen auf besondere Potentiale auf dem Friedhof schließen. 
 
2. Die Fläche muß nach ihrer Auswahl schnellstmöglich von 
abgelaufenen Grablagern befreit und ihre Schließung beschlossen 
werden. 
 
3. Die nächste Phase erstreckt sich nun über einen Zeitraum von 20 
bis 30 Jahren, je nach Ruhefrist des Friedhofes. In dieser Zeit sollte 
nach einem bestimmten Pflegeplan, der auf die neue Nutzung des 
Teilbereiches abgestimmt ist, mit dem Bestand an Fläche, 
Vegetation, Grabmalen und Baukörpern umgegangen werden. Diese 
Zeit dient gleichzeitig dazu, geeignete Finanzierungsmöglichkeiten 
zu finden. 
Das Beispiel Leipzig – Schkeuditz zeigt, daß schon während des 
Ablaufs der letzten Ruhefristen mit dem Umbau begonnen werden 
kann. Je mehr dieser Friedhofsteil einen parkartigen Charakter 
annimmt, um so mehr steigt die Akzeptanz der letzten Grabnutzer in 
diesem Bereich für die neuen Besucher und ihre Aktivitäten. 
 
Mann kann an Hand des Beispiel Schkeuditz erkennen, daß der 
Wunsch nach einem neuen Stadtpark nicht unbedingt 30 Jahre 
dauern muß. Die Realisierung betrug hier nur etwa 2 Jahre nach 
Festlegung des städtischen Beschlusses. 
 
5.4.3.3 Planungsbeispiel für Szenario 4: St. – Pauli Friedhof 
Dresden 
Ein Übersichtsplan des Friedhofes befindet sich im Anhang. Der 
Friedhof liegt mitten in einem für Dresden bedeutenden Grünzug. 
Dieser Grünzug stellt eine Verbindung zwischen zwei überörtlich 
wirksamen Heidegebieten dar. Eine Seite des Friedhofs grenzt direkt 
an einen Stadtpark. Auch dieser Stadtpark ist für das angrenzenden 
Wohnquartier von hoher Bedeutung. 
Der Friedhof hat zur Zeit eine Auslastung die seiner Fläche nicht 
gerecht wird340. Innerhalb der Friedhofskonzeption für die Stadt 
Dresden konnten die Verfasser feststellen, daß der Friedhof ebenfals 
                                            
339 Im Zusammenhang mit künstlerisch / handwerklich hochwertigen Elementen, 
die aber nicht die Kriterien eines Denkmals erfüllen. 
340 Die Auslastung lag 1998 bei 30%. 
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eine sehr gute Erholungseigung hat341. Hinzu kommt seine hohe 
Bewertung für den Naturschutz. 
Die Βelegung des Friedhofes wurde in den letzten Jahren vor allem 
auf die gut zugänglichen Randbereiche konzentriert, sodaß sich  
unbelegt Flächen jetzt vor allem an der Peripherie des Friedhofes 
befinden. 
Diese Voraussetzungen für diesen Friedhof sind ideal für eine 
Teilschließung. Der Vorteil bei diesem Fall liegt vor allem in der 
dadurch klar zu trennenden Anteile von Grün und 
Bestattungsflächen. Das erlaubt dem Friedhof berechtigt Zuschüsse 
für den grünpolitischen Wert einzufordern, bzw. die Flächen der 
Stadt Dresden zur Pflege anzubieten. Darüber hinaus können die 
Ziele im Sinne des Naturschutz auf der aufgelassenen Fläche 
verfolgt werden. Selbst die vollständige Sperrung der Fläche hätte 
somit noch Vorteile für den Naturschutz. 
 
Fazit: 
Die Teilschließung eines Friedhofes stellt nach Meinung des 
Verfassers eine sehr verträgliche und leicht zu realisierende Variante 
im Umgang mit Friedhofsüberhangsflächen dar. 
Hinsichtlich der Finanzierung bestehen gute Möglichkeiten, da es zu 
einer sauberen Trennung zwischen Nettofriedhofsfläche und 
öffentlicher Grünfläche kommt. 
Vorteil ist, daß durch diese Maßnahmen weiterhin wichtige 
Grünflächen der Stadt erhalten bleiben und diese nicht unter 
wirtschaftlichen Zwängen zu Bauland werden. 
Nachteile bestehen eindeutig in den hohen Personalkosten. 
Außerdem kann eine Teilschließung ebenfalls zu einer 
Verwässerung der Gesamtaussage führen. 
 
5.5 Zusammenfassung Kapitel 5 
Im Kapitel fünf werden die unterschiedlichen Systeme der 
Bewirtschaftung der Friedhöfe, die Betrachtung der aktuellen 
Situation sowie mögliche Verfahren zur Vereinfachung dargestellt. 
Zunächst wird die Bewirtschaftung von Friedhöfen in der DDR 
analysiert. Wesentliche Erkenntnis ist die staatliche 
Subventionierung der Gebühren, die dennoch nicht ausreichten, um 
die Friedhöfe dauerhaft zu erhalten. Eine Berechnung der 
tatsächlichen Produktionskosten stellt dies unter Beweis. Weiterhin 
werden die so entgangenen Unterhaltungskosten berechnet und mit 
dem Übergang in die neuen Wirtschaftsbedingungen nach 1990 in 
Verbindung gebracht. Das Ergebnis zeigt, daß eine Vielzahl von 
Friedhöfen nicht vor dem Jahr 2009 geschlossen werden können. 
 
                                            




Ein Vergleich der verschiedenen Friedhofsträger zeigt wesentliche 
Unterschiede, die vor allem in der Effizienz und in der Konkurrenz 
untereinander liegen. Zur Zeit sind die konfessionellen Träger den 
kommunalen unterlegen. Differenzen sind hinsichtlich der Gebühren 
und in der Auslastung der Friedhöfe festzustellen. Als Schwellenwert 
für die Konkurrenzsituation wird eine Auslastung unter 50% 
nachgewiesen. 
 
Die Untersuchung der Möglichkeiten konfessioneller Friedhofsträger, 
bei den Kommunen an Zuschüsse zu gelangen, zeigt mögliche 
Wege auf. Chancen bestehen hinsichtlich der Lage in der Stadt und 
im allgemeinen Zustand der Friedhöfe. 
Weitere Quellen erschließen sich den Friedhofsträgern durch 
öffentliche oder private Förderungen. Bei den öffentlichen 
Förderungen werden Denkmalschutzförderungen, 
Städtebauliche Förderprogramme und Naturschutzförderungen auf 
ihre Anwendbarkeit bei Friedhöfen untersucht. Bei den privaten 
Förderungen stehen die Denkmalpatenschaften im Mittelpunkt der 
Betrachtung. Durch Vorschläge für eine Klassifizierung in den 
Schutzbestimmungen können bisher ungenutzte Grabstellen leichter 
an die Nutzer vergeben werden, die Pflegeprobleme verringern sich. 
Anhand von Beispielen wird die Werbung für Patenschaften erläutert. 
 
Der Untersuchungsbereich zur Reform in der Finanzierung 
beleuchtet verschiedene Schritte auf dem Weg zur Nachnutzung der 
Friedhöfe. Im Vordergrund stehen dabei Betrachtungen, die 
verschiedene politische Programme, Fördermöglichkeiten, Initiativen 
der freien Wirtschaft und eine veränderte Pflege der Friedhöfe 
miteinander vernetzen. 
Das Stichwort „Vernetzung“ ist, wie in diesem Abschnitt ausgeführt 
wurde, gerade dann besonders wichtig, wenn unterschiedliche 
Finanzierungsmöglichkeiten ausgenutzt werden sollen. 
Einerseits können Sponsoren für bestimmte Teilbereiche auf dem 
Friedhof gewonnen werden, andererseits bestehen unterschiedliche 
Fördermöglichkeiten durch die öffentliche Hand. Dazu zählen auch 
Arbeitsprogramme, wie z. B. ABM – Maßnahmen oder die oben 
beschriebenen Ausbildungs- oder Therapieprogramme, die den 
Bauprozeß für die künftige Nutzung begleiten können. 
 
Anhand von zwei Szenarien werden diese Betrachtungen praktikabel 
beschrieben. Einerseits ist es die Nutzung von Gebäuden und 
Flächen der Friedhöfe durch Dritte andererseits wird gezeigt, daß ein 
Friedhof durch teilweise Ausgliederung von Flächen besser 







5.5.1 Zusammenfassende Empfehlungen: 
 
Fördermittel werden nicht vollständig ausgenutzt, die Verwalter der 
Friedhöfe müssen in dieser Hinsicht besser ausgebildet werden. 
 
Für Friedhöfe muß in Zukunft ein besonderer Titel in den 
Programmen zur Förderung (insbesondere städtebauliche 
Förderprogramme) eingerichtet werden. Dabei müssen die Kriterien 
sich nicht unbedingt nur auf den Denkmalschutz beziehen, um es 
einer breiteren Anzahl von Friedhofsträgern zu ermöglichen, sich um 
Fördermittel zu bewerben. Daran gebunden kann eine 
Informationspflicht der Empfänger von Fördergeldern werden, die 
sich an die nächst höhere Verwaltungseinrichtung wendet, um auch 
anderen Friedhofsträgern eine Hilfestellung anzubieten. 
 
Im Bereich Naturschutz ist vor allem aus städtebaulichen und 
Naturschutz - Gründen anzuraten, den Schutzstatus „Geschützter 
Landschaftsbestandteil“ für Friedhöfe zu erlangen. Bei der 
bevorstehenden Welle an Schließungen in Ostdeutschland können 
Friedhöfe dadurch als Grünflächen erhalten bleiben. 
 
Die Mehrzahl der ostdeutschen Kommunen leisten keine 
ausreichende Unterstützung für die konfessionellen Friedhöfe. Hier 
sollten auf Länderebene bessere Vorgaben erlassen werden. 
 
Die Landeskirchen sollten die Erreichbarkeit der kommunalen 
Friedhöfe in den Großstädten überprüfen, um einen evtl. Anspruch 
auf Förderung geltend zu machen. 
 
Der hohe kulturelle Wert der Friedhöfe wird bei den angewendeten 
Zuschußregeln nicht ausreichend berücksichtigt. Hier sollte eine 





6 Beispiele für Nachnutzungen geschlossener Friedhöfe 
 
Grundsätzlich stecken die zu schließenden Friedhöfe in dem 
Dilemma, daß sie Orte im Stadtgrundriß darstellen, die keiner mehr 
gerne betritt. Die Zahl der Besucher ist sowieso erheblich gesunken, 
da regelmäßig nur noch Angehörige der letzten Gräber erscheinen. 
Der geschlossene Friedhof als öffentlich nutzbare Grünfläche hat für 
den Normalbürger ein schlechtes Image. 
Friedhöfe besitzen aber ein sehr hohes Potential an 
imageverbessernden Objekten und Werten, die bei einer Neu- oder 
Nachnutzung als Bereicherung der Fläche wirken können. 
Um diese Flächen wieder in das häufig genutzte Freiflächenangebot 
der Stadt zurückzuholen, bedarf es einer speziellen Planung und 
Vorgehensweise. GAEDKE schreibt dazu: „Friedhofsgrundstücke 
stehen nicht gänzlich außerhalb des Rechtsverkehrs, sondern 
unterliegen grundsätzlich den allgemeinen Regeln des bürgerlichen 
Rechts, insbesondere des Sachenrechts. Ihre öffentliche 
Zweckbestimmung als Ruhestätte der Toten verlangt jedoch eine 
Sonderstellung [...] “342. 
Der Anspruch an die Flächen ist hoch. Forderung ist aus Sicht des 
Verfassers: Kultur, Ökologie, Ökonomie und soziale Aspekte sind 
miteinander zu verbinden. 
Gesucht werden nachhaltige Nutzungsformen, die durch die 
Gesellschaft getragen und finanziert werden können. Aus diesem 
Grund ist eine Bürgerbeteiligung in diesem Zusammenhang 
unbedingt einzubinden. 
Eine Neuinterpretation der Flächen ist nötig, um neue Inhalte in die 
Friedhofsmauern bringen zu können. Dabei muß ausgelotet werden, 
wieweit die Gemeinde Veränderungen akzeptiert. Die Kirche muß 
sich die Frage stellen, wie sie sich auf diesen Flächen repräsentieren 
kann oder sollte, welche neuen Aufgaben die Kirchgemeinden 
übernehmen können. Die Formen der Nachnutzung können sehr 
unterschiedlich sein, da jede Gemeinde ihre individuellen Wünsche, 
Bedürfnisse und Potentiale hat. 
Die Inhalte der umgenutzten Flächen sind abhängig von unserer 
Gesellschaft und den aktuellen Trends. GRÄSSEL formulierte seine 
Sicht der Dinge um 1919 folgendermaßen: „[...]so soll er immer noch 
eine Stätte ernsten Gedenkens, ein Denkmalgarten bleiben. Die 
Stadt Hannover zeigt besonders anschaulich, wie sich solche 
aufgelassenen Friedhöfe besonders schön und zugleich nützlich für 
die Allgemeinheit erhalten und in das Stadtbild eingliedern lassen. In 
München darf an Stelle von zu beseitigenden Denkmälern ein Baum 
gepflanzt und ein Erinnerungstäfelchen von Holz daran befestigt oder 
davor aufgestellt werden“343. 
Vielfach wird das Idealziel sein, eine stadtparkähnliche Freifläche zu 
entwickeln. Hier sind am wenigsten Interessenkonflikte zu erwarten. 
                                            
342 GAEDKE, J.: Handbuch des Friedhof und Bestattungsrechts. Köln 1997, S. 22 




Interessant wird im Zusammenhang mit einem Friedhof die 
Bandbreite der unterschiedlichen Freiraumnutzungen sein. 
Für die Kirche und die Stadtentwicklung ist aber auch die radikalste 
Form der Nachnutzung interessant, nämlich die (teilweise) 
Überbauung der Fläche.  
Im folgenden soll anhand einiger Beispiele aus verschiedenen 
Großstädten Beispiele für den vorher geforderten inhaltlichen 
Neuansatz geben werden 
 
6.1 Beispiel Wiener Zentralfriedhof 
Die Stadtentwicklung Wiens befaßte sich vor allem im Rahmen von 
Maßnahmen zur Verbesserung der sanitären und sozialen Situation 
bereits nach dem ersten Weltkrieg intensiv mit Konzepten zur 
Schaffung neuer Grünflächen. Auf diesem Wege kam man schnell 
auf den Gedanken, daß zur Verbesserung des Grünflächenangebots 
in den hochverdichteten Stadtteilen die bisher ungenutzen Friedhöfe 
dienen können344. Heute sind deshalb wichtige Grünanlagen im 
innerstädtischen Bezirk vorhanden345. Die Umgestaltungen 
geschahen zu Zeiten des Roten Wien, als eine stark refomerisch 
geprägte Stadtplanungspolitik der Sozialdemokraten wirkte. 
Innerhalb der neu angelegten Stadtparks gab es immer einen 
Gräberhain, der neben der Funktion, Aufstellungsfläche für gut 
erhaltene Grabsteine zu sein, auch die Funktion eines Ortes der 
letzten Ruhe für Knochen und Leichenreste übernahm346. 
An diese Entwicklung knüpft ein neues Projekt der Wiener 
Grünplanung an. Die Stadt Wien hat in den 80er Jahren eine 
Flächenbedarfsprüfung der vorhandenen Friedhöfe durchgeführt347. 
Ergebnis war ein Überschuß an Fläche. Daraufhin wurde der 
Beschluß gefaßt, einige Friedhöfe in der Stadt zu schließen.  
Durch einen Bürgerentscheid wurden diese Planungen jedoch wieder 
rückgängig gemacht. Die Durchsetzung höherer Gebühren aufgrund 
höherer Pflegekosten war ebenfalls unmöglich. 
 
Die Magistratsabteilung 18 der Stadt Wien, die für Friedhöfe 
zuständig ist, entschloß sich deshalb zu einem neuen Konzept, wie 
mit den Flächen umgegangen werden könnte. Ausschlaggebend war 
dafür die Erkenntnis, daß den Bürgern die Flächen zur Verfügung 
gestellt werden sollten. 
                                            
344 vgl. AUBÖCK, M./ RULAND, G.: Grün in Wien. Wien 1994, S. 241 
345 Beispielsweise der Waldmüllerpark an der Herzgasse. In ihm sind ein 
Kindergarten, mehrere Kinderspielplätze, eine öffentliche Toilette und ein 
Gräberhain, der an die Vergangenheit der Fläche erinnert, integriert. 
346 GEMEINDE WIEN (Hrsg.): Das Neue Wien. Wien 1927:  
„... dort, wo die Friedhofsflächen in Straßen oder Spielplätze umgewandelt wurden, 
wurden die Gebeine in der Regel enterdigt und in einem hierzu bestimmten Haine 
der neuen Parkanlage gemeinsam bestattet.“ 
347 Auskunft des Leiters der Magistratsabteilung 18, Stadt Wien von Hr. 
Johannides, bei einer Begehung des Zentralfriedhof im August 1998. 
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Auf dem Wiener Zentralfriedhof wurden bereits nicht mehr genutzte 
Flächen auf ihre besondere Eignung für Entspannung und Meditation 
gesucht348. Die Auswahl fiel auf eine Fläche, die bisher noch nicht für 
Bestattungszwecke benutzt worden war. JOHANNIDES dazu: „Der 
Leidtragende soll beim Begehen dieser Fläche und beim 
Durchschreiten bestimmter Punkte zurückblicken können und dann 
die Last der Trauer hinter sich lassen. Verschiedene ausgewählte 
Baumgruppen wirken in Kombination mit speziell positionierten 
Findlingen wie Kraftfelder, die die gewünschte Wirkung erzielen 
sollen. Diese Kraftfelder sind vorher unter anderem mit 
Wünschelrutengängern genau bestimmt worden“. 
Ähnlich wie im Kapitel „Finanzierungsmodelle“ beschrieben, war der 
Ablauf der Finanzierung. So wurden z. B. die Findlinge von 
Ausbildungsbetrieben der Steinmetzinnungen zur Verfügung gestellt. 
Die gärtnerischen Leistungen wurden nicht von den 
Friedhofsgärtnern durchgeführt, sondern nur angeleitet. Die 
tatsächlichen Arbeiten geschahen mit Hilfe von öffentlich geförderten 
Arbeitskräften. 
Der Gedanke, eine neue Form der Trauerbewältigung zu suchen und 
damit gleichzeitig Flächen für die Besucher des Friedhofes wieder 
nutzbar zu machen, liegt auch im Interesse der ostdeutschen 
Friedhofsträger. 
Positiv zu bewerten ist auch die Auswahl der Fläche unter 
friedhofsplanerischen Gesichtspunkten: 
1. Die Fläche ist nicht durch Bestattungen aus Pietätsgründen 
vorbelastet. 
2. Ein Rückbau der sehr landschaftsbezogenen Gestaltungsform ist 
ohne weiteres möglich. 
3. Der Unterhalt der Fläche ist aufgrund der naturhaften Gestaltung 
auf eine Extensivpflege ausgelegt. Die Pflegekosten können so auf 
ein Minimum begrenzt werden. 
 
Der Ansatz der Stadt Wien ist hinsichtlich der Beachtung der 
Bürgerinteressen aus Sicht des Verfassers sehr positiv zu bewerten. 
 
6.2 Beispiel Ohlsdorfer Friedhof in Hamburg 
Der Ohlsdorfer Friedhof ist mit seiner Größe von 400 ha eine der 
größten Grünflächen Hamburgs. Er gehört mit dieser Ausdehnung 
auch zu den größten Parkfriedhöfen der Welt. Auch wenn der 
Grünanteil auf dem Friedhof über 60 Prozent liegt, um den Charakter 
eines landschaftlichen Parkfriedhofes zu wahren, gibt es auch hier 
einen Flächenüberhang. Dieser begründet sich wie auch bisher 
festgestellt wurde durch zurückgehende Bestattungszahlen und die 
Bevorzugung flächenextensiver Bestattungsformen. 
 
                                            
348 Hier kamen auch die Auswahlkriterien des Feng – Shui – zur Anwendung. 
 
 138
Die Leitung des Friedhofes geht in vielerlei Hinsicht ungewöhnliche 
Wege. So wird unter anderem eine Pressesprecherin aus dem 
Friedhofshaushalt finanziert. Die Aufgabe der Pressesprecherin 
besteht vor allem darin, den Friedhof immer wieder der Bevölkerung 
in Erinnerung zu bringen. Ziel ist es, die Bestattungszahlen auf dem 
Friedhof positiv zu beeinflussen. Die Friedhofsleitung versucht durch 
eine Reihe von Veranstaltungen immer wieder, Besucher auf den 
Friedhof zu locken. Darüber wurde mit Fr. BLUM, der 
Pressesprecherin, im März 1999 ein Interview geführt. 
 
Das Interview wird hier als Ideensammlung wiedergegeben. 
 
Verfasser: Fr. Blum, worin sehen Sie Ihre hauptsächliche Aufgabe? 
Fr. Blum: Einerseits soll der Kontakt zur Bevölkerung hergestellt 
werden und andererseits betreibe ich eine Art Imagepflege und -
verbesserung des Friedhofes. Mit anderen Worten werbe ich für den 
Friedhof. 
 
Verfasser: Werbung für einen Friedhof, das klingt sehr nach 
Privatisierung und ist doch zur Zeit noch unzulässig? 
Fr. Blum: Öffentliche Werbung wird eigentlich nur weiter für die 
Grabpflege betrieben. Für den hoheitlichen Teil darf jedoch nicht 
geworben werden. Vor kurzem konnte von uns ein Prozeß vor dem 
OVG Hamburg gewonnen werden, der es erlaubt, auch in Zukunft 
Werbung zu betreiben.  
 
Verfasser: Ist es nicht sehr schwierig, mit einem Friedhof die 
Aufmerksamkeit bei der Bevölkerung anzuregen? 
Fr. Blum: Ja, das stimmt. Der Ort wird immer mit Tod und Bestattung 
in Verbindung gebracht. 
Verfasser: Welches Ziel verbirgt sich hinter Ihren Aktivitäten? 
Fr. Blum: Im Vordergrund steht häufig die Frage, wie kann ich Geld 
verdienen oder sparen. Wird der Friedhof in das öffentliche Interesse 
gerückt, kann man davon ausgehen, daß er auch in Zukunft häufiger 
genutzt wird.  
 
Verfasser: Wie reagiert die Bevölkerung auf ihre Ideen? Was 
glauben Sie passiert, wenn auf einmal ein Teil des Friedhofes als 
Bauland umgewidmet wird? 
Fr. Blum: Ohlsdorf genießt bei der Bevölkerung eine besondere 
Stellung. Unter anderem machte sich das dadurch bemerkbar, daß 
sich anläßlich einer geplanten Bebauung auf dem Friedhof Bürger zu 
einem Protest zusammenschlossen haben. Ohlsdorf ist ein 
besonderer Friedhof, der einerseits eine wichtige Grün- und 
Erholungsfunktion für die Stadt Hamburg darstellt und andererseits 
gerade durch seine außerordentliche Größe und die damit 
zusammenhängenden Gestaltungsmöglichkeiten weltweite 
Bedeutung hat. Der Bebauungsvorschlag kam von der 
Stadtentwicklungsbehörde, nicht von uns. Hintergrund ist akuter 
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Platzmangel für Bebauung in der Innenstadt. Die Fläche war aber nie 
eine „Herzfläche“, die durch die Bevölkerung wirklich intensiv für 
Erholung, Spazierengehen usw. genutzt worden wäre. 
Dieser Bereich stellt innerhalb der Friedhofsfläche die einzige 
Ausweichfläche dar, die für eine Erweiterung nutzbar wäre. Insofern 
ist die Abwägung, ob Bebauung oder nicht schwierig. Wahrscheinlich 
kommt es aber dazu, denn es ist damit zu rechnen, daß langfristig 
nicht mehr so viel Bestattungsfläche benötigt wird. 
 
Verfasser: Welche Ziele haben Sie in nächster Zeit für Ohlsdorf? 
Fr. Blum: Einmal pro Jahr soll ein „Event“, klein oder groß stattfinden. 
Dieser „Event“ soll möglichst öffentlichkeitswirksam durchgeführt 
werden. In den Medien wird darüber berichtet und im Vorwege 
geworben. Schwierigkeiten bestehen allerdings in der Ideenfindung, 
da auf einem solchen Ort nicht alles denkbar ist. 
 
Verfasser: Welche Bedeutung haben Friedhofsflächen aus Ihrer 
Sicht in Zukunft? 
Fr. Blum: Wenn ich manchmal sehe, wie aktiv unsere Flächen in die 
Erholungsnutzung eingebunden sind, denke ich häufig an den 
Central – Park in New York. Ich glaube hier gibt es Parallelen in der 
Nutzung und der Pflege. Das alles ist aber nicht völlig frei von 
Konflikten. Es ist klar, daß sich eine trauernde alte Dame von jungen 
Leuten gestört fühlt, die mit ihren Roller – Skates aus dem Cabrio 
springen. 
 
Verfasser: Welche Bedeutung hat das Stichwort „Bürgerbeteiligung“ für 
Sie? 
Fr. Blum: Mit der Bürgerbeteilung könnten z. B. bisher wenig 
genutzte Friedhofsbereiche als Park mit besonderer „Note“ 
eingerichtet werden. Anwohner, Besucher usw. könnten eigene 
Ideen in verschiedene Parkbereiche einbringen und später aktiv 
mitplanen. 
 
6.3 Verfahren zur Schließung / Entwidmung eines Friedhofes 
Um diese Neuansätze erfolgreich ausführen zu können, ist es für die 
Entscheidungsträger und Planer notwendig, ein Verfahren 
einzuhalten. Ziel dieses Verfahrens ist es, die „richtigen“ Friedhöfe 
einer Stadt herauszufiltern und alle beteiligten Interessengruppen mit 
in die Planung einzubeziehen. In das Verfahren müssen neben den 
gesetzlichen Vorgaben (Schutzbestimmungen, lt. Gesetz an der 
Planung zu beteiligenden Behörden, etc.) auch die besonderen 
Belange der Kirche (bei konfessionellen Friedhöfen) und der 
betroffenen Bürger integriert werden. Hinzu kommen mögliche 
Finanzierungskonzepte, die eine spätere Nachnutzung wesentlich 
beeinflussen können. 
Die Aufmerksamkeit, die einem solchen Objekt entgegengebracht 
wird, kann entscheidend für die künftige Nutzung sein. Daher ist es 
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sinnvoll, diese Absichten vorher genau zu klären. Im allgemeinen 
lassen sich verschiedene Interessengruppen unterscheiden, die nach 
der Schließung eines Friedhofes bestimmte Interessen an der Fläche 
haben349. 
Folgende Interessengruppen sind zu beachten: 
 
1. Kirche: Der Kirchenvorstand der Kirchgemeinde (unter Aufsicht 
der Landeskirche) zu der der Friedhof gehört. 
2. Kommune / Gemeinde: Das örtliche Grünflächenamt, 
Denkmalschutz, Naturschutz. 
3. Bürger 
4. Private Interessengruppen, wie z. B. Historiker, Ortsvereine oder 
auch private Investoren. 
 
6.3.1 Interessen der Kirche 
Mit Kirche ist die „Interessengemeinschaft“ der Kirchenvorstände, der 
Kirchgemeinde und der Landeskirche gemeint. 
Einige Kirchgemeinden möchten die Flächen entweder verkaufen 
oder mittels Erbbaurecht bebauen. Nach der Entwidmung, also der 
förmlichen Außerdienststellung, ist dies möglich, da der Friedhof 
damit seine Zweckbestimmung verloren hat. GAEDKE dazu: „Durch 
die Entwidmung wird der Friedhof dagegen seiner Bestimmung als 
Ruhestätte der Toten zu dienen gänzlich entzogen und einer 
anderen Verwendung zugeführt. Die Entwidmung ist also eine 
Verfügung über den Bestand des Friedhofes, ein gestaltender 
Verwaltungsakt, durch den der Friedhof seinen Charakter als 
öffentliche Begräbnisstätte völlig verliert, seine volle Verkehrs- und 
Verwendungsfähigkeit wiedererlangt und somit auch anderen 
privaten oder öffentlichen Zwecken zugeführt werden kann“350. 
Gegenüber der Dienstaufsichtsbehörde werden solche Vorhaben 
zum Teil abgelehnt: die Haltungen der einzelnen Landeskirchen / 
Konsistorien in den Neuen Bundesländern sind dazu sehr 
unterschiedlich, wie einige Interviews ergeben haben. 
Innerhalb der Ev. – Luth. Landeskirche Sachsen wird die Meinung 
vertreten, bestehenden Grundbesitz nicht zu veräußern. Dies 
geschieht in Übereinstimmung mit § 41 der Kirchgemeindeordnung 
(KGO) der Ev. – Luth. Landeskirche Sachsen351, der im wesentlichen 
aussagt, daß sämtliche Besitztümer zusammenzuhalten sind. 
Auf Friedhöfe wird in derselben KGO jedoch gesondert eingegangen: 
in §41 KGO, Abs. 3d) wird die Zuständigkeit der Veräußerung von 
kircheneigenen Friedhöfen geregelt. Das legt die Vermutung nahe, 
                                            
349 Die hier wiedergegeben Standpunkte beruhen vor allem auf Informationen der 
unterschiedlichen Fachbehörden. Sie sind eher als Trend denn als einzige 
Möglichkeit zu verstehen. 
350 GAEDKE, J.: Handbuch des Friedhof und Bestattungsrechts. Köln 1997, S. 65 
351 Kirchgemeindeordnung der Ev. – Luth. Landeskirche Sachsen, vom 13. 04. 
1983, § 41 Erhaltung, Schutz und Erwerb des Vermögens der Kirchgemeinde und 
der kirchlichen Lehen. 
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daß bei Friedhöfen auch eine Sonderregelung im Umgang mit 
kircheneigenem Vermögen getroffen werden kann. 
Hinzu kommt der erwartungsgemäß geringe Gewinn beim Verkauf 
der Flächen, da diese nicht zu Baulandpreisen, sondern zu 
Grünlandpreisen gehandelt werden352. 
Einer Veräußerung der Flächen wird nur in Form einer Erbpacht 
zugestimmt. Ein Erbpachtvertrag mit dem Gegenstand 
„Friedhofsland“ ist nach Auskunft der Landeskirche Sachsen353 in 
letzter Zeit nicht zustande gekommen. 
Anders z. B. die Haltung des Konsistoriums Berlin / Brandenburg. 
Hier gab es bereits einige Angebote verschiedener Kirchgemeinden 
an den Senat der Stadt Berlin, in denen Friedhofsland zum Verkauf 
bzw. zum Verkauf und gleichzeitiger Bebauung angeboten wurde354. 
Das Modell der Erbpacht in Bezug auf Friedhofsland wurde in Berlin 
bereits erfolgreich angewendet. Mit dieser Methode konnte z. B. in 
Berlin eine Lückenschließung in der Bebauung vorgenommen 
werden355. 
Ein ausdrückliches Interesse der Kirche, ihre geschlossenen 
Friedhöfe dauerhaft weiter zu pflegen , kann in den gesamten Neuen 
Ländern nicht festgestellt werden. Einige Fakten zeigen dies deutlich: 
 
- Der Kirche stehen keine ausreichenden finanziellen Mittel zur 
Verfügung, um eine dauerhafte Pflege auf allen ihren 
Friedhofsflächen durchzuführen. Außerdem mangelt es an dem 
gezielten Einsatz der vorhandenen technischen Möglichkeiten356.  
- Die Kirche läßt die Chance ungenutzt, gezielt bestimmte 
Friedhöfe zu fördern bzw. zu pflegen, um damit eine Form von 
Eigenwerbung für Bestattungen auf dem kirchlichen Friedhof zu 
betreiben. Dies gilt für geschlossene wie für offene Friedhöfe. 
 
Aus Sicht des Verfassers spricht aber einiges für die Eigenwerbung, 
denn die Bereitstellung von Bestattungsflächen ist eine der 
ureigensten Aufgaben der Kirche. Friedhöfe gehören zu den heiligen 
Orten und repräsentieren dadurch auch die Kirche. Eine intakte 
Kirchengemeinde stellt den inneren Zusammenhalt äußerlich 
                                            
352 siehe Abschnitt betriebswirtschaftliche Veränderungen. Die Auskunft der 
Gutachterstelle für die Bewertung von Stadtgrundstücken in Dresden ergab aber 
auch, daß Verträge hinsichtlich einer Baulanderwartung abgeschlossen werden. 
Praktisch bedeutet das, würde der Friedhof z. B. innerhalb von 10 Jahren doch 
bebaut werden, müßte der neue Eigentümer den Wertausgleich der 
Kirchgemeinde auszahlen. 
353 Auskunft wurde erteilt im März 1998. 
354 Beispiele Friedhofsfläche in der Einflugschneise des Flughafens Berlin - 
Schönefeld zum Verkauf oder Friedhofsland des Friedhof (Südosten Berlin.) zum 
Verkauf mit Vorschlägen zur Bebauung; Friedhöfe in Niederschönhausen, die Teile 
der Friedhofsflächen selbst bebauen wollten. 
355 Siehe Beispiel Apostelfriedhof 
356 Denkbar könnte in dem Zusammenhang die Nutzung des Fuhrparks größerer 
Friedhöfe in einer Stadt sein, die regelmäßige Pflegeeinsätze auf den 
geschlossenen Friedhöfen durchführen.  
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sichtbar am guten und einheitlichen Pflegezustand auf den 
Friedhöfen dar. 
Am besten ablesbar ist das auf kleineren Stadtteil- oder 
Dorffriedhöfen. Ein gutes Beispiel sind hierfür die Friedhöfe der 
Oberlausitz. 
Wenn hier von „Werbung“ auf dem Friedhof gesprochen wird, hat 
das in der heutigen Zeit durchaus seine Berechtigung. Anläßlich 
einer Veranstaltung im Rahmen des „Tag des offenen Denkmals“ auf 
einem Dresdner Stadtteilfriedhof357 bemerkte der Geschäftsführer: 
„Reklame für den Friedhof zu machen, ist in Zeiten zurückgehender 
Bestattungszahlen und gegenseitiger Konkurrenz bei weit über 30 
Friedhöfen in einer Stadt ein überlebenswichtiges Mittel.“ 
 
6.3.2 Interessen der Kommunen 
Kommunale Interessen an Friedhofsflächen sind, wie sich bereits im 
Kapitel „Zuschußregelungen der Kommune“ zeigte, sehr 
unterschiedlich. Nicht immer werden die Interessen für die 
verschiedenen Träger von der Kommune oder dem Land (bzw. im 
Fall Berlin des Senats) gleich gewichtet358. Wenn hier von der 
Kommune gesprochen wird, muß dabei stärker differenziert werden: 
Kommunen unterhalten einerseits eigene Friedhofsflächen, 
andererseits verwalten sie alle Grünflächen der Stadt, indirekt also 
auch Grünflächen der konfessionellen Friedhöfe. 
 
6.3.2.1 Einfluß der Kommunen auf eigene Friedhofsflächen 
Einflußnahme und Interesse sind in diesem Fall an politischen Willen 
gebunden. Die Form der Einflußnahme ist unterschiedlich, denn die 
Zuständigkeit für Friedhöfe ist bundesweit nicht einheitlich geregelt. 
Es existieren verschiedene Verwaltungsformen. Laut 
Bestattungsgesetz ist die Gemeinde dafür zuständig, ausreichend 
Bestattungsfläche zur Verfügung zu stellen359. Wie diese verwaltet 
wird, kann die Kommune selbst entscheiden360. In Gesprächen mit 
                                            
357 Am 13. September 1998, auf dem Inneren Neustädter Friedhof in Dresden. 
358 Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung, in Berlin z. B. dadurch, 
daß Gebühren auf landeseigenen Friedhöfen nicht deckend erhoben werden 
müssen. Diese Friedhöfe erhalten indirekt Zuschüsse vom Land, konfessionelle 
Friedhofsträger sind hingegen gezwungen, ihre Gebühren deckend zu berechnen, 
sind also teurer. 
359 z. B. Sächsisches Bestattungsgesetz (SächsBestG) vom 08.07.94, §2, Abs.1 
„Den Gemeinden obliegt es als Pflichtaufgabe, Friedhöfe anzulegen und zu 
erweitern... .“ 
360 Ursprünglich lag die Verwaltung der kommunalen Friedhofsflächen in der 
Zuständigkeit der Grünflächenämter. Später wurden diese dann als Friedhofsämter 
separiert. In den letzten Jahren ist diese Entwicklung wieder rückläufig. In 
kleineren Städten (um 50.000 Einwohner und weniger) werden zum Teil die 
Grünflächenämter aufgelöst und den Bauämtern untergliedert. Von den 
Auswirkungen dieser Verwaltungsreformen sind auch die Friedhöfe betroffen: 
ihnen wird noch weniger Beachtung geschenkt, als sonst. Seit Anfang der 90er 
Jahre werden diese Ämter auch als Eigenbetriebe der Stadt geführt. 
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den zuständigen Fachämtern zeichnete sich ein uneinheitliches Bild 
für die Neuen Länder ab. In der Mehrzahl der Fälle ist allerdings die 
Kommune an unabhängiger Ausübung der gesetzlichen 
Verpflichtung interessiert. Eine Stellungnahme zum Interesse bzw. 
der Entwicklung eigener aufgelassener Friedhöfe, war in den meisten 
Fällen nicht zu bekommen.  
Für die Kommune besteht nicht in jedem Bundesland die 
Verpflichtung, aufgelassene Friedhöfe einer „grünen“ Nachnutzung 
zuzuführen. Aus der Planungsverantwortung heraus kann man 
jedoch annehmen, daß die Gemeinden in den meisten Fällen nicht 
an einer vollständigen Bebauung der Flächen interessiert sind: 
Gründe der Freiraumversorgung (darauf besteht allerdings kein 
Rechtsanspruch), Sicherstellung von klimatischen und ökologischen 
Ausgleichsflächen und nicht zuletzt ein Imagegewinn für die Stadt 
durch ein schöneres Ortsbild, machen die Möglichkeit der 
öffentlichen Nutzung sehr wahrscheinlich.  
 
6.3.2.2 Einfluß der Kommunen auf kirchliche Friedhofsflächen 
Anders ist es beim Interesse an Flächen Dritter: in der Regel lehnen 
die Kommunen es ab, sich an weitere Grünflächen zu binden 
(Übernahme der kirchlichen Flächen). Dadurch entstehen hohe 
Pflege- und Unterhaltskosten. 
Die Chancen für eine Übernahme stehen dagegen nicht schlecht, 
wenn der Fläche nachweisbar eine tragende Rolle im Grünsystem 
der Stadt zukommt. Hier kann man davon ausgehen, daß eine Pflege 
der Fläche mit öffentlichen Mitteln möglich sein kann. 
In der Frage der Überbauung von Kirchenland zeigt das Berliner 
Modell die Planungsstrategie der Großstädte: die Planungshoheit 
liegt bei der Stadt, sie steuert Flächenentwicklung und Einsatz 
investiver Mittel. Eine Kirchengemeinde (hat sie erst einmal die 
Landeskirche überzeugt) kann sich glücklich schätzen, wenn sie die 
Erlaubnis für eine Bebauung der Fläche erhält. 
 
6.3.3 Interessen des Naturschutzes 
Im Vordergrund der Naturschutzinteressen steht der Schutz 
wertvoller Biotope, der Schutz seltener floristischer und faunistischer 
Arten, sowie die Sicherstellung ausreichender Flächen für 
stadtklimatischen Ausgleich. Wissenschaftliche Arbeiten, wie z.B. 
SUKOPP361 (Berlin, 1983) haben die Bedeutung von Friedhöfen für 
den Artenschutz dargestellt. Prof. REIDL von der Landesanstalt für 
Ökologie in Recklinghausen dazu: „Aus ökologisch sehr 
bedeutsamer Sicht können auch ehemalige Friedhöfe sein [...] 
Anstelle von intensiv gemähten Rasen treten dann vielfach Wiesen 
auf, [...] streng geschnittene Hecken werden zu frei wachsenden 
Gebüschen, an deren Rändern sich Saumgesellschaften ausbilden. 
                                            
361 SUKOPP, H.: Stadtökologie. Stuttgart, 1993, S. 301 
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Soweit alter Baumbestand vorliegt, verwandeln sich Friedhöfe in 
parkartige, sehr extensiv gepflegte Anlagen mit hoher Bedeutung für 
den Naturschutz.“362 Das Absperren der Fläche (nach einer 
Schließung) ist aus „Naturschutzsicht“ eine günstige Variante, den 
Bürgern geht sie jedoch verloren. Hier können jedoch 
Zugeständnisse in der Pflege gemacht werden. 
Die Dauerhaftigkeit der Fläche wird durch den Schutzstatus 
„gewidmete Friedhofsfläche“ gesichert. Sie widersteht damit 
konkurrierende Ansprüchen in der Bauleitplanung363. Die Grünfläche 
geht als solche nicht so schnell verloren wie bei einer Entwidmung. 
Für eine zusätzliche prophylaktische Sicherung erscheint eine 
Unterschutzstellung, z. B als geschützter Landschaftsbestandteil 
sinnvoll364. 
Darüber hinaus erfüllt der Friedhof, wie auch andere kleinere 
Stadtparks, die indirekte Aufgabe, Naturerleben und 
Naturverständnis zu fördern. Die Stadtbevölkerung erhält dadurch 
nicht nur einen Erlebnis- und Erholungswert, sondern auch die 
Möglichkeit zur Naturbeobachtung365. 
 
6.3.4 Interessen des Denkmalschutzes 
Der Landschaftsarchitekt JORDAN schreibt zur Denkmalpflege auf 
Friedhöfen: „Zu einem Friedhof gehören in erster Linie die 
Grabdenkmale, die die Geschichte dieser Stadt und ihrer 
Persönlichkeiten widerspiegeln, aber auch Gestaltungsprinzipien, 
Gehölzbestände, Wegesysteme. Alles zusammen bildet das 
Gesamtgartendenkmal Friedhof“366. Fügt man dazu noch den 
eventuellen Bestand an baulichen Einrichtungen (Feierhalle, etc.) hat 
man die „Interessenliste“ komplett. Der besondere Ansatz kommt 
dadurch zum Ausdruck, daß die Schutzwürdigkeit der Friedhöfe im 
Erhalt ihrer Gesamtanlage liegt. Daher müssen alle Bestandteile 
eines Friedhofs gleichrangig beachtet werden. 
                                            
362 REIDL in LÖLF (Hrsg.): Naturschutz auf dem Friedhof. Recklinghausen, (keine 
Datumsangabe), S. 9. 
363 So z. B. der Friedhof Hoppenlau in Stuttgart: wie die AFD bei einem Gespräch 
im Oktober 1997 berichtete, hat es schon häufig Bestrebungen anliegender 
Grundstücksbesitzer (Hotel und Gewerbe) gegeben, sich auf den Friedhof 
auszudehnen. Schlagkräftigstes Argument der Stadtverwaltung gegen die 
Erweiterung war die Widmung des Friedhofes (keine Fläche, über die im normalen 
Geschäftsverkehr verfügt werden kann). 
364 siehe auch Kapitel „Rechtliche Rahmenbedingungen“. 
365 vgl. NABU LV Sachsen e. V. und NSI Region Dresden e. V.: 
Bewertungsgrundlage zur umweltpädagogischen Arbeit für die naturräumliche 
Qualität einzelner Stadtgebiete. Dresden 1996 
366 JORDAN, P.: Parkdenkmalpflege auf Friedhöfen - Beispiele: Hauptfriedhof und 
Jüdischer Friedhof Frankfurt/a. M. Hamburg 1992, S. 12 
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Kommune und Kirche haben ihre Interessen in den 
Musterfriedhofsordnungen in diesem Sinne zum Ausdruck 
gebracht367. 
Bei einer Schließung gestalten sich diese Absichten aber als 
problematisch, da vorerst keine Möglichkeit mehr gegeben ist, den 
Friedhof zu unterhalten (obwohl die Verpflichtung als Eigentümer 
dazu besteht). Interesse der Denkmalpflege aus Sicht der Stadt muß 
es sein, daß die Ortstypik und besonders wertvolle Einzelanlagen 
erhalten bleiben. Wenn man sich über die Wertigkeit der 
Einzelanlagen im städtischen Verband im klaren ist, kann ein Ziel 
sein die wertvollsten Anlagen weiter zu betreiben oder wieder zu 
beleben. 
Gut ablesbar ist das am Beispiel des Stadtgottesackers in Halle an 
der Saale368. In Halle war das nach Kenntnis des Verfassers vor 
allem deshalb möglich, weil die Auslastung der übrigen Friedhöfe es 
rechtfertigten, diesen Friedhof wieder seiner Zweckbestimmung 
zuzuführen. Nicht bekannt ist, ob es weitere Nutzungskonzepte gab. 
 
6.3.5 Interessen der Bürger 
Bürgerinteressen können hier nur vermutet werden. Möglich ist, daß 
aus Sicht der Bürger mindestens eine Offenhaltung der Fläche 
wünschenswert wäre, dient sie doch als „grüner Weg“ oder als 
Stadtteilpark. 
Möglich ist auch, daß die Bürger nicht auf „ihren“ Friedhof verzichten 
wollen und dies z. B. über einen Bürgerentscheid zum Ausdruck 
bringen. 
Generell gilt, daß Konzepte, die nach einer Schließung gefunden 
werden, eng mit der Bevölkerung, insbesondere der Nachbarschaft 
abgestimmt werden müssen. Je höher die Akzeptanz eines Projektes 
in der Bevölkerung ist, um so mehr wird die Fläche, bzw. die neue 
Nutzung in Anspruch genommen. 
 
6.3.6 Private Interessengruppen 
Durch Patenschaftsmodelle in Köln oder die Nutzung eines 
Feierhallenneubaus in Schkeuditz (bei Leipzig) werden Interessen an 
geschlossenen Friedhöfen deutlich. Zielobjekte privater Investoren 
hängen immer mit den auf den Friedhöfen befindlichen Gebäuden 
zusammen. Ob es gewerbliche, künstlerische oder karitative 
Nachnutzungen sind, hängt vom Profil des Interessenten ab. 
Durch Kontakte mit Immobilienhändlern mit Schwerpunkt 
„Denkmalobjekten“ auf der Denkmalmesse in Leipzig 1998 wurde 
deutlich, daß durchaus ein Interesse an solchen Objekten besteht. 
                                            
367 vgl. EV. – LUTH. LANDESKIRCHE SACHSEN, Friedhofsverordnung vom 09. 
05. 1995, Anlage Nr.2 zu § 11 Absatz 1 „Hinweise zum Umgang mit 
kulturhistorisch wertvoller Friedhofssubstanz“ 
368 Der Stadtgottesacker war lange Zeit geschlossen und dient jetzt nach 
Renovierungs- und Instandsetzungsarbeiten wieder als kommunaler Urnenfriedhof. 
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Zunächst weil das Makeln von Feierhallen etwas Neues ist, aber 
auch deshalb, weil auch die Umgebung von Feierhallen ganz 
bestimmte Nutzungen implizieren. Darauf wird in Szenario 4 genauer 
eingegangen. 
 
6.3.7 Verfahren in einzelnen Schritten 
 
1. Schritt: 
Kirchliche bzw. kommunale Entscheidungsträger (Kirchenvorstand, 
Landeskirche, Grünflächenämter, etc.) für die Betreibung eines 
Friedhofes beschließen, den Bedarf an Friedhöfen im Einzugsradius 
einer Stadt zu prüfen.  
Einleitung eines Prüfverfahrens, das unter anderem aus den 
folgenden Untersuchungspunkten bestehen muß:  
• Flächenermittlung 
• Bevölkerungsprognose 
• Erfassung Bestattungszahlen  
• Hydrogeologische Eignung der Bestattungsflächen  
• Naturräumliche Potentiale  
• Schutzgebiete 
• Erfassung der Denkmale 
• Bausubstanz / Zustand der Friedhofsanlagen ermitteln 
• Analyse von Bauleitplanungen 
 
2. Schritt: 
Bewertung der Analyseergebnisse. Wahrscheinliches Ergebnis der 
Bedarfsbestimmung: Überhang an Friedhofsfläche. 
 
3. Schritt: 
Vorschlag von Friedhöfen, die in Zukunft nicht mehr betrieben 
werden sollen.  
Folgende Kriterien können zur Schließung eines Friedhofes führen: 
• Friedhof seit 10 Jahren mit stetig rückläufigen 
Bestattungszahlen und einer Auslastung der möglichen 
Grablager von weniger als 40%. 
• Gelände ungeeignet, genügend Friedhofsfläche in der Stadt 
verfügbar. 
• Extrem hohe Bauschäden, die nicht aus Gebühren oder 
anderen Zuschüssen finanziert werden können. 
• Kein oder kein „nennenswerter“ Denkmalschutz  
• Friedhof liegt in einem Bereich, der mit Bestattungsfläche 
überversorgt ist. 
Es besteht die Möglichkeit große Friedhöfe nicht in ihrer Gänze zu 











• Bebauung auf den Nachbargrundstücken. 
• Ansiedlung von Gewerbebetrieben. 
• Friedhof liegt in einem Sanierungsgebiet, umgebende Bebauung 
und Freiflächen sollen in den nächsten Jahren saniert werden. 
• Friedhof liegt an einer Fläche, die in den nächsten Jahren als 
Grünzug entwickelt werden soll. 
• Aussagen des Landschaftsplans 




• Welche Grabmale stehen unter Denkmalschutz?  
• Wie ist der Erhaltungszustand? 
• Lassen sich Nutzungsberechtigte ausmachen? 
• Sind Kriegsgräber vorhanden? Schutzbestimmungen? 
b) Gebäude: 
• Denkmalschutz 
• Mögliche Nutzungsformen (Zugänge, Erhaltungszustand, etc.) 
c) Parkanlage: 
• Vegetationserfassung 
• Beachtung der Baumschutzsatzungen 
• Pflegeplan für bestimmte Pflanzungen, unterschiedliche 
Prioritäten herausarbeiten 
• Zustandsprüfung der Wegeflächen und Treppen 
 
Naturschutzrechtliche Auflagen 




• Überregionale Interessen (Fördervereine) 
• Soziale Kommunikation 
• Bürgerinitiativen 
• Initiativen der Kirche 
• Möglicher Aufenthaltsort für Erholung / Freizeit verschiedener 
Altersgruppen 
• Wünsche abfragen 
 
Erholungsdruck auf die Fläche 
• Ausstattung des Quartiers mit Erholungsflächen. 




• Allgemeine Bausubstanz des Quartiers läßt Rückschlüsse auf 
seine Freiflächen zu. 




Nach Analyse und Auswertung der Untersuchungspunkte werden 
verschieden Leitbilder zusammen mit allen Beteiligten für die Fläche 
entwickelt. 
Rechtliche Durchführbarkeit  
• Welche unterschiedlichen Finanzierungsmöglichkeiten oder 
Beschaffung von Sach- / Arbeitsleistung lassen sich entwickeln 
• Bürgerinteressen 
• Welche künftige Eigentumsform erscheint sinnvoll? (kommunal, 
kirchlich, Verein) 
• Sollten weitere Unterschutzstellungen angestrebt werden? 
 
6. Schritt: 
Die Planungsbeteiligten beschließen die Nachnutzung der Fläche. 
 
7. Schritt: 
Der Friedhof kann geschlossen werden und wird bis zum Ablauf der 
letzten Ruhefrist (in der Regel 20 bis 30 Jahre) auf die zukünftige 
Nutzung vorbereitet oder die Nutzung beginnt mit dem Entschluß.  
• Kann die Nachnutzung mit dem Friedhofszweck vereinbart 
werden? 



























Die vorliegende Arbeit analysiert die Situation der Großstadtfriedhöfe 
in den fünf Neuen Bundesländern und gibt Anregungen zum weiteren 
Umgang mit ihnen. 
Verdeutlicht wird anhand von Umfrageergebnissen und 
Berechnungen, daß zur Zeit zu viele Bestattungsflächen vorgehalten 
werden. Weiterhin lassen sich mit der Umfrage Aussagen zu 
Zuschußverfahren und zum Umgang mit den Denkmalen auf den 
Friedhöfen machen. 
Durch die Beschreibung der wirtschaftlichen, politischen, 
gesellschaftlichen und verwaltungstechnischen Hintergründe in der 
Entwicklung der Friedhöfe von 1945 bis zum Beginn der 90er Jahre 
wird die heute vorgefundene Ausgangsbasis geklärt. Als wesentliche 
Problemschwerpunkte kristallisieren sich vor allem die Diskussion 
über die weitere Verfahrensweise im Umgang mit der Fläche und 
den darauf befindlichen Gebäuden und Denkmalen heraus. 
Um dafür Lösungen anbieten zu können, wird die Grundlage der 
Handlungsmöglichkeiten (das jeweils zuständige Rechtssystem) auf 
in der derzeitigen Situation anwendbare Bestandteile untersucht. 
Ausgehend von der sehr problematischen wirtschaftlichen Situation 
der Friedhofshaushalte werden Lösungswege entwickelt, die die 
Friedhofsträger entlastet und gleichzeitig eine gerechte Basis zur 
weiteren Bewirtschaftung der Flächen schafft. Es werden 
Anregungen zur Pflege und weiteren Entwicklung der 
Friedhofsflächen gegeben. Im Zusammenhang mit den 
unterschiedlichen Untersuchungsschwerpunkten 
(Bestattungsverhalten, Flächenproblematik, Umgang mit Gebäuden 
und Denkmalen, Bewirtschaftung der Friedhöfe) werden 4 
verschiedene Szenarien entwickelt. Unterscheiden kann man die 
Szenarien in verschiedene Bewirtschaftungs- und Pflegeformen, 
sowie in den Umgang mit Fläche und Gebäuden. Alle beschriebenen 
Szenarien sind derzeit anwendbar, bzw. wurden in ähnlicher Form 
bereits umgesetzt. Den Abschluß der Arbeit bildet eine 
Beispielsammlung zur Umnutzung von Friedhofsflächen. Die Arbeit 


















8.1 Rechtliche Verfahren 
• Die Gesetzgebung berücksichtigt nur unvollkommen die jetzt zur 
Lösung anstehenden Probleme. Insbesondere die Verfahren zur 
Schließung und Entwidmung, die Festschreibung der 
Folgenutzung, sowie die Definition des Friedhofszweck bedürfen 
einer Überarbeitung. 
• Die zur Zeit nutzbaren Fördermöglichkeiten bieten einen breiten 
Handlungsrahmen, der in Teilen einer Ergänzung bedarf. Die zur 




• Der Aufrechterhaltung eines umfassenden Netzwerkes von 
Friedhöfen durch die Kirche wird von staatlicher Seite nicht 
ausreichend Rechnung getragen. Zum Teil übernehmen 
konfessionelle Einrichtungen staatliche Aufgaben ohne 
entsprechende Förderung. 
 
• Durch den bewirtschafteten Flächenüberhang sind sämtliche 
Gebühren in Ostdeutschland anfechtbar. Auswege bieten sich in 
neuen Bewirtschaftungsformen an. Dafür bedarf es Änderungen 
in den nötigen Gesetzesgrundlagen. Die damit verbundenen 
Einsparungsmöglichkeiten liegen in Millionenhöhe. 
 
• Hochwertige Friedhöfe können einer besonderen 
Bewirtschaftungsform zugeführt werden. Denkbar sind spezielle 
Fonds oder eine Privatisierung. 
 
8.3 Erholung und Grünausstattung 
• Dem Erholungswert der Friedhöfe muß in Zukunft eine erheblich 
größere Bedeutung beigemessen werden. Die Multifunktionalität 
der Flächen sollte eindeutig festgeschrieben werden. 
 
• Der Aspekt der Grünversorgung durch Friedhöfe muß in Zukunft 
ebenso höhere Aufmerksamkeit finden. Die Berechnung des 
Grünanteils und die damit zusammenhängende Bezuschussung 
müssen mindestens landesweit einheitlich geregelt werden. 
 
8.4 Denkmalschutz und Gestaltung 
• Die Gestaltung der Friedhöfe durch die weitere Belegung mit 
Grabzeichen ist bereits nivelliert worden. Auf den Fortbestand 




• Der Umgang mit Denkmalen auf dem Friedhof erfordert einen 
neuen Ansatz. Dadurch lassen sich mehr Denkmale wieder einer 
Nutzung zuführen und erhalten. 
 
8.5 Nachnutzung 
• Die Entwicklung unterschiedlicher Szenarien zur Revitalisierung 
von Friedhöfen kann sehr interessenspezifisch und nutzergerecht 
geschehen. 
 
• Je deutlicher die Ziele formuliert werden können, um so einfacher 







AETERNITAS e. V.: Der Friedhof als Geldquelle. In: G&Vplus, 
Heft 1,1997, S.10. 
 
AUBÖCK, M./ RULAND, G.: Grün in Wien. Wien 1994. 
 
BALKE, in: Institut für Kommunalwirtschaft (Hrsg.): Erläuterung zu 
dem Tabellenwerk „Flächenbedarfsermittlung für die Neuanlage 
und Rekonstruktion von Friedhöfen unter besonderer 
Berücksichtigung von anteiligen Flächen für 
Urnengemeinschaftsanlagen auf der Grundlage von 
durchschnittlichen Bruttograbgrößen“. Dresden 1985. 
 
BÄRBIG, K.: Sozialisierung des Bestattungswesens. Dresden 
1921. 
 
BARTLOMIEJ in: DAS GARTENAMT, 7/78, S. 452. 
 
BAUER, L.: Friedhofsanlage und Friedhofskunst. Mönchen - 
Gladbach 1916. 
 
BLASCHKE, K.: Das Friedhofswesen. Kiel 1987. 
 
BLÜHM, R. / ONNASCH, M.: Staat und religiöse Erziehung in der 
DDR. In: DÄHN, H.: Die Rolle der Kirchen in der DDR. München 
1993. 
 
BOEHLKE, H.- K. in: GAEDKE, J.: Eine GmbH als 
Friedhofsträger? In: Deutsche Friedhofskultur, Heft 5, S. 173-174. 
 
BOLZ, N.: Die Zukunft des Gedenkens. In: . WEBER, H. (Hrsg.): 
Orte der Erinnerung, der Friedhof im 21. Jahrhundert. 
Königswinter 1997. 
 
BORCHARD: Friedhofsplanung. In: Das Gartenamt, Heft 9, 1977, 
S. 586. 
 
BRAAM / HARTUNG: Friedhofsplanung. In: Das Gartenamt, Heft 
9, 1977, S. 586. 
 







BUND DER STEUERZAHLER NRW e. V (Hrsg.) und 
AETERNITAS e. V.: Friedhofs- und Bestattungsgebühren 
(Studie). Düsseldorf 1998. 
 
DÄHN, H.: Konfrontation oder Kooperation. Opladen 1982. 
 
DETHLEFS, S.: Zur Geschichte der Friedhöfe und des  
Bestattungswesens in Münster. Regensburg, Münster 1991. 
 
DITTRICH, G. (Hrsg.): Der Friedhof ein Planungselement der 
Stadtentwicklung. SIN, Nürnberg 1975. 
 
DRIEHAUS, H. – J.: Einführung in das allgemeine 
Verwaltungsrecht. München, 1990. 
 
EV. – LUTH. LANDESKIRCHE SACHSEN, Friedhofsverordnung 
vom 09. 05. 1995, Anlage Nr.2 zu § 11 Absatz 1 „Hinweise zum 
Umgang mit kulturhistorisch wertvoller Friedhofssubstanz“. 
 
EV. – LUTH. LANDESKIRCHE SACHSEN, 
Kirchgemeindeordnung vom 13. 04. 1983, § 41 Erhaltung, Schutz 
und Erwerb des Vermögens der Kirchgemeinde und der 
kirchlichen Lehen. 
 
EV. AKADEMIE ISERLOHN: Die anonyme Bestattung als 
Herausforderung an die Friedhofsgestaltung (Tagungsprotokoll). 
Iserlohn 1991. 
 
FARCHER: Mathematische Grundlagen zur Ermittlung des 
Friedhofsflächenbedarf, in: DAS GARTENAMT, 32/83, S.168 – 
178. 
 
FREIE U. HANSESTADT HAMBURG, Umweltbehörde in 
Zusammenarbeit mit der staatlichen Pressestelle (Hrsg): 
Hauptfriedhof Ohlsdorf im Wandel der Zeit. Hamburg 1989. 
 
GAEDKE, J.: Handbuch des Friedhof und Bestattungsrechts (7. 
Auflage). Köln 1997. 
 
GAEDKE, J.: Verkauf von Friedhofsflächen möglich? In: Deutsche 
Friedhofskultur, Heft 2, 1997. 
 
GEMEINDE WIEN (Hrsg.): Das Neue Wien (Band II). Wien 1927. 
 
GRÄSSEL, H.: Über Friedhofsanlagen und Grabdenkmale (Dürer 






GRÄSSEL,H. in: KRIEG, N.: Schon Ordnung ist Schönheit, Hans 
Grässels Münchener Friedhofsarchitektur (1894 - 1929) ein 
deutsches Modell? (Diss., Neue Schriftenreihe des Stadtarchivs 
München). München 1990. 
 
GROSSMANN, G.: Ostdeutschland: Probleme im 
Bestattungswesen. In: Deutsche Friedhofskultur, Heft 7, 1994, S. 
257 – 260. 
 
HAPPE, B.: Anonyme Bestattung: Tote entschwinden dem 
Gedächtnis. In: Deutsche Friedhofskultur, Heft 1, 1997, S. 72-76. 
 
HAPPE, B.: Die Entwicklung der deutschen Friedhöfe von der 
Reformation bis 1870. Tübingen 1991. 
 
HARTUNG / HERBST, in: Landschaft und Stadt, Heft 2, 1977, S. 
58. 
 
HAUSER, A.: Von den letzten Dingen. Zürich 1994. 
 
INSTITUT FÜR KOMMUNALWIRTSCHAFT (Hrsg.): Gestaltung 
unserer Friedhöfe. (Heft 25) Dresden 1963. 
 
INSTITUT FÜR KOMMUNALWIRTSCHAFT (Hrsg.): 
Umgestaltung ländlicher Friedhöfe. Dresden 1979. 
 
INSTITUT FÜR KOMMUNALWIRTSCHAFT (Hrsg.): Weltliche 
Bestattungsfeiern. Dresden 1979. 
 
INSTITUT FÜR KOMMUNALWIRTSCHAFT (Hrsg.): 
Gemeinschaftsanlagen. Dresden,1977. 
 
INSTITUT FÜR KOMMUNALWIRTSCHAFT (Hrsg.): 
Musterfriedhofsordnung für die kommunalen Friedhöfe in der 
DDR auf der Basis der VO über das Bestattungs- und 
Friedhofswesen vom 17.4.1980 (GBl. I/18 ,S. 159). 
 
JENZ, H.: Der Friedhof als stadtgeographisches Problem. Berlin 
1977. 
 
JORDAN, P.: Parkdenkmalpflege auf Friedhöfen - Beispiele: 
Hauptfriedhof und Jüdischer Friedhof Frankfurt/a. M. 
(Schriftenreihe des Förderkreises Ohlsdorfer Friedhof e. V., Band 
3). Hamburg 1992. 
 
KOKENGE, H. / MIES, J.: Friedhofskonzeption Stadt Dresden 
(Band 1 und 2, Hrsg.: Institut für Landschaftsarchitektur der TU 




KRAMER, M. in: RICHTER, G.: Handbuch Stadtgrün. München 
1981, S.242. 
 
KRAMER,M. in: EV. AKADEMIE ISERLOHN: Die anonyme 
Bestattung als Herausforderung an die Friedhofsgestaltung 
(Tagungsprotokoll). Iserlohn 1991. 
 
KRETSCHMAR in: DÄHN, H.: Konfrontation oder Kooperation. 
Opladen 1982. 
 
KRIEG, N.: Schon Ordnung ist Schönheit, Hans Grässels 
Münchener Friedhofsarchitektur (1894 - 1929) ein deutsches 
Modell? (Diss., Neue Schriftenreihe des Stadtarchivs München) 
München 1990. 
 
KRUMME, F.: Die Auswirkungen der Feuer- und der 
Erdbestattung auf den Flächenbedarf der Friedhöfe. (Diss.) Hrsg. 
Verein für Volksfeuerbestattung e. V. Berlin 1968. 
 
LENHOLD / HERBST, in: Das Gartenamt, Heft 9, 1977, S. 586. 
 
LINHOF, R.: Kultur der Münchener Friedhofsanlagen Hans 
Grässels. München 1918. 
 
MEINEL, S.: Moderne Zeiten. In: Naturstein, Heft 5, 1996, S.238. 
 
NABU LV Sachsen e. V. und NSI Region Dresden e. V.: 
Bewertungsgrundlage zur umweltpädagogischen Arbeit für die 
naturräumliche Qualität einzelner Stadtgebiete. Dresden 1996. 
 
NORDELBISCHES KIRCHENAMT „Richtlinien für Friedhöfe in 
kirchlicher Trägerschaft in der Nordelbischen Ev. - Luth. Kirche" 
vom 20. Februar 1987 (GVOBl. S. 51). 
 
OPASCHOWSKI, H.: Pädagogik und Didaktik der Freizeit ( 2. 
Auflage). Opladen 1990. 
 
PICK,G.: Gedanken zur Erhaltung historischer Friedhöfe in 
Münster. In: DETHLEFS, S.: Zur Geschichte der Friedhöfe und 
des Bestattungswesens in Münster. Regensburg, Münster 1991. 
 
REBSDAT, A.: Über das Friedhofsproblem in der Großstadt. 
(Diss.) Hannover 1954. 
 
REIDL in: LÖLF (Hrsg.): Naturschutz auf dem Friedhof. 
Recklinghausen. 
 




RICHTER, G.: Kultraum oder ästhetischer Erlebnispark? In: 
WEBER, H. (Hrsg.): Orte der Erinnerung, der Friedhof im 21. 
Jahrhundert. Königswinter 1997. 
 
SEDLMAYER, H.: Verlust der Mitte. Salzburg 1948. 
 
 
SEIDEL / WEBER: Urnen- und anonyme Gräber machen 
Sparpaket erforderlich. In: Deutsche Friedhofskultur, Heft 4, 1997, 
S.214-216. 
 
SEIDEL, I.: Finanznot macht vor Friedhofstoren nicht halt. in: 
Deutsche Friedhofskultur, Heft 1, 1994, S. 4. 
 
SENGEBUSCH, K.: Ansätze zur Neuberechnung des öffentlichen 
Grünanteils im Landesbetrieb Friedhöfe, Hamburg 
(unveröffentlichte Hausarbeit der FH für öffentliche Verwaltung, 
Fachbereich Allgemeine Verwaltung, Hamburg). Hamburg 1992. 
 
SÖRRIES, R. in: Ashes to ashes, Fünf Friedhofskonzepte für 
Köln Kalk. AFD, Kassel 1997, S. 3. 
 
SÖRRIES, R.: Der Einfluß Der Kommunen auf die 
Friedhofskultur. In: Deutsche Friedhofskultur, Heft 6, 1994, S. 
208. 
 
SÖRRIES, R.: Der Ort wird immer unwichtiger. In: WEBER, H. 
(Hrsg.): Orte der Erinnerung, der Friedhof im 21. Jahrhundert. 
Königswinter 1997. 
 
SPERLING, E.: Gewährleistung: Staatskirchenverträge der neuen 
Bundesländer. In: Deutsche Friedhofskultur, Heft 8, 1994, S. 290. 
 
SPRINGER, E.: Der kirchliche Friedhof. In: Schriftenreihe 
Nordelbischer Konvent, Heft 20, Ev. Presseverband Nord e. V. 
Kiel 1981. 
 
WEIß, H.-H.: Schwierige Friedhofssituation in den Neuen 
Bundesländern. In: Deutsche Friedhofskultur, Heft 6, 1991, S. 205 
– 206. 
 
WERTHMANN H.: Friedhöfe im Osten Deutschlands vor und 
nach der Wende. In: Das Bestattungsgewerbe, Heft 1, 1995, 
S.14-16.  
 
WOLF: Der Friedhof als städtebauliches Problem. In: HIRZEL, St. 





ZAGAR, M.: Gebührenkalkulation im Bestattungswesen. In: 
Deutsche Friedhofskultur, Heft 12, 1995, S. 424. 
 
 
9.2 Verwendete Gesetzestexte 
 
Bund: 
Baugesetzbuch (BauGb) i.d.F. der Bekanntmachung vom 
27.8.1997 (BGBl. I, S. 2141, ber. BGBl. 1998, S. 137). 
 





Gesetz über die landeseigenen und nichtlandeseigenen Friedhöfe 
Berlins (Friedhofsgesetz) i. d. F. vom 1.November.1995 – Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin, 51. Jahrgang Nr. 64, Berlin, den 
9. November 1995 (GVBl. S. 707). 
 
Gesetz zum Schutz von Denkmalen in Berlin (DSchG Bln) i. d. F. 




Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denkmale und 
Bodendenkmale im Land Brandenburg (Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz - Bbg DSchG) i.d.F. vom 18.12.1997 




Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmale im Lande 
Mecklenburg – Vorpommern (Denkmalschutzgesetz – DSchG M-




Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Kulturdenkmale im 
Freistaat Sachsen, (Sächsisches Denkmalschutzgesetz – 
SächsDSchG) vom 3. März 1993 (GVBl., S. 229) geändert 4. Juli 
1994 (GVBl., S 1261). 
 
Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und 
Landesentwicklung für die Förderung von Maßnahmen der Biotop 
– und Landschaftspflege, der Biotopgestaltung und des 
Artenschutzes im Freistaat Sachsen vom 28.Juli 1994. 




Sächsisches Bestattungsgesetz (SächsBestG) i. d. F. vom 
08.07.94 (GVBl. S.1321). 
 
 
Sächsisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(SächsNatschG) i. d. F. vom 16. Dezember 1992 (GVBl. S. 571). 
 
Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministerium des 
Inneren über die Gewährung von Zuwendungen zur Erhaltung 
und Pflege von sächsischen Kulturdenkmalen und zur Aus- und 
Fortbildung der Denkmalpflege (VwV – Denkmalförderung 





Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt i.d.F. vom 13. 
April 1995 (GVBl., S. 508). 
 
Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Erhaltung 
und Pflege von Kulturdenkmalen (RdErl. des MK) i. d. F. vom 




Vorläufige Richtlinie für die Bewilligung von Zuwendungen für 
Denkmalschutz und Denkmalpflege (Denkmalförderungsrichtlinie) 
i. d. F. vom 1.1 1993 (MBI. TH, S. 9,). 
 
Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale im Land 
Thüringen (Thüringer Denkmalschutzgesetz - ThDSchG) i. d. F. 




Rechtsverordnung über das kirchliche Friedhofswesen in der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 
(Friedhofsverordnung – FriedhVO-) i.d.F. vom 9. Mai 1995 (KABl. 
A81). 
 
Ev. – Luth. Landeskirche Sachsen, Kirchgemeindeordnung vom 
13. 04. 1983. 
 
Friedhofsverordnung der evangelisch – lutherischen Landeskirche 







Erste Durchführungsbestimmung zur Verordnung über das 
Friedhofs- und Bestattungswesen vom 17.4.1980 (GBl. DDR, 
S.162). 
 
Verordnung über das Friedhofs- und Bestattungswesen vom 
17.4.1980 (GBl. DDR, S. 159). 
 
 
Musterfriedhofsordnung der DDR, vom 1.Januar, 1981, Hrsg. 




Friedhofsordnung für stadteigene Friedhöfe vom 18. 12. 1990, 
Dresden, 1990. 
 
Hamburg: Gesetz über das Leichen-, Bestattungs-, und 
Friedhofswesen i. d. F. vom 13.11.1995 (GVBl. S. 175, 290). 
  
Hessen: Gesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen i.d.F. 
vom 4.11.1987 (GVBl. S. 199, 598, 109 und 193). 
 
Nordrhein – Westfalen . Decret du 23 prairial XII (12.6. 1804) sur 
les sepultures. 
 
Preußische Ministerium des Inneren: Richtlinien für die 
Gestaltung des Friedhofes und Musterfriedhofsordnungen vom 
18.1 1937 (VaI 31/37). 
 
 
9.3 Weiterführende Literatur 
 
BEHRENS; R. G.: Friedhof im Umbruch. In: DEUTSCHE 
FRIEDHOFSKULTUR 8/93 S. 280-281. 
 
BERGER, G.: Spuren der Vergänglichkeit. Wien 1989. 
 
BONGARTZ, T.: Ihr Recht auf dem Friedhof. Aeternitas (Hrsg.), 
Königswinter, 1995. 
 
BRUNNER, in: OPITZ, M.: Auskunftsbuch für die deutsche 
Bestattungswirtschaft. Görlitz 1938. 
 
DEGA FRIEDHOFSGARTENBAU: Gebühren für Bestattungen, 
Erhebung in 84 Großstädten. DeGa 15/96, S. 23 
 
DRESSLER, R.: Weimarer Friedhöfe. Böhlau, Weimar 1996. 
 




EVANGELISCHE AKADEMIE: Der Friedhof als Gemeinschaftsaufgabe. 
(Tagungsprotokoll). Schlößchen Schönburg, 16.-18. Jan. 1979. 
 
FABIAN, G.: Die Entwicklung von der Erdbestattung zur 
Feuerbestattung aus sozialhygienischer Sicht, dargestellt am Beispiel 
Hamburgs. (Diss). Hamburg 1958. 
 
 
FAYANS, S.: Kirchen, Denkmäler und Bestattungsanlagen. (Handbuch 
der Architektur, 4. Teil, 8. Halbband) Stuttgart 1907. 
 
FÖRDERGESELLSCHAFT DES HESSISCHEN GARTENBAUES: 
Friedhof. Frankfurt 1995. 
 
GUTENBERG: Richtlinien für die Gestaltung und Erhaltung von 
Friedhöfen. (Schriften des österreichischen Städtebundes) Wien 1977. 
 
HAPPE, B.: Anonyme Bestattung in Deutschland – 
Veränderungen in der zeitgenössischen Bestattungs- und 
Erinnerungskultur. In: Friedhof und Denkmal, 41. Jhrg., 1996, 
Nr.2, S. 39. 
 
HEESE, W.: Pflege und Unterhaltung öffentlicher Grünflächen 
und Friedhöfe. In: Das Gartenamt 12/77, S.799 – 808. 
 
HELDWEN, J.: Die Geschichte der Feuerbestattung und deutsche 
Krematorien. Frankfurt a. M. 1931.  
 
HUBER, A.: Markt und Marketing von Bestattungsinstituten - 
Darstellung und Perspektiven (Forschungsbeitrag der Gutenberg - 
Universität Mainz, Band 14). Mainz 1993. 
 
JACOB,G.: Evangelische Kirche jenseits der Zonengrenze. Berlin 1958.  
 
KELLER, H.: Friedhofsplanung - Methodische Grundlagen der 
Friedhofsplanung unter besonderer Berücksichtigung des 
Flächenbestandes und der Standortplanung (Diss.). Berlin 1981. 
 
LOHMANN, A.: Das Krematorium in Chemnitz. Chemnitz 1908.  
 
MEINECKE, W.: Die Kirche in der volksdemokratischen Ordnung der 
DDR. Berlin 1962. 
 
MELCHERT, H.: Die Entwicklung der deutschen Friedhofsordnungen 
(Diss. an der TH Dresden). Dessau 1929.  
 
MÜLLER, G.: Privatisierung des Friedhofs - welche Möglichkeiten gibt 
es? In: DEUTSCHE FRIEDHOFSKULTUR 5/94, S. 171-172. 
 
NAUMANN, H.: Flächenbedarf bei Erd- und Feuerbestattung 





NEUBAUER, St.: Die Friedhöfe von Rostock. In 
LANDSCHAFTSARCHITEKTUR 2/95 S. 23. 
 
NOHL, W.: Kommunales Grün in der ökologisch orientierten 
Stadterneuerung. München 1993. 
 
PFISTER, R.: Die Friedhofs-Fibel. München 1952.  
 
RICHTER, G.: Gedanken zu einer sich abzeichnenden Friedhofskultur. 
In: Friedhof und Denkmal 38. Jahrgang, 4/1993, S 80-85. 
 
RÖHS, K.-W.: Senkung des Friedhofsflächenbedarfs in 
Klagenfurt. In: Das Gartenamt 33 (1984) S. 614-616.  
 
SCHOENICHEN, W.: Alte Friedhöfe, Neuzeitliches Denken. 
(Flugschriften der staatlichen Stelle für Naturdenkmalpflege in Preußen, 
Sonderdruck aus NATURSCHUTZ, Jhg.15, Heft 2, Berlin1935. 
 
SCHRIFTEN DES ÖSTERREICHISCHEN STÄDTEBUNDES: 
Richtlinien für die Gestaltung und Erhaltung von Friedhöfen. Wien 1977. 
 
SCHUCHARD, J (Hrsg.): Vergänglichkeit und Denkmal - Beiträge 
zur Sepulkralkultur. Bonn 1985. 
 
SCHUHMACHER, F.: Die Feuerbestattung. Leipzig 1939. 
 
SUKOPP, H.: Stadtökologie. Stuttgart 1993, S. 301 
 
SÖRRIES, R.: Wertewandel in unserer Gesellschaft. In: DEUTSCHE 










Nr. Inhalt Seite 




2 Eignungsprüfung von Formeln und Richtwerten................................ 44 








5 Gegenüberstellung Potentiale und Konflikte Szenario 1.................... 72 
6 Gegenüberstellung Potentiale und Konflikte Szenario 2.................... 80 




8 Prozentualer Anteil von Friedhofshaushalten in der Teilung zwischen 





9 Berechnung des Gebührendefizits von 3 Testfriedhöfen................... 94 
10 Städtevergleich hinsichtlich Konkurrenz Stand 1997......................... 98 
11 Zusammenstellung der Befragung Zuschußverhalten....................... 101 
12 Gegenüberstellung Potentiale und Konflikte Szenario 3.................... 123 
13 Kostenvergleich zwischen Neuanlage und Pflege für Friedhöfe........ 128 
14 Gegenüberstellung Potentiale und Konflikte Szenario 4.................... 131 
15 Beweisführung durch den Fragebogen.............................................. 166 
16 Bestattungsflächen und Abweichungen vom Soll an 
Bestattungsfläche in ostdeutschen Großstädten............................... 
 
171 
17 Eigentumsverhältnisse an Bestattungsflächen.................................. 172 
18 Überblick über Flächenaufteilung kommunal / kirchlich, bezogen auf 
gesamten Umfragebereich und Ostdeutschland................................ 
 
172 








21 Anzahl an Bestattungen in ausgewählten Großstädten, unterteilt in 
Bestattungsarten und Friedhofstypen................................................ 
 
174 
22 Prozentuale Verteilung der Bestattungen sortiert nach 
Friedhofstypen, bezogen auf Ostdeutschland, ohne Berlin............... 
 
174 
23 Planung von Verwaltungsgemeinschaften......................................... 175 
24 Übersicht über die Belegung der Friedhöfe in den Großstädten, ihre 
Belegung und daraus resultierende Grünanteile............................... 
 
175 
25 Planung von Friedhofserweiterungen................................................ 176 
26 Übersicht über alle befragten Großstädte. Frage nach Zuschuß, 
Denkmalschutz und Förderprogrammen........................................... 
 
177 




28 Auswertung bezogen auf Unterscheidungen im Ost – West Vergleich 178 
   





Diagramm Inhalt Seite 
1 Bestattungsverteilung im gesamten Untersuchungsbereich............. 24 
2 Bestattungsverteilung in Ostdeutschland.......................................... 24 
3 Anteil von Friedhofstypen im Gesamtbereich.................................... 46 
4 Anteil von Friedhofstypen in Ostdeutschland.................................... 46 
5 Bestattungsflächen der Großstädte in den Neuen Ländern.............. 49 
6 Relativer Überhang an Bestattungsfläche......................................... 50 
7 Eigentumsverhältnisse an Bestattungsflächen.................................. 553 




9 Aufbau eines Friedhofhaushaltes in der DDR 1989.......................... 93 




11 Durchschnittliche Auslastung aller Friedhöfe.................................... 98 
 
Quellenangabe: Alle Diagramme wurden aus den selbst ermittelten Daten erstellt. 
 
10.3 Abbildungsverzeichnis 
Abbildung Inhalt / Quelle Seite 
1 Ausschnitt aus der Bild – Zeitung vom 11. Februar 1999................. 2 
2 Überwucherte Grabstelle dessen Grabstein nach Ablauf der 
Ruhefrist nicht beseitigt wurde.......................................................... 
 
3 
3 Stadtteilfriedhof in Leipzig. Der Betrachter spürt die geringe 













6 Ein „dichte Friedhofstyp“ : Grabsteine sind noch zu erkennen......... 20 
7 Wertvolle Flächen für den Naturschutz, die in einigen Jahrzehnten 
der ausbleibenden Pflege entstanden sind....................................... 
 
25 
8 Hauptweg auf einem konfessionellen Friedhof. Dieser Weg ist nicht 
als verkehrssicher einzustufen.......................................................... 
 
28 
9 Wandstelle auf dem St. – Pauli Friedhof in Dresden, die Zeuge der 





10 Situation auf einem geschlossenen Friedhof in Leipzig. Deutlich 
sind große weite Flächen zu erkennen die jetzt in die Pflege 
genommen werden müssen. Die Abfallbehandlung ist nicht 







11 Die zur Spiel-/Lernstätte und Ausstellungshalle umgebaute 
Feierhalle auf dem Friedhof Schkeuditz............................................ 
 
74 
12 Lapidarium auf dem Alten Johannisfriedhof Leipzig.......................... 77 
13 Negativbeispiel für eine Stadtparkgestaltung in der Grabsteine 
bezuglos zur Gesamtanlage „ausgestellt“ werden............................ 
 
78 
14 Zustand des Kirchhof Loschwitz 1998............................................... 82 
15 Zustand des Kirchhofes während der Bauphase 2000, zur Zeit 





16 Grabfeld auf dem Alten Annenfriedhof in Dresden, das durch 
Patenschaften wiederbelebt werden könnte...................................... 
 
111 
17 Funktionsgebäude innerhalb der Friedhofsfläche, das leicht 





Abbildung Inhalt / Quelle Seite 
18 Durchblick durch die geschlossene Baulücke 125 
19 Nebeneinander von Trauer und Kinderspiel: Das in Nutzung 
befindliche Grab ist gegen die Sandspielfläche abgeschirmt. Der 










Abl.   Amtsblatt 
Anm.   Anmerkung  
Anm. d. Verf.  Anmerkung des Verfassers  
BGBl.   Bundesgesetzblatt 
DVO   Durchführungsverordnung 
GBl.    Gesetzblatt 
GMBl.   Gemeinsames Ministerialblatt 
GVBl.   Gesetz- und Verordnungsblatt 
GVS   Gesetz- und Verordnungssammlung 
i.d.F.   in der Fassung 
IfK   Institut für Kommunalwirtschaft 
KABl.    Kirchliches Amtsblatt 
MABl.   Ministerialamtsblatt 
MBl.   Ministerialblatt 
UGA   Urnengemeinschaftsanlage 





11.1 Abgrenzung des Untersuchungsgebietes 
Das Untersuchungsgebiet bezieht sich im wesentlichen auf die fünf 
Neuen Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg – Vorpommern, 
Thüringen, Sachsen, Sachsen – Anhalt, sowie Berlin. 
 
Vom Verfasser wurde eine Umfrage im gesamten Bundesgebiet 
gestartet. Ziel war es, einen möglichst umfassenden Überblick über 
die spezielle Situation in den neuen Bundesländern zu erhalten. Die 
Angaben aus westdeutschen Städten sollten später als 
Vergleichsmöglichkeit dienen. 
Durch die freiwillige Beantwortung der Fragen entstand eine sehr 
breite Streuung, die eine Vergleichbarkeit der Antworten 
untereinander nur schwer möglich machte369. Aus diesem Grund 
entschloß sich der Verfasser, gezielt Städte mit ungefähr 100.000 
Einwohnern anzuschreiben, um dadurch eine vergleichbare 
Ausgangsbasis zu schaffen. Einbezogen wurden auch die Städte, die 
1990 noch 90.000 bis 100.000 Einwohner hatten370. 
Vergleichbar wurden damit die Städte Berlin, Cottbus, Dessau, 
Dresden, Chemnitz, Erfurt, Frankfurt / Oder, Gera, Halle, Jena, 
Potsdam, Leipzig, Rostock und Schwerin371. 
Aus westdeutschen Großstädten lagen nach der Umfrage 
ausreichende Daten vor. Da sich aber sowohl im 
Bestattungsverhalten, wie auch in den vorherrschenden 
Konfessionen große Unterschiede im Vergleich zum Osten 
Deutschlands ergaben, können die Werte nur tendenziell beachtet 
werden. 
 
11.2 Beweisführung durch die Fragebögen 
 
Im folgenden wird tabellarisch zusammengestellt, wie der 
Fragebogen aufgebaut ist. Die Fragen werden immer vor einem 





                                            
369 Die erste Phase der Umfrage wurde über die Konferenz der kommunalen 
Friedhofsverwalter 1996 in Potsdam gestartet. Die Umfragebögen wurden vor Ort 
verteilt und dem Verfasser später von den Adressaten zugesandt. Dadurch konnte 
der Rücklauf nicht vorherbestimmt werden. 
370 Zum Teil veränderten sich die Einwohnerzahlen der Städte nach 1990 
erheblich. 
371 Die Stadt Magdeburg konnte nicht mit einbezogen werden, da von Seiten des 
Grünflächenamtes und der Friedhofsverwaltung offensichtlich kein Interesse an der 




Was soll bewiesen werden? Hypo-
these mit 
Nr. 
Welche Fragestellung gibt 
dazu Auskunft? 
 
Wie können Ergebnisse zugeordnet werden. 
 
  
Frage 1: Name der Stadt 
Rückschlüsse auf zukünftige Flächenauslastung in 
Zusammenhang mit Bevölkerungsprognosen. 
Die Bevölkerungszahlen geben darüber Aufschluß, in welcher 
Weise eine weitere Stadtentwicklung zu erwarten ist. Alle 
Großstädte der Neuen Länder haben, mit Ausnahme Berlins einen 
Bevölkerungsrückgang seit 1992. Zusammen mit dem 
Bestattungsverhalten wird in den nächsten Jahren weniger 
Bestattungsflächen benötigt. Es ist davon auszugehen, daß damit 
die Friedhöfe im Durchschnitt weniger belegt werden. 
 
H1, H2 Frage 2: Wieviel Einwohner hat 
die Stadt? 
Hohe Dezentralität von Friedhofsflächen, die sich für die spätere 
Einrichtung von Stadtparks eignen 
 
H4 Frage 3: Wieviele Friedhöfe 
befinden sich im Stadtgebiet? 
Flächenanteil der kommunalen Friedhöfe - Flächenanteil der 
kirchlichen Friedhöfe an der Gesamtbestattungsfläche. 
H6 Frage 4: Wie groß ist die 
Gesamtfläche der: a) 
kommunalen Friedhöfe,               
b) kirchlichen Friedhöfe?  
Wieviel Fläche wird pro Kopf Einwohner bewirtschaftet? Damit 
kann die Rentablität des Flächenmanagements der Stadt in Frage 
gestellt werden und es ist Indiz für die notwendigen Schließungen. 
Ausgehend von später aufzustellenden Untersuchungswerten, 
werden diese mit den für den Ostteil Deutschlands geltenden Pro – 
Kopf – Werten an Bestattungsfläche verglichen. Dies zeigt einen 
Überhang an Bestattungsfläche. Die Friedhofsträger einer Stadt 
halten damit zu viel Bestattungsfläche vor! 
Die Annahme, daß dies so sein wird, bestätigt sich auch dadurch, 
daß die Friedhofsflächen der großen Ostdeutschen Städte zum 
überwiegenden Teil um die Jahrhundertwende (der Zeit mit dem 
größten Stadtwachstum, zwischen 1870 und 1920), angelegt 
wurden. Diese Bevölkerungszahlen werden heute nicht mehr 
erreicht. 
 
H2 Frage 1 und Frage 5: Wie groß 
ist die gesamte 
Bestattungsfläche der Stadt? 
Annäherung an den vermuteten Grünanteil den Friedhöfe im 
gesamten Grün einer Stadt leisten. Dazu ist eine Festlegung über 
den durchschnittlichen Grünanteil der Friedhöfe getroffen worden. 
Stadtteilfriedhöfe eignen sich aufgrund ihrer Struktur am ehesten 
zur Schließung und Umnutzung. 
 
H4, H5 Frage 6: Wieviele Friedhöfe 
zählen dabei zur Kategorie  1: 
Hauptfriedhof,                             
2: Stadtteilfriedhof,                      
3: Kirchhof? 
Friedhöfe mit hohen Bestattungszahlen werden häufig frequentiert. 
Wohlmöglich geschieht dies unter anderem deshalb, weil sie bei 
der Bevölkerung aufgrund ihrer Struktur beliebter sind als andere. 
Weiterhin kann der Trend des Bestattungsverhalten in der 
absoluten Verteilung der Bestattungszahlen bestätigt werden. 
H3, H5 Frage 7: Wieviele Bestattungen 
werden dabei auf den einzelnen 
Friedhöfen pro Jahr, 
unterschieden in Urnen- und 
Erdbestattungen sowie getrennt 
nach Kategorien durchgeführt? 
Welcher Friedhofstyp steht potentiell am meisten leer und sollte 
deswegen für Überlegungen zur Nachnutzung herangezogen 
werden? 
 
H3, H5 Frage 7 
Wie leistungsfähig ist ein einzelner kirchlicher Friedhof in Bezug 
auf Verwaltung und Flächenmanagement. Je geringer die Anzahl 
an Verwaltungsgemeinschaften ist, desto höher ist die 
Wahrscheinlichkeit, daß der Friedhof Vorteile aus Teilleistungen 
ziehen kann, die in Gemeinschaft ausgeübt werden (Bereitstellung 
von Maschinen, zentrale Verwaltung, etc.). 
 




Wie hoch wird der Grünanteil auf den Friedhöfen von den 
Betreibern eingeschätzt?372 Ein hoher Grünanteil bedeutet 
gleichzeitig, daß die Friedhöfe einen hohen Anteil an der 
gesamtem Grünversorgung der Stadt übernehmen. 
Der sich hieraus ergebende Wert könnte interessant für die 
gesamten Auswirkungen sein. Angaben über leerstehende 
Flächen in den Neuen Ländern könnten die Brisanz der Arbeit 
H7, H8 Frage 9: Wie groß ist der 
allgemeine Grünanteil auf den 
Friedhöfen? 
                                            
372 Das setzt voraus, daß alle Befragten die gleiche Definition für „Grünanteil“ 




Was soll bewiesen werden? Hypo-
these mit 
Nr. 
Welche Fragestellung gibt 
dazu Auskunft? 
bestätigen. 
Ein Grünwert von 25% ist für Friedhöfe ein typischer Wert. Dieser 
Wert wird von einigen Kommunen benutzt um einen 
„grünanteilbezogenen“ Zuschuß zu gewähren373. Hilfreich ist in 
diesem Zusammenhang die Kenntnis von Erholungsflächen, der 
gesamten Grünausstattung, etc.. 
 
Die Friedhofsflächenarten einer Stadt können in einem 
unwirtschaftlichen Verhältnis zueinander stehen. Die Kombination 
der beiden abgefragten Werte decken das auf. 
 
 
H7, H8 Frage 10: Wie groß ist die 
Bruttofriedhofsfläche in der 
Stadt? 
Frage 11: Wie groß ist die 
Nettofriedhofsfläche? 
Sind Friedhofsflächen vorhanden die bereits jetzt geschlossen sind 
aber dennoch eine „kostenverursachende Einheit“ beim jeweiligen 
Träger darstellt? Besteht also ein Potential an Friedhöfen die 
umgenutzt werden könnten? 
Damit kann nachgewiesen werden, daß es eventuell bereits 
geschlossene Friedhofsflächen gibt, die jedoch noch als 
Friedhofsflächen geführt werden. 
 
H10 Frage 10 in Kombination mit 
Frage 5. 
Frage 4 erfaßt nur Betrieb 
befindliche Friedhöfe. 
Der Grünanteil eines Friedhofes wird auch durch die ungenutzten 
Grablager definiert. Friedhöfe mit unwirtschaftlicher Auslastung 
haben einen hohen Grünanteil, den es zu schützen gilt. Dies 
gelingt durch die Schließung, wenn eine grüne Nachnutzung 
vorher festgeschrieben wird. 
 
H3 Frage 12: Wie groß wird die 
allgemeine Belegungsdichte auf 
den Friedhöfen eingeschätzt? 
Wie wirtschaftlich arbeiten die Friedhöfe in einer Stadt? 60% - 
Belegung stellt einen Schwellenwert dar. Liegt die Auslastung bei 
durchschnittlich unter 60%, ist es ratsam Flächen aus dem 
Gesamtangebot zu nehmen. 
 
H1, H2 Frage 13: Liegt die Auslastung 
bei vielen Friedhöfen unter 
60%? 
Gibt es Städte, die Erweiterungen planen und damit dem 
vermuteten allgemeinen Trend entgegenlaufen? Sollte dies der 
Fall sein kann über ein Telephonat mit den Grünflächenamts- oder 
Friedhofsleitern nähere Hintergründe erfragt werden. 
 
H1, H2 Frage 14: Werden 
Erweiterungen geplant? 
Die Aussagen einer Stadt können im Gesamtergebnis eine 
rechnerische Situation ergeben, in der eine Teilschließung erfolgen 
müßte. Wird dennoch nicht über eine Teilschließung nachgedacht, 
können die Hintergründe über ein Telephonat erfragt werden. Wird 
die Frage bejaht, müssen Verfahren entwickelt werden, in welcher 
Weise der Friedhof zu schließen ist und was dann mit ihm 
geschehen soll. 
 
H1, H2 Frage 15: Wird über 
Teilschließungen nachgedacht?
Für kirchliche Friedhöfe können im Zusammenhang mit der 
wirtschaftlichen Entwicklung Engpässe in der Unterhaltung 
auftreten. Da kirchliche Friedhöfe teilweise Pflichtaufgaben der 
Stadt übernehmen, sind sie teilweise von der Zuschüssen der 
Kommune abhängig. Werden sie nicht bezuschußt kann 
prognostiziert werden, daß eine Schließung eines oder mehrerer 
Friedhöfe der Kirchgemeinde(n) zu einer wirtschaftlichen 
Entlastung der Kirchgemeinde(n) führt. 
Durch diese Fragen kann ein allgemeiner Trend festgestellt 
werden. Die Möglichkeit der Kommunen, Kirchen mit ihren 
Grünflächen zu unterstützen, wird nach Meinung des Verfassers 
nicht ausreichend genutzt. Anzunehmen ist, daß die 
Grünflächenämter der Städte die Bedürftigkeit, hinsichtlich Pflege 
und einem akzeptablen Grundzustand, der kirchlichen Grünflächen 
noch nicht vollständig erkannt haben. 
Vermutet wird, daß die Potentiale der Nachnutzung einer 





H9 Frage 16: Werden kirchliche 
Friedhöfe von der Stadt 
bezuschußt? 
                                                                                                               
373 Dieser Wert unterliegt jedoch dem politischen „Goodwill“ einer Kommune, da er 
politisch festgelegt wird. In Zeiten knapper Kassen kann der Wert durch 
mehrheitlichen Beschluß ohne weiteres auf 15% korrigiert werden. 
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Was soll bewiesen werden? Hypo-
these mit 
Nr. 
Welche Fragestellung gibt 
dazu Auskunft? 
Aufgrund der geschichtlichen Entwicklung der Friedhöfe in der 
ehemaligen DDR verfügen diese über einen hohen Anteil an 
Denkmalen. Der Erhalt dieser ist aus den Einnahmen von 
Friedhofsgebühren nicht möglich. 
 
Der überwiegende Teil der Befragten wird wahrscheinlich keine 
Belastung durch die Denkmalpflege äußern. Sind jedoch alle 
Denkmale erfaßt und die Friedhofsverwaltungen über ihre Pflichten 
informiert, werden sich wahrscheinlich schnell Probleme, die mit 
dem Schutz und dem Erhalt der Denkmale zu tun haben, 
einstellen. 
Wird die Frage mit „Ja“ beantwortet müssen Verfahren entwickelt 
oder aktiviert werden, die den Erhalt der Denkmale erleichtern. 
 
H11 Frage 17 Stellen die Belange 
des Denkmalschutz eine 
Belastung in der 
Friedhofsverwaltung dar? 
Vermutet wird, daß sich die Friedhofsbetreiber mit dem zur 
Verfügung stehenden Instrumentarium an Fördermittel nicht 
auskennen, bzw. vor dem Gebrauch dieser zurückschrecken. Die 
Beantwortung läßt einen weiteren Schluß auf Frage 17 zu. 
Die generelle Situation der Friedhöfe müßte zu der Annahme 
führen, daß nicht alle anstehenden Probleme auf Friedhöfen allein 
durch Gebühren gedeckt werden (und können). Daher sind die 
Friedhofsverwaltungen auf Zuwendungen angewiesen. Die 
bestehenden Fördermöglichkeiten halten eine Reihe von 
Zuwendungsmöglichkeiten bereit, die aber nicht alle abgerufen 
werden. Deshalb muß es einer Verbesserung in der Förderung 
geben. 
H12 Frage 18: Wird aus Ihrer 
Kenntnis heraus, Gebrauch von 
den Fördermöglichkeiten von 
Bund und Ländern gemacht? 
Vermutlich ist die Bereitschaft die Fragen zu beantworten höher, 
wenn in Aussicht gestellt wird, daß ein Informationsrücklauf 
besteht. 
 Frage 19: Besteht Interesse an 
der Zusendung des 
ausgewerteten Materials? 
 













Institut für Landschaftsarchitektur 







 Bitte ankreuzen oder eintragen 
 
1. Name der Stadt 
 
2. Wieviel Einwohner hat die 
Stadt 
 
3. Wieviel Friedhöfe befinden sich 
im Stadtgebiet? 
 
4. Wie groß ist die Gesamtfläche 
der: 
 
a) kommunalen Friedhöfe 
 
b) kirchlichen Friedhöfe 
 
 
5. Wie groß ist die gesamte 
Bestattungsfläche der Stadt? 
 
 
6. Wieviele Friedhöfe zählen 
dabei: 






b) zur Kategorie 2: 
Stadtteilfriedhof 
(Friedhöfe in ehemaligen 
Dorfkernen) 
 
c) zur Kategorie 3: Kirchhof 
 
 
                                                                  EW 
 
 
Gesamt:                                                   Stck. 
 
 
                                                                    ha 
 
 
                                                                    ha 
 
                                                                    ha 
 
 





















7. Wieviel Bestattungen werden 
dabei auf den einzelnen 
Friedhöfen pro Jahr durchgeführt? 
 
a) Kategorie 1 (gesamt): 
 
b) Kategorie 2 (gesamt): 
 
c) Kategorie 3 (gesamt): 
 
 




9. Wie groß ist der allgemeine 
Grünanteil auf den Friedhöfen  
 
10. Wie groß ist die 
Bruttofriedhofsfläche  
 
11. Wie groß ist die 
Nettofriedhofsfläche  
 
12. Wie groß wird die allgemeine 
Belegungsdichte auf den 
Friedhöfen eingeschätzt? 
 
13. Liegt die Auslastung bei vielen 
Friedhöfen unter 60% 
Belegungsdichte  
 
14. Werden Erweiterungen 
geplant? 
 
15. Wird über Teilschließungen 
nachgedacht? 
 
16. Werden kirchliche Friedhöfe 
von der Stadt bezuschußt? Wenn 
ja, nach welchem Modus 
geschieht dies? 
 
17. Stellen die Belange des 
Denkmalschutz eine Belastung in 
der Friedhofsverwaltung dar? 
 
19. Wird aus Ihrer Kenntnis 
heraus, von den 
Friedhofsverwaltungen Gebrauch 
von Fördermöglichkeiten von 
Bund und Ländern gemacht? 
 
18. Besteht Interesse an der 



















Durchschnittlich:                                         ha 
 
 
Durchschnittlich:                                         ha 
 
 
Durchschnittlich:                                         ha 
 
 

































11.4 Tabellen zu den Fragebögen 
 
Übersicht über einzelne Tabellen, die aufgrund der Rückmeldungen 
aus den einzelnen Friedhofsverwaltungen erstellt wurden. Die Zahlen 
beruhen auf Angaben mit Datenstand 1997 
 
 
Tabelle 16 zu Frage 1, 3, 5, : Bestattungsflächen und 
Abweichungen vom Soll an Bestattungsfläche in ostdeutschen 
Großstädten. 


















       
 Franfurt/O 69,68% 79328 8 65,40 19,83 45,57  
 Dessau 56,54% 88641 14 51,00 22,16 28,84  
 Cottbus 52,03% 116770 18 60,86 29,19 31,67 
 Schwerin 51,09% 108000 5 55,20 27,00 28,20  
 Potsdam 42,18% 136000 16 58,80 34,00 24,80  
 Halle 40,40% 267000 21 112,00 66,75 45,25  
 Dresden 38,36% 456102 44 185,00 114,03 70,97  
 Berlin 31,80% 3458763 237 1267,84 864,69 403,15  
 Rostock 29,79% 205000 5 73,00 51,25 21,75  
 Leipzig 23,32% 480000 22 156,50 120,00 36,50  
 Gera 15,87% 112000 35 33,28 28,00 5,28  
 Zwickau 14,77% 105000 8 30,80 26,25 4,55  
 Erfurt 13,30% 210000 39 71,29 52,5 18,79 
 Chemnitz 9,08% 257000 21 77,01 64,25 12,76 
 Jena 7,41% 100000 26 27,00 25,00 2,00  
 
* Quelle: eigene Berechnung des Verfassers aus Werten, die durch die Fachämter über die 


















Tabelle 17 zu Frage 4: 






Berlin 656,7 473,36 
Chemnitz 40,41 36,6 
Cottbus 60,86 0 
Dessau 47,7 3,3 
Dresden 64,57 113,66 
Erfurt 67,99 3,3 
Frankfurt a. O 32 1,34 
Gera 28,6 4,68 
Halle 112 0 
Jena 26 1 
Leipzig 118 38,5 
Potsdam 54,3 4,5 
Rostock 67 6 
Schwerin 55 0,2 
Zwickau 23 7,8 
 
 
Tabelle 18 zu Frage 4: Überblick über Flächenaufteilung kommunal / 





Angaben in ha* 
Ostdeutschland 
 
Angaben in ha* 
Kommunal 3285 1386,14 
Kirchlich 866,05 690,94 
 
* Quelle: eigene Berechnung des Verfassers, aus Werten, die durch die Fachämter über die 



















Tabelle 19 zu Frage 6: Anzahl unterschiedlicher Friedhofstypen in 








Berlin k. A. k. A. k. A. 
Chemnitz 2 16 3 
Cottbus 2 16 0 
Dessau 3 8 4 
Dresden 4 37 3 
Frankfurt a. O 1 4 4 
Gera 4 13 18 
Halle 4 11 6 
Jena 2 19 6 
Leipzig 4 14 4 
Potsdam 3 13 0 
Rostock 2 1 3 
Schwerin 2 0 1 
Zwickau 1 3 0 
Erfurt 1 34 4 
 
 
Tabelle 20 zu Frage 6: Vergleich der Anteile verschiedener 
Friedhofstypen im Vergleich des gesamten Umfragebereichs 
(bezogen auf alle Rückmeldungen) und der Anteile in 
Ostdeutschland (nur Großstädte) 
 
Umfrage Gesamtbereich   
 Anzahl Prozent* 
Hauptfriedhöfe 99 17% 
Stadtteilfriedhöfe 413 71% 
Kirchhöfe 72 12% 
   
Umfrage Ostdeutschland   
 Anzahl Prozent* 
Hauptfriedhöfe 35 14% 
Stadtteilfriedhöfe 159 64% 
Kirchhöfe 56 22% 
 
* Quelle: eigene Berechnung des Verfassers, aus Werten, die durch die Fachämter über die 












Tabelle 21 zu Frage 7: Anzahl an Bestattungen in ausgewählten 











 Erde Urne Erde Urne Erde Urne 
Berlin k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 
Chemnitz 74 2920 k. A. k. A. k. A. k. A. 
Cottbus 289 618 131 65 0 0 
Dessau 75 676 14 151   
Dresden 208 3592 590 1922 43 25 
Erfurt 322 1255 k. A. k. A. k. A. k. A. 
Frankfurt a. O 213 463 15 5 0 0 
Gera 49 1254 7 52 2 38 
Halle 450 2300 50 250   
Jena 50 750 3 220 2 0 
Leipzig 284 3251 383 2094 21 71 
Potsdam 135 774 63 189 0 0 
Rostock 345 1675 40 170 0 0 
Schwerin k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 
Zwickau 41 1484 109 334 13 22 
       
Summe 2535 2101 1405 5452 81 156 
Summe / Typ  2354  6857  237 
 
 
Tabelle 22 zu Frage 7: Prozentuale Verteilung der Bestattungen 
sortiert nach Friedhofstypen, bezogen auf Ostdeutschland, ohne 
Berlin 
 
 Verteilung in 
Prozent* 
Erde Urne Gesamt  
Hauptfriedhöfe 76,84% 2535 21012 23547 
Stadtteil-
friedhöfe 
22,37% 1405 5452 6857 
Kirchhöfe 0,77% 81 156 237 
 
* Quelle: eigene Berechnung des Verfassers, aus Werten, die durch die Fachämter über die 



































Tabelle 24 zu Frage 9, 10, 11, 12, 13: Übersicht über die Belegung 
der Friedhöfe in ausgewählten Großstädten, ihre Belegung und 
daraus resultierende Grünanteile. 
 
Stadt Grünanteil 

































          
Dessau 160% 18 14,52 17,85 40,00% 1,1 19,80 8,71 28,51 
Cottbus 155% 18 59,56 60,86 40,00% 3,25 58,50 35,74 94,24 
Jena 138% 26 4,6 8,4 75,00% 0,4 10,40 1,15 11,55 
Leipzig 91% 22 110 156,5 40,00% 3,5 77,00 66,00 143,00 
Gera 90% 35 13,52 16,9 65,00% 0,3 10,50 4,73 15,23 
Franfurt a. O 87% 8 9,7 33,4 65,00% 3,2 25,60 3,40 29,00 
Zwickau 76% 8 19,9 27,8 42,00% 1,2 9,60 11,54 21,14 
Dresden 64% 44 86,5 185 35,00% 1,4 61,60 56,23 117,83 
Erfurt 63% 39 48,29 71,29 48,00% 0,5 19,50 25,11 44,61 
Rostock 62% 5 32 67 80,00% 7 35,00 6,40 41,40 
Chemnitz 51% 21 13,2 35,34 65,00% 0,63 13,23 4,62 17,85 
Halle 44% 21 86 112 99,00% 2,28 47,88 0,86 48,74 
Potsdam 27% 16 50 58,8 80,00% 0,36 5,76 10,00 15,76 
Schwerin 20% 5  55,2 50,00% 2,2 11,00 0,00 11,00 
Magdeburg  0 0 0 0,00%  0,00 0,00 0,00 
Berlin  237  -  - 50,00%  -  30,00 30,00 
 
* Quelle: eigene Berechnung des Verfassers, aus Werten, die durch die Fachämter über die 
Fragebögen bekannt wurden. 
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Tabelle 26 zu Frage 15, 16, 17, 18: Übersicht über alle befragten 








Bamberg Nein Nein n.bekannt Nein 
Bayreuth Nein Nein n.bekannt Nein 
Berlin Nein Ja viel Ja 
Bochum Nein Nein n.bekannt Nein 
Braunschweig Nein Nein keine Angabe Nein 
Bremen Nein Nein keine Angabe Nein 
Chemnitz Ja Nein keine Angabe keine Angabe 
Cottbus Nein Nein keine Angabe Nein 
Dessau Nein Nein keine Angabe Ja 
Dortmund Nein Nein keine Angabe Nein 
Dresden Ja Nein keine Angabe Nein 
Erfurt Nein Ja wenig Nein 
Franfurt a. O Nein Nein wenig Nein 
Frankfurt a. M. Nein Nein n.bekannt Nein 
Gera Nein Ja wenig Nein 
Halle Nein Nein n.bekannt Ja 
Heilbronn Nein Nein n.bekannt Nein 
Jena Nein Ja viel Nein 
Karlsruhe Nein Nein n.bekannt Nein 
Kassel Nein Nein n.bekannt Ja 
Kiel Nein Nein n.bekannt Nein 
Köln Nein Ja n.bekannt Ja 
Leipzig Ja Ja wenig Nein 
Lübeck Nein Nein n.bekannt Nein 
Lüneburg Nein Nein n.bekannt Nein 
Magdeburg Nein Nein n.bekannt Nein 
Mainz Ja Nein n.bekannt Nein 
Neumünster Nein Nein keine Angabe Nein 
Potsdam Nein Ja viel Nein 
Rostock Nein Nein wenig Nein 
Saarbrücken Nein Nein n.bekannt Nein 
Schwerin Nein Nein wenig Nein 
Wiesbaden Nein Nein n.bekannt 












Tabelle 27: Übersicht über Städte mit ca. 100.000 Einwohnern und 
deren Einwohnerentwicklung. 
 
Land Stadt Einwohner Einwohner Differenz Angabe in  
  1995 1989  Prozent 
      
Berlin Berlin 3.470.200 3.376.000 -94200 -2,79 
Brandenburg Potsdam 137.600 143.000 5.400 3,78 
Brandenburg Cottbus 124.600 129.100 4.500 3,49 
Thüringen Erfurt 212.600 220.000 7.400 3,36 
Thüringen Jena 101.800 107.500 5.700 5,30 
Thüringen Gera 125.000 134.500 9.500 7,06 
Sachsen - Anhalt Halle / S. 287.400 234.800 -52.600 -22,40 
Sachsen - Anhalt Magdeburg 263.000 290.400 27.400 9,44 
Sachsen - Anhalt Dessau 92.200 103.200 11.000 10,66 
Mecklenburg - 
Vorpommern 
Rostock 231.300 254.800 23.500 9,22 
Mecklenburg - 
Vorpommern 
Schwerin 117.200 130.700 13.500 10,33 
Sachsen Zwickau 103.900 121.200 17.300 14,27 
Sachsen Chemnitz 271.400 309.600 38.200 12,34 
Sachsen Leipzig 478.200 538.900 60.700 11,26 
Sachsen Dresden 472.900 515.900 43.000 8,33 
 
 
Tabelle 28: Auswertung, bezogen auf Unterscheidung im Ost – West 
- Vergleich 
 
Untersuchungskriterium Ost West 
Anteil an Grünflächen Fehlender Überblick über 
alle Grünflächen. 
Weitestgehend politische 
Entscheidung über die 
Höhe des Wertes. 
   
 Flächenvakanz in einem 





   






   
Bausubstanz Durchschnittlich 





   
Friedhofsmanagement 
und Gebühren 
Geringe Deckung der 
Nutzungsgebühren, zu 
DDR – Zeiten um 20%. 
Höhere Deckung, bei ca. 
70% liegend. 
   
 Notwendigkeit der Ökonomische Ausnutzung 
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der zur Verfügung 
stehenden Mittel vor allem 
im Pflegebereich. 




mittelfristig zu einem 
Ansteigen der Gebühren.
Höherer Anteil von 
Erdbegräbnissen lastet die 
Friedhöfe besser aus. 
   
 Hohe Schwankungen 
zwischen den Gebühren 




zwischen den Gebühren 
der einzelnen Friedhöfe 
innerhalb einzelner Städte. 
   
Bestattungsverhalten und 
die Auswirkungen auf die 
Friedhofsfläche 





Form der Erdbestattung, 
Trend zur Feuerbestattung 
ist feststellbar. 
   




   
Künftiger Umgang mit 
Grün – und 
Bestattungsflächen 
Sie fehlen vor allem bei 
Kirchlichen 






























Einsicht in einen Haushaltsplan eines Dresdener Friedhofs von 1957 
 
Folgende Bestandteile lassen sich aus dem Haushaltsplan 
entnehmen. 
 
I. Einnahmen aus Gebühren für Grabstellen: 
 
Reihengräber:      6.622 
Kindergrabstellen:     140,50 
Wahlgräber:      6.541,05 
Urnengrabstellen:     1.755 
Gebühren bei Beerdigungen:    25.219,25 
 
Einnahmen aus Gebühren für Dekoration, Feierhalle, etc.: 




Grablohn:      - 8.360 
 
Instandsetzung Gebäude:    - 2.063 
 
Gebäudebewirtschaftung:    - 4.065 
 
Besoldung 
Beamte / Angestellte:     - 24.213,93 
Arbeiter:       - 77.050,11 
 
Steuern, Beiträge, Versicherungen:    - 15.395 
 
Unterhaltungsaufwand der Anlage:    - 151,29 
 
Verwaltungsaufwand, Betriebsstoffe, etc.:   - 3.261,65 
 
 
Einnahmen:       - 51.416,80  
Ausgaben:      - 134.559,98 
 



















11.6 Interview mit dem Bezirkskirchenamt Dresden  
 
Das folgende Gespräch wurde mit Herrn Zimmermann, Mitarbeiter 
des Bezirkskirchenamtes Dresden, am 9. Juli, 1997 geführt. 
Das Interview wurde vom Verfasser für die Datensammlung zum 
Friedhofsmanagement geführt. Einzelergebnisse fließen in das 
Kapitel „Bewirtschaftung von Friedhöfen vor 1990“ ein. 
 
 
Verfasser: Wie wirkte sich das Verhältnis Politik - Kirche auf die 
Bewirtschaftung von Friedhöfen aus? Kann man von verschiedenen 
Zeitabschnitten sprechen, in denen es gewisse Veränderungen zum 
Positiven oder Negativen gab? 
Hr. Zimmermann: Die gesamtwirtschaftliche Lage der DDR führte zu 
Engpässen in allen Bereichen. Auch in denen des Baus. Für die 
Beschaffung von Arbeitsmaterial wurde das auch auf den Friedhöfen 
spürbar. Im System der Arbeitszuteilung war es notwendig 
sogenannte „Baulizenzen“ (auch für Kleinstreperaturen) zu 
beantragen. Erst mit dieser Grundlage war es möglich, weitere 
Arbeiten ausführen zu können. Eine Behinderung erfuhren kirchliche 
Friedhöfe z. B. dadurch, daß diese Lizenzen nicht in ausreichendem 
Maß ausgeben wurden, bzw. Anträge darauf abgelehnt wurden. Eine 
weitere Behinderung bestand darin, daß für Arbeiter nicht geworben 
werden durfte (z. B. in Kirchenzeitungen). So war es für 
Friedhofsverwaltungen außerordentlich schwierig, an ausgebildetes 
Fachpersonal heranzukommen. Darüber hinaus existierte in der 
Anfangszeit der DDR das Berufsbild des Friedhofgärtners nicht. 
Ich kann keine direkten Zeitabschnitte nennen, in denen es 
Veränderungen zum Positiven oder Negativen gab. Lediglich die „Ära 
ULBRICHT“ (SED - Chef bis 1961, Staatsratsvorsitzender bis 1973, 




Verfasser: Wer waren die Ansprechpartner für die Kirchgemeinden 
und Friedhofsverwaltungen in Fragen der Stadtpolitik? 
Hr. Zimmermann: Friedhofsverwaltungen mußten sich in allen 
Fragen an die Abteilung „Örtliche Versorgungswirtschaft“ des Rates 
der Gemeinde/Stadt wenden. Diese Abteilung war auch 
verantwortlich für Fragen der Kultur. Der Ansprechpartner befand 
sich in der Abteilung „Inneres, Referat Kirchenfragen“. Anträge 
wurden nicht schriftlich beantwortet, evtl. wurde diesbezüglich ein 
Gespräch geführt, was aber meist einen negativen Ausgang hatte. 
 
Verfasser: Erfuhren kirchliche Friedhöfe in irgendeiner Form 
Unterstützungen aus den Haushaltsmitteln der Kommune, die direkt 
für die Wohlfahrtswirkung, die von Friedhöfen für die Allgemeinheit 




Hr. Zimmermann: Ab 1971 gab es eine Mindestlohnerhöhung auf ca. 
350M. Arbeiter auf konfessionellen Friedhöfen bekamen einen 
höheren Lohn, diese Differenz konnte auf Antrag an die Abteilung 
örtliche Versorgungswirtschaft ausgeglichen werden. 1976 kam es 
zu einer weiteren Mindestlohnerhöhung mit gleicher Regelung. Dabei 
handelte es sich um echte Subventionen (die Stützung des 
Stundenlohns betrug bis zu 30%, ca. 38...88 Pfennig auf einen 
Stundenlohn von 2,68...3,05M). Die Kirche hatte eigene kirchliche 
Tarife, die der wirtschaftlichen Situation angepaßt waren. Auch hier 
gab es einen „Leistungslohn“ (ähnlich dem Akkord - Lohn im Westen 
Deutschlands). 
Am 6. März 1978 fand ein Gespräch mit Honecker und der EKD statt. 
Das Ergebnis war unter anderem, daß ein Preisausgleich für 
Bestattungsleistungen (Unterschied Kommune / Kirche) stattfinden 
sollte.  
Eine Unterstützung für die Wohlfahrtswirkung eines Friedhofes fand 
nicht statt. Elementare Dinge, wie z. B. die Beschaffung von Holz, 
waren wichtiger. 
 
Verfasser: Bestanden Regelungen, die eindeutig darauf abzielten, 
den wirtschaftlichen Rahmen kirchlicher Friedhöfe möglichst eng zu 
begrenzen? Wenn ja, worin genau bestanden diese? 
Hr. Zimmermann: Direkte Regelungen gab es keine, mir sind darüber 
auch keine Verlautbarungen bekannt. Es handelte sich mehr um 
indirekte Verfahrensweisen, wie z. B. den Umgang mit den oben 
genannten Baulizenzen. 
Eine genaue Regelung wurde durch die Staatliche Verordnung des 
Friedhofswesens (z. B. durch das IfK, 28.2.1986) erzielt. 
 
Verfasser: Ist es möglich, an einem Fallbeispiel die nicht 
auskömmliche Gebühr zu schildern? (Dazu wäre eine genaue 
Recherche nötig, um beispielhaft den Haushalt eines Friedhofes über 
mehrere Jahre hinweg zu untersuchen) 
Hr. Zimmermann: Das ist schwierig, da es bis 1970 keine 
gesonderten Friedhofshaushalte gab. Bis zu diesem Zeitpunkt ging 
der Friedhof unter in „allgemeine Angaben“. Auf den ersten Blick 
konnten nur Friedhofsgebäude und Arbeitskräfte festgestellt werden. 
Mit laufenden Ausgaben war nur der routinemäßige Bedarf 
abgedeckt. Eine Finanzierung von Baumaßnahmen konnte nur mit 
landeskirchlichen Zuschüssen stattfinden. Eventuell befinden sich im 
Landeskirchenamt Akten, aus denen etwas über nicht auskömmliche 
Gebühren hervorgeht. Es fand in der Regel eine Berechnung statt, 
wenn man bei Vertretern des Rat der Stadt vorstellig werden wollte. 
Eine „Technikanschaffung“ war auf den Friedhöfen ganz unmöglich. 
 
Verfasser: Wie half man sich selbst? Fanden z. B regelmäßige 
Arbeitseinsätze auf ehrenamtlicher Basis statt? 
 
 183
Hr. Zimmermann: Diese Art Arbeitseinsätze fanden statt. Vor allem in 
der Zeit um den Totensonntag. Aufgefordert wurde dazu während 







Die Denkmalschutzgesetze wurden vom Verfasser auf bestimmte Kriterien hin überprüft. Im Vordergrund der Recherche standen 






















Gesetz zum Schutz 
von Denkmalen in 
Berlin 
(Denkmalschutzgesetz 
Berlin - DSchG Bln), 
i.d.F. vom 24.4.1995  
(GVBl. S. 274) 
§ 2 (1): 
Gartendenkmale 
§ 2 (3): 
Grünanlagen 
§ 2 (4): Friedhof 
 
§ 5 (1): der 
zuständigen 
Senatsverwaltung 
(den 23 Bezirken 
Anm. d. Verf.) 
nachgeordnete 
Behörde. 
 § 5 (2): Forderung nach 
systematischer Erfassung 
von Denkmalen, Erstellung 
einer Denkmaltopographie.
§ 15 (1): Gewährleistung 
von Haushaltsmitteln in 




und Wiederherstellung von 
Bau-, Garten- und 
Bodendenkmalen. 











4.7.1997 (GVBl S. 376) 




Teil der Natur bis zu einer 
Flächengröße von 5 ha, 
deren besonderer Schutz 











































Gesetz über den 
Schutz und die Pflege 




) vom 22. Juli 1991 
(GVBl. S. 311) 
geändert 4. Januar 
1995 (GVBl. S. 2) 
§ 2 (2): 
Gartendenkmale 
 




§ 10 Vorläufiger 
Schutz: 6 Monate





§ 12 Erhaltungspflicht (1): 
Eigentümer und 
Nutzungsberechtigte 




§ 12 (3): Zuwendung 
öffentl. Mittel 
§ 12 (4): Das Land, die 
Landkreise und die 
Gemeinden tragen zur 
Erhaltung und Pflege der 
Denkmale nach Maßgabe 
der ihnen zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel 
bei. 

















Gesetz zum Schutz 
und zur Pflege der 




– DSchG M-V) vom 
30. November 1993  
(GVBl. S. 975) 








§ 3: Untere 
Denkmalschutzbehö
rde, Landräte 
§ 10: Die Kirchen 
sind am Verfahren 
zu beteiligen 
 § 4 Denkmalfachbehörden 
(2) 3.: Beratung, 
Erstattung von Gutachten 
 
§ 6 (1): Unterhaltspflichtig 
sind Eigentümer, Besitzer, 
Unterhaltspflichtige im 
Rahmen des Zumutbaren 
§ 6 (2):Das Land, 
Landkreise sowie die 
Gemeinden können durch 
Zuwendung beitragen. 
 
§ 24 (1) Vorkaufsrecht der 
Gemeinde, wenn 
dauernder Erhalt dadurch 
ermöglicht wird. 




Richtlinie für die 
Bewilligung finanzieller 
Zuwendungen zur 
Erhaltung von Denkmalen 
in Mecklenburg – 
Vorpommern vom 29. 
Oktober 1994 (Abl.MV S. 
1121) 
 
 Vertrag zwischen Land M 
– V und der Ev. – Luth. 
Landeskirche 
Mecklenburgs und der 
Pommerschen ev. Kirche 
(GVBl. M – V S. 560), 
20.1.1994 
Art 9 (2) Die Kirchen stelle 
sicher das ihre Denkmale 
erhalten bleiben 
(5) ... das Land setzt sich 
dafür ein, daß die Kirchen 
auch von solcher 
Einrichtung Hilfge erhalten 
(Förderung), die auf 
nationaler und 
internationaler Ebene für 
die Kultur und 

























Gesetz zum Schutz 




S. 1261, 4.7.1994 




bei allen öffentlichen 
Planungen zu 
berücksichtigen. 
§ 2 (3) c) Werke der 
Garten- und 
Landschaftsgestaltu
ng, g) ..., 
Grabanlagen, h) 
Werke der 













die in kirchlichem 
Eigentum stehen, 
ergehen im 






 § 6 Denkmalrat 
§ 8 Erhaltungspflicht, im 
Rahmen des zumutbaren 
denkmalgerecht zu 
erhalten. 
§ 12 (2) Bauliche oder 
garten- und 
landschaftsgestalterische 
Anlagen in der Umgebung 
eines Kulturdenkmales, 
soweit sie für dessen 
Erscheinungsbild von 
erheblicher Bedeutung 
sind, dürfen nur mit 
Genehmigung ... beseitigt 
oder verändert werden. 
§ 16 Anzeigepflicht bei 












§ 8 (2) Zuschüsse nach 
Maßgabe der zur 
Verfügung stehenden 
Mittel, VwV 27.12.1993 
(Sächs.Abl. 1994, S. 209) 
§ 9 Nutzung, 













SächsNatSchG vom 20. 2. 
1995 
§ 22 (1) Als geschützte 
Landschaftsbestandteile 
können durch Satzung 
Teile von Natur und 
Landschaft festgesetzt 
werden, deren besonderer 
Schutz erforderlich ist... „. 
2. Zur Belebung, 
Gliederung oder Pflege 






















Weiterführende Gesetze / 
Vorschriften 
Sachsen – Anhalt 
 
Denkmalschutzgesetz 
des Landes Sachsen – 
Anhalt     ( GVBl. S. 
368, 21. 10. 1991, 
GVBl. S. 508, 13.4. 
1994) 

















 § 8 (2) Gemeinden sollen 
Denkmalpflegepläne 
erstellen. 
§ 9 (2)Eigentümer, 
Besitzer und sonstige 
Verfügungsberechtigte 
müssen erhalten. 
§ 14 Genehmigung nötig 
bei Veränderung der 
Umgebung. 
§ 17 (2) Mängel, Schäden 
sind zu melden. 






§ 10 (4) 
Unzumutbarkeitsklausel 
§ 20 Land trägt zu den 
Kosten der Erhaltung bei. 
Richtlinien für 
Zuwendungen MBl. LSA 
vom 27.9.1996, S. 1887 
§ 9 (1) 
Nutzung 
sichert Erhalt. 





Verfassung des Landes 
vom 16.7.1992 (GVBl. S. 
600) 
Art. 36 (2) Auf die Heimat 
bezogenen Einrichtungen 
und Eigenheiten der 
einzelnen Regionen 
innerhalb des Landes sind 
zu pflegen. 
 
Gesetz über die 
Bauordnung des Landes 
vom 23.6.1994 (GVBl. LSA 
S. 723) 
§12 (2) Bauliche Anlagen 
sind mit ihrer Umgebung 
derartig in Einklang zu 
bringen, daß sie das 





Landes Sachsen Anhalt, 
vom 24.5.1994 (GVBl. LSA 
S. 608) 





sind zu erhalten. Dies gilt 



























dies für die Erhaltung oder 




Gesetz zur Pflege und 
zum Schutz der 
Kulturdenkmale im 
Land Thüringen 
(ThDSchG, GBl. S. 17, 
7.1.1992), berichtigt 
am 21. 10. 1992 
(GVBl. S. 550) 











§ 6 Vorläufige 
Denkmalschutzlis
te, 6 Monate Zeit 
für Eintragung 
§ 3 Gemeinden sollen 
Denkmalpflegepläne 
aufstellen 
(2) Inhalt des Planes 
§ 7 (1) Eigentümer, 
Besitzer und 
Unterhaltspflichtige im 
Rahmen des zumutbaren 
§ 8 (1) Schäden, Mängel 
unverzüglich anzuzeigen 
§ 11 (2) 
§ 7 (2) Land, Kreise und 
Gemeinden tragen zum 
Erhalt bei. (S. 152) 
§ 11 (2) Unterhaltspflicht 
nach Zumutbarkeit. 





Richtlinie für Zuwendung 
für Denkmalschutz und 
Denkmalpflege, ( ABlTh. 
1993, S. 8) 
 Thüringer Bauordnung 
(ThürBO) vom 3.6.1994 
(GVBl. S. 553) 
Fünfter Teil, § 63 
Genehmigungsfreie 
Vorhaben: 12. B) 
Denkmale und Skulpturen 






















Die Bestattungsgesetze wurden auf die Belange, die im Zusammenhang mit der Schließung / Aufhebung von Friedhofsflächen 


















i.d.F. vom 7.2.1994 
(GBl. S.533 bzw. 86) 
 
 §10 (1): Nicht vor Ablauf 
der Ruhefrist. 
§10 (2): Ausnahme bei 
zwingendem öffentlichem 
Interesse. 
Keine Angaben §2 (2): Die Belange des 
Städtebaus, der 
Landschaftspflege und 
der Denkmalpflege sind 
zu berücksichtigen. 
 
§14: „Gestaltung und 
Ausstattung der 
Grabstätten müssen der 
Würde des Ortes 
entsprechen;[...].“ 
 







i.d.F. vom 10.8.1994 







BestV) i.d.F. vom 





 Art. 11 (1):Nicht vor Ablauf 
der Ruhefristen. 
Art. 11 (3): Evtl. 
Inanspruchnahme für 
einen anderen öffentlichen 
Zweck. 
 
§22 Enthält genaue 
Aussagen über Boden, 
Wasser, Art der Bebauung 
(Anm. d. V.). 
Art. 9 (1): [...] muß sich 
in Orts- und 
Landschaftsbild 
einfügen 
Art. 9 (3): besondere 
Gestaltungsbedingunge
n möglich, wenn 




Vollzug des BestG. 
Privatisierung des 
hoheitlichen Anteils 






















vom 1.11.1995  
(GVBl. S. 707) 
1. Abschn. §3 (1): 
Einvernehmen zur 
Schließung darf ohne 
zwingende Gründe nicht 
verweigert werden. 
 
1. Abschn. §7(1): kann aus 
städtebaulichen, 
wirtschaftlichen o. a. 





1. Abschn. §7 (2): 
Weitere Nutzung 30 Jahre 
nach Schließung. 
 
1. Abschn. §7 (3): 
bei zwingenden Gründen 
des öffentlichen Interesses 
auch vor Ablauf von 30 
Jahren. 
2. Abschn. §6:  
folgende Nutzung 
grundsätzlich als 




ist aus Gründen der Pietät 
nicht zulässig. 




welche die Ehrung der 











Verordnung über das 
Bestattungs- und 
Friedhofswesen vom 





zur Verordnung über das 
Bestattungs- und 
Friedhofswesen vom 17. 4. 
1980 (GBl. DDR S. 162) 
 
 Zu §9 Abs. 1 der 
Verordnung: §12 (1): Mit 
Beschluß zur Einstellung 
der Beisetzung, ist Termin 
zur Aufhebung des 
Friedhofes festzulegen, 
nicht vor Ablauf des 
Nutzungsrechts der letzten 
Bestattung. 
Zu §2 der Verordnung: §1 
(1): Friedhöfe sind 
Grundstücke für die 
Beisetzung Verstorbener 
oder deren Asche bis zu 
deren Aufhebung 
 
Zu §9 Abs.1 der 
Verordnung: §12 (3): 
Aufgehobene 
Friedhofsflächen sind in 
der Regel zu Grünanlagen 
umzugestalten; 
anderweitige Nutzungen 
nur mit Zustimmung der 
Hygieneinspektion.  
 
§12 (4):Beachtung der 
Rechtsvorschriften zur 
Erhaltung der Denkmale. 
 
zu §6 Abs. 1der 





§6 (1): Beisetzungen 































Gesetz über das 
Friedhofs- und 
Bestattungswesen in der 
Freien Hansestadt Bremen 
i.d.F. vom 25.31997 (GBl. 
S. 129) 
 
Friedhofsordnung für die  
stadteigenen Friedhöfe in 
Bremen  
i.d.F. vom 18.12.1990 
(GBl. S. 476)  
 
Friedhofsordnung §9: 
Friedhöfe können ganz 




wichtiger Gründe gesperrt 
werden. 
Friedhofsordnung §4: 
Ablauf der Ruhefrist für 
Aschen 20 Jahre, für 
Leichen 25 Jahre. 
Keine Angaben Friedhofsordnung §12 
(1):  
In äußerer Gestaltung 
aufeinander und auf 
Gesamtgestaltung des 











Gesetz über das Leichen-, 
Bestattungs-, und 
Friedhofswesen i.d.F. vom 
13.11.1995 (GVBl. S. 175 
und 290) 
§30 (1): Aus zwingenden 
Gründen des öffentlichen 
Interesses. 
§30 (2): Durch die 
Aufhebung geht die 
Eigenschaft als Ruhestätte 
verloren. 
§26 (1): Ruhezeiten für 
Leichen und Urnen 25 
Jahre. 
 
§28 (2): Trotz Fristen darf 
mit einer Erlaubnis nach 
Absatz (1) umgebettet 
werden. 
Keine Angaben §17: Friedhöfe sind 
Totengedenkstätten. 




§23 (1): Die Würde und 
die historisch 
gewachsenen 











§16 (2):Die zuständigen 
Behörden sind 























Gesetz über das 
Friedhofs- und 
Bestattungswesen i.d.F. 
vom 4.11.1987 (GVBl. S. 
199, 598, 109 und 193) 
§8 (2): Entwidmung bedarf 
Genehmigung des 




Verwalter muß Besitzer 
der Fläche entschädigen, 




Friedhöfe oder –Teile 
schließen, ohne an Fristen 









§8 (1): Entwidmung 
frühestens mit Ablauf 
sämtlicher Ruhefristen. 
  §3: Friedhöfe dienen der 
Bestattung und der 
Pflege der Gräber im 





Friedhöfen (Erlaß des 
Hess. MdI. vom 
17.7.1991) 1.2: 
Flächenbedarf für 
Erdbestattung auf 4m² 







Nicht – landeseinheitliches 
Gesetz 
Keine Angaben Keine Angaben Keine Angaben Keine Angaben Die Rechtslage sagt zu 
diesem Themenbereich 






bringende Punkte sind 














Fristen Folgenutzung Aussagen Zur 
Gestaltung 
Besonderes 
Nordrhein – Westfalen 
 
Nicht – landeseinheitliches 
Gesetz  
 
u. a. Decret du 23 prairial 
XII (12.6. 1804) sur les 
sepultures (Übersetzung) 
 
Zweiter Teil, Artikel 8 
„Sobald das neue Gelände 
für Beerdigungen 
aufnahmefähig ist, sind die 
bestehenden Friedhöfe zu 
schließen [...].“ 
Zweiter Teil, Artikel 8:  
5 Jahre 
Zweiter Teil, Artikel 9: 
Möglichkeit der 
Verpachtung unter der 
Bedingung, daß sie besät 




Keine Angaben  
Rheinland – Pfalz 
 
Bestattungsgesetz  
i.d.F. vom 6.2.1996 (GVBl. 
S. 65) 
 
§7(2): Schließung ist der 
Genehmigungsbehörde 
anzuzeigen. 
§7(3): Nach Ablauf 
sämtlicher Ruhefristen.  
 









das Bestattungs- und 
Leichenwesen vom 
18.12.1991 (Abl. S. 1414) 
 
§1(2): Schließung bedarf 
der Genehmigung des 
Ministeriums für Frauen, 
Arbeit, Gesundheit und 
Soziales. 
Keine Angaben Keine Angaben Keine Angaben  
Sachsen 
 
Sächsisches Gesetz über 




vom 8.7.1994 (GVBl. S. 
1321) 
 
§8 (2): Schließung ist der 
Genehmigungsbehörde 
anzuzeigen. 
§8 (3): Nach Ablauf 
sämtlicher Ruhefristen 
 
§8 (4): Auch vor Ablauf der 
Ruhefristen, wenn an der 
Nutzung des 
Bestattungsplatzes zu 
anderen Zwecken ein 
zwingendes öffentliches 
Interesse besteht. 




Entwicklung, sowie die 
Belange der 
Landschafts- und 
Denkmalpflege sind zu 
berücksichtigen. 
 
§5 (4): Friedhöfe sind 
§2 (1): 
Gemeindefriedhöfe, 
Gemeinden obliegt es 
als Pflichtaufgabe, 
Friedhöfe einzurichten, 
sowie Leichenhallen zu 
errichten und zu 
unterhalten. 
 













Fristen Folgenutzung Aussagen Zur 
Gestaltung 
Besonderes 
nach außen durch 
Bäume, Sträucher, 
Zäune, Mauern, 
Erdwälle oder auf 
ähnliche Weise 
abzuschirmen. 













Schleswig – Holstein 
 
Landesverordnung über 
das Leichenwesen vom 
30.11.1995 (GVBl. S. 395) 
Kreisordnungsbehörden 























11.9.1 Übersichtsplan Kirchhof Loschwitz 
 
 





11.9.2 Übersichtsplan St. Pauli Friedhof 
 
 
Ausschnitt aus Katasterplan, o. M. 
Erläuterungstext von S. 132 
 
Quelle: KOKENGE, H. / MIES, J.: Friedhofskonzeption Stadt 
Dresden. Dresden 1998, Band 2 
Der Friedhof liegt mitten in einem für Dresden bedeutenden 
Grünzug. Dieser Grünzug stellt eine Verbindung zwischen zwei 
überörtlich wirksamen Heidegebieten dar. Eine Seite des Friedhofs 
grenzt direkt an einen Stadtpark. Auch dieser Stadtpark ist für das 
angrenzenden Wohnquartier von hoher Bedeutung. 
Der Friedhof hat zur Zeit eine Auslastung die seiner Fläche nicht 
gerecht wird1. Innerhalb der Friedhofskonzeption für die Stadt 
Dresden konnten die Verfasser feststellen, daß der Friedhof 
ebenfals eine sehr gute Erholungseigung hat1. Hinzu kommt seine 
hohe Bewertung für den Naturschutz. 
Die Βelegung des Friedhofes wurde in den letzten Jahren vor allem 
auf die gut zugänglichen Randbereiche konzentriert, sodaß sich  
unbelegt Flächen jetzt vor allem an der Peripherie des Friedhofes 
befinden. 
Diese Voraussetzungen für diesen Friedhof sind ideal für eine 
Teilschließung. Der Vorteil bei diesem Fall liegt vor allem in der 
dadurch klar zu trennenden Anteile von Grün und 
Bestattungsflächen. Das erlaubt dem Friedhof berechtigt Zuschüsse 
für den grünpolitischen Wert einzufordern, bzw. die Flächen der 
Stadt Dresden zur Pflege anzubieten. Darüber hinaus können die 
Ziele im Sinne des Naturschutz auf der aufgelassenen Fläche 
verfolgt werden. Selbst die vollständige Sperrung der Fläche hätte 












Quelle: „Gärten in der Stadt“, Hrsg.: Sächsisches Staatsministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten (SML), S. 16, o. M. 
Planverfasser: Landschaftsarchitekturbüro Seelemann, Leipzig 
